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Einleitung

Der ,,Runde Tisch zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein” wurde mit seiner ersten
Veranstaltung am 14. April 2016 im Auftrag des Landtags Schleswig-Holstein installiert. Das Ziel der
insgesamt sechs Veranstaltungen war, ,die aktuelle Situation von Kindern und Jugendlichen in stati-
ondren Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe zu diskutieren und mégliche Handlungsfelder fiir eine
Weiterentwicklung der Heimerziehung aufzuzeigen” (Schleswig-Holsteinischer Landtag, Drucksache
18/3185, 02.07.2015). Der Teilnehmerkreis setzte sich aus insgesamt ca. 130 Expertinnen und Exper-
ten zusammen, die vom Vorsitzenden des Sozialausschusses, Peter Eichstadt, als sachkundige Vertre-
tungen aus den Bereichen der Kommunen und des Landkreistags, der Freien Wohlfahrtspflege, der
privaten Jugendhilfeverbdnde, des Landesjugendhilfeausschusses Schleswig-Holsteins, der Fachver-
bande und —organisationen, dem Ausbildungsbereich sowie angrenzender Fachbereiche wie der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie oder der Familiengerichte eingeladen worden waren.

Die Einrichtung des Runden Tisches stand im Zusammenhang mit der Absicht der Landtagspolitiker,
den Schutz von Kindern und Jugendlichen in stationaren Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe
zu starken. Fir die Moderation des Runden Tisches war die Aufgabe gestellt, die Diskussion in einer
sehr groRen Gruppe so zu fihren, dass alle Perspektiven eingebracht und gleichzeitig weiterflihrende
Ergebnisse erarbeitet werden konnten. Insgesamt wurden sechs Veranstaltungen zu tGbergeordneten
Themenbldcken geplant. Eine Veranstaltung wurde als Workshop fiir Jugendliche aus der Heimerzie-
hung organisiert war, die auf diese Weise am Runden Tisch beteiligt werden sollten. Flinf Veranstal-
tungen fanden im Plenarsaal des Landtags zu folgenden Themenbldcken statt:

1. Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein zu Zielgruppen, Trager-, Platz- und Ange-
botsstrukturen der Heimerziehung in Schleswig-Holstein und einer Diskussion zu Starken und
Schwéachen des Angebotssystems (14.04.2016)

2. ,Gesamtverantwortung’ der éffentlichen Jugendhilfe und Erfahrungen in der Zusammenarbeit
im ,jugendhilferechtlichen Dreieck’ zu den Themen: Rolle und Aufgabe der ortlichen und der
fallverantwortlichen Jugendamter und des Landesjugendamtes. Erfahrungen in der Zusam-
menarbeit von Jugenddamtern, Tragern der freien Jugendhilfe, Leistungsberechtigten
(26.05.2016)

3. Leben und arbeiten in der Heimerziehung I: Angebote und Fachlichkeit des Heimplatzange-
bots in Schleswig-Holstein nach Stéirken und Schwéchen. Zielgruppen, Fachkonzepte, Milieu-
nahe/Milieuferne, Sozialraumbezug. Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren (02.06.2016)

4. Leben und arbeiten in der Heimerziehung Il: Workshop speziell fiir Jugendliche zu den The-
men: Alltag der Kinder und Jugendlichen, Beteiligung und Beschwerdemdoglichkeiten, Schule
und Ausbildung. Durchfiihrung: Kinderschutzbund Landesverband Schleswig-Holstein e.V.
(19.07.2016)



5. Umgang mit Grenzsituationen und mit besonderen Zielgruppen, aktueller Stand der Fachkon-
zepte, geschlossene Heimerziehung und Alternativen, Umgang mit Gewalt in Einrichtungen,
mit Risikoverhalten und Drogenkonsum (08.09.2016)

6. Ergebnisse und Handlungsfelder zur Weiterentwicklung der Heimerziehung mit Bericht der
Jugendlichen aus dem Workshop, Statements des zustandigen Ministeriums und der Fach-
sprecher der Landtagsfraktionen, Plenumsdiskussion zu Handlungsfeldern und Schwerpunk-
ten der Weiterentwicklung (29.09.2016).

Die Erérterungen wurden lberwiegend mit moderierten Podiumsdiskussionen im Rahmen des Ple-
nums begonnen und im gesamten Teilnehmerkreis fortgefiihrt. Die Podiumsteilnehmerinnen und —
teilnehmer wurden von lhren Organisationen auf Anfrage entsandt und waren gebeten, sich auf
Statements zu den anstehenden Fragestellungen vorzubereiten und diese auch schriftlich vorzule-
gen. Bei der Auswahl wurde darauf geachtet, dass sich die Vielfalt der Organisationen Uber alle Ver-
anstaltungen hinweg moglichst gut abbilden konnte. Zu einzelnen Veranstaltungen wurden Sachver-
standige von auRen zu Vortragen eingeladen oder aus dem Runden Tisch selbst zu Inputs gebeten.

In den Diskussionen ging es darum, Daten und Fakten, fachliche Erfahrungen und Einschatzungen zu
erortern, dabei auf Starken und Schwéachen der Heimerziehungspraxis hinzuweisen und Vorschlage
zur Weiterentwicklung einzubringen. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer waren aufgefordert, sich
aus ihren unterschiedlichen Verantwortlichkeiten heraus mit wichtigen Teilaspekten des Themenfel-
des zu befassen und dabei ihre jeweiligen Perspektiven einzubringen.

Allen Organisationen wurde dariber hinaus die Maoglichkeit eingerdumt, schriftliche Statements zu
den angesetzten Themen einzubringen. Einige Akteure haben hiervon auch mehrfach Gebrauch ge-
macht. Alle eingegangenen Statements wurden dem Bericht im Anhang beigefiigt.

Die Expertinnen und Experten des Runden Tisches haben sich insgesamt an allen Sitzungen des Ple-
nums lebhaft beteiligt und die Debatte auf diese Weise mit umfangreichen, sachkundigen und fach-
lich engagierten Beitrdgen gestaltet. Die Moderation und wissenschaftliche Begleitung der Veranstal-
tung wurde von Dr. Vera Birtsch (Hamburg), unterstitzt durch Jana Molle (Deutsches Institut fir
Sozialwirtschaft e.V., Kiel) geleistet.

Strukturen — Stdrken und Schwéichen des Angebotssystems

1. Uberblick

Der Status Quo der Heimerziehung in Schleswig-Holstein ist gekennzeichnet durch ein breites Ange-
bot von insgesamt Gber 6.000 Platzen, die von einer umfangreichen Tragerpalette in Ein- und Mehr-
gruppen-Einrichtungen vorgehalten werden. Das Land Schleswig-Holstein finanzierte in 2014 fir ca.
43.000 junge Menschen (einschlieBlich der jungen Volljahrigen) ambulante und stationare Hilfen zur
Erziehung. Davon lebten ca. 3.400 in Heimen und 4.200 in Pflegefamilien. Dies entspricht 8 % der
stationaren Hilfen in Heimen und 9,8 % in Pflegefamilien. Um diesen Befund im Landervergleich ein-
zuordnen: Schleswig-Holstein liegt mit seiner Heimunterbringungsquote im Landervergleich an dritt-
letzter Stelle. Diese Unterbringungsquote bezieht die Zahl junger Menschen im Heim auf 10.000 der
unter 21jahrigen: das sind in Schleswig-Holstein 61,6. Bremen liegt mit 192,8 an der Spitze, der Bun-
desdurchschnitt liegt bei 69,5. Und auch im Vergleich der Heimkosten (gerechnet pro Kopf der Bevél-



kerung) liegt Schleswig-Holstein im Landervergleich eher hinten und zwar an viertletzter Stelle, wenn
auch die Kosten angestiegen sind (1.Veranstaltung 14.04.16, 2.Prasentation Fendrich im Anhang).

Festzuhalten ist also, dass die Jugendamter des Landes nur gut halb so viele Kinder in Heimen unter-
bringen als Heimplatze vorhanden sind. Die Ubrigen Platze werden aus anderen Bundeslandern be-
legt. Daraus entstehen Probleme, welche die Heimerziehung in Schleswig-Holstein insgesamt belas-
ten. Wenn solche Heimunterbringungen eskalieren, miissen das ortliche Jugendamt bzw. die Heim-
aufsicht handeln. Fiir die Pflegeverhaltnisse wird Schleswig-Holstein nach dem Ablauf von zwei Jah-
ren darlber hinaus kostenzustandig.

2. Strukturmerkmale: Kleinsteinrichtungen und Verbiinde

Zu den Besonderheiten der Angebotsstruktur haben die Expertinnen und Experten des Runden Ti-
sches angemerkt, dass in Schleswig-Holstein heute kaum mehr GroRB-Einrichtungen angesiedelt sind.
Stattdessen dominieren Kleinsteinrichtungen und Verbiinde. Ferner wurde festgestellt, dass die Half-
te aller vorhandenen stationaren Platze (also ca. 3.000) von privat-gewerblichen Einrichtungen ange-
boten wird. Von diesen ist etwa ein Drittel verbandlich nicht organisiert. Dies wurde kritisch betrach-
tet, denn es bedeutet, dass Einrichtungen in dieser GréBenordnung ohne ein strukturell unterstit-
zendes Netz arbeiten.

Die Jugendamter in Schleswig-Holstein haben bei ihren Platzierungsentscheidungen also eine grofRe
Platzauswahl, auch eine zwischen den Ein- und den Mehrgruppen-Einrichtungen. Im Jahr 2014 haben
sie sich zu 54 % fiur Mehrgruppen-Einrichtungen und zu 44 % fir Eingruppen-Einrichtungen entschie-
den. (a.a.0. 2. Prasentation Fendrich im Anhang). Dieses Ergebnis ist der Bundesstatistik zu entneh-
men, die auch einen Hinweis darauf gibt, dass die Praferenz fiir Mehrgruppen-Entscheidungen in den
schleswig-holsteinischen Jugendamtern in den letzten vier Jahren zugenommen hat. Diese Praferenz
begriindet sich vermutlich daraus, dass Mehrgruppen-Einrichtungen in Schleswig-Holstein nicht mehr
die kritisierten GroReinrichtungen sind, die Gruppen untereinander aber ein unterstitzendes Netz-
werk bilden. Die Strukturmerkmale der Ein- und Mehrgruppen-Einrichtungen wurden im Einzelnen
nach ihren Starken und Schwachen diskutiert.

Eingruppen-Einrichtungen wurden wie folgt charakterisiert:

e |eichter in das sozialraumliche Umfeld integrierbar, Jugendliche finden im Sozialraum leichter
Anschluss,

e negativ sich verstarkende Peer-Gruppeneffekte durch die Anbindung an den Sozialraum ge-
ringer als in groBeren Strukturen,

e regional verankerte ambulante Angebote in stadtischen Rdumen leichter mit den stationadren
zu verzahnen,

e durch die groRere Lebensnahe bessere Vorbereitung auf das Leben in Selbstdndigkeit, wenn
Jugendliche nach dem 18. Lebensjahr die Einrichtung verlassen,

e fir die Fachkrafte hohere Belastungen, vor allem wenn Dienste allein wahrgenommen wer-
den. Hohere Belastung in Krisensituationen, Unterstiitzungsstrukturen im Hintergrund wie
bspw. Rufbereitschaften miissen eigens organisiert werden.

Mehrgruppen-Einrichtungen seien demgegeniiber geprégt durch:

e zusatzliche personelle Ressourcen, auch in Sonder- oder Krisensituationen,
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e mebhr institutioneller Overhead (Fachdienste fir Einrichtungen),

e Qualitatssicherungssystem des Tragers, unabhangige Kontrolle fachlicher Vorschriften bzw.
Standards,

e hauslbergreifende Angebote leichter zu gestalten,

e durch offene Angebote des Tragers (Bsp. Austausch im Jugendtreff der Einrichtungen von Ju-
gendlichen aus unterschiedlichen Gruppen) groRere Offenheit des Systems, Austausch der
Betroffenen wirke als eine Form der Kontrolle,

o bei Notwendigkeit, das Hilfesetting des Jugendlichen oder des Kindes zu wechseln, kann ein
Ortswechsel z.B. durch Umzug in eine andere Gruppe vermieden werden, das Kind kénne im
gewohnten Umfeld verbleiben,

e mehr Ressourcen fur weiter entfernte Herkunftsfamilien vorhanden (z. B. Besuchszimmer),

e moglicherweise professionelleres Rollenverstandnis, da das Setting familienferner ist — ent-
sprechend weniger Rollenkonflikte mit den leiblichen Eltern,

e in ,schwierigen” Situationen kann eine groBere Einrichtung verstarkt auf interdisziplinares
Personal wie bspw. psychologische Fachkrafte zuriickgreifen,

e je nach Lage evtl. geringerer Kontakt zum Umfeld.

Es herrschte Ubereinstimmung dariiber, dass beide Strukturformen benétigt werden, da sie unter-
schiedliche Chancen fiir die Betroffenen bieten. Die jeweiligen Schwéachen allerdings konnten besser
aufgefangen werden, als dies gegenwartig der Fall ist: flr Eingruppen-Einrichtungen durch organisa-
torische Vernetzung und flir Mehrgruppen-Einrichtungen durch verstarkt nachbarschaftliche Arbeit
mit dem Umfeld. (3. Veranstaltung 02.06.16, Statements im Anhang).

In einem Statement zur dritten Veranstaltung wurde diese Situation wie folgt beschrieben: , Kinder
und Jugendliche, die wir emotional ansprechen ... und fordern mochten, brauchen Lebensorte, die
Uberschaubar sind, denen sie sich zugehorig fiihlen und die sie mitgestalten kénnen. Bestmdglich
begegnen sie in ihrem Leben positiven Vorbildern, in ihrer Altersgruppe und unter den Erwachsenen.
Wenn es irgend geht, soll dies in der Nahe ihres bisherigen Lebensumfeldes geschehen. Einrichtun-
gen bendtigen zur Bewaltigung der normalen und der aulRergewdhnlichen Anforderungen den Raum,
von der alltdglichen Arbeit zurilickzutreten, personelle Ressourcen zur Kompensation von Ausfallen
und fir Krisenmanagement. Sie brauchen eine verbindliche Struktur, die sie darin unterstitzt, Quali-
tatsarbeit zu leisten. Im Ergebnis haben wir ein ,sowohl-als-auch’. Kleine Einrichtungen erleichtern es
den Kindern und Jugendlichen, sich einzulassen. GroRRe Einrichtungen sind flexibler und kénnen mit
kritischen Einzelsituationen leichter umgehen.” (a.a.0., 5.Statement im Anhang).

Fir die Weiterentwicklung der Strukturen soll also festgehalten werden, dass kleinere Einrichtungen
auch bei dezentraler Lage verbindlich zusammenarbeiten sollten, weil sie auf diese Weise stiitzende
Synergieeffekte erzielen kénnen. Dies kann im Rahmen eines Dachverbandes oder in anderer Form
erfolgen. Von politischer Seite wurde bereits der Vorschlag gedullert, dass ein Trageriiberbau ver-
pflichtend werden misse.

In der Diskussion zur Struktur der Angebote wurden Familienkonzepte in Eingruppen-Einrichtungen
besonders diskutiert. Familienanaloge Wohnformen sind Einrichtungen im Sinne des § 45 SGB VI,
die sich nach Auskunft des Sozialministeriums im Ergebnis auszeichnen durch:

. kleine GruppengrolRe (i.d.R. nicht mehr als 5 Platze nach Entwurf KIVO),
. i.d.R. eine konzeptionelle Ausrichtung auf jingere Kinder,

. innewohnende Fachkrafte (Betreuung im Wohnhaus des Betreuungspersonals),
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. und dadurch eine hohe Kontinuitdt im Betreuungspersonal (kein wechselndes Betreuungs-
personal wie bei Schichtdienstgruppen in , klassischen”“ Heimen).

Diese Einrichtungsformen unterscheiden sich damit konzeptionell von Schichtdienstgruppen und
Pflegefamilien und bieten eigene Strukturvorteile. ,Familienanaloge Wohnformen” stellen, auch
wenn der Begriff bislang nicht gesetzlich definiert ist, aus der Sicht freier wie 6ffentlicher Trager eine
anerkannte Betreuungsform dar. Insbesondere fir jingere Kinder sei diese Angebotsform haufig
bedarfsentsprechend. Sie bieten eine professionelle Hilfe zur Erziehung im Sinne des SGB VIII an
und sind insofern auch an die personellen und konzeptionellen Anforderungen nach § 45 SGB VIII
gebunden.

Die Diskussion um die Neufassung der ,Landesverordnung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen
in Einrichtungen” (KIVO) zeigte aber doch, dass vonseiten der Trdger und des Sozialministeriums
unterschiedliche Auffassungen (ber die Gestaltung familienanaloger Wohnformen bestehen und
damit auch unterschiedliche Anforderungen zur Gewahrleistung des Kindeswohls in diesen Settings
gesehen werden. Im Vordergrund der Diskussion standen die im Gesetz vorgesehene Begrenzung der
Anzahl der Kinder in einer Gruppe und raumliche Anforderungen an die Kinder- und Jugendhilfe (2.
Veranstaltung 26.05.16, 4. Statement im Anhang).

Familienanaloge Wohnformen sind als Unterbringung fir Kinder und Jugendliche im Rahmen der
Heimerziehung von allen Seiten sehr geschatzt. Trotzdem sind auch hier die Rahmenbedingungen
klar zu definieren, nicht zuletzt aus Griinden des Kinderschutzes. So hat das Ministerium entspre-
chende Anforderungen in der KIVO definiert. Bei allen unterschiedlichen Auffassungen hierzu sollte
der Ansatz ernst genommen werden (z.B. die Zahl der Betreuten zu begrenzen oder die GréRe der
Rickzugsraume festzulegen), denn auch in einer Gberschaubaren Gruppe entstehen — wie eben in
der Familie — Konfliktkonstellationen und Uberforderungssituationen, bei der u.U. Hilfe von auRen
gefragt ist. Es ist deshalb nicht nur eine wichtige Frage, auf welches unterstiitzende Netz die fami-
lienanalogen Wohnformen zurlckgreifen kdnnen, sondern auch wie Beteiligung und Beschwerde-
moglichkeiten in einem solchen Setting flr die Betreuten organisiert werden. Vorgeschlagen wurde,
dass z.B. regionalisierte unabhangige Beschwerdestellen eingerichtet werden kénnten.

3. Milieunahe und milieuferne Unterbringung: Stirken und Schwachen

Auch das Kriterium der milieunahen und milieufernen Unterbringungsformen wurde erortert, wobei
sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Runden Tisches lGibereinstimmend fir Milieundhe aus-
sprachen. So favorisieren die belegenden Jugendamter eine raumlich nahe Unterbringung, um einen
nahen Kontakt zu den jungen Menschen und dem Betreuungspersonal zu haben. Wichtig ist den Ju-
gendamtern dariiber hinaus, dass die Einrichtung fiir die Eltern erreichbar ist (3. Veranstaltung
02.06.16, Statements im Anhang).

Entsprechend haben sich auch die Fachkrafte der Trager geduBert, wie z.B.: ,Wir setzen uns als Tra-
ger ein fiir eine lebensweltorientierte, milieunahe Unterbringung ein und verstehen sie als ein Leben
auf Zeit im Heim. Grundsatzlich wollen Kinder und Jugendliche nicht ins Heim. Sie wollen in der Fami-
lie bleiben und dass es ihnen dort besser geht. Selbst wenn sie — wie beispielsweise Jugendliche —
tatsachlich nicht mehr dort bleiben wollen, wollen sie nicht all ihre sozialen Beziige verlieren. ... Etwa
80 bis 85 % der bei uns lebenden Kinder und Jugendlichen werden durch das 6rtliche Jugendamt
untergebracht, der restliche Anteil kommt hauptsachlich von den in unmittelbarer Umgebung lie-
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genden Kreisen.” (a.a.0. 6. Statement im Anhang). Gesagt wurde auch, dass sich eine veranderte
Sichtweise auf die Rolle der Eltern im Hilfekontext entwickelt habe. Fachkrafte in Einrichtungen
missten die Sichtweisen der Eltern und die Frage der Riickflihrung in die Herkunftsfamilie von An-
fang der Hilfe an mitdenken. Das bedeute, dass bei jedem Schritt der Hilfeplanung und -erbringung
die Eltern miteinzubeziehen seien. Das sei schon deshalb wichtig, weil zahlreiche Kinder und Jugend-
liche die Wochenenden in der Familie verbringen wiirden.

Von Jugendamtsseite wurden ahnliche Positionen berichtet, z.B. dass man sich im Kreis auch eine
starkere Kooperation sowie den Austausch von Fachlichkeit zwischen ambulanten und stationaren
Hilfen wiinsche. Daraus kdnne sich beispielsweise einmal eine Heimunterbringung als sogenannte
Auszeit und nicht nur als Endstation ergeben. Riickfihrungskonzepte kénnten in der besseren Zu-
sammenarbeit von ambulanten und stationdren Hilfen qualifiziert werden. Auf diese Weise konnten
stabilere Lebensperspektiven entstehen. Im Ergebnis entstiinde also im Kontext sozialrdumlicher
Orientierung eine andere Fachlichkeit. (a.a.0. 4. Statement im Anhang).

Insgesamt ergab sich aus den Beratungen des Runden Tisches das Ergebnis, dass zur Unterstiitzung
milieunaher Unterbringung die sozialrdumlichen Konzepte starker in den Blick genommen werden
sollten. Dies sei regional durchaus erfolgt, konne aber intensiviert und vor allem in der Flache erwei-
tert werden. Die Implementierung der Sozialraumkonzepte wiirde auch Vernetzungen der Heim-
Einrichtungen mit Infrastruktureinrichtungen aus deren Umgebungen beférdern. AuBerdem seien die
Konzepte in stadtischen und in landlichen Rdumen anzuwenden und entsprechend der geltenden
Rahmenbedingungen fortzuentwickeln. Eine Erfahrung, die hierbei gegenwartig gemacht wiirde, sei
namlich, dass Konzepte in Stadten wie in Landkreisen aus unterschiedlichen Griinden an ihre Gren-
zen stolRen. In den Stadten misse der Mangel an geeigneten und bezahlbaren Standorten aufgefan-
gen werden. Auf dem Land seien vor allem ambulante Angebote an geeigneten Orten zu entwickeln.

Die Expertinnen und Experten des Runden Tisches wollten allerdings Milieuferne nicht ganzlich aus-
schlieRen. Milieuferne habe im Einzelfall immer auch eine Berechtigung. Vorrangig sei schlielich, in
der Hilfeplanung genau auf das einzelne Kind und seine Bediirfnisse einzugehen. Eine Unterbringung
mit groRerer Entfernung zum Elternhaus wurde aber dann lberwiegend kritisch gesehen, wenn Kin-
der und Jugendliche von Jugendamtern anderer Bundesldnder (vor allem aus GroRstddten wie Ham-
burg und Berlin, aber auch aus stddtischen Regionen z.B. Nordrhein-Westfalens) in kleinen Einrich-
tungen bzw. familienanalogen Wohngruppen auf dem Land in Schleswig-Holstein untergebracht
wirden. Wenn dort Krisen entstiinden, seien die 6rtlichen Jugendamter, Inobhutnahmestellen aber
auch nachfolgende Einrichtungen besonders belastet: bei diesen Unterbringungen waren nicht selten
Heimwechsel vorausgegangen und — das komme erschwerend hinzu — die Jugendamter vernachlas-
sigten oft ihre Pflichten in der Hilfeplanung durch fehlende Prasenz am Unterbringungsort.

Fachkrafte aus Einrichtungen und belegenden wie o6rtlichen Jugendamtern sprachen sich Uber die
unterschiedlichen Sitzungen hinweg einheitlich dafiir aus, dass ein zentrales Merkmal von Fachlich-
keit der fallzustandigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im ASD die Kenntnis der ausgewahlten
Einrichtung aus personlicher Anschauung sei. Um das Kind oder den Jugendlichen in seinem neuen
Umfeld erleben und sich tber die Unterbringung ein Bild machen zu kénnen, habe das Aufsuchen der
Einrichtung durch das belegende Jugendamt, auch von aullerhalb, im Rahmen eines Hilfeplangespra-
ches zu erfolgen.
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Als Handlungsempfehlung wurde dem folgend von allen Akteuren die Verpflichtung der entsenden-
den Jugendamter zur ortlichen, Gberregionalen Zusammenarbeit und das heildt auch zu regelmaligen
Besuchen in der Einrichtung angeregt. Vorschlage waren bspw., in geeigneten Vereinbarungen bzw.
Verordnungen den Zusatz zu erganzen, dass nur dort untergebracht werden dirfe, wo die personli-
che Kontaktmoglichkeiten zwischen unterzubringenden Kindern bzw. Jugendlichen und belegenden
Jugendamtern gegeben seien. Der verpflichtende Besuch kénne auch in den Leistungsvereinbarun-
gen als Erwartung des o6rtlichen Jugendamtes verankert werden. Ein weiterer Vorschlag war, dass fir
die Fremdbelegung die Voraussetzung geregelt werde, dass die Beschulung, aulRerhalb des Heimes,
am Ort der Einrichtung gesichert sei. Es gehe fiir die Kinder und Jugendlichen darum, auch von Men-
schen auRerhalb der Einrichtung in ihrer Entwicklung begleitet zu werden. Dies sei ein zusatzlicher
Schutzfaktor im Rahmen milieuferner Unterbringung.

4, Beurteilung der fachlichen Qualitdt gegenwartiger Heimerziehung

Insgesamt waren die Expertinnen und Experten des Runden Tisches Ubereinstimmend der Meinung,
dass die fachliche Qualitat der Heimunterbringung in Schleswig-Holstein durchgehend gut entwickelt
sei. Ausnahmen gdbe es in Einzelfallen, die bei Verletzung der Kinderschutzanforderungen auch zur
HeimschlieBung fiihren missten. Solche Félle habe es in Schleswig-Holstein in den vergangenen Mo-
naten gegeben. Bei der 6ffentlichen Berichterstattung sei in der Bevélkerung jedoch der Eindruck
entstanden, dass u.U. auch grofRere Teile Heimerziehung im Lande dhnlich belastet seien. Dem wurde
jedoch deutlich widersprochen.

Auch die Jugendlichen, die im Rahmen eines Workshops am Runden Tisch beteiligt wurden (4. Veran-
staltung 19.07.16, Dokumentation im Anhang), haben ihre Erfahrungen in der Summe positiv bewer-
tet. Es lieRe sich eigentlich im Heim ganz gut leben, war die Schlussbemerkung, man kénne den Alltag
auf unterschiedliche Weise mitgestalten. Gleichzeitig wurden aber auch verschiedene Gegebenhei-
ten kritisiert und Anderungsvorschlage gemacht (Punkt 7. dieses Berichts).

Die Professionellen konkretisierten ihre positive Bewertung, indem sie von einer weitgehende Pro-
fessionalisierung bei Jugendamtern, in Verbanden und der Heimaufsicht sprachen. Insgesamt gdbe es
ein vielfaltiges Jugendhilfesystem, gute Kommunikationsstrukturen zwischen 6ffentlichen und freien
Tragern. Im Hilfeplanverfahren habe sich vieles zum Besseren verdandert. Dies sei auch als Ergebnis
der Fortbildungsaktivitaten 6ffentlicher und freier Trager zu sehen.

Aus der gegenwartigen Praxis wurden aber auch Problemanzeigen formuliert:

e Einzelne Gruppen von Kindern und Jugendlichen seien trotz des Platziiberangebots nicht aus-
reichend versorgt. Kinder und Jugendliche, die sexuelle Gewalt erlitten hatten oder die selber
,bereits” (vorrangig mannliche) Tater seien. Fir die Zielgruppe sehr junger Kinder sei dariber
hinaus eine Zunahme in der stationaren Unterbringung festzustellen. Bisher werde die Un-
terbringung in Pflegefamilien angestrebt, welche zurzeit allerdings nicht ausreichen vorhan-
den waren. Ansonsten wirden familienanaloge Wohngruppen fiir die Zielgruppe favorisiert.
Kinder psychisch erkrankter Eltern seien ebenfalls eine zunehmende Zielgruppe der Heimer-
ziehung. Auch wurde angeregt, dass z.B. fiir junge Menschen mit psychischen Stérungen, auf-
falligem Sozialverhalten, Schulabsentismus und mehreren Heimwechseln weiterhin zuséatzli-
che tragfahige Angebote geschaffen werden missen. Insbesondere gabe es Handlungsbedarf
fir besonders ,schwierig’ geltende Kinder und Jugendliche.
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Auch neue Zielgruppen wie minderjahrige unbegleitete Fliichtlinge wurden genannt. Diesbe-
ziiglich wurde im Laufe der Diskussion auch die Uberarbeitung der bestehenden Betreu-
ungskonzepte angemahnt. Sie seien nicht in allen Fallen bedarfsgerecht, richtungsweisend
kénnten traumapadagogische aber auch interkulturelle Ansatze sein. Eine neue Risikogruppe
flr stationdre Unterbringung kdme auch aus Patchwork-Familien.

e Kritisch wurde von mehreren Seiten angemerkt, dass es vielerorts an langfristigem Krisen-
management fehle, um vor Ort Betreuungskontinuitadt sicherzustellen. Diese Einschatzung
passte mit dem Bericht aus der Bundesstatistik zusammen, der bei der ersten Veranstaltung
des Runden Tisches gegeben wurde: dass ndamlich die Zahl nicht planmaRiger Beendigungen
(abweichend vom Hilfeplan) insgesamt aus fachlicher Perspektive zu hoch sei (1. Veranstal-
tung 14.04.16, 2. Prasentation Fendrich im Anhang). Dies gelte fiir Ein- und Mehrgruppen-
Einrichtungen. Hinsichtlich der Weiterentwicklung und Qualifizierung der Heimerziehung be-
stiinde also auch vor dem Hintergrund dieses Ergebnisses Handlungsbedarf.

e Mit einer Problemanzeige wurde ferner auf die Ldnder lbergreifende Belegung hingewiesen,
die sich als Folge des Platziiberangebots vor allem kleiner, in der Regel familienanaloger Ein-
richtungen entwickelt habe und Probleme fiir die fachliche Steuerung mit sich brachte.

e Kritisch wurde auch auf den in Schleswig-Holstein bereits deutlich splirbaren Fachkrdfte-
mangels hingewiesen. Von Trager- und Jugendamtsseite wurden berichtet, dass z.T. Gber
langere Zeit schwierige Personalengpasse entstiinden, weil ausgeschriebene Stellen aus
Mangel an Bewerbern nicht besetzt werden kdnnten.

Bei der Beurteilung der fachlichen Qualitat wurde immer wieder auch tber den noch sehr lickenhaf-
ten Ausbau der Forschung zu den Wirkfaktoren in der Heimerziehung diskutiert. Gerade bei der Wei-
terentwicklung der Heimerziehung waren detailliertere Erkenntnisse sowohl zu Bedingungen des
Erfolgs wie auch des Scheiterns hilfreich.

Auf einzelne Punkte der Problemanzeigen wird im weiteren Verlauf des Berichtes eingegangen und
potentielle Weiterentwicklungsmoglichkeiten werden vorgestellt.

Qualitdtsentwicklung der fachlichen Arbeit

5. Fachliche Arbeit nach Zustindigkeiten und erfolgreiche Konzepte

Bei der Diskussion der fachlichen Arbeit und der damit verbundenen Anspriiche in der dritten Veran-
staltung wurden die verschiedenen Verantwortungsebenen gesondert betrachtet (2. Veranstaltung
26.05.16 und erganzend 6. Veranstaltung 29.09.16, Statements im Anhang):

e Die Hilfeplanung im Einzelfall wurde in der Einschatzung der padagogischen Arbeit durchge-
hend als gut bewertet. Das gelte auch fir die Entwicklung der Beteiligung der jungen Men-
schen und ihrer Eltern. Die Zusammenarbeit der an der Hilfeplanung beteiligten Institutionen
gelingt nach Einschatzung der Expertinnen und Experten des Runden Tisches in einem defi-
nierten Sozialraum mit etablierten Kooperationsstrukturen gut — sei aber in der Regel bei
weiter entfernt liegenden Jugenddamtern vor allem anderer Bundesldnder zu schwach ausge-
pragt. Sie seien zu selten am Lebensort der Kinder und Jugendlichen in Schleswig-Holstein
prasent.

Die an vielen Stellen gelingende Hilfeplanung wurde beispielhaft wie folgt beschrieben:
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,Vor einer Einleitung einer Hilfe zur Erziehung haben Gesprache mit den Kindern und Jugend-
lichen und ihren Eltern stattgefunden. Nach einer kollegialen Beratung wird der Hilfeprozess
zu einer stationaren Unterbringung mit einer Fachkonferenz eingeleitet. In unserem Jugend-
amt wird die Entscheidung, ob und in welcher Einrichtung untergebracht werden soll, in der
Regel durch mehrere Kolleginnen und Kollegen und durch die Leitung unter Beteiligung der
Wirtschaftlichen Jugendhilfe getroffen. Dabei kénnen auch verschiedene Einrichtungen in
Betracht gezogen werden. Nach der Kontaktaufnahme mit den aus Sicht des Jugendamtes
geeigneten Einrichtungen erfolgt der Entscheidungsprozess zwischen Kindern bzw. Jugendli-
chen, Eltern, der Einrichtung und dem Jugendamt. Alle Beteiligten sind an dieser Stelle auf
eine gute Zusammenarbeit angewiesen. Beteiligung der Eltern und der Kinder und Jugendli-
chen ist eines der entscheidenden Kriterien, die zum Erfolg einer MaRnahme fiihren.” (2.
Veranstaltung 26.05.16, 6. Statement im Anhang). Die Beteiligung der jungen Menschen und
der Eltern erfolgt allerdings nicht flichendeckend so, wie es in diesem Beispiel beschrieben
wurde. Hier ist die Praxis weiterzuentwickeln, Beteiligungsformen sind noch sehr viel starker
zu propagieren und in die Handlungsabldufe zu integrieren (Punkt 7. dieses Berichtes).
Auch Fach- und Budgetverantwortung seien auf der ortlichen Ebene nicht immer gut koordi-
niert, so dass Hilfeplanentscheidung und Kostenzusage zeitlich auseinanderfallen kdénnen.
Das wirke sich vor allem dann negativ aus, so die Diskussion beim Runden Tisch, wenn der
Prozess der Hilfeplanung mehrere Entscheidungen nacheinander notwendig mache. Hilfe-
planung und Aufnahme eines Kindes/Jugendlichen wiirden bei diesem Vorgehen ineinander
greifen, der tatsachliche Hilfebedarf konne in manchen Einzelféllen erst allmahlich im Laufe
der Unterbringung erkannt werden (bspw. im Rahmen von Traumatisierungen). Um die Ab-
laufe auf der Kostenseite fiir die Trager akzeptabel zu gestalten, missten die fall- und die
ressourcenzustandigen Fachkrafte enger zusammenarbeiten. Dies sei nicht Gberall gegeben
und deshalb wiinschten sich einige Tragervertreter eine deutlich wahrnehmbare Fall- und
Ressourcenzusammenfihrung im Jugendamt. Von dort wurde eingewandt, dass dies nicht
Uberall gewahrleistet werden kdnne, da es bei einigen Jugenddmtern eine direkte Veto-
Moglichkeit der Ressourcenstellen gabe und die Abldufe sich durchaus nicht immer so har-
monisch wie gewiinscht gestalten lief3en.
Bei der Diskussion der Durchfiihrung der Hilfen wurde in den Statements auf die Standards
guter Heimerziehung verwiesen, wie z.B. mit der Anmerkung, dass gute Heimerziehung Kin-
der und Jugendliche auf ihren jeweils sehr individuellen Entwicklungswegen begleite und
fordere. Dies kdnne sich in einem sehr intensiven padagogisch-therapeutischen Setting aus-
driicken oder auch in einer Forderung und Begleitung der Verselbstandigung alterer Jugend-
licher und junger Erwachsener. Um diese Standards zu erreichen, benétigten die Erziehungs-
fachkrafte verlassliche Unterstiitzung im padagogischen Alltag und eine kontinuierliche Per-
sonalentwicklung. Zur Konkretisierung wurden genannt:

- positive, wertschatzende Arbeitsatmosphare,

- klare Kommunikations- und Leitungsstrukturen,

- regelmaRige Fachberatung und Supervision,

- Fort- und Weiterbildung bezogen auf die Anforderungen moderner Heimerziehung,

- Ressourcen fir Sonderaufgaben, z.B. Projektentwicklung,

- Unterstitzung und Entlastung in Krisenphasen,

- tarifgebundene Bezahlung/ angemessene Entgelte.
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Von Trager- wie von Jugendamtsseite wurde aber eingeraumt, dass trotz aller Anstrengungen
auf den benannten Gebieten Schwachen im Bereich der Elternarbeit, in der Entlassungsvor-
bereitung und damit auch in der Zusammenarbeit der stationaren mit den ambulanten An-
geboten festzustellen seien.

Ausgehend von der Annahme, dass Heimerziehung eine zeitlich befristete Hilfe zur Erziehung
sei und das Ziel habe, langfristig wieder das Zusammenleben in der Familie zu gewahrleisten,
spiele die Vorbereitung der Rickflihrung bzw. die qualifizierte Elternarbeit somit von Anfang
an eine immer wichtigere Rolle. Eine Elternarbeit, welche tber die im Alltag tiblichen sponta-
nen Kontakte zur Erreichung dieses Ziels hinausgehe, nehme an Bedeutung zu und erfordere
Qualifikationen und Ressourcen, die in der bisherigen Heimerziehung Ublicherweise nicht
verfligbar seien. Hierzu kdnne z.B. eine ambulante Hilfe zur Erziehung fiir die Eltern - wie die
Erziehungsberatung - gehoren, die begleitend zur stationdren Unterbringung der Kinder er-
folgen misse. Eine Beteiligung der Eltern sei wie die der Kinder und Jugendlichen fir das Ge-
lingen eines solchen Ansatzes notwendige Voraussetzung.

Zudem erfordere die haufige Beendigung der Hilfe nach § 34 bei Eintritt der Volljahrigkeit,
dass eine stationare Einrichtung ihre Jugendlichen im Rahmen eines Verselbstandigungskon-
zeptes rechtzeitig auf die Entlassung vorbereite. Auch hier bestiinde noch Entwicklungsbe-
darf: Voraussetzung fiir den Einstieg in die Verselbstandigung seien ein gelungener Bezie-
hungsaufbau und ausreichend emotionale Stabilitdt des jungen Menschen. Die Verselbstan-
digung und Vorbereitung auf die Entlassung kdnne an unterschiedlichen Orten stattfinden: in
der Gruppe oder einer tragereigenen Wohnung. Aufbau, Pflege bzw. Stabilisierung eines so-
zialen Netzwerks seien neben der notwendigen Bewaltigung des Alltags eine wichtige Aufga-
be bei der Vorbereitung auf eine Entlassung und ein wesentlicher Erfolgsfaktor zu ihrem Ge-
lingen. (3. Veranstaltung 02.06.16, Statements im Anhang).

Die Zusammenarbeit auf regionaler Ebene in der Regie des értlichen Jugendamtes sei unter-
schiedlich entwickelt, auch dies wurde von mehreren Seiten bei der Diskussion des Runden
Tisches festgestellt. Eine besondere Herausforderung gebe es bei der Umsetzung sozialraum-
licher Konzepte, vor allem im landlichen Bereich. Es gebe zugleich aber auch gelungene Bei-
spiele hierfur. So wurde bei der zweiten Veranstaltung von der erfolgreichen Umsetzung ei-
nes Sozialraumkonzeptes in einem Landkreis berichtet, bei der in jeder Region des Kreises al-
le Akteure der Jugendhilfe (freie und private Trager), Schule, Gemeinwesen usw. in eine Re-
gionalkonferenz eingeladen wiirden, um Uber Schwerpunktthemen zur Weiterentwicklung
der Zusammenarbeit in ihrer Region zu sprechen. Ubersetze man diese Struktur in die Vorga-
ben des SGB VI, kdnne von der Erweiterung der AG § 78 gesprochen werden. Weiter fanden
gemeinsame Schulungen fiir die Beteiligten in Fachverfahren statt. Dies fiihre zum Austausch
Uber Schwierigkeiten in den Sozialrdumen. In den ,Sozialraum-Teams” werde nachgezeich-
net, welche Verfahren Erfolg hatten (2. Veranstaltung 26.05.16, 1. Statement im Anhang).
Diskutiert wurden beziglich der Sozialraumkonzepte auch Spannungsfelder: Sozialraumori-
entierung als Sparprogramm oder als langfristige Investition in die Angebotsweiterentwick-
lung ebenso wie die verstarkte Gefahr der Monopolisierung der Angebote (,Closed Shop’),
die mit Sozialraumbudgets einhergehen kdnnten. Eine solche Verengung hatte auch Nachtei-
le im Vergleich zu u.U. groBerer Angebotsflexibilitdt anderer Konzepte, bei denen entspre-
chend individueller Bedirfnisse vielfaltiger reagiert werden kdnne. Eine eindeutige Antwort
Gber Nutzen, Implementierungshindernisse und Gefahren der Sozialraumorientierung fir die
Angebotsentwicklung konnte der Runde Tisch nicht formulieren. Um die regionale Zusam-
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menarbeit in Zukunft zu verbessern, waren weitere Diskussionen mit allen Akteuren und da-
rauf folgende Erprobungen evtl. unterschiedlicher Ansatze sinnvoll.

e Beim Thema Zusammenarbeit mit der lberértlichen Ebene ging es um Normsetzung, Kom-
munikation und Handeln vor allem im Rahmen der KJVO. Dabei wurden unterschiedliche Per-
spektiven und Bewertungen deutlich, aber auch: wie wichtig die Kommunikation tber die
jeweiligen Absichten, Problemdefinitionen und Losungsmoglichkeiten ist. Es wurde mehr
Transparenz vor allem im Umgang mit besonderen Vorkommnissen gefordert. Die intensive
Diskussion beim Runden Tisch zu diesem schwierigen Themenkomplex konnte auf Initiative
des Landesjugendamtes auch auBerhalb dieses Gremiums fortgesetzt werden, so dass Wege
der Verstandigung in Zukunft u.U. leichter gefunden werden kénnen.

Im Ergebnis waren sich zum Thema Qualitdtsentwicklung die Expertinnen und Experten des Runden
Tisches einig, dass Qualitatsstandards auf allen drei Verantwortungsebenen: auf Tragerebene, auf
kommunaler wie auf Landesebene programmatisch einen grofReren Stellenwert bekommen misse.
Kritisiert wurde durchgehend und ebenfalls von mehreren Seiten das Fehlen von Qualitatsdialogen
auf allen drei Ebenen. Immer wieder wurde angemerkt, dass Kommunikationsstrukturen zwischen
den Akteuren verbesserungsfahig seien. Dies gelte allerdings nicht fir alle Regionen, in zahlreichen
Regionen sei die Zusammenarbeit gut.

Verbessert werden miissten vor allem Gesprach und Zusammenarbeit mit der Landesebene. Dabei
seien insbesondere Kriterien und Verfahren bei der 6rtlichen Priifung zu klaren. Dies wurde auch von
Seiten der Jugendlichen angeregt (Dokumentation Workshop 19.07.16 im Anhang). Ein Vorschlag
war, die Diskussionsstrange zu Standardfragen, die auf unterschiedlichen Ebenen gefiihrt wiirden: in
den AG § 78, in Jugendhilfeausschiissen, dem Landesjugendhilfeausschuss, etc. ggf. durch externe
Begleitung auf der Landesebene zusammenzufihren.

Zum Thema Weiterentwicklung der Zusammenarbeit mit der Zielrichtung Qualitdtsverbesserung ge-
hort auch die Verbesserung der Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Kinder- und Jugendpsychiatrie
auf der einen und dem Schul- und Ausbildungsbereich auf der anderen Seite. Madgliche Initiativen
hierzu werden in den Punkten 6. und 8. dieses Berichtes diskutiert.

6. Weiterentwicklung der Fachkonzepte: Umgang mit den ,Schwierigen”

Bereits bei der ersten Veranstaltung des Runden Tisches wurde als ein Problembereich der Umgang
mit den als ,,schwierig” angesehenen Kindern und Jugendlichen benannt, fiir die trotz des Platziiber-
angebots im Land keine ausreichende Versorgung verfiig bar sei (Punkt 4. dieses Berichts).

Die flinfte Veranstaltung widmete sich deshalb ausschlieBlich diesem Thema. Zu Beginn stand die
Frage, um welche Kinder und Jugendlichen es sich dabei handele. Hierzu wurden unterschiedliche
Anmerkungen gemacht, z.B. berichtete der Vertreter eines Stadt-Jugendamtes, dass es in seinem
Verantwortungsbereich im Zeitraum 2015/16 in den Bereichen Inobhutnahme und stationarer Ver-
mittlung 15 Jugendliche gegeben habe, deren Vermittlung mit erheblichen Schwierigkeiten verbun-
den gewesen seien. Es habe sich iberwiegend um Jungen ab 13 Jahren gehandelt (5. Veranstaltung
08.09.1, 3. Statement im Anhang).

Mit Einrichtung der beim Landesjugendamt angebundenen ,Beratungsstelle fir Hilfen zur Erziehung
bei Kindern und Jugendlichen mit besonderem Erziehungs- und Betreuungsbedarf” im Jahr 2006
wurde folgende Definition dieser Gruppe , Schwieriger” vorgenommen: fiir Kinder und Jugendliche
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mit starker psycho-sozialer Auffalligkeit, die insbesondere durch wiederholte, schwere Straftaten
aufgefallen seien, die Schule verweigerten und durch padagogische Angebote nur noch schwer zu
erreichen seien, solle Unterstiitzung bei der Vermittlung in eine Unterbringung geleistet werden. Der
Vertreter des Landesjugendamtes beim Runden Tisch wies darauf hin, dass diese Definition nicht
abschlieRend und anhand der Erfahrungen der Praxis anzupassen und gegebenenfalls zu erweitern
sei (a.a.0., 5.Statement im Anhang).

In ihren schriftlichen Statements haben sich die Experten und Expertinnen auf dem Podium innerhalb
des Runden Tisches z.T. ebenfalls zur Charakterisierung dieser Gruppe junger Menschen gedullert.
Die Vertreterin des Familiengerichts beschrieb haufig genannte Verhaltensweisen wie Drogenprob-
leme, selbstverletzendes Verhalten, aggressives Verhalten innerhalb und auBerhalb der Familie. Die
Eltern wirden in der Regel bei Anhdrungsterminen, bei denen es um eine Unterbringung nach § 1631
b BGB ginge, erkldren, dass sie sich der Situation nicht mehr gewachsen fiihlten. Die betroffenen
Kinder und Jugendlichen lehnten in dieser Konstellation meist Hilfen in jeder Form ab, was die Ver-
mittlung in (offene) Einrichtungen erschwere. Fir das Gericht bestiinde oft die Schwierigkeit, dass
unklar sei, ob eine Selbstgefahrdung einen psychiatrischen Hintergrund habe und daher in der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie behandelbar erscheine oder ob padagogische Probleme die selbstgefahr-
denden Verhaltensweisen (mit)verursachen wirden (a.a.O., 8. Statement im Anhang). Von Jugend-
amtsseite wurde darauf hingewiesen, ,dass es fiir die Jugendlichen mit massiven Verhaltensauffal-
ligkeiten selbst meist nicht vorstellbar sei, in einer Einrichtung zu leben. Wiirden sie damit doch ihre
hart erarbeitete Autonomie aufgeben.” (a.a.0. 11. Statement im Anhang). Mit dem letzten Satz wur-
de vermutlich eine Interpretation geduRert, die im Zusammenhang mit der nachfolgenden Passage
zum Eroffnungsreferat der flinften Veranstaltung interessant erscheint.

Von Tragerseite wurde bestétigt und ergénzt, dass Personen aus Familien, sozialem Umfeld und auch
professionelle Fachkrafte im Umgang mit den ,,Schwierigen” an die Grenzen ihrer Handlungsmaglich-
keiten und ihrer Belastbarkeit gerieten, auch wenn diese Grenzen unterschiedlich eng seien. Fir die-
se Gruppe der Kinder und Jugendlichen stelle zudem die Beschulung immer eine grofRe Herausforde-
rung dar. Der Vertreter der Kinder- und Jugendpsychiatrie fligte in seinem Statement weitere Aspek-
te des auffalligen Verhaltens hinzu, betonte aber letztlich, dass diesen Verhaltensweisen nicht zwin-
gend eine psychiatrische Erkrankung zugrunde liegen miisse, dass in jedem Fall aber eine kinder- und
jugendpsychiatrische Beratung der padagogischen Arbeit in der Einrichtung der Kinder- und Jugend-
hilfe sinnvoll sei. (a.a.0., 9. Statement im Anhang).

Aus den genannten Charakterisierungen der Zielgruppe der ,Schwierigen wird deutlich, dass wir es
mit einer Gruppe junger Menschen zu tun haben, die sich nicht unter einem bestimmten Bild auffalli-
ger Verhaltensweisen oder innerer Konflikte und Bedirfnisse zusammenfassen lasst. Sie ist insge-
samt auch nicht bestimmten ,Stérungsbildern” im Sinne einer psychiatrischen Erkrankung zuzuord-
nen, wenngleich dies fiir Einzelne zutrifft. Stattdessen handelt es sich um eine sehr heterogene
Gruppe junger Menschen, welche - mit unterschiedlichen Problemen belastet - in eine duRerst kon-
flikthafte Auseinandersetzung mit ihrem Lebensumfeld geraten: in der Familie, in der Schule und
auch in der Heimerziehung. Wagen wir an dieser Stelle eine Hypothese, so kdnnten wir sagen: wenn
diese Auseinandersetzungen durch aggressive Energie verscharft werden, die von den jungen Men-
schen selbst (gegen sich oder das Umfeld gewendet) ausstrahlt und diese auf ebensolche Aggression
oder auf Ausgrenzung des Umfeldes trifft, so eskalieren Situationen, die von beiden Seiten offenbar
nur schwer oder auch gar nicht mehr beherrschbar sind.

18




In seinem Eroffnungsreferat zur flinften Veranstaltung konnte Prof. Dr. Menno Baumann den Cha-
rakter eskalierter Situationen in der Interaktion der padagogischen Fachkrafte mit einzelnen Jugend-
lichen aus seiner eigenen Heimpraxis im Leinerstift e.V. GroRefehn/Niedersachsen plastisch skizzie-
ren. Er legte dar, wie sich bizarr erscheinendes Verhalten, aggressive Ausbriiche oder gefahrliche
Selbstverletzungen von jungen Menschen auch aus einer negativen Interaktionsspirale mit dem Hil-
fesystem erkldren lassen. Es miisse deshalb ein vorrangiges Ziel der Helfenden sein, den inneren Sinn
des Verhaltens zu verstehen, welches den jungen Menschen zum ,Sprenger” dieses Hilfesystems
mache, zum ,Systemsprenger” also (ein von Baumann eingefiihrter Begriff). Anders ausgedriickt,
misse das System so aufgestellt werden, dass es nicht gesprengt werden kénne.

Folge man dem Bild des ,,Systemsprengers” — und es erscheint trotz partieller Kritik nachvollziehbar —
dann hielRe das, dass Einrichtungen, die mit den als ,schwierig” geltenden Kindern und Jugendlichen
arbeiten wollen, mehr an Erfahrung, Kompetenz und padagogischen Mitteln bendtigten, als sie in
den Ublichen Dienstplanen zur Verfligung haben. An dieser Stelle gelte es anzusetzen, die Erziehungs-
fachkrafte und Helfer in der Einrichtung missten durch Vernetzung nach auRen und durch Mobilisie-
rung aller Krafte nach innen gestarkt werden.

In der Diskussion der fiinften Veranstaltung wurde genauer untersucht, welche Unterstiitzung genau
gefragt ware, um mit ,,Grenzsituationen” besser umzugehen.

Ein wichtiges Ergebnis war, dass es zunachst einer ausfihrlichen Biografiearbeit bedirfe, um das
Kind, den Jugendlichen besser verstehen zu kdnnen. Verhaltensweisen und Reaktionen von soge-
nannten ,Systemsprengern” seien als Antworten innerhalb des jeweils agierenden Systems zu ver-
stehen. Dieses System konne aber flexibler gestaltet werden, so dass es mehr integrieren koénne,
auch Kinder und Jugendliche, die sich gegen jedes System erst einmal wehren wiirden. Gefragt seien
also Einrichtungen, deren Fachkrafte sich aufgrund ihrer breit gefacherten Kompetenz, einer flexiblen
Struktur und ihrer personellen und materiellen Ressourcen in der Lage sehen, auch ,schwierige” jun-
ge Menschen ,,zu halten”. Die Voraussetzungen dafiir wurden ausfihrlich diskutiert.

Das System Heim misse so aufgestellt werden, dass sich Kinder, Jugendliche und die padagogischen
Fachkrafte sicher fiihlen. Der Referent sprach davon, dass zu einem Péddagogik-Konzept auch ein
Sicherheitskonzept gehore. Dabei kdnne er sich verschiedene Modelle vorstellen. (a.a.0., 1. Thesen-
papier im Anhang).

Einige Merkmale solcher Modelle wurden angerissen:

e Es misse wirtschaftliche Sicherheit durch einen grofRen Trager gegeben sein, denkbar sei
auch ein Tragerverbund. Der Referent selbst berichtete, er verflige Gber einen Mitarbeiter-
kreis von 500 Personen, aus denen er die Ressourcen fiir 10 Intensivplatze gewonnen habe.

e Die Zusammenarbeit mit der Psychiatrie sei wesentlich. Dazu gehorten Fallkonferenzen bei
schwierigen Fallen, in denen man sich auch gegenseitige Unterstiitzung leiste. Der Fokus lie-
ge darauf, gemeinsam Losungen zu finden, damit Jugendliche nicht aus einer Einrichtung
ausziehen missten. Hierflir misse gentigend Zeit zur Verfligung stehen (z.B. Fallkonferenzen
von 3-4 Stunden Dauer). Diese seien auch erforderlich, um intensivpadagogische Fallverldufe
im Blick zu behalten.

e Es bediirfe eines Settings zur Unterstiitzung und Nachbearbeitung von Vorfallen sowie einer
Offenheit gegeniber Krisen und deren Bewadltigung. Dazu gehoére z.B. ein ausgepragtes
Feedbacksystem, das ebenfalls in Zeitressourcen abgebildet sein misse.

19



e Am bisherigen Wohnort der Jugendlichen miisse Kontinuitat ermdoglicht werden, soweit es
ginge — z.B. dadurch, dass Fachkrafte von auBen die aktuelle professionelle Bezugsperson ab-
|6se und damit das Team entlaste.

e Es misse ein Sicherheitskonzept fiir therapeutische Wohngruppen geben. In seiner Mini-
Wohngruppe mit hocheskalierenden Jugendlichen, so berichtete der Referent, gebe es eine
Rufbereitschaft mit einer Security-Firma. Deren Fachkrafte seien zuvor geschult worden, den
Korperkontakt zu den Kindern und Jugendlichen zu vermeiden, um deeskalieren zu kénnen.
Es habe viele Einsatze, aber keine korperlichen Angriffe gegeben, die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter wiirden sich sicher fiihlen.

e Zum Sicherheitskonzept gehére aber auch die mediale Darstellung. Hier sei mehr Selbstbe-
wusstsein bei den Trigern wiinschenswert — hilfreich sei in Debatten mit der Offentlichkeit
immer, wenn man auf eine gute Vernetzung und Kooperation mit anderen verweisen konne.
Ein in einem Netzwerk abgestimmtes und gestiitztes Vorgehen sei leichter zu vertreten als
ein isoliertes Vorgehen.

Dringend erforderlich sei es also, das System der padagogischen Betreuung nicht nur durch ein ,Si-
cherheitskonzept” im engeren Sinne, sondern auch durch externe Kompetenz und Erfahrung anzurei-
chern. Hierzu wiirde also Arbeit in einem Verbundsystem gehdren, auf jeden Fall auch die verbindli-
che Mitarbeit einer Kinder- und Jugendpsychiatrie.

Ein Blick auf Krisensituationen, die in den vergangenen Monaten zu Interventionen der Heimaufsicht
und PlatzschlieBungen gefiihrt haben, bestatigt offenbar diese Schlussfolgerung. Die betroffenen
Einrichtungen waren offenbar, so der Vertreter der Heimaufsicht bei der Veranstaltung, von einer
solchen Vernetzung und Kompetenzausstattung weit entfernt. Im Gegenteil musste bei den Prifun-
gen vor Ort festgestellt werden, dass Einrichtungen, die gerade nicht tGber entsprechende Ressourcen
verfligten, sich der besonders schwierigen Falle angenommen hatten. Vergleichbare Beobachtungen
waren auch von ortlichen Jugendamtern und Kliniken der Kinder- und Jugendpsychiatrie gemacht
worden: bei krisenhaften Zuspitzungen dieser Art habe man es haufig mit milieuferner Unterbrin-
gung weit ab vom eigenen Sozialraum zu tun bei gleichzeitig erheblicher Problemballung. Beide Fak-
toren wiirden sich aber gegenseitig negativ verstarken und damit das Problempotential in den Ein-
richtungen vervielfachen (a.a.0., Statements im Anhang).

Mit dem Thema der interdisziplindren Zusammenarbeit konnte sich der Runde Tisch in der flinften
Veranstaltung genauer bei der Darstellung des , Grenzgdnger-Projektes” beschaftigen (geférdert vom
Ministerium fir Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung). Ziel des Projektes sei die
Etablierung einer interdisziplindren Clearinggruppe zur abgestimmten Hilfeplanung in schwierigen
und komplexen Fallen, um dariiber eine sachgerechte und wirkungsvolle Hilfe erreichen zu kénnen.
Die im Projekt verantwortliche Facharztin und der begleitende Hochschullehrer erlduterten Aufgaben
und Erfahrungen der Projektarbeit. Zum Kern der Zusammenarbeit der padagogischen und der kin-
der- und jugend-psychiatrischen Fachkrafte habe sich erwartungsgemal} die gemeinsame Clearing-
gruppe entwickelt. Dort wiirden schwierige Falle vorgetragen und analysiert, Verhalten und Erleb-
nisweisen der betreffenden jungen Menschen entlang ihrer Biografie — wie von Baumann berichtet —
nachvollzogen und damit leichter verstehbar. Prof. Dr. Groen wies aber auch darauf hin, dass eine
gute Kooperation in der Regel nicht von allein gelange, sondern organisiert und moderiert werden
misse (a.a.0. 7. Statement im Anhang).

Ob ein Fall in dieses Verfahren aufgenommen wiirde, werde entschieden , anhand der Kriterien:
mehrere gescheiterte Hilfen, Schwierigkeiten bei der Vermittlung (bis zu 52 Anfragen), aggressives
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Verhalten mit Verletzungen von Kindern und Mitarbeitern in der Vorgeschichte oder sonstiges Ge-
fahrdungspotential, das Trager abschreckt, Druck und Ratlosigkeit bei den Fallzustéandigen”. Fallver-
ldufe und Hilfebedarfe wiirden besprochen und analysiert, Einschatzungen ausgetauscht und Ent-
scheidungen fir weitere HilfsmaBnahmen gemeinsam getroffen. Ebenso wirden u.a. Weiterbil-
dungsbedarfe, und weitere Netzwerk- und Projektideen entwickelt. Alle Trager hatten die Moglich-
keit, dort ihre schwierigen Falle vorzutragen, auch diejenigen, die nicht unmittelbar zum Projekt ge-
horen. Es sei damit kein Trager aus der Region ausgeschlossen. Die Zusammenarbeit habe, so das
Ergebnis einer Zwischenevaluation, zu starkerer Sensibilisierung und Wissenszunahme auf allen Sei-
ten sowie zu Synergieeffekten gefiihrt. Gleichzeitig seien Verstandigungsprobleme abgebaut worden.
(a.a.0., 7. und 10. Statement im Anhang).

Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen vom Podium und aus dem Plenum erérterten intensiv eigene
Erfahrungen zum Gesamtthema. Die Diskussion konzentrierte sich im Anschluss an die Darstellung
des Grenzganger-Projektes sehr darauf, wie ein Setting gerahmt und ausgestattet sein misse, damit
junge Menschen, die als ,Systemsprenger” gelten, leichter ausgehalten werden kénnen, selbst mehr
Halt erfahren kénnen und die Kontinuitat der Betreuung so besser gesichert werden kann. Die vom
Eingangsreferenten dargestellten Uberlegungen zur Qualifizierung des Helfersystems fligten sich mit
dem Bericht aus dem Grenzganger-Projekt und der anschlieRende Diskussion zu einem stimmigen
Gesamtbild.

Vertieft wurde noch einmal die Fragestellung, ob es im Umgang mit den ,,Schwierigen” einer Spezial-
einrichtung bedirfe. Dabei herrschte (bereinstimmend die Auffassung, dass Spezialeinrichtungen
vermieden werden sollten, da sie mit einem eigenen Risiko der Problemmassierung verknipft seien.
Es wurden Fragen erortert, welche Interventionsformen bei Selbst- und Fremdgefdhrdung auch in
der Kinder- und Jugendhilfe eingesetzt werden missten und wie Zwang in diesem Zusammenhang zu
sehen sei.

Diskutiert wurde auch, ob eine Aufnahmeverpflichtung auch fir die Jugendhilfe gelten misse, so
dass Kinder und Jugendliche nach Verlassen der Kinder- und Jugendpsychiatrie eine angemessene
und bedarfsgerechte Betreuung erhielten. Vonseiten der Kinder- und Jugendpsychiatrie war in der
Diskussion gefordert worden, spezielle Einrichtungen zu diesem Zweck zu schaffen bzw. bestehende
Einrichtungen so mit Kompetenzen und Ressourcen auszustatten, dass sie dieser Aufgabe gewachsen
seien. (a.a.0.9., 12., 13. Statement; 6. Veranstaltung 29.09.16, 6. Statement im Anhang).

Als Ergebnis der flinften Veranstaltung soll festgehalten werden:

Im Umgang mit ,,Grenzsituationen” und den ,Schwierigen” sind weder ein bestimmtes Setting noch
eine bestimmte Vorgehensweise erforderlich. Erforderlich sei ein hohes Fallverstandnis aufseiten des
Personals, die Verankerung entweder bei einem groReren Trager mit entsprechenden Ressourcen
oder in einem Kooperationsverbund mit anderen Tragern und Einrichtungen, die sich wechselseitig
verpflichten, sich verbindlich in Krisensituationen zu helfen. Einer Spezialeinrichtung bediirfe es des-
halb weder hinsichtlich der Struktur, noch hinsichtlich des Konzeptes. (5. Veranstaltung 08.09.2016,
12. Prasentation im Anhang).
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Einrichtungen, die sich eine solche Arbeit zutrauen, sollten folgende Merkmale haben:

e materielle und personelle Ressourcen eines grollen Tragers bzw. eines Tragerverbundes,

e eine offene Fehlerkultur und ein ausgepragtes Feedbacksystem in der Einrichtung,

e Flexibilitat im Umgang mit Krisen und Kreativitdt in der Gestaltung einzelner Betreuungsset-
tings,

e Dbereichsiibergreifende Zusammenarbeit mit anderen Tragern, Jugendamtern und vor allem
der Kinder- und Jugendpsychiatrie,

e ein Sicherheitskonzept, in dem Jugendliche und Fachkrafte ,,gehalten werden”.

Hilfesysteme, die mit den so beschriebenen Merkmalen ausgestattet sind, kdnnten sich vermutlich
gut aus einem Projekt wie dem der ,Grenzganger” entwickeln. Die Evaluationsergebnisse des Projek-
tes sollten deshalb genutzt werden, um solche Hilfesysteme in weiteren Regionen Schleswig-
Holsteins zu entwickeln. Dabei sollte zusatzlich beachtet werden, denn diese Fragen waren in der
Diskussion des Runden Tisches offen geblieben:

e konnen im Grenzganger-Projekt Rahmenbedingungen beschrieben werden, die eine gleich-
berechtigte Zusammenarbeit von Kinder- und Jugendhilfe und Kinder- und Jugendpsychiatrie
fordern?

e konnen Formen der Beteiligung der betroffenen Kinder und Jugendlichen im Grenzganger-
Projekt praktiziert werden und falls nicht, welche waren moglich?

e wie kann das Problem der mangelhaften schulischen Férderung gerade fiir die Gruppe der
,schwierigen” Jugendlichen angegangen werden?

e wie groR muss bzw. darf das Netzwerk kooperierender Einrichtungen und Dienste sein und
wie sollte die Zusammensetzung aussehen?

Offen blieb die Frage, wie die jungen Menschen kurzfristig besser versorgt werden kénnen, fir die
nach einem Aufenthalt in der Kinder- und Jugendpsychiatrie keine angemessene Unterbringung ge-
funden wird. Was kann fiir sie getan werden, ist die verbindliche Aufnahme einzelner Einrichtungen
eine Losung und wie kdnnte sie erreicht werden? Diese Frage sollte am besten nicht nur auf der Ebe-
ne des Landesjugendamtes sondern auch, das hat die Diskussion des Runden Tisches gezeigt, in sach-
gerechter Kommunikation mit 6rtlichen, freien und privaten Tragern der Jugendhilfe geflihrt werden.

7. Partizipation und Beschwerdemanagement

Partizipation und Beschwerdemanagement sind in Schleswig-Holstein auch in der Heimerziehung
besonders im Blick und wurden Gegenstand eines eigenen vom Land geférderten Projektes (,,Demo-
kratie in der Heimerziehung®). In Fortsetzung dieses Projektes werden aktuell zur Unterstiitzung von
Partizipationsansatzen in Einrichtungen , Multiplikatoren® (Multis) auch weiterhin gefordert. (3. Ver-
anstaltung 02.06.16, 1. Statement im Anhang).

Dass Beteiligung nicht nur aus grundsatzlichen Erwadgungen erforderlich ist, sondern auch zur Quali-
tdt der Heimerziehung betragt, wurde im Workshop mit Jugendlichen aus Heimen besonders deutlich
(4. Veranstaltung 19.07.2016, Dokumentation und 6. Veranstaltung 29.09.2016, Statements im An-
hang). Die Aussagen der Jugendlichen beim Workshop haben einerseits Basisprobleme der Heimer-
ziehung gespiegelt, wie z.B. die des Schichtdienstes (Zeitprobleme, Kontinuitatsbriiche) aber auch auf
Probleme hingewiesen, die durch nicht ausreichende Kommunikation entstehen und damit vermeid-
bar erscheinen, wie fehlende Gruppengesprache mit Heimleitung und Erziehungsfachkraften. Bei der
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Vorstellung der Ergebnisse des Workshops in der letzten Veranstaltung des Runden Tisches wurde
die Partizipation bei 6rtlichen Priifungen durch das Landesjugendamt hervorgehoben: Die Jugendli-
chen wiinschten sich vom Landesjugendamt haufigere Besuche in den Einrichtungen und auch Ge-
sprache mit ihnen selbst nicht nur bei besonderen Vorkommnissen. Die Jugendlichen machten auch
deutlich, dass ihnen bei der Partizipation nicht nur die Alltags- und Umgebungsgestaltung wichtig sei
sondern genauso die Mitbestimmung bei den Regeln im Alltag. Sie regten auch Mitbestimmungs-
rechte hinsichtlich der Auswahl weiterer aufzunehmender Kinder und Jugendlichen in der Einrichtung
an. Im Plenum wurde diskutiert, dass Jugendliche auBerdem strukturell auf politischer Ebene bei der
Gestaltung der Heimerziehung einbezogen werden sollten.

Zum Stand von Partizipation und Beschwerdemoglichkeiten wurde insgesamt eine positive Entwick-
lung gesehen, aber auch darauf verwiesen, dass die erfolgreiche Implementation Zeit benétige und
die Bemihungen noch ausbaufahig seien. Die Expertinnen und Experten waren sich einig, dass die
Verankerung angemessener Verfahren in allen Einrichtungen erforderlich sei und Perspektiven hier-
flr entwickelt werden missten. Zum gegenwartigen Stand referierte Dr. Kathrin Aghamiri in der drit-
ten Veranstaltung aus einer eigenen Erhebung der Fachhochschule Kiel und dem Institut fur Partizi-
pation und Bildung e.V. (3. Veranstaltung 02.06.2016, 1. Statement im Anhang). Im Mittelpunkt
standen dabei folgende Ergebnisse.

Die in der Férderung des Ministeriums fortgebildeten ,, Multis” fir Partizipation in der Heimerziehung
gaben an, dass sie im Alltag der Heime vorrangig bestimmte Projekte erarbeiten. Projekte seien bei-
spielsweise ,Woflr wird die € 2000,- Spende bei uns verwendet?”, ,Wohin geht unsere Ferien-
fahrt?“, ,Wie wird der Umgang mit Handys geregelt?“ oder , Wie wird der Rechtekatalog bei uns
konkret umgesetzt?“. Anhand der Projekte sahen sowohl die Jugendlichen als auch die Fachkréfte,
wie Partizipation im Alltag gelingen kann. Dabei werde immer wieder deutlich, wie kleinschrittig das
Vorgehen sein sollte. Zunachst misse geklart werden, worliber die Kinder mitentscheiden sollen, wo
aber auch Grenzen lagen. Dann ginge es darum, dafiir zu sorgen, dass alle informiert wiirden und sich
eine Meinung bilden kdonnten. Es gelte, Aushandlungsprozesse zu moderieren und Entscheidungen zu
ermoglichen. Partizipation werde in diesen Projekten ganz konkret.

Dartiber hinaus wiirden in Einrichtungen an Beschwerdeverfahren weitergearbeitet. Das reiche von
vorfrankierten Briefen und Beschwerdezetteln mit Bildern zum Ankreuzen (iber Hefte, die Beschwer-
dewege zeichnerisch darstellen bis hin zu Telefonnummern oder dem klassischen Meckerkasten. Es
wirden aber auch Workshops fiir Jugendliche angeboten, so kam z. B. ein Workshop zustande, in
dem die Jugendlichen eigene Vorschldage zur neuen KJVO erarbeiteten und diese der Ministerin auch
personlich Gbergeben konnten. AulRerdem boéten alle Multis regelmaRig Fortbildungen fiir padagogi-
sche Fachkréafte in ihren Einrichtungen an. Viele Trager hatten inzwischen eigene Partizipationsbeauf-
tragte zur Verfligung gestellt.

Im Mittelpunkt der Debatte um die Partizipation von Kindern und Jugendlichen in Heimen stand auch
Vorstellung der Arbeit der Ombudsstelle, der Biirgerbeauftragten des Landes Schleswig-Holstein. Sie
berichtete von Ausstattung und Arbeitsweise der Beschwerdestelle. Zur Funktion stellte Samiah El
Samadoni, fest:

,Die Beschwerdestelle besteht neben den gesetzlich zwingend einzurichtenden Strukturen zu Be-
schwerde und Partizipation in den Einrichtungen. Die Beschwerdestelle soll und kann diese Struktu-
ren nicht ersetzen. Sie kann aber punktuell dazu beitragen, die Kinder und Jugendlichen zur Partizipa-
tion in der Einrichtung zu ermutigen, indem diese durch Beratung und Gesprache bestarkt und unter-

stutzt werden. Damit leistet die Beschwerdestelle einen Beitrag dazu, Partizipation zu leben. Sie kann
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auch gewabhrleisten, dass Kinder und Jugendliche, die in den vorhandenen Partizipationsstrukturen
scheitern, trotzdem Gehor finden.” ( a.a.0., 2. Statement im Anhang).

In der anschlieRenden Diskussion wurden die verschiedenen Ebenen der Partizipation vertieft und
Vorschldage zur Weiterentwicklung des Beschwerdemanagements fiir Kinder und Jugendliche erér-
tert. Dabei wurden u.a. angesprochen: Partizipation als Leitungsaufgabe in Einrichtungen, Koordinie-
rung der verschiedenen Ansitze mit dem Ziel, mehr Verantwortlichkeit und Ubersichtlichkeit zu
schaffen wie auch evtl. regionalisierte Standorte der Beschwerdestelle. Mit dem letztgenannten Vor-
schlag kénne die Niedrigschwelligkeit des Angebots noch besser gewahrleistet werden.

Angesichts der Vielfalt der entwickelten Beschwerdemaoglichkeiten wurde angemahnt, dass fir jede
einzelne Form insbesondere die Verantwortlichkeit fiir Bearbeitung und Rickmeldung des Ergebnis-
ses an die Kinder und Jugendlichen, welche die Beschwerde eingebracht haben, geklart, transparent
gemacht sowie abgestimmt werden misse — sowohl fiir die Kinder und Jugendlichen als auch fiir alle
anderen Akteure. Die Fortfiihrung von Landesjugendkongressen wurde mehrfach gewiinscht, insbe-
sondere, um kleine Einrichtungen zu vernetzen und zu diskutieren, wie Partizipation dort umgesetzt
werden kdnne seien die Kongresse eine grofle Chance.

In der Diskussion des Runden Tisches wurde auch deutlich, dass Beteiligung auf allen Ebenen statt-
finden musse, wenn sie mit Kindern und Jugendlichen gelingen soll: auch zwischen Leitung und Fach-
personal, zwischen den Fachkradften und den Eltern, zwischen Politik- und Tragervertretern. Offen
blieb die Frage, wie Beteiligung in der Arbeit mit den sogenannten Schwierigen aussieht. Dieser
Punkt konnte bei der flinften Veranstaltung nicht bearbeitet werden. Im Kontext weiterer Qualitats-
dialoge in diesem Arbeitsfeld sollte er jedoch besprochen werden. Das gilt auch fiir die Frage, wie vor
allem Beschwerdemanagement in Kleinsteinrichtungen, die keinem Tragerverband angehoren, orga-
nisiert werden kann.

8. Kooperation mit dem Schul- und Ausbildungsbereich

Beim Thema Kooperation der Jugendhilfe mit dem Schul- und Ausbildungsbereich war ein zentraler
Aspekt die Kooperation bzw. die Aufteilung der Verantwortung zur bildungsbezogenen Unterstiitzung
von Kindern und Jugendlichen zwischen Jugendhilfe und Schule (a.a.0., Statements im Anhang). Dabei
waren die Kinder und Jugendlichen im Blick, bei denen emotional-soziale Schwierigkeiten bzw. Ver-
haltensauffalligkeiten gesehen wiirden und die aus diesem Grund (vorerst) nicht oder nur schwer
,beschulbar” seien.

Die Zusammenarbeit zur Beschulung dieser Zielgruppe wurde kontrovers diskutiert: Da die Kinder
oftmals nicht in den Regelschulen aufgenommen wirden, seien aus Sicht des Ministeriums flr Schule
und Berufsbildung die Trager dafiir verantwortlich, die Beschulung (hausintern) zu organisieren. Die
Trager und Jugenddamter wiederum flihrten aus, dass eine Schulpflicht und ein Anspruch auf Beschu-
lung im rechtlichen Sinne bestehe, zugleich jedoch von der Schule zu Unrecht verlangt werde, dass
Kinder von der Jugendhilfe vorbereitet werden missten, bevor die Schule sie aufnehmen kénne. Dies
entspreche nicht den rechtlichen Tatsachen. Jedes Kind sei gemaf$ dem Schulgesetz beschulbar. Die
Schulen wiirden dies in der Regel aber nicht ermoglichen. Das Ministerium sei gefordert, die rechtli-
chen Bedingungen so umzusetzen, dass die (Vorbereitung zur) Beschulung nicht in das SGB Il oder
SGB VIl ausgelagert werde und die Aufnahme der Kinder in die Regelschule eine Muss- und keine
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Sollbestimmung sei. Es missten vielmehr Voraussetzungen geschaffen werden, um die Unterstit-
zung in den Schulen zu gewahrleisten.

Von Seiten des Ministeriums fiir Schule und Berufsbildung wurde demgegeniiber die Position vertre-
ten, dass die Beschulung in der Regelschule fiir Kinder aus Heimen durchaus die Moglichkeit eréffne,
in das offene Schul-System zu kommen. Zudem wurde auf das Férdergesetz verwiesen, in dem stehe,
dass die Vorbereitung in den Einrichtungen der Jugendhilfe erfolgen solle. Dies sei angemessen und
werde den Anforderungen gerecht. Einigkeit bestand iiber den Punkt, dass es keine Kinder gebe, die
nicht beschult werde kénnten. Entscheidend seien die Form und das Ausmals bendtigter Unterstiit-
zung. Hier vertrat das Ministerium die Auffassung, dass der Bedarf in den Schulen durch Planstellen
fir sonderpadagogische Fachkréafte, schulische Assistenzen, die Verdoppelung der schulpsychologi-
schen Fachkrafte und durch Schulsozialarbeit gedeckt sei. Moglicherweise diirften es mehr sein, es
gebe jedoch Ressourcen. Kooperation werde von Seiten des Ministeriums als gemeinsame Verant-
wortung flr die Unterstlitzung verstanden, d.h. dass auch die Jugendhilfe ihren Beitrag leisten mis-
se. Probleme in der Zusammenarbeit bestiinden aus eigener Sicht nicht. Bekraftigt wurde diese Auf-
fassung, indem von Best-Practice-Modellen der Schulen in Kooperation mit einzelnen freien Tragern
der Jugendhilfe berichtet wurde. Expertinnen und Experten des Runden Tisches berichteten demge-
geniber von gegenteiliger Erfahrung: die fachliche Debatte und die Kooperation mit der Schulbehor-
de erfolge in der Regel nicht auf Augenhohe, auch nicht innerhalb der Schule mit der Schulsozialar-
beit. Einigung konnte in dieser Frage deshalb nicht erzielt werden (3.Veranstaltung 02.0.16, 5., 7.
Statement im Anhang).

Ein weiterer kontrovers betrachteter Aspekt bei der dritten Veranstaltung des Runden Tisches war
die schulische Situation von Kindern und Jugendlichen, die in Schleswig-Holstein Gberregional unter-
gebracht werden, deren Personensorgeberechtige also ihren Wohnsitz in einem anderen Bundesland
haben. Nach geltender gesetzlicher Grundlage bestehe keine rechtliche Verpflichtung zur Aufnahme
durch die Regelschulen, sondern lediglich die Pflicht zur ,fehlerfreien Ermessenausiibung der Behor-
de”. Fir Hamburger Kinder gebe es eine Ausnahmeregelung (im Rahmen des Gastschulabkommens
zwischen Schleswig-Holstein und Hamburg). Die Vertreterinnen und Vertreter des Runden Tisches
von Trager- wie auch von kommunaler Seite machten aber deutlich, dass fir Kinder und Jugendliche,
die aus anderen Bundeslandern in Schleswig-Holstein stationar aufgenommen werden, die Beschu-
lung in Regelschulen moglichst zeitnah sichergestellt werden miisse. Sie kritisierten damit den gel-
tenden § 20 Abs. 1 des Schulgesetzes. Es misse auch fiir Kinder, die nicht aus Schleswig-Holstein
kommen, durch die Aufnahme an der Regelschule eine Integration in den Sozialraum am Ort der
Heimerziehung gewahrleistet werden. Nur so kdnnten sie verlasslich am schulischen Leben ihrer
Altersgruppe aullerhalb der Einrichtung teilnehmen, dort neue Bezugspersonen finden und damit
reale Chancen der Teilhabe am neuen Lebensort erhalten. (a.a.0., 5. ,9. Statement im Anhang).

Zum Thema ,,Ubergang in Ausbildung” wiesen die Jugendhilfetrager ebenfalls auf Handlungsbedarf
hin, der sich hier allerdings anders begriinde. So berichtete die Vertreterin eines groRen Tragers da-
von, dass derzeit etwa die Halfte der dort lebenden Jugendlichen die Schule mit einem Abschluss
verliele, was positiv zu bewerten sei. Es geldange jedoch immer seltener danach der Einstieg in eine
Berufsausbildung. In groRen Betrieben falle es schwerer, die Jugendlichen zu halten und dort Ver-
standnis fur ihre besondere Lebenssituation zu wecken. Mit kleineren, insbesondere Handwerksbe-
trieben wiirden positivere Erfahrungen gemacht. Voraussetzung sei in jedem Fall ein offener Umgang
miteinander und ein guter Kontakt zwischen Einrichtung und Betrieb (a.a.0., 5., 6. Statement im An-
hang).

25



GrolRtenteils problematisch verliefe die Integration in MalRnahmen der Berufsfindung oder Berufs-
vorbereitung. Hier fanden sich Jugendliche ohne oder mit nicht ausreichendem Schulabschluss wie-
der. Mit den jeweiligen Bildungstragern konnten im Einzelfall kreative Losungen erarbeitet werden.
Beim Scheitern einer Mallnahme gabe es allerdings haufig leider durch das JobCenter keine , zweite
Chance” mehr. (a.a.0., 6. Statements im Anhang). Probleme gabe es allerdings auch durch die immer
haufigere Beendigung der Hilfen bei Erreichen der Volljahrigkeit (a.a.0., 9. Statement im Anhang).

In der Debatte wurde deutlich, dass erheblicher Abstimmungsbedarf sowohl in der Frage der Regel-
beschulung auswartiger Kinder in Heimen, vor allem aber auch hinsichtlich der Verantwortlichkeiten
in der Kooperation der Jugendhilfeeinrichtungen und der Schulen besteht. Nicht erdrtert werden
konnte die Frage des Ubergangsmanagements in Ausbildung, auch sie blieb deshalb offen. Es war
vorgesehen, im Rahmen des Runden Tisches diese Aspekte noch einmal aufzunehmen, was aus Zeit-
griinden jedoch nicht geschehen konnte. Das schwierige Thema ,Kooperation mit dem Schul- und
Ausbildungsbereich” sollte deshalb in weiteren Dialogen dringend mit allen Beteiligten bearbeitet
werden.

Da die Diskussion sich im Rahmen des Runden Tisches auf Grund der unterschiedlichen Perspektiven
der Ressorts Bildung und Soziales eher schwierig gestaltete, ein Problem, das sich haufig in Diskussi-
onen zwischen dem Schul- und dem Jugendhilfebereich zu findet, sollten solche Gesprache am bes-
ten durch Zielabsprachen zwischen den beiden Ministerien eingeleitet werden. Ggf. konnte die Ein-
setzung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe dann zu weiterfiihrenden Ergebnissen fihren.

Gesamtverantwortung und Steuerung: Qualitédtsentwicklung im
Spiegel von Stdrken und Schwéichen des Angebots der Heimerzie-
hung in Schleswig-Holstein

Nach § 85 SGB VIl liegt die Gesamtverantwortung fiir ein bedarfsgerechtes Versorgungsangebot der
stationaren Hilfen beim Uberortlichen Trager. Fiir das Landesjugendamt zog die Staatssekretarin des
libergeordneten Ministeriums ein Zwischenfazit:

Mit dem Ziel, den Schutz von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen zu verbessern, werde die
Arbeit des Landesjugendamtes weiterentwickelt. Hierzu gehorten u.a. die Verabschiedung der KJVO,
Vorschldge des Landes zur Novellierung der §§ 45ff. SGB VIII, die bessere Vernetzung der Arbeit mit
den ortlichen und den entsendenden Jugendamtern, die quantitative und qualitative Verstarkung der
Heimaufsicht.

Zur perspektivischen Entwicklung der Heimerziehung im Lande wirden derzeit die Steuerungsmog-
lichkeiten des Landesjugendamtes mit dem Ziel einer starkeren Einwirkung gepruft. Ein Dialogprozess
zwischen Landesjugendamt und den Tragerverbanden solle etabliert werden und die im Rahmen des
Runden Tisches begonnene Debatte mit Sachverstandigen aller Akteursgruppen in geeignetem Rah-
men fortgesetzt werden. Um der Versorgung der ,Schwierigen” besser gerecht zu werden, sollten
niedrigschwellige Kooperationen unterschiedlicher Professionen nach dem Vorbild des ,Grenzgan-
ger-Projektes” gefordert werden. Ferner werde daran gedacht, das Kooperationsmodell des Projek-
tes bei entsprechenden Ergebnissen in die Regelversorgung zu tibernehmen. Und selbstverstandlich
wolle man die Demokratiekampagne fiir die Heimerziehung weiterfliihren mit entsprechenden Ver-
knipfungen von Modellprojekten, Fortbildungen, Teamentwicklungen usw. (6. Veranstaltung

29.09.16, 5. Statement im Anhang). Diese Ausfiihrungen wurden im Interesse aufgenommen, zeige
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sich doch daran, dass das Ministerium Diskussion und Ergebnisse des Runden Tisches aufgenommen
hatte und sie bei den eigenen Uberlegungen zur Weiterentwicklung des Feldes Heimerziehung be-
ricksichtige.

Zur Wahrnehmung der Gesamtverantwortung und Steuerung haben die Veranstaltungen des Runden
Tisches Ergebnisse erbracht, die in den folgenden Punkten 9. bis 12. dieses Berichts dargestellt wer-
den. Bei der Umsetzung der Vorschlage in konkretes Handeln wird abgewogen werden missen, an
welcher Stelle des Systems Jugendhilfe die verantwortliche Steuerung sinnvollerweise platziert wird:
ob beim Landesjugendamt — evtl. in veranderter organisatorischer Anbindung (a.a.0., 5. Statement
im Anhang), ob per Delegation auf die kommunale Ebene oder durch Beauftragung von Dritten im
Rahmen eines Projektes und verkniipft mit einem Erprobungsauftrag.

9. Weiterqualifizierung der Strukturen und der fachlichen Arbeit

Flr ein Konzept der Weiterentwicklung der Strukturen und der fachlichen Arbeit der Heimerziehung
in Schleswig-Holstein konnten verschiedene Zielrichtungen benannt werden. Diese haben sich in der
Arbeit des Runden Tisches bei der Betrachtung der Strukturen, der Arbeitskonzepte und vor allem
der Zusammenarbeit zwischen den unterschiedlichen Verantwortungsebenen als wesentlich heraus-
gestellt.

o Weiterentwicklung der Strukturen

Auf der Strukturebene ist vor allem die Einbindung der Eingruppen-Einrichtungen in verbandliche
Strukturen zu verfolgen. Bei milieufernen, insbesondere Lander ibergreifenden Unterbringungen
sollten MaRnahmen ergriffen werden, welche die Jugenddmter stérker zur Wahrnehmung ihrer
Hilfeplanungsaufgaben am Aufenthaltsort des Kindes oder Jugendlichen verpflichten.

Um selbstandige Kleinstheime zukiinftig zu veranlassen, sich einem Verbund anzuschlieSen, soll-
ten die geeigneten rechtlichen Méglichkeiten geprift werden. Die Frage ist, ob es eher einer mi-
nisteriellen Verordnung bedarf, ob die Betriebserlaubnis oder das Instrument der Leistungsver-
einbarung genutzt werden sollte, um die gewiinschte Wirkung zu erzielen. Ortliche Jugendadmter
haben berichtet, dass sie mit entsprechenden Formulierungen (z.B. ,,das o6rtliche Jugendamt er-
wartet regelmaRige Besuche vor Ort bei den Betreuten”) in Leistungsbeschreibungen bereits ge-
wiinschte Effekte erzielt haben.

Eine Diskussion zur Konkretisierung der Leistungsfahigkeit familienanaloger Wohnformen und ih-
rer notwendigen Rahmenbedingungen sollte im Kontext der Qualitatsdialoge gefiihrt werden.

e Ebene der fachlichen Arbeit

Bei den Uberlegungen zur Weiterentwicklung der fachlichen Arbeit wurde von allen Seiten dafiir
pladiert, Partizipation und transparentes Beschwerdemanagement in allen Einrichtungen auszu-
bauen und zu starken. Hierfir wurde zunachst die Fortsetzung der Debatte des Runden Tisches
fir wichtig gehalten: ,Fiir eine nachhaltige Weiterentwicklung der Heimerziehung in Schleswig-
Holstein in Bezug auf Partizipation kann dieser ,runde Tisch’ nur ein Anfang sein. Es braucht wei-
tere (vielleicht auch lokale) ,runde Tische’, die sich mit der Frage beschéaftigen: Was kann wer,
wie vor Ort dazu beitragen, Partizipation im Alltag der erzieherischen Hilfen umzusetzen? Denn
jetzt ginge es darum, dass Partizipation von den Fachkradften im Alltag tatsdchlich umgesetzt
wirde.” (a.a.0., 3. Statement im Anhang).
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Mit dieser Anmerkung wurde darauf hingewiesen, dass in der Ausgestaltung von Beteiligung und
Beschwerdemaoglichkeit die lokalen Verhaltnisse, auch diejenigen der Einrichtungen selbst, be-
trachtet und genutzt werden miussten. Es wurde aber auch noch einmal betont, dass die Einrich-
tungen daflir Unterstiitzung bendtigten. Die im Land bisher aufgebauten Ressourcen wie die
Multiplikationsfachkrafte fir Demokratie in der Heimerziehung sollten also unbedingt starker
genutzt und miteinander besser vernetzt werden.

Unabhangig hiervon war Konsens, dass die erfolgversprechenden Ansatze, von denen aus dem
Projekt ,Demokratie in der Heimerziehung” berichtet wurde, weitergefiihrt und verbreitert wer-
den sollten. Angeregt wurden aullerdem die Fortfiihrung der Landesjugendhilfekongresse, die
Regionalisierung der Beschwerdestellen, eine strukturelle Verankerung der Beteiligung der Ju-
gendlichen in politischen Entscheidungsprozessen sowie der Wunsch der Jugendlichen, bei értli-
chen Priifungen durch das Landesjugendamt miteinbezogen zu werden. Dariiber hinaus sollte
demokratische Partizipation noch starker als bislang Inhalt der Fachkrafteausbildung (an Berufs-
fachschulen, Fachschulen und Hochschulen) sein. (a.a.0., 2. und 3. Statement im Anhang).

e Qualitdtsdialoge auf allen Verantwortungsebenen

Ein weiterer Schwerpunkt der Weiterentwicklung sollte nach Auffassung der Expertinnen und
Experten des Runden Tisches Einfiihrung und Ausbau von Qualitétsdialogen auf allen Verantwor-
tungsebenen sein. Von verschiedenen Seiten war hierfir pladiert worden. So sprachen mehrere
Teilnehmerinnen und Teilnehmer davon, dass der Runde Tisch die Diskussion zwischen allen Ak-
teursgruppen sehr geférdert habe. Dies sei richtig und wichtig gewesen, da es zur Erarbeitung ei-
nes zukunftsfahigen Konzeptes fir die Heimerziehung notwendig sei, einen offenen und struktu-
rierten Dialog zur Bedarfslage, zur Verbesserung der Rahmenbedingungen und der Ausstattung
der Jugendhilfe zu fihren. Nach Abschluss des Runden Tisches sei es nun die Aufgabe, die an vie-
len Stellen auch jetzt schon gefiihrten Fachdiskussionen zusammenzufiihren. Hierfir wurde u.a.
der der Landesjugendhilfeausschuss als geeigneter Ort vorgeschlagen. Die Ergebnisse des Run-
den Tisches kdnnten dort in eine landesweite Diskussion Ubertragen werden. Es sei Aufgabe des
Landesjugendamtes, die verschiedenen Dialoge auf kommunaler und auf Landesebene zusam-
menzufiihren und die sich daraus ergebenden Entwicklungsprozesse zu begleiten. (a.a.O., 2.
Statement im Anhang).Von kommunaler Seite wurde in einem Statement zur Veranstaltung die-
ser Gedanke weitergedacht und vorgeschlagen: dass einerseits auf der Landesebene an Quali-
tatskriterien gearbeitet werden solle, diese Ansicht wurde auch von Tragerseite geteilt (a.a.0., 1.
Statement im Anhang). Qualitatskriterien missten aber mit der kommunalen Ebene riickgekop-
pelt werden, denn Fragen der Qualitat berihrten Fragen der kommunalen Selbstverwaltung und
Fragen der Finanzierbarkeit.

Andererseits musste die Begleitung eines solchen Entwicklungsprozesses auch ein Controlling be-
inhalten. Dieses Controlling sollte sich darauf beziehen, inwieweit die entwickelten Standards im
Einzelfall tatsachlich umgesetzt werden. Ergebnisse der 6rtlichen Priifungen der Heimaufsicht, Er-
fahrungen von Jugenddamtern und Trdgern bei der Gestaltung der Leistungs- und Entgeltverein-
barungen aber auch die bei der Hilfeplanung kdnnten beispielsweise gesammelt und ausgewer-
tet werden. Wenn alle Bereiche konstruktiv zusammenwirken wiirden und sich Heimaufsicht,
freie Trager und o6ffentlicher Trager in einem Controlling-Prozess liber festgestellte Entwicklun-
gen austauschen wiirden, kénnten durchaus verlassliche Riickschliisse Gber die Entwicklung der
Heimerziehung gezogen werden. (a.a.0., 8. Statement im Anhang).
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e Fortbildungsprogramm fiir die verschiedenen Fachkrdiftegruppen

Ein Fortbildungsprogramm fiir die pddagogischen Fachkrdifte sollte landesweit angeboten wer-
den, das besondere Schwerpunkte in den Bereichen der Elternarbeit, der Entlassungsvorberei-
tung aber auch der Zusammenarbeit der stationdren mit der ambulanten Arbeit setzt. Dazu wiir-
de auch ein Fortbildungsprogramm fiir die Leitungsebene gehoren, in dem Organisationsentwick-
lung und Kommunikation zur Initiilerung und Unterstiitzung dieser Prozesse nach innen genauso
Thema sind wie die Vernetzung der Einrichtung in der Region und auf Trdgerebene. Ziel sollte
sein, vor allem multiprofessionelle, bereichs- und institutionsiibergreifende Zusammenarbeit zu
fordern, um geeignete Formen des Krisenmanagements entwickeln zu kénnen. Ergdanzend sollte
ein Dialog liber Sicherheitskonzepte in den Einrichtungen begonnen werden.

Ziel dieser bereichslibergreifenden Zusammenarbeit misse aber auch sein, Strukturen und Kom-
petenz der Fachkrafte zu qualifizieren, um Angebote fiir die Zielgruppen zu schaffen, die bisher
nur unzureichend versorgt werden konnten.

AbschlieBend ist auf den Ausbau der Wirkungsforschung im Bereich der Heimerziehung zu ver-
weisen, um Standards padagogischen Handelns in diesem Arbeitsbereich zu tGberprifen und wei-
terzuentwickeln. (a.a.0., 4. Statement im Anhang).

Die Weiterentwicklung der Strukturen und der fachlichen Arbeit sollte auf allen Ebenen von den je-
weils Verantwortlichen vorangebracht werden. Dafiir konnen die vielfach erwdhnten Qualitatsdialo-
ge genutzt und das oben skizzierte Controlling der Entwicklungen eingesetzt werden.

10. Starkung des regionalen Versorgungsnetzes

Wahrend der zweiten Veranstaltung war dariber diskutiert worden, ob die Versorgungsstrukturen
auf der regionalen Ebene im Bereich der Hilfen zur Erziehung ausreichend seien und was Jugendam-
ter im Rahmen ihrer 6rtlichen Zustandigkeit tun kénnen, um ggf. mehr Bedarfsgerechtigkeit zu schaf-
fen. Von verschiedenen Seiten wurde hierzu eingebracht, dass sozialrdumliche Konzepte mehr disku-
tiert und auch implementiert werden sollten. Dazu wiirden allerdings regionale, tréigeriibergreifende
Qualifizierungsprogramme gehoren, fur die AnstoR und Finanzierung erforderlich waren. Vertrete-
rinnen und Vertreter einzelner Landkreise berichteten, dass sie bereits erfolgreich sozialraumorien-
tiert arbeiten wirden und empfahlen die Anwendung entsprechender Modelle auch in anderen Re-
gionen (2. Veranstaltung 26.05.16, 1. Statement im Anhang).

In landlichen Regionen sei z.T. das Angebot an stationaren Platzen in Kleinstheimen sehr hoch, ambu-
lante Angebote wiirden demgegeniiber fehlen. Fir die Heimerziehung sei aber wichtig, stationadre
Hilfen moglichst mit ambulanten Hilfen zu verzahnen. In den Stadten seien ambulante und stationa-
re Angebote eher vorhanden, dort gdbe es diese Verzahnungen eher. Jugendliche in Heimen kdnnten
z.B. in der Verselbstiandigungsphase davon profitieren u.a. mehr. In den Stadten sei das Problem
vorrangig, dass zu wenig milieunahe stationdrer Platze vorhanden seien. Dies wurde vor allem von
Kiel und Flensburg gesagt. Das Problem sei inzwischen der Mangel an geeignetem Wohnraum.
Wohnraum neu zu schaffen stoRe aber auf baugesetzliche Hiirden. Die Uberpriifung der geltenden
Rahmenbedingungen (Baugesetze) zur Schaffung auch stadtischer Unterbringungsformen werde
deshalb als notwendig betrachtet.
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Als weitere Merkpunkte bei der Weiterentwicklung bedarfsgerechter regionaler Versorgungsstruktu-
ren wurde vorgeschlagen, die ,, Beschwerdestelle fiir Kinder und Jugendliche in Heimen“ zu regionali-
sieren. In landlichen wie in stadtischen Regionen mussten den Kindern und Jugendlichen in der Hei-
merziehung erreichbare unabhangige Beschwerdemdglichkeiten angeboten werden. Und nicht zu-
letzt wurde darauf verwiesen, dass in jeder Region zu priifen sei, welche interdisziplindren und inter-
institutionellen Kooperationen zu starken seien. Gemeint sind hier vor allem die zwischen der Ju-
gendhilfe und den Schulen auf der einen wie der Kinder- und Jugendpsychiatrie auf der anderen
Seite. Auch sie wiirden dazu beitragen, die Fachlichkeit zu starken und die jungen Menschen damit
umfassender zu fordern.

Zum Thema Starkung der regionalen Versorgungsnetze wurde also empfohlen, sich in den 6rtlichen
Jugendamtern starker mit Konzepten des Sozialraums zu befassen, und dort wo Schwachen der Ver-
sorgung gegeben seien, entsprechend nachzubessern. Diese Empfehlung richtete sich vorrangig an
Landkreise, die bisher wenig sozialraumorientiert arbeitet. Die kreisfreien Stadte beschaftigen sich
Uberwiegend bereits mit dem Thema, miissen normalerweise aber andere Schlussfolgerungen zie-
hen.

11. Umgang mit den als ,,schwierig” geltenden Kindern und Jugendlichen

Fiir einen besseren Umgang mit den Kindern und Jugendlichen, die mehrfach problembelastet sind,
die als ,Systemsprenger” oder als , Schwierige” angesehen werden, sprachen sich die Expertinnen
und Experten des Runden Tisches eindringlich aus. Einige Perspektiven konnten benannt werden,
andere Fragen mussten offen bleiben.

So ist die Frage noch zu klaren, auf die beim Runden Tisch keine Antwort gefunden wurde, auf wel-
chem Wege namlich fiir die derzeit offenbar kaum unterzubringenden ,,Schwierigen” eine passende
Versorgung gefunden werden kann. Das Landesjugendamt hat sich in seiner Verantwortung als
Uberortlicher Trager bisher bei dieser Thematik Gber die ,Beratungsstelle fir Hilfen zur Erziehung bei
Kindern und Jugendlichen mit besonderem Erziehungs- und Betreuungsbedarf" und mit dem ,,Grenz-
ganger-Projekt” engagiert (5. Veranstaltung 08.09.16, 5. Statement im Anhang). Der (berortliche
Trager hat also auf den Erfolg niedrigschwelliger Kooperationen unterschiedlicher Professionen ge-
setzt und kann angesichts der positiven Ergebnisse der Zwischenevaluation des Projektes auch darauf
vertrauen, dass dieses Bestreben in eine richtige Richtung geht. Das Projekt kénnte, wenn sich dies
weiter bestatigt, also vermutlich 2017 in die Regelversorgung Gbernommen werden und auch eine
Ubertragung des Kooperationsansatzes auf andere Regionen ist denkbar (6. Veranstaltung
08.09.2016, 5. Statement im Anhang).

Problemanzeigen aus der Kinder- und Jugendpsychiatrie, denen die Vertreterinnen und Vertreter der
Jugendamter und der Einrichtungstrager nicht in Zweifel gezogen haben, wird damit kurzfristig aber
nicht entsprochen. Bei mehreren Veranstaltungen des Runden Tisches, vor allem bei der filinften
wurde auf entsprechenden Handlungsbedarf aus dem kinder- und jugendpsychiatrischen Bereich
deutlich hingewiesen (5. Veranstaltung 08.09.2016, 9., 12. Statement). Es wird deshalb zu prifen
sein, ob und wenn ja auf welchem Wege die von der Kinder- und Jugendpsychiatrie geforderten Ein-
richtungen mit Aufnahmeverpflichtung auch eine Losung, evtl. auch eine Zwischenlésung darstellen
kénnen. Wie eine solche Losung ausgestaltet werden misste, hierzu hat diese Veranstaltung eben-
falls zahlreiche Hinweise geben kdnnen. Es galte, existierende Versorgungsstrukturen im Sinne eines
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,Empowerments” so zu optimieren, dass sie auch die als ,schwierig” empfundenen Kinder und Ju-
gendlichen halten und aushalten kénnen.

Erforderlich scheint die Verbesserung der strukturellen Rahmenbedingungen und der Kompetenzen
der Einrichtungen zu diesem Gesamtkomplex in einem zentral gesteuerten Entwicklungsprojekt zu
sein. Dabei sollten sowohl die Erfahrungen des Grenzgdnger-Projektes als auch vergleichbarer Ar-
beitsansatze und vor allem die Perspektiven aller Akteure in einem qualifizierten Beteiligungsansatz
einbezogen werden. Vielfaltige Ressourcen zeigten sich am Runden Tisch sowohl als Wissens- und
Erfahrungsschatze aus den Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe als auch der Kinder- und Jugend-
psychiatrie. (6. Veranstaltung 29.09.16, 6. und andere Statements im Anhang). Ressourcen zeigten
sich aber vor allem auch in der fach- und institutionsiibergreifenden Beratung schwieriger Themen.

12. Strategie gegen den Fachkraftemangel

Eine ausgearbeitete Strategie gegen den Fachkraftemangel, der bereits jetzt empfindlich bei Tragern
und Jugendamtern spirbar ist, bildet den letzten Schwerpunkt beim Thema , Qualitatsentwicklung®.
Wenn die Jugendlichen in ihrer Problemliste genannt haben: mindestens eine betreuende Person mit
Berufserfahrung sehen zu wollen (4. Veranstaltung, Dokumentation 19.07.16 im Anhang), dann muss
man dies als Signal verstehen. Auch die Expertinnen und Experten des Runden Tisches von Trager-
wie von Jugendamtsseite haben aus eigener Erfahrung viele Situationen benannt, in denen sie mit
alarmierenden Personalsituationen aufgrund von Vakanzen umgehen mussten. Stellenvakanzen, die
wegen fehlender Bewerbungen nicht zu schlieBen waren.

Eine umfassende Strategie gegen den Fachkraftemangel sollte deshalb auf Landesebene erarbeitet
werden, die u.a. auf Ausbildung und Personalentwicklung, auf die immer wieder genannten Quali-
tdtsdialoge und auch das Bild der Heimerziehung in der Offentlichkeit zielen miisste. Das Arbeitsfeld
,Heimerziehung” ist interessant und herausfordernd fiir viele Menschen, dies wurde vonseiten der
Ausbildungsstatten gedulRert. Auch die dort geltenden Anspriiche bezogen auf die Arbeitszeiten sei-
en grundsatzlich kein Hindernis flr junge Menschen, sich fur das Arbeitsfeld ausbilden zu lassen.

Den besonderen Herausforderungen in der Heimerziehung misse aber mit einer verlasslichen Unter-
stitzung im padagogischen Alltag und kontinuierlicher Personalentwicklung begegnet werden. Wel-
che Aspekte diese Unterstiitzung beriicksichtigen misste, wurde bei der dritten Veranstaltung ge-
nauer benannt (Punkt 5 dieses Berichts und 3. Veranstaltung 02.06.16, 6. Statement im Anhang).

Aber auch die gegenwartige Ausbildungssituation, so die Diskussion beim Runden Tisch musse in den
Blick ggnommen werden. Eine grundlegende Verdnderung der Ausbildungsstruktur (hin zu dualer
Ausbildung) und noch bessere Kooperation mit den Beruflichen Schulen kénnten u.U. zu einer Ver-
besserung flihren. Festzuhalten sei zudem, dass die Ausbildungsinstitute Gberfillt sind. Es bedurfe
demnach mehr Kapazitaten, um u.a. an Hochschulen ausbilden zu kénnen. Gewliinscht wird ein Mo-
dellversuch, befordert durch das Land, um Strukturen dualer Ausbildungs- und Studiengdnge zu er-
weitern. Darlber hinaus konnte diese Struktur auch zur Weiterqualifizierung und Ausbildung von
,quer einsteigenden Personen” beitragen.

Der Fachkraftemangel werfe auch die Frage auf, wie die verschiedenen Institutionen so zusammen-
arbeiten kénnen, dass sie sich auch gegenseitig beraten und stiitzen kdnnen. Dabei spiele die jeweili-
ge Bedarfsfrage der Kinder und Jugendlichen eine wichtige Rolle und verlassliche Absprachen unter
den Partnern. Zu einer besseren Lastenverteilung kdnnten Fachkrafte der Jugendhilfe, aus Schulen
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und der Kinder- und Jugendpsychiatrie kommen, indem sie gemeinsam ihre jeweiligen Aufgaben
klaren und in Alltagssituationen wie in Krisensituationen kooperativ zusammenwirken. In einer so
verstandenen Verantwortungsgemeinschaft tatig zu sein, fihrt aller Erfahrung nach zu einer héheren
Arbeitszufriedenheit bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, was wiederum die Fluktuation un-
ter den Fachkraften verringern kann.

Eine Strategie gegen den Fachkraftemangel musste in einer Runde verantwortlicher Flihrungskrafte
der beteiligten Bereiche beraten und koordiniert umgesetzt werden. Dabei waren Ausbildungsfra-
gen, Personalentwicklung, Qualitétssicherungsmafinahmen und eine darauf abgestimmte Offentlich-
keitskampagne zu entwickeln.

Zusammenfassung und Schlussbetrachtung

Uberblick

Auf Einladung des Landtags Schleswig-Holstein haben sich im Zeitraum vom 14.04. bis 29.09.2016
insgesamt ca. 130 Vertreterinnen und Vertreter aus der Kinder- und Jugendhilfe und angrenzender
Arbeitsfelder in unterschiedlicher Zusammensetzung im Plenarsaal getroffen, um sich im Rahmen des
,Runden Tisches Heimerziehung” zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein auszutau-
schen und Perspektiven der Weiterentwicklung zu beraten. Der Runde Tisch war als Expertenrunde
angelegt. Er tagte finfmal mit einem Kreis etwa 70 sachkundiger Personen, die von Kommunen, Ein-
richtungstragern, Fachorganisationen und aus angrenzende Bereichen der Kinder- und Jugendpsychi-
atrie, der Familiengerichte, der Ausbildungsorganisationen u. a. auf Anfrage benannt worden waren.
Eine Veranstaltung wurde speziell als Workshop mit Jugendlichen aus der Heimerziehung durchge-
flhrt. Damit wurde den Jugendlichen die Gelegenheit gegeben, sich auch mit Ihren Sichtweisen am
Runden Tisch zu beteiligen.

Von Teilnehmer- wie von landespolitischer Seite gab es viel Zustimmung zu Arbeitsweisen und Er-
gebnissen des Runden Tisches. Die Arbeitsform Runder Tisch konnte auch im Rahmen eines so gro-
Ren Forums ein eigenes Profil gewinnen. Aufgabe der politischen Entscheidungstrager wird es nun
sein, ihre Schlussfolgerungen aus Ergebnissen und Vorschlagen zu ziehen.

Themen und Inhalte der Veranstaltungen waren:

Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein (14.04.2016)

,Gesamtverantwortung’ der 6ffentlichen Jugendhilfe und Erfahrungen in der Zusammenar-
beit im ,jugendhilferechtlichen Dreieck’ (26.05.2016)

Leben und arbeiten in der Heimerziehung I: Angebote und Fachlichkeit (02.06.2016)

Leben und arbeiten in der Heimerziehung II: Workshop speziell fir Jugendliche (19.07.2016)
Umgang mit Grenzsituationen und mit besonderen Zielgruppen (08.09.2016)

N
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Ergebnisse und Handlungsfelder zur Weiterentwicklung der Heimerziehung (29.09.2016)
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Hauptergebnisse
Strukturen — Stérken und Schwdéichen des Angebotssystems
1. Uberblick

Schleswig-Holstein verfligt tiber ein umfangreiches Angebot von etwa 6.000 Heimplétzen. Nur gut die
Halfte davon ist mit Kindern und Jugendlichen aus dem Land selbst belegt, mehr als die Halfte wird
von Jugendamtern anderer Bundeslander fiir die von ihnen Betreuten genutzt. Das gilt vergleichbar
auch fir die Familienpflege. Die Quote der Heimunterbringungen ist in Schleswig-Holstein, verglichen
mit anderen Bundeslandern relativ niedrig, das gilt auch fir die hierflr insgesamt anfallenden Kosten
bezogen auf die Bevdlkerung.

2. Angebotsstruktur

Die Platzangebote in der Heimerziehung befinden sich zu 54 % in Mehrgruppen-Einrichtungen und zu
44 % in Eingruppen-Einrichtungen. Herkdmmliche Grof3einrichtungen wurden in Schleswig-Holstein
aufgeldst bzw. dezentralisiert. Die Diskussion der beiden liberwiegenden Organisationsformen zeig-
te, dass sowohl Eingruppen- als auch Mehrgruppen-Einrichtungen Chancen bieten, die je nach Be-
darf im Einzelfall genutzt werden sollten. Mit den Eingruppen-Einrichtungen aber, wenn sie isoliert
arbeiten wiirden, seien auch Risiken verknilpft, die durch einen Anschluss der einzelnen Einrichtung
an einen Verbund oder Dachverband ausgeglichen werden missten.

Bei der Betrachtung der Struktur der Angebote wurden Familienkonzepte besonders diskutiert — vor
allem im Zusammenhang mit neuen Anforderungen aus der Landesverordnung zum Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen in Einrichtungen (KJVO). Hier ware eine Vertiefung erforderlich gewesen, die
im Rahmen des Runden Tisches aber nicht geleistet werden konnte. Offen ist damit auch die Frage,
wie Beteiligung und Beschwerdemanagement in familienanalogen Wohnformen praktiziert werden
kénnen.

3. Milieundhe

Auch das Kriterium der milieunahen und milieufernen Unterbringungsformen wurde erértert, wobei
sich der Runde Tisch tbereinstimmend fiir Milieundhe aussprach, ohne allerdings Milieuferne ganz-
lich ausschlieBen zu wollen. Die Expertinnen und Experten wiesen aber auch darauf hin, dass sozial-
raumliche Konzepte in Stadten wie in Landkreisen aus unterschiedlichen Griinden an ihre Grenzen
stoBen und deshalb zukiinftig starker erprobt werden sollten.

4. Fachliche Qualitat

Insgesamt waren die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Runden Tisches (ibereinstimmend der
Meinung, dass die fachliche Qualitdt der Unterbringung durchgehend gut entwickelt ist — im Unter-
schied zu dem Eindruck, der durch die offentliche Berichterstattung entstanden sei. Es habe eine
weitgehende Professionalisierung in einem vielfaltigen Jugendhilfesystem stattgefunden mit durch-
weg guten Kommunikationsstrukturen zwischen 6ffentlichen und freien Tragern.

Es gab aber auch deutliche Problemanzeigen:

e eine nicht ausreichende Versorgung bestimmter Zielgruppen, das Fehlen eines Krisenmana-
gements, Probleme im Umgang mit den ,Schwierigen®,

e die Ldnder libergreifende Belegung, die auch Folge des Platziiberangebots vor allem kleiner,
in der Regel familienanaloger Einrichtungen sei und erhebliche Folgen fir die fachliche Steu-
erung bewirke,
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e eineninJugendamtern und Einrichtungen erheblich spirbaren Fachkriiftemangel.

Qualitétsentwicklung der fachlichen Arbeit
5. Fachliche Arbeit und Anspriiche

Bei der Diskussion fachlicher Arbeit und fachlicher Anspriiche wurden die verschiedenen Verantwor-
tungsebenen gesondert betrachtet:

e Die Hilfeplanung im Einzelfall wurde als gut bewertet, die Entwicklung der Beteiligung der
jungen Menschen und ihrer Eltern positiv gesehen. Handlungsbedarf besteht in der Regel bei
weiter entfernt liegenden Jugendamtern vor allem anderer Bundeslander, da sie zu selten in
den Einrichtungen ihrer Betreuten prasent sind.

e fach- und Budgetverantwortung seien auf der 6rtlichen Ebene nicht immer gut koordiniert,
so dass Hilfeplanentscheidung und Kostenzusage zeitlich zu sehr auseinanderfallen kénnten.

e Fir die Durchfiihrung der Hilfen wurden Schwachen im Bereich der Elternarbeit, in der Ent-
lassungsvorbereitung und damit auch in der Zusammenarbeit der stationdren mit der ambu-
lanten Arbeit benannt.

e Die Zusammenarbeit auf regionaler Ebene in der Regie des 6rtlichen Jugendamtes sei unter-
schiedlich entwickelt. Eine besondere Herausforderung giabe es dort bei der Umsetzung sozi-
alrdumlicher Konzepte, es gabe aber auch gelungene Beispiele.

e Beim Thema Zusammenarbeit mit der iiberértlichen Ebene ging es um Normsetzung, Kom-
munikation und Handeln vor allem bei der KIVO. Dabei wurden unterschiedliche Perspekti-
ven und Bewertungen deutlich, aber auch: wie wichtig die Kommunikation tiber die jeweili-
gen Absichten, Problemdefinitionen und Losungsmoglichkeiten ist. Es wurde mehr Transpa-
renz vor allem im Umgang mit besonderen Vorkommnissen gefordert.

6. Umgang mit Grenzsituationen

Die Weiterentwicklung der im Umgang mit Grenzsituationen und den sogenannten ,, Schwierigen” war
Thema einer eigenen Veranstaltung mit dem Ergebnis der Expertinnen und Experten, dass es im
Umgang mit ,Schwierigen®, Systemsprengern keiner bestimmten Spezialeinrichtungen bedarf (weder
hinsichtlich der Struktur, noch des Konzeptes). Gefragt seien aber Einrichtungen, deren Fachkrafte
sich aufgrund ihrer breit geféicherten Kompetenz, einer flexiblen Struktur und ihrer personellen und
materiellen Ressourcen in der Lage sehen, auch ,schwierige” junge Menschen auszuhalten und zu
halten. Die Voraussetzungen dafiir wurden ausfihrlich diskutiert. Die Erfahrungen aus dem Grenz-
ganger-Projekt zeigten, dass ein Konzept enger Zusammenarbeit unterschiedlicher Professionen,
sorgfaltiger Fallanalyse und wechselseitige Unterstiitzung bei der Umsetzung der Hilfen erfolgver-
sprechend ist. Offen blieb, auf welche Weise dieses auch in anderen Regionen Schleswig-Holsteins
umsetzbar ist, und auch wie die jungen Menschen kurzfristig besser versorgt werden kénnen, fir
die nach der Kinder- und Jugendpsychiatrie im Moment keine angemessene Unterbringung gefunden
wird.

7. Partizipation und Beschwerdemanagement

Partizipation und Beschwerdemanagement sind in Schleswig-Holstein auch in der Heimerziehung
besonders im Blick und werden vonseiten des Landes im Rahmen eines eigenen Projektes gefordert.
Dass Beteiligung nicht nur aus grundsatzlichen Erwadgungen erforderlich ist, sondern auch zur Quali-

tat der Heimerziehung betragt, zeigte u.a. der Jugendlichen-Workshop. Die begonnenen Ansatze, so
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lautete die Einschatzung, bedirften weiterer Unterstlitzung. Partizipation musse starker ,gelebt”
werden.

8. Kooperation mit dem Schul- und Ausbildungsbereich

Beim Thema Kooperation mit dem Schul- und Ausbildungsbereich konnte die Frage der Beschulung
nicht-schleswig-holsteinischer Kinder nicht zufriedenstellend geklart werden, ebenso wenig die Zu-
sammenarbeit der Professionen bei einzelnen Forderkonzepten: z.B. bei der Frage der ,,Schulfdhig-
keit“ von Kindern und Jugendlichen. Offen blieb die Frage des Ubergangsmanagements in Ausbil-
dung. Auch hier besteht also weiterer Gesprachsbedarf.

Empfehlungen zu Weiterentwicklung und Steuerung
9. Weiterqualifizierung der Strukturen und der fachlichen Arbeit

Bei der Weiterentwicklung der Strukturen ist vor allem die Einbindung der Eingruppen-Einrichtungen
in verbandliche Strukturen in den Blick zu nehmen.

Flr die Weiterentwicklung der fachlichen Arbeit sind drei Schwerpunkte zu nennen:

e der Ausbau von Partizipation und Beschwerdemanagement sollte in intensiver Fachdiskussi-
on erortert werden - z.B. initiiert durch die 6rtlichen Jugendamter. Das Ziel wéare dabei, die
praktische Umsetzung der Konzepte in den Einrichtungen der Region zu prifen. Um den wei-
teren Ausbau partizipativer Projekte in Einrichtungen zu unterstitzen, sollten die Ressourcen
der Multiplikationsfachkrafte genutzt werden.

Demokratische Partizipation sollte auBerdem dadurch geférdert werden, dass sie noch star-
ker als bislang zum Inhalt der Fachkrafteausbildung (an Berufsfachschulen, Fachschulen und
Hochschulen) gemacht wird.

e Einfiihrung und Ausbau von Qualitdtsdialogen wurde von verschiedenen Seiten auf allen
Verantwortungsebenen gefordert. Nach dem Vorbild des Runden Tisches ginge es darum, die
Expertise, die sich an den verschiedenen Orten des Landes zeigt, zu strukturieren und kon-
krete Ergebnissen und Handlungsvorschlage abzuleiten. Dies sollte auf Landesebene wie auf
kommunaler Ebene mdglich sein und kénnte idealerweise mit einem Fachtagungsprogramm
verbunden werden. So wére eine Anbindung an die Fachdiskussion auf Bundesebene herge-
stellt und damit eine gute Basis zur Losung auch schwieriger Fach- und Strukturfragen gege-
ben. Themen fir diese Gesprache und komplex zu diskutierende Fragen waren u.a. die Wei-
terentwicklung von Familienkonzepten in der Heimerziehung, die Qualifizierung milieuferner
Unterbringung, der Umgang mit Grenzsituationen oder die Zusammenarbeit der Heimerzie-
hung mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie und dem Schulbereich.

e die Entwicklung eines umfassenden Fortbildungsprogramms ist flir padagogische Fachkrafte
(Stichworte u.a.: Zusammenarbeit ambulant — stationar, Entlassungsvorbereitung, Elternar-
beit, Partizipation und Beschwerdemanagement) ebenso wie fiir die Leitungsebene sinnvoll.
Die Leitungskrafte waren u.a. dabei zu unterstiitzen, Weiterentwicklung in ihrer Einrichtung
zu ermoglichen und zu férdern. Ziel des Fortbildungsprogrammes sollte es deshalb auch sein,
multiprofessionelle/bereichsibergreifende Zusammenarbeit zu férdern, um geeignete For-
men des Krisenmanagements entwickeln zu kénnen.
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10. Regionale Projekte

Regionale Versorgungsnetze gilt es dort, wo es erforderlich ist, auszubauen und zu qualifizieren. Dies
wurde in einigen Kommunen und Landkreisen z.Z. durch eine verstarkte Anwendung von Sozialraum-
konzepten bereits begonnen. Landesweit sollte - am besten in einer eigenen Projektorganisation -
geprift werden, inwieweit dieses landesweit unterstiitzt werden kann, welche Rahmenbedingungen
gegeben sind bzw. geschaffen werden miissen. Dies erscheint vor allem deshalb notwendig, weil die
milieunahe Unterbringung in den meisten Fallen als fachlich vorrangig angesehen wird aber an be-
stimmten Grenzen scheitert. Diese Grenzen wdren genauer zu eruieren und Moglichkeiten ihrer
Uberwindung zu finden. In stidtischen Raumen handelt es sich vor allem darum, geeigneten und
bezahlbaren Wohnraum erschlieRen zu kdnnen. In landlichen Rdumen ist oftmals die Vernetzung
einer Einrichtung mit z.T. weiter entfernt liegenden Infrastruktureinrichtungen wichtig, die fiir eine
bedarfsgerechte Versorgung junger Menschen in der Heimerziehung bedeutsam ist.

11. Umgang mit Grenzsituationen und mit den ,Schwierigen”

Fir einen besseren Umgang mit den als ,schwierig” geltenden Kindern und Jugendlichen sollten
ebenfalls in einem zentral gesteuerten Entwicklungsprojekt sowohl strukturelle Rahmenbedingungen
der Einrichtungen als auch Elemente der fachlichen Arbeit weiterentwickelt werden. Dabei bieten
sich die Erfahrungen des Grenzgédnger-Projektes und vergleichbarer Arbeitsansdtze an. Vor allem
sollten aber die Perspektiven aller Akteure in einem qualifizierten Beteiligungsansatz einbezogen
werden: die in Schleswig-Holstein hier verfiigbaren Ressourcen sind beim Runden Tisch ausreichend
deutlich geworden.

12. Strategie gegen den Fachkraftemangel

Eine ausgearbeitete Strategie gegen den Fachkréiftemangel, der bereits jetzt empfindlich bei Tragern
und Jugendamtern splrbar ist, bildet einen letzten Schwerpunkt der Qualitatsentwicklung. Eine Stra-
tegie gegen den Fachkraftemangel sollte nach den Ergebnissen des Runden Tisches u.a. auf Ausbil-
dungsfragen, Personalentwicklung, Qualitétssicherungsmafinahmen und entsprechende Offentlich-
keitsarbeit zielen.
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Eréffnung des Runden Tisches Heimerziehung des Schleswig-Holsteinischen
Landtages durch den Vorsitzenden des Sozialausschusses, Peter Eichstadt,
am 14. April 2016

Sehr geehrte Damen und Herren, im Namen des Sozialausschusses des Schleswig-
Holsteinischen Landtages begriBe ich Sie alle gemeinsam mit meinen
Ausschusskollegen und -kolleginnen recht herzlich zu unserer Auftaktveranstaltung
,Runder Tisch zur Situation der Heimerziehung in Schleswig Holstein®.

Der Landtag hat den Sozialausschuss beauftragt, die aktuelle Situation von Kindern
und Jugendlichen in stationdren Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe zu
diskutieren. Es sollen im Ergebnis mdgliche Handlungsfelder fir eine
Weiterentwicklung der Heimerziehung aufgezeigt werden.

Ich danke lhnen allen, dass Sie sich bereit erklart haben, hieran mitzuwirken. Es sind
aspektreiche Fragestellungen, die sich fur uns mit diesem Runden Tisch auftun.

Kinder und Jugendliche, die in Heimen leben, tun dies in vielen Fallen nicht freiwillig,
sondern aufgrund besonderer Lebenssituationen in den Familien oder
Besonderheiten in der Persdnlichkeit der Betroffenen. Voraus geht ein Eingriff in das
Leben junger Menschen, der immer unter staatlicher Beteiligung erfolgt, dann aber
von einer Vielzahl unterschiedlichster Anbieter und Einrichtungstrager durchgefthrt
wird. Der oder die Jugendliche geréat dabei nicht selten in ein Spannungsfeld
zwischen padagogischen, flrsorglichen, helfenden Aspekten und wirtschaftlichen
Zwangen.

Sind Personalschliissel, Ausbildungsstand und sachliche Ausstattung geeignet, der
Verantwortung gegentber den Kindern und ihren Familien, die sich Hilfen durch die
gewahrte Hilfe zur Erziehung erhoffen, gerecht zu werden?Wesentliche
Verantwortung tragen die Mitarbeiter auf der kommunalen Ebene in den
Jugendamtern. Sind sie dazu richtig aufgestellt? Was gelingt? Was nicht? Dass das
Wohl des Kindes immer im Vordergrund steht und diese Mdglichkeiten haben, sich
bei Missstanden Gehor zu verschaffen, sachliche und personelle Standards
eingehalten werden, soll auch die Aufsicht des Landesjugendamtes Uber die
Einrichtungen sicherstellen. Aber kann sie das in den gegebenen
Rahmenbedingungen? Ist der Rahmen im SGB VIII geeignet, all diese Aufgaben gut
koordiniert im Interesse des Kindes — das Gesetz sieht ja eher als
Leistungsempfanger die Familie — zu bewaltigen? Haben wir ausreichend
differenzierte Angebote, die geeignete Hilfen fir alle Hilfesuchenden bieten? Was
nutzt der schénste Hilfeplan, wenn die geeigneten Angebote nicht da sind!

Und wie halten wir es mit Jugendlichen, die sich in ganz besonderer Weise
ausgrenzen oder ausgegrenzt wurden? Ist in bestimmten Fallen geschlossene
Unterbringung notwendig? Ist sie zulassig? Wenn wir sie in Schleswig-Holstein nicht
wollen, welche Alternativen haben wir? Intensivbetreuung? Wer hélt sie aus auf der
Helferseite? Wer bezahlt sie?

Das sind nur einige Fragen, die mit betrachtet werden kénnen. Es wird eine
Bestandsaufnahme der Situation in Schleswig-Holstein. Es ist aber auch fur alle in
diesem schwierigen Handlungsfeld Tatigen die Gelegenheit — oder besser: die
Chance, auf Perspektiven fiir eine Weiterentwicklung aufmerksam zu machen.

Mit dem Begriff ,Runder Tisch Heimerziehung*“ verbindet sich bisher in erster Linie
der Runde Tisch Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren, der von der
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Bundesregierung eingerichtet wurde. Das war ein berthrender, disterer Blick in die
Vergangenheit, in der Kindern und Jugendlichen in éffentlicher Obhut tiefstes Leid
zugefligt wurde.

Dieser heute beginnende Runde Tisch beschaftigt sich mit der Gegenwart. Und
vielleicht kann unsere gemeinsame Arbeit, die wir heute beginnen, auch unter dem
Eindruck stehen, dass in Jahrzehnten wieder eine andere Generation ebenso
danach fragen wird, was wir heute mit den Kindern machen, die nicht in ihren
Familien aufwachsen.

Wir kénnen ab heute mit einem kritischen Blick auf einen besonderen Lebensort, der
fr viele junge Menschen in unserem Land schicksalhaft ist, daran mitwirken, dass
diese Uberprifung dann von uns allen guten Gewissens verantwortet werden kann.
All das, was in den kommenden sechs Veranstaltungen erarbeitet wird, soll am
Schluss in einer Dokumentation zusammengefasst werden und dem Landtag ebenso
wie allen, die fir die Heimerziehung in unserem Land Verantwortung tragen,
Handlungsoptionen aufzeigen.

Meine Damen und Herren, die Durchfiihrung, Begleitung und Auswertung und
Dokumentation des Runden Tisches hat Frau Dr. Vera Birtsch vom Institut fir
Sozialwirtschaft lbernommen — gemeinsam mit Frau Jana Molle, ebenfalls
Mitarbeiterin des IFSW; sie leistet Assistenzarbeit bei der wissenschaftlichen
Begleitung. Beide mdchte ich Ihnen hiermit vorstellen und mich bedanken, dass sie
sich flr diese Arbeit zur Verfligung gestellt haben.

Besonders erwdhnen mdchte ich eine unserer Veranstaltungen, in der sich
besonders mit dem Alltag von Kindern und Jugendlichen aus der Sicht der jungen
Betroffenen beschéftigt werden soll. Hieran nehmen nur betroffene Kinder und
Jugendliche teil. Sie sollen sich mit den Mdglichkeiten der Partizipation, wie
betroffene junge Menschen sie erleben, beschéftigen. Auch die Wirksamkeit einer
Ombudsstelle soll beleuchtet werden.

Dies wird die einzige Veranstaltung sein, die zun&chst nicht 6ffentlich stattfindet und
in deren Verlauf mit den Jugendlichen auch gemeinsam nach angemessenen
Formen gesucht wird, diese Ergebnisse 6ffentlich zu machen. Die Organisation
dieser Veranstaltung hat der Kinderschutzbund dbernommen, woflr ich mich
bedanke.

Und bevor ich jetzt an Frau Dr. Birtsch weitergebe, die Ihnen den Ablauf der heutigen
Veranstaltung erlautern und die Referenten vorstellen wird, bleibt mir noch ein
Hinweis: Alle Sitzungen des Landtages, so auch dieser ,Runde Tisch®, sind
Offentlich. Die Veranstaltungen werden live Uber ParlaRadio Ubertragen, ebenso live
Uber das Fernsehen vom Offenen Kanal Schleswig Holstein.

Und nach diesem Hinweis danke ich Ihnen noch einmal fir Ihre Bereitschaft, am
Runden Tisch zur Situation der Heimerziehung in Schleswig Holstein mitzuwirken,
und Ubergebe nun an Frau Dr. Birtsch.
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Entwicklung der Heimerziehung in

Schleswig-Holstein
Eine Datenanalyse auf der Grundlage der
amtlichen Kinder- und Jugendhilfestatistik

Sandra Fendrich,
Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik

14. April 2016, Landeshaus, Kiel
Runder Tisch zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein
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Hilfen zur Erziehung und ihrer
Leistungssegmente Iin
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>

Ok jstcn‘

Junge Menschen in den Hilfen zur Erziehung (einschl. der Hilfen flr junge  ®%®®"%"
Volljahrige) nach Hilfearten (Schleswig-Holstein; 2014; Aufsummierung der am 31.12.
andauernden und innerhalb des Jahres beendeten Leistungen; Anteil in %)

'27,2er-Hilfen’ Heimerziehung; 8,0 Fremdunterbringu
(stationar); 0,4 ng insg.: rund
VoIIzeitprege! goé

Y

ISE; 0,4
Tagesgruppen-
erziehung; 2,1
Erziehungs-
beratung; 50,6

SPFH; 19,9

Ambulante Hilfen
insg.: rund 31%

Betreuungshelfer;
0,9

_ . Erziehungs-
'27,2er-Hilfen' Soziale beistand:; 2,5

(ambulant)*; 4,7 Gruppenarbeit; 0,8
* EinschlieBlich der sonstigen Hilfen.

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, .
Hilfe fiir junge Volljahrige; 2014; Zusammenstellung und Berechnung AKJS@t Folie Nr. 4
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Gk js’rc’r

Junge Menschen in den Hilfen zur Erziehung (einschl. der Hilfen fir junge Volljahrigé)

nach Leistungssegmenten (Schleswig-Holstein; 2008 bis 2014; Aufsummierung der am 31.12.
andauernden und innerhalb des Jahres beendeten Leistungen; Angaben absolut,

in % und Inanspruchnahme pro 10.000 der unter 21-Jahrigen)

Hilfen zur Erziehungs- Ambulante Fremdunter- davon:
Erziehung beratung Hilfen (§§ bringung Vollzeit- Heim- Stationire
gem. §§ 28- (§28 SGB  27,2,29-32,35 (8§ 27,2, 33,

pflege erziehung 27,2er-

35 SGB Vil Vi) SGB ViIil) 34 SGB VIiI) (§33SGB  (§ 34 SGB Hilfen
Vi) VIiI)
Angaben absolut
2008 38.550 21.721 10.410 6.419 3.545 2.545 329
2010 40.020 21.588 11.376 7.056 3.819 2.886 351
2012 41.500 21.476 12.514 7.510 4.161 3.125 224
2014 42.657 21.586 13.294 7.777 4.197 3.424 156
Entwicklung
2008/2014in % 10,7 -0,6 27,7 @ 18,4 -52,6
Anteil in % an den Hilfen zur Anteil in % an den
Erziehung insgesamt Fremdunterbringungen insgesamt
2008 100 56,3 27,0 16,7 55,2 39,6 5,1
2010 100 53,9 28,4 17,6 541 40,9 5,0
2012 100 51,7 30,2 18,1 55,4 41,6 3,0
2014 100 50,6 31,2 18,2 54,0 44,0 2,0
Inanspruchnahme pro 10.000 der unter 21-Jahrigen
2008 641,7 361,5 173,3 106,8 59,0 424 5,5
2010 685,7 369,9 194,9 120,9 65,4 49,5 6,0

2012 731.9 378.8 20,7 1325 73.4 1 4.0
2014 767.0 3881 2390 139,8 @ 2,8

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, Hilfe fiir
junge Volljahrige; versch. Jahrgdnge; Zusammenstellung und Berechnung AKJStat

10 von 260

Folie Nr. 5




Il. Entwicklung der Inanspruchnahme
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Aufwendungen fur diese Hilfe
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Junge Menschen in der Heimerziehung (einschl. der Hilfen flr junge Volljahrige)

>

ak

(Bundeslander; 2014; Aufsummierung der am 31.12. andauernden und innerhalb des Jahres

beendeten Leistungen; Inanspruchnahme pro 10.000 der unter 21-Jahrigen)
Inanspruchnahme pro 10.000 der unter 21-J&hrigen

0,0 50,0 100,0 150,0 200,0

250,0

38,7
41,8

Baden-Wirttemberg
Bayern
Schleswig-Holstein
Niedersachsen
Thiringen
Rheinland-Pfalz
Hessen
Sachsen
Nordrhein-Westfalen
Berlin 92,7
Mecklenburg-Vorpommern 102,3
Sachsen-Anhalt 105,0
Brandenburg 107,6
Saarland 124,1
Hamburg 148,0
Bremen 192,8

Deutschland insg. 69,5
Westdeutschl. einschl. Berlin 66,6
Ostdeutschland ohne Berlin 88,3

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, Hilfe
fiir junge Volljdhrige; 2014; Zusammenstellung und Berechnung AKJ>tt
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Junge Menschen in der Heimerziehung (einschl. Hilfen fiir junge Volljahrige) nach Settings der

Unterbringung (Schleswig-Holstein; 2010 bis 2014; Aufsummierung der am 31.12. andauernden
und innerhalb des Jahres beendeten Leistungen; Angaben absolut und Inanspruchnahme pro
10.000 der unter 21-Jahrigen in Klammern)

17 (0,3)

18 (0,3)

19 (0,3)

AuBerhalb von Deutschland

66 (1,2)
73 (1,3)
102 (1,7)

507
Eingruppeneinrichtung /+1 49,
(o)

1.834

In eigener Wohnung

Meh inricht :
ehrgruppeneinrichtung 1.671 L0709,
0 500 1.000 1.500 2.000
Junge Menschen
m2014 w2012 = 2010
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Junge Menschen in der Heimerziehung (einschl. der Hilfen flr junge Volljahrige) nach Art des
durchfuhrenden Tragers der Hilfe (Schleswig-Holstein; 2008 bis 2014; Aufsummierung der am
31.12. andauernden und innerhalb des Jahres beendeten Leistungen; Angaben absolut)

3.500

= 2008 = 2010 m2012 = 2014

2.891

3.000

darunter:

+30%/

2.500

2.000

1.500

1.000

Junge Menschen

500

306
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Gewahrungspraxis: Junge Menschen in der Heimerziehung (einschl. der Hilfen fur®=ssun=
junge Volljahrige) (Schleswig-Holstein; 2008 bis 2014; begonnene Leistungen; Angaben absolut
und Inanspruchnahme pro 10.000 der unter 21-Jahrigen in Klammern)

1.400

1.302
1.219
1.200
1.000
=
)
e
@ 800
)
=
© 600 -
c
3
400
200
0 u

Heimerziehung gem. § 34 SGB VIlI

= 2008 m 2009 = 2010 m2011 m2012 2013 m2014

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, Hilfe fiir
junge Volljdhrige; versch. Jahrgédnge; Zusammenstellung und Berechnung AKJStat 15 von 260
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Ausgaben fir Leistungen der Heimerziehung (Schleswig-Holstein; mennEes
2008 bis 2014; Angaben in 1.000 EUR und Pro-Kopf-Ausgaben in Euro)

214
100.000
200
z
oC
LU
D 80.000 =
S 150 §
- ()
—  60.000 >
c oD
5 <
% 100 <
S 40.000 S
< 5
) 50 @
20.000
0 0

(c0) (®))
(@) o
o o
(QV (QV

2010
2011
2012
2013
2014

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Ausgaben und Einnahmen; versch. Jahrgange;
Zusammenstellung und Berechnung AKJS%t
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Ausgaben fur Leistungen der Heimerziehung insgesamt und pro unter
18-Jahrigen (Lander; 2014; Ausgaben in EUR; aufsteigende Sortierung nach
Pro-Kopf-Ausgaben fur unter 18-Jahrige)

ijs’rcﬂ

Junge
Ausgaben pro Menschen
unter 18- Ausgaben flr unter 18
Jahrigen in der Heim- Jahren in der
Bevolkerung | erziehung (in Heim-
(in EUR) 1.000 EUR)* | erziehung**
Baden-Wirttemberg 150 272.467 6.469
Bayern 157 327.967 7.876
Thiringen 201 61.616 2.042
Schleswig-Holstein 214 99.281 2.870
Sachsen 261 154.503 4.427
Niedersachsen 277 363.259 8.232
Hessen 300 301.918 6.273
Rheinland-Pfalz 316 203.609 4.562
Mecklenburg-Vorpommern 334 76.750 2.259
Sachsen-Anhalt 347 105.411 3.201
Nordrhein-Westfalen 356 1.038.619 22.781
Brandenburg 366 132.567 3.739
Hamburg 432 121.394 3.776
Saarland 434 61.399 1.522
Berlin 458 246.830 4.684
Bremen o624 63462 _1.561
Deutschland insgesamt 277 3.631.052 86.274

* Die hier angegebenen Ausgaben umfassen diejenigen fur die Unterbringung bzw. Durchfiihrung von Leistungen gem. § 34 SGB VIII.
Nicht mit berlcksichtigt werden die unmittelbaren Ausgaben fir Einrichtungen.

** Aufsummierung der am 31.12. des Jahres andauernden und innerhalb des Jahres beendeten Hilfen.

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung; Ausgaben und Einnahmen; 2014;
Zusammenstellung und Berechnung AKJStt
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lll. Adressat(inn)en der Heimerziehung
in Schleswig-Holstein
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Junge Menschen in der Heimerziehung nach Alter (Schleswig-Holstein; Gk]

2010 und 2014; Bestand am 31.12.; Angaben absolut und pro 10.000 der
altersgleichen Bevolkerung)

Fallzahlen 114 Inanspruchnahme
400 + 120,0
103 ¢
350 -
% o +100,0
2
300 1 76
250 | 66| & T 800
54 o
200 - 46 o + 60,0
150 + 35 ¢
27 27| ¢ 0.0
100 1 18 ’ ‘
20,0
50 | g9 ¢
1 3 2[4 4 4le
0 & & o & & 4 0,0
c c gl p QP Q2 OO QY OPOY o 00O 0 g
g @ C € Cc Cc € Cc Cc Cc c c c c c Cc E c Cc Cc C :
S 5 © 8 © © 6 © @ 6 ©@ @ © @ 6 @ 5 © @ © @ ©
- - 2 T2 T /| /| /D /) /) T T /Y T, T,y ™ - D 2 D D .
. N O F 1O ON~DOO®O~N®®IFIWINOOO O D
() - - - - - - - -~ - - 9
c <
= S
N

m Fallzahlen 2010 m Fallzahlen 2014 & Inanspruchnahme 2014

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, 19 von 260
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Gewahrung der Heimerziehung nach Alter und Geschlecht der jungen d ;;a;
Menschen (Schleswig-Holstein; 2012 bis 2014; begonnene Hilfen; Angaben O j
pro 10.000 der alters- und geschlechtergleichen Bevolkerung) EEEmEEE

18 J. und alter I%L

10 bis unter 14 J.

Weiblich

6 bis unter 10 J.

3 bis unter 6 J.

unter 3 J.

18 J. und &lter .?és

14 bis unter 18 J.

10 bis unter 14 J.

14.0
714,7

Mannlich

6 bis unter 10 J

3 bis unter 6 J. ‘?AF?G

1,7

i7°

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0
m2014 m2013 m2012

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, )
Hilfe fiir junge Volljdhrige; versch. Jahrgdnge; Zusammenstellung und Berechnung AKJS%t Folie Nr. 15

unter 3 J.
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Junge Menschen in der Heimerziehung (einschl. der Hilfen fur junge Volljéhrig'é_)?' o
nach Geschlecht und nichtdeutscher Familiensprache (Schleswig-Holstein; 2010 bis
2014; begonnene Hilfen; Angaben absolut und in %)

Mannlich Weiblich
dar. nicht dar. nicht
deutsche deutsche
Begonnene | Familien- |Begonnene | Familien-
Hilfen sprache (in Hilfen sprache (in
Jahr (abs.) %) (abs.) %)
2010 297 16,1 224 9.5
2011 530 12,7 479 1.1
2012 605 14,0 202 7,2
2013 102 17,1 600 6,3
2014 707 (22,6 512 6,8

* EinschlieBlich der sonstigen Hilfen.

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, Hilfe

fir junge Volljdhrige; versch. Jahrgdnge; Zusammenstellung und Berechnung AKJS®@t
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Hilfen zur Erziehung (einschl. der Hilfen fur junge Volljahrige) nach Familienstatus und
Hilfearten (Schleswig-Holstein; 2014; begonnene Hilfen; Angaben in %)

Hilfen zur Erziehung (ohne § 28 SGB VIlI) 23,1 50,0 22,2 4,
Erziehungsberatung 39,2 40,2 18,0
Ambulante Hilfen 27,0 50,1 20,5
Einzelbetreuungen 19,1 49,5 25,4 6,0
Sozialpadagogische Familienhilfe 28,8 52,2 18,5
Soziale Gruppenarbeit 26,3 51,9 17,9
'27,2er-Hilfen' (ambulant)* 31,6 47,6 19,5
Tagesgruppe 29,4 48,3 22,0
Intensive Sozialpadagogische Einzelbetreuung 19,7 31,0 26,8 22,5
Fremdunterbringung BREKS) 49,8 25,2 9,2
Vollzeitpflege BREN0) 57,9 20,9 6,2

Heimerziehung BEENG 45,1 28,1 11,2
'27 ,2er-Hilfen' (stationér) 30,0 48,6 17,1
0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0
m Eltern leben zusammen m Elternteil lebt alleine ohne Partner in %
m Eltenteil lebt mit neuem Partner m Eltern sind verstorben bzw. unbekannt

* EinschlieBlich der sonstigen Hilfen.
Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, Hilfe )
fiir junge Volljahrige; 2014; Zusammenstellung und Berechnung AKJStat Folie Nr. 17
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Hilfen zur Erziehung (einschl. der Hilfen fur junge Volljahrige) nach
Transferleistungsbezug, Alleinerziehendenstatus und Hilfearten
(Schleswig-Holstein; 2014; begonnene Hilfen; Angaben in %)

Hilfen zur Erziehung (ohne § 28 SGB VIlI)
Erziehungsberatung 2 928,5

Ambulante Hilfen
Einzelbetreuungen
Sozialpadagogische Familienhilfe
Soziale Gruppenarbeit
'27,2er-Hilfen' (ambulant)*
Tagesgruppe

Intensive Sozialpadagogische Einzelbetreuung
Fremdunterbringung
Vollzeitpflege

Heimerziehung

'27,2er-Hilfen' (stationar)

a

EEEE

kjs’ro’r

® Familien mit Transferleistungsbezug in den Hilfen zur Erziehung

m Alleinerziehende mit Transferleistungsbezug in den Hilfen zur Erziehung

*EinschlieBlich der sonstigen Hilfen.
Transferleistungen: Beriicksichtigt werden hierbei das Arbeitslosengeld Il auch in Verbindung mit dem Sozialgeld (fir Kinder), die
bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im Rahmen der Sozialhilfe oder auch der Kinderzuschlag.

| T T T \79, 1
0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0
in %
23 von 260
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Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, Hilfe fiir junge Volljdhrige;

2014; Zusammenstellung und Berechnung AKJStat



IV. Grunde fur die Gewahrung von
Heimerziehungen und Beendigung
der Hilfen
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Hilfen gem. § 34 SGB VIII (einschl. der Hilfen fiir junge Volljahrige) nach TITILE
Hauptgrund fur die Hilfe (Schleswig-Holstein; 2010 und 2014; begonnene Hilfen; Anteil in %)

100%

90%

80%

70%

60%

50%

40%

30%

20%

10%

C

0% -

4.4

9,2

14,7

2010
(N = 1.080)

6,4

11,4

2
6,5

11,6

18,8

2014
(N =1.141)

_—

Schulische/berufliche Probleme

u Entwicklungsauffallikeiten/ seelische
Probleme

u Aufféalligkeiten im sozialen Verhalten

= Belastungen des jungen Menschen
durch familiare Konflikte

m Belastungen des jungen Menschen
durch Problemlagen der Eltern

m Eingeschrankte
Erziehungskompetenz
m Geféahrdung des Kindeswohls

m Unzureichende Férderung

m Unversortgheit des j. Menschen

Anmerkung: Begonnene Hilfen ohne Zusténdigkeitswechsel der Jugendamter.
Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, Hilfe
fir junge Volljahrige; versch. Jahrgdnge; Zusammenstellung und Berechnung AKJStat
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Hilfen gem. § 34 SGB VIl (einschl. der Hilfen flr junge Volljahrige) nach

>

Ok jstcn‘

Beendigungsgriinden (Schleswig-Holstein; 2010 und 2014; beendete Hilfen; Anteil in %)

Heimerziehungen insg.

darunter in
Mehrgruppeneinrichtungen

darunter in
Eingruppeneinrichtungen

darunter in
eigener Wohnung

darunter
Unterbringung im Ausland

2010
2014
2010
2014
2010
2014
2010
2014

2010
2014

Anmerkung: Beendete Hilfen ohne Zustandigkeitswechsel der Jugendamter.
Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe, Hilfe
fir junge Volljahrige; versch. Jahrgdnge; Zusammenstellung und Berechnung AKJStat

Davon
wegen
sonstiger
Grinde

13,7
15,1
13,3
16,7
14,1
12,5
13,7
19,4

14,3
25,0
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V. Zusammenfassung
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« 2014 ist fur die Heimerziehung in Schleswig-Holstein ein Gesamtvolumen von 3.424
Hilfen festzuhalten, das entspricht einem Anteil von rund 8% an den Hilfen zur
Erziehung insgesamt. Die finanziellen Aufwendungen der 6ffentlichen Hand flr die
Leistungen gem. § 34 SGB VIII sind in den letzten Jahren angestiegen und belaufen
sich im Jahr 2014 auf 99,3 Mio. Euro.

» Im Bundeslandervergleich sind derzeit fir Schleswig-Holstein vergleichsweise geringe
Inanspruchnahmewerte und Pro-Kopf-Ausgaben festzustellen.

» Im Rahmen der Fremdunterbringung nimmt die Vollzeitpflege nach wie vor den gréten
Anteil ein; die Heimerziehung hat in den letzten Jahren jedoch an Bedeutung gewonnen.

« Die hauptsachliche Adressatengruppe sind Jugendliche zwischen 14 und unter 18
Jahren. Bei den Neufallen in der Heimerziehung in Schleswig-Holstein lasst sich eine
Zunahme vor allem von mannlichen Jugendlichen mit Migrationshintergrund
ausmachen.

+ Die sogenannte ,Unversorgtheit” junger Menschen erweist sich mittlerweile als
bedeutender Hauptgrund fir die Hilfegewahrung. Auch diese Entwicklung kdnnte
darauf hindeuten, dass vermehrt stationare Hilfen far unbegleitete minderjahrige
Fldchtlinge im Anschluss an eine Inobhutnahme gewahrt werden.

« Der Anteil der Heimerziehungen, die gemaf Hilfeplan beendet werden, hat sich in den
letzten Jahren leicht verbessert, und zwar bei Hilfen in Eingruppeneinrichtungen.
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Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit!

Kontakt:

Sandra Fendrich
M sfendrich@fk12.tu-dortmund.de

www.akjstat.tu-dortmund.de
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con _ SENS Consulting fur Steuerung und soziale Entwicklung

Runder Tisch
zur Situation der Heimerziehung in Schleswig Holstein

Situation der Heimerziehung im Spiegel des
interkommunalen Benchmarkings Schleswig-Holstein im Bereich Jugend

Kiel, 14. April 2016
Michael Klein

Consulting fur Steuerung und soziale Entwicklung GmbH
Rothenbaumchaussee 11 -+ 20148 Hamburg

Tel.: 040 410 32 81 - Fax: 040 41 35 01 11

consens@consens-info.de
www.consens-info.de
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Wer wir sind: Fachberatung

=] con_sens beréat und begleitet seit 1998 6ffentliche Verwaltungen (im Schwerpunkt
Kommunen, oder auch Lander) im Bereich Sozialpolitik, insbesondere in der
Jugend- und Eingliederungshilfe sowie dem gesamten SGB XlIl und SGB Il.

=] Arbeitsfelder von con_sens:

= Leistungsvergleiche, Benchmarking:

= Landkreise in Schleswig-Holstein, Hessen, Sachsen-Anhalt
= MittelgroBe GroBstadte in NRW, mittelgroBe GroBstadte bundesweit

= Controlling und Steuerung, Strategieberatung

= QOrganisationsentwicklung

= Prozessanalysen und Prozessoptimierung fur Fachaufgaben
=  Wirtschaftlichkeitsanalyse

= Personalbemessungen

31 von 260
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Interkommunales Benchmarking Schleswig-Holstein, Bereich Jugend

[m] Projektstart 01.08.2010.

[m] Umfassender Kennzahlenvergleich der Produktbereiche Soziales und Jugend
aller 11 Landkreise in Schleswig-Holstein.

[=] Ziele:
. Bessere Standortbestimmung der einzelnen Landkreise
. Lernen durch Beispiele guter Praxis
. ErschlieBung fachlicher und finanzieller Steuerungsspotenziale

[m] Jahrliche Kennzahlenvergleiche auf der Basis von Datenerhebungen seit 2010.

[w] Betrachtung der Kennzahlen in Zeitreihen, um Entwicklungen im Zeitverlauf auf
Steuerungserfolge hin analysieren zu kénnen.

[m] Der so etablierte Benchmarkingprozess wird kontinuierlich weiterentwickelt.
Aktuelle Entwicklungen (z.B. UMA) werden aufgegriffen.

32 von 260
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ginhalt des Benchmarking, Bereich Jugend

Hilfen zur Erziehung*
[m] Differenziert nach ambulant — teilstationar — stationar

[w] Leistungsarten §§ 19, 27.2, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 35a, sowie 41, 42
SGB VI

Aufbau der Untersuchung:

[m] Kontext-Indikatoren: Unter welchen soziostrukturellen
Rahmenbedingungen, die die Inanspruchnahme von Leistungen
beeinflussen kdnnen, agieren die Landkreise?

[m] Input-Indikatoren: Welche Ressourcen (finanzielle und personelle) werden
eingesetzt, um die Leistungen nach dem SGB VIII zu erbringen?

[m] Output-Indikatoren: Welche Leistungen werden erbracht (Zahl der Falle,
Falldichte und Anteile verschiedener Leistungsarten an der Gesamtzahl der
Falle)?

33 von 260
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Kennzahlenbildung
Zur Berechnung der Leistungsdichte werden Leistungsdaten in Relation zur Anzahl der jeweils relevanten Einwohnergruppe gesetzt, um die unterschiedliche Größe der beteiligten Kommunen in den Vergleich einfließen zu lassen (bspw. Hilfen zur Erziehung+ auf Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren). Aus dem gleichen Grund werden auch die Kontextzahlen auf Einwohnerdaten bezogen.
Weitere Kennzahlen werden gebildet, indem Fallzahlen in Relation zu Ausgaben für Hilfen dargestellt werden, um zu ermitteln, wie teuer einzelne Hilfsangebote im Vergleich der Kommunen sind. 
Eine Bewertung der Daten auf der Basis lediglich einer Kennzahl aus dem Bericht greift für die Gesamtbetrachtung einer Kommune im Vergleich zu den anderen Teilnehmern zu kurz. Vielmehr müssen stets alle Daten im Zusammenhang betrachtet werden.






Der Einfluss gesellschaftlicher Faktoren auf die Inanspruchnahme von HzE

=] Bundesweit steigen die Inanspruchnahme-Zahlen der Hilfen zur Erziehung an, so auch in
Schleswig-Holstein.

=] Der Einfluss gesellschaftlicher Faktoren auf die Inanspruchnahme in HzE, insbesondere der
stationaren Hilfen, ist gut belegt.

= Zum Beispiel: Kommunalverband fur Jugend und Soziales Baden-Wirttemberg :

,90 lag im Jahr 2011 beispielsweise die Haufigkeit der stationédren Hilfen (§§ 33, 34 SGB VIlI) je
1.000 der unter 18-Jéhrigen in armutsbelasteten Lebenslagen (Familien mit SGB II-Bezug) um
das 23-fache tber der Hilfehdufigkeit der Kinder und Jugendlichen aus Familien, die nicht in
diesem Sinne belastet waren.*

=] Passende Indikatoren fur das Ausmaf soziostruktureller Belastung sind daher z.B.:

. Bezieher von Alg 2 und Sozialgeld
. Anteil der Kinder in Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehender
. Schulabganger ohne Schulabschluss

34 von 260
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Gesellschaftliche Rahmenbedingungen: Unterschiedliche Ausgangslagen

=f

Keza 3:

Bezieher von Alg 2 und Sozialgeld
pro 100 altersgleiche Einwohner am 31.12. im Berichtsjahr
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Basierend auf Daten der Bundesagentur fir Arbeit und des Statistikamtes Nord.

Es zeigen sich z.T. groBe Schwankungen zwischen den Kreisen hinsichtlich der Dichte junger Menschen, die auf SGB-II-Leistungen
angewiesen sind. Kinder unter 15 Jahren sind in allen Landkreisen starker auf den Bezug von Sozialleistungen angewiesen als ander
Altersgruppen. 35 von 260
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Innerhalb der Kreise sind nach wie vor große regionale Unterschiede der Belastung zu verzeichnen, die in der Grafik nicht abgebildet werden. Für alle Kreise gilt jedoch: Je jünger die Kinder, desto größer das Armutsrisiko. Erst, wenn die jungen Menschen selbst erwerbsfähig werden, also ab 15 Jahren, zeichnet sich ab, dass diese auch einen verbesserten Zugang zum Arbeitsmarkt erlangen und damit ihrer Hilfebedürftigkeit entgegenwirken können


Gesellschaftliche Rahmenbedingungen: Unterschiedliche Ausgangslagen

=}

KeZa 5:

Dichte der Kinder unter 15 Jahre in Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehender
im Leistungsbezug nach SGB Il
pro 100 Einwohner von 0 bis unter 15 Jahre - Zeitreihe

14

12 4

10 H _

8 4 -

6 4

4 4

2 4

ST RZ | NF OH PI PLO RD SL
031.12.2012] 11,8 8,0 7.8 8,9 7.4 6,8 75 9,9
030.06.2013| 12,0 8,2 0,0 8,9 7,6 7.1 7.8 10,2
m31.12.2013| 11,9 8,2 7,9 9,1 7,4 6,9 76 10,5
m30.06.2014| 11,9 8,4 8,2 8,38 7,6 6,8 7,7 10,9
m31.12.2014] 118 8,4 8,0 8,8 7,7 7,2 7.5 10,7

Basierend auf Daten der Bundesagentur fir Arbeit.
NF: Fir den 30.06.2013 liegen keine Daten vor.

Die Betrachtung der Mittelwerte Uber die Zeit zum 31.12. zeigt bei der Dichte der Kinder in Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehender

kontinuierlich leichten Anstieg.
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Die Kennzahl 5 bildet ab, wie viele Kinder in Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehender nach SGB II leben. Bezugsgröße sind dabei die altersgleichen Einwohner in der Kommune insgesamt. Diese Zahl ist deshalb bedeutsam, weil Alleinerziehende in der Regel auf längere Sicht auf Sozialleistungen angewiesen sind und darüber hinaus – sofern sie „Aufstocker“ sind – den komplizierten Alltag zwischen Beruf und Familie allein managen müssen. Dies stellt oftmals eine hohe Belastung für die Alleinerziehenden dar, die sich auf die Erziehungsfähigkeit auswirken kann.





Gesellschaftliche Rahmenbedingungen: Unterschiedliche Ausgangslagen

KeZa 10:

Anteil der Schulabgéanger ohne Schulabschluss
an allen Schulabgéngern in Prozent - Zeitreihe

12

10

" THEl | Rz NF | OH [ PI PLO RD
02010| 7,6 8,0 7.3 6,6 52 6,6 8,7
02011 9,3 7,2 7,7 8,6 6,4 8,3 7,5
m2012| 10,0 7,3 6,7 8,9 57 72 7.1
m2013| 86 8,6 7,2 8,7 6,5 8,1 8,1
m2014| 11,3 7,8 76 8,3 5,8 8,4 7,6

Basierend auf Daten des Amtes StatistikNord. Padagogische Abschlisse sind nicht beriicksichtigt.

Zwischen den einzelnen Landkreisen gibt es z.T. groBe Unterschiede, was den Anteil der Schulabganger ohne Schulabschluss an all¢
Schulabgéangern angeht. Im Mittel der Kreise ist der Anteil der Schulabganger ohne Schulabschluss vom Beginn der Zeitreihe bis zun
Berichtsjahr erkennbar gestiegen. 37 von 260
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Alle Kreise arbeiten intensiv an der Weiterentwicklung der Kooperationsstrukturen zwischen Schule und Jugendhilfe. 



Inanspruchnahme und eingebrachte Ressourcen fur stationare HzE

(=]

(=]

Die Anteile, die fUr stationdre HzE ausgegeben werden, sind immer noch relativ hoch und tber die Jahre
wenig gesunken.

Die Gesamtausgaben fur HzE steigen kontinuierlich an. Entscheidende EinflussgréBen fir die
Gesamtausgaben sind:

. Anteil der stationaren Hilfen an allen Hilfen
. Anteil der Hilfen nach § 33 an allen stationaren Hilfen
. Ausgaben fur die extern-operative Durchfihrung von stationaren HzE

Beispiel: Fallkosten §§ 34 und 33 SGB VIIl im Vergleich (im Benchmarking SH nicht verfiigbar)

Bruttoausgaben der externen Leistungserbringung nach § 34 SGB VIII pro Leistungsbezieher nach § 34
Mittelwert 2013: 40.392 Euro
Bruttoausgaben der externen Leistungserbringung nach § 33 SGB VIII pro Leistungsbezieher nach § 33
Mittelwert 2013: 10.568 Euro

Eine Hilfe nach § 34 kostet im Jahr 3,8 mal so viel wie eine Hilfe nach § 33 SGB VIII
(Benchmarking Hilfen zur Erziehung* mittlerer GroBstadte in NRW)
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gnanspruchnahme und eingebrachte Ressourcen fur stationare HzE (1)

KeZa 111, 114, 117:

Félle HzE+ ambulant, teilstationar und stationar
pro 100 EW 0 bis unter 21 Jahre im Berichtsjahr
B HzE+-Félle stationar (Jahressumme) pro 100 Einwohner 0 bis unter 21 Jahre
BHzE+-Félle teilstationar (Jahressumme) pro 100 Einwohner 0 bis unter 21 Jahre
OHzE+-Félle ambulant (Jahressumme) pro 100 Einwohner 0 bis unter 21 Jahre

5,00

4,50

4,00

3,50 - .
Il 2,00 . 1,44
2,50 -

2,00 -

1,50

1,00

0,50 -

0,00 T T T \ T T T T ‘ T T
HEI Rz NF OH Pl PLO RD SL SE 1z oD MW

Zwischen den einzelnen Kreisen sind sehr unterschiedliche Dichten bei den einzelnen Hilfeformen erkennbar. Teilstationdre Hilfen

spielen eine eher untergeordnete Rolle. Im Mittelwert ist die Dichte bei den ambulanten Hilfen am héchsten.
39 von 260
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Zusatzinfo:
Die Zunahme ambulanter und teilstationärer Hilfen, die sich im Vorjahr abzeichnete, setzt sich im Berichtsjahr weiter fort. Das Verhältnis zwischen den Hilfearten hat sich damit weiter zugunsten der ambulanten Hilfen entwickelt. 






E‘nanspruchnahme und eingebrachte Ressourcen fir stationare HzE (2)

KeZa 126:

Anteil stationare HzE+-Falle
an allen HzE+-Fallen am 31.12.

Zeitreine

90,0
80,0 B

70,0 ———l

60,0 H

50,0 H ]
40,0 H

30,0 H

20,0 H

10,0

0.0 HEI RZ NF OH PI PLO RD SL SE 1Z oD MW
02010 63,7 47,3 53,7 82,6 34,8 48,6 38,9 57,3 435 46,9 459 51,2
02011 74,9 48,8 49,9 63,0 37,5 47,0 40,8 53,5 418 45,8 47,8 50,1
m2012| 68,9 46,5 48,0 61,1 35,1 46,4 40,0 52,5 425 41,0 427 47,7
m2013| 66,2 48,1 52,9 59,1 31,7 44,6 40,5 49,3 39,7 45,4 473 47,7
m2014| 596 47,2 53,0 50,9 30,4 44,6 39,0 46,9 37,8 432 50,2 45,7

Knapp 46 % der Hilfen sind stationar. Der Anteil stationarer HzE+ an allen HzE* am 31.12. ist im Zeitverlauf gesunken. Dies ist von
besonderer Steuerungsrelevanz, da die stationaren Hilfen oftmals aufgrund langerer Laufzeiten oder héherer Fallkosten besonders
ressourcenintensiv sind. 40 von 260
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E‘nanspruchnahme und eingebrachte Ressourcen fir stationare HzE (3)

KeZa 132, 134, 136:
Anteile der Hilfen nach § 33 (ochne empfangene Kostenerstattung),

§ 34 SGB VIl und sonstigen stationdren HzE+

an allen stationaren HzE+ am 31.12. des Berichtsjahres in Prozent
OAnteil der sonstigen stationaren Hilfen an allen stationédren Hilfen (ohne § 41 SGB VIIl) am 31.12.

@ Anteil der Hilfen nach § 34 SGB VIl an allen stationaren Hilfen (ohne § 41 SGB VIIl) am 31.12.
® Anteil Hilfen nach § 33 SGB VIII an allen stationaren Hilfen (ohne § 41 SGB VIII, ohne Hilfen mit Kostenerstattung an den Kreis) am 31.12.
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HEI Rz NF OH Pl PLO RD SL SE 1z oD MW

Die Anteile der Hilfen nach §§ 34 und 33 SGB VIII an allen stationaren Hilfen sind von Kreis zu Kreis sehr unterschiedlich. Im Mittel
betragt der Anteil der Hilfen nach § 34 SGB VIII 38,7 % und der Hilfen nach § 33 SGB VIl 44,6 %.
41 von 260
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Aus dem Protokoll der Tagung der AG Jugend und Familie:
Es wurde festgestellt, dass die Anteile an Hilfen nach § 33 und § 34 SGB VIII von Kreis zu Kreis sehr unterschiedlich ausgeprägt sind. 
Dies hängt auch mit unterschiedlichen Bedingungen in den Kreisen zusammen. In einigen Kreisen gibt es z.B. Erziehungsstellen, die nicht nach § 33, sondern nach § 34 SGB VIII bewilligt werden, und in anderen, wie etwa in Nordfriesland, nicht. Zudem gibt es in sehr ländlich geprägten Kreisen wie Nordfriesland und Dithmarschen weniger in Vollzeit berufstätige Frauen und im Durchschnitt größeren Wohnraum pro Familie, was sich positiv auf den Anteil an Hilfen nach § 33 SGB VIII auswirkt. 

Es wurde eingewendet, dass eine Unterbringung in einer Pflegefamilie nicht immer fachlich sinnvoll ist. Die tatsächlichen Hilfebedarfe müssten im Vordergrund stehen und nicht das Ziel, möglichst viele Kinder in Pflegefamilien unterzubringen.




gy-influssfaktor fur stationare Hilfen: Inobhutnahmen

Die Dichte der Inobhutnahmen ist im Mittel nur wenig veranderlich Gber die Zeitreihe, mit einer leichten Tendenz zum Anstieg.

Seite 13

100,00

Dichte der Inobhuthahmen (Jahressumme)
pro 10.000 Einwohner 0 bis unter 21 Jahre am 31.12.

KeZa 148:

Zeitreihe
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02010

14,53

31,06

20,59

76,91

40,03

29,41

38,99

23,85

22,76

15,01

6,23

29,03

02011

15,26

36,68

25,24

82,01

43,84

36,11

35,65

39,79

21,63

16,53

5,82

32,60

m2012

23,22

37,87

24,39

76,20

39,67

51,10

42,97

41,61

32,02

17,60

13,33

36,36

m2013

15,52

33,05

25,89

70,72

36,51

39,08

43,86

29,73

28,47

25,01

22,34

33,65

2014

14,96

41,00

28,43

91,78

43,53

41,64

31,59

35,05

33,33

27,93

17,83

37,01

con_ sens
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Der Kreis Ostholstein hat aufgrund seiner geografischen Lage im Grenzgebiet zu Skandinavien ein besonders hohes Aufkommen an unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen, die, sobald aufgegriffen, in Obhut genommen werden müssen. So macht der Anteil unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge an allen Inobhutnahmen des Berichtsjahres im Kreis Ostholstein über 55% aus.



Bleuerung der Hilfen zur Erziehung

[=]

[m]

[m]

[=]

Stationare Hilfen nur dann gewahren, wenn sie absolut notwendig sind. Ambulant vor stationar ist
gesetzlicher Auftrag.

Fiskalische und fachliche Vorteile von Pflegefamilien - Investitionen in den PKD.

Aus dem Fachaustausch und den Erkenntnissen aus unseren OU's ist deutlich, dass stationare Hilfen
oftmals nur ein Glied in einer langen Kette von Unterstitzungsleistungen sind. Das wirft die Frage auf, ob
diese immer zum richtigen Zeitpunkt eingesetzt werden.

Zielgruppen beachten: Welche Altersgruppen sind tatsachlich in den Einrichtungen und vielfaltigen Formen
stationéarer Hilfen vertreten?

Wie sind die Zugangswege (Selbstmelder, Inobhutnahmen)? Vielféltige OU‘s haben ein zunehmendes
,Dienstleistungsverstandnis® ggu. den Jugendamtern aufgezeigt (gewlnschte Unterbringung).

Neue Herausforderungen: UMA.

Fiir weitere Uberlegungen aus unserer Sicht wichtig: Inklusion vs. Spezialisierungstendenzen?
Verfugbarkeit wohnortnaher Einrichtungen (Elternarbeit, Ruckfihrungsziele)?

43 von 260
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Differenzierte Erhebung von UMA nach §§ 34 und 42 SGB VIII im KZV HzE+ neu ab Berichtsjahr 2015. �Erkenntnisinteresse: Die dynamische Entwicklung sollte durch Kennzahlen abgebildet werden, was ggf. von Nutzen für die Kommunikation der Belastung der Ämter, der Notwendigkeit zur Gestaltung von Angeboten und der Personalbedarfe sein kann.

Eine Ausweisung des Anteils der UMA bei den Hilfen nach §§ 34 und 42 SGB VIII wird jedoch als sinnvoll erachtet, da diese Hilfezahlen durch den Anstieg der UMA stark ansteigen. 
Das Steuerungsinteresse richtet sich darauf, dass Entwicklungen im Hilfegeschehen unabhängig vom UMA-Aufkommen über die Zeitreihe beobachtbar bleiben sollen. Um Steuerungserfolge erkennen zu können, muss das Hilfegeschehen um die UMA-Zahlen bereinigt dargestellt werden können.




Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit!

COoNn_ SEns

Consulting fir Steuerung und soziale Entwicklung GmbH
Rothenbaumchaussee 11 < 20148 Hamburg

Tel.: 040 410 32 81 - Fax: 040 41 35 01 11

consens@consens-info.de
www.consens-info.de
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Jugendamt Kiel, 12.04.2016
Amtsleitung App. 1054
54 AL Muerkdster

Jugendamt
Amtsleitung

12.04.2016

54 AL

Frau Muerkdster
901-1054

901-61054
m.muerkoester@kiel.de
24103 Kiel
Andreas-Gayk-StraBe 31
A372

Sehr geehrte Frau Dr. Birtsch,
flr Ihre Dokumentation sende ich lhnen mein Statement schriftlich vorab, wie gewlinscht.

Statement:

Das Angebot an Heimplatzen in Schleswig-Holstein (Uber 5000 Platze) Gberschritt den Be-
darf der Trager der Jugendhilfe des Landes in der Vergangenheit deutlich. Dennoch fehlen
gegenwartig Platze, da die Einrichtungen stark aus anderen Bundeslandern belegt werden;
die Situation beziiglich der unbegleiteten minderjéhrigen Auslander tut ihr Ubriges. Fiir die-
sen Personenkreis deutet sich in den letzten Monaten allerdings eine Angebotsverbesse-
rung an. Auch sinkt die Anzahl der ankommenden Jugendlichen seit Ende Marz deutlich.

Das Angebot ist sehr vielfaltig und kann daher den Bedarfen der jungen Menschen im We-
sentlichen auch entsprechen. Schwierig wird es, wenn besondere Anforderungen an eine
Unterbringung gestellt werden mussen, wie etwa bei jungen Menschen mit erheblichen
Bindungsstérungen verbunden mit Tendenzen zum (Schul-) Absentismus bzw. aggressi-
vem oder verweigerndem Verhalten und mehrfachem Heimabbruch (sog. Systemsprenger-
Kids). Es fehlt, trotz zum Teil groBen Engagements seitens der Leistungserbringer und der
Leistungstrager, gerade in diesen Fallen haufig an einem langfristigen Management der
auftretenden Krisen mit dem Ziel, Betreuungskontinuitdt méglichst an einem Standort si-
cherzustellen.

Die Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen der Jugendhilfe sowie dem Regelschul-
system ist immer wieder problematisch. Wenn sicher auch seitens der Jugendhilfe noch
einiges Verbesserungspotenzial zu heben ist, kann fir das Regelschulsystem in mehreren
Regionen festgestellt werden, dass es haufig an Konzepten und Ideen zur Zusammenarbeit
mit Einrichtungen der Jugendhilfe bei der Integration belasteter Schilerinnen sowie Schi-
lern fehlt.

Ebenfalls an der Schnittstelle zwischen Jugendhilfe und Jugendstrafvollzug gibt es Verbes-
serungspotential. Eine vergleichsweise kleine Zahl von Jugendlichen bewegt sich auf

2

C:\Users\V\Dropbox\Runder Tisch Heimerziehung\Runder Tisch 14.04.2016\Statements\Skript flir Frau Dr
Birtsch.docx

45 von 260



2.

Grund ihres delinquenten Verhaltens immer wieder zwischen den Angeboten der (stationa-
ren) Jugendhilfe und dem Strafvollzug. Zum Schutz dieser Jugendlichen und der Offentlich-
keit kommen immer Forderungen nach geschlossenen Jugendhilfeeinrichtungen auf. Es
kénnte sich lohnen, Gber einen Einrichtungstyp zu diskutieren, der beide Aufgaben vereint
und von Jugendhilfe und Justiz getragen wird.

Welche Konzepte favorisiert das Jugendamt, welche Anforderungen miissen bei milieuna-
her und welche bei milieuferner Unterbringung erfillt sein (Qualitat des Standortes, Grup-
pengrélBe, Qualifikation des Personals)? Wie lassen sich also Stdrken und Schwéchen cha-
rakterisieren?

Welches Konzept geeignet ist, ist vom Bedarf im Einzelfall abh&ngig. Daher kann von einer
Favorisierung einzelner Konzepte nicht gesprochen werden. Als Faustregel gilt, dass eine
Unterbringung umso familienanaloger sein soll, desto jinger das zu versorgende Kind ist.
Gleiches gilt fur die Fragen des Standortes sowie der GruppengréBe. Nach Lage des Ein-
zelfalles muss der Vor- bzw der Nachteil einer Einrichtung bewertet werden.

Starken einer Einrichtung kénnen sein:

¢ Identifikation der Mitarbeitenden mit der Arbeit, dem Konzept und vor allem den Kin-
dern und Jugendlichen

e Offenheit gegentiber den Lebenskonzepten der Herkunftsfamilien, gleichzeitig die
Bereitschaft, sich klar zu positionieren

e Intrinsische Bereitschaft zur Entwicklung und Umsetzung von Beteiligungskonzep-
ten, um das Erleben von Selbstwirksamkeit bei den Kindern und Jugendlichen zu
ermoglichen

e Fahigkeit zur zielorientierten Zusammenarbeit mit den Jugendamtern

e Engagement

Gehdrt das Jugendamt Kiel evtl. einer Arbeitsgruppe von Jugenddmtern an, die ihre Hilfe-
entscheidungen in einem Benchmarking-Prozess analysieren und vergleichen — falls ja,
wurden daraus Steuerungsentscheidungen abgeleitet?

Kiel nimmt am ,Interkommunalen Vergleich mittlerer GroBstéddte zum Bereich HzE, Einglie-
derungshilfen und SchutzmaBnahmen® teil: Die Orientierung an Kennzahlen ist dort aus
unserer Sicht eher ,haushalterisch® ausgerichtet. Das Kieler Jugendamt ist diesen Weg
mehrere Jahre mitgegangen, um belastbares Zahlenmaterial zu entwickeln, hat aber wah-
rend dessen immer auch sehr individuell auf den Einzelfall geschaut. Wir arbeiten inzwi-
schen an einer Steuerung uber die ,Analyse von Wirkfaktoren®“. Begonnen wurde hier mit
dem Themenfeld der praventiven Hilfen. Themenfelder werden zunehmend mit Kindern und
Jugendlichen erschlossen (Kinderrechtekonferenz, Kinder und Jugendbeirat, FAQs zum
Jugendamt (Schwerpunkt Geféahrdung) mit dem Ziel der Information von Biirger*innen,
auch in leicht verstandlicher Sprache).

Das Kieler Jugendamt beteiligt sich auch am ,Interkommunalen Vergleich der kreisfreien
Stadte und Norderstedt in Schleswig-Holstein (IKOV)“ - Themenschwerpunkt ist dort eben-
falls HzE.

Mit freundlichen GriiBen, ich freue mich auf Donnerstag

Marion Muerkdster
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Stand und Anforderungen im
Angebotssystem in der Heimerziehung in Schleswig-Holstein
- aus Sicht der freien Trager und speziell des Diakonischen Werkes in Schleswig-Holstein —

Sehr geehrter Herr Eichstadt, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,
sehr geehrte Frau Dr. Birtsch, meine Damen und Herren,

vielen Dank fir die Gelegenheit, als Sprecher eines Wohlfahrtsverbandes, der Trager von stationaren
und ambulanten Angeboten in der Kinder- und Jugendhilfe ist, einige Aspekte unserer Arbeit in diese
Veranstaltung einzubringen.

Insgesamt halten die frei-gemeinniitzigen Trager der Landesarbeitsgemeinschaft der freien
Wohlfahrtsverbande Schleswig-Holstein e.V. einen Anteil von 47,43 % in der stationaren Kinder- und
Jugendhilfe. Die Diakonie ist davon der groRte Anbieter.

Im Diakonischen Werk halten von 17 Tragern der Kinder- und Jugendhilfe 12 auch Angebote der
stationdaren Unterbringung vor. Dieses entspricht mit 1513 Platzen einem Anteil von 22,22 % (Stand
1. Dezember 2015).

Das Angebotssystem ist ein flexibles System und reagiert kontinuierlich auf wechselnde gesetzliche
Vorgaben, Veranderungen auch in der kommunalen Selbstverwaltung sowie in den finanziellen
Vorgaben.

Kinder und Jugendliche in der Heimerziehung

Laut Umfrage unter unseren Tragern bediirfen Kinder oder Jugendliche in der Heimerziehung
zusatzlich zu der Begleitung und Versorgung im Alltag immer noch weiterer Unterstitzung.

Angefragt wird z.B. fiir Kinder und Jugendliche mit Stérungen im Autismusspektrum, mit Zwangen
und Phobien, bei Auffilligkeiten im sozialen Verhalten wie manifestierte Schulabstinenz,
Internetabhangigkeit oder Delinquenz, flr traumatisierte Kinder- und Jugendliche durch kérperliche
oder sexuelle Gewalt oder Kinder mit Bindungsstérungen.

Es wird zudem angefragt fiir Kinder und Jugendliche, die bereits einmal oder sogar mehrfach
Abbriiche in einer stationdren Hilfe erlebt haben.

Bedingt durch die politische Situation erhalten wir in den zuriickliegenden Monaten einen Zuwachs
der Anfragen zur Aufnahme von unbegleiteten minderjahrigen Auslandern.

Nicht die erzieherischen Defizite sind der Grund fiir eine Unterbringung, sondern das Vorliegen einer
Kindeswohlgefdahrdung, d.h. die Unterbringung erfolgt, wenn die Personensorgeberechtigten (PSB)
die Kindeswohlgefahrdung nicht abwenden kénnen. Genannt wurden PSB mit eigener Drogen- oder
Alkoholproblematik, psychischen Erkrankungen, massiven hauslichen Partnerschaftskonflikten,
Konstellationen bei unzureichender Versorgung von Kleinkindern sowie bei Uberforderungen.

Herkunft der Kinder und Jugendlichen

Die Anfrage an diakonische Einrichtungen zur Aufnahme in eine stationare Unterbringung erfolgt in
erster Linie aus dem jeweiligen Landkreis, in dem der Trager verortet ist, bzw. aus Schleswig-Holstein.
Die meisten diakonischen Trager sind langjahrig in einem oder mehreren Landkreisen tatig und den
Jugendamtern vor Ort gut bekannt. Insgesamt sechs sind die verantwortlichen Inobhutnahmetrager
fiir einen Landkreis, bzw. fir eine Region.

Diakonie &&
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In zweiter Linie erfolgen die Anfragen aus den Nachbarbundesldandern wie Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern und auch Niedersachsen. Aus den Gbrigen Bundeslandern erfolgen eher selten
Anfragen, wenn dann handelt es sich meistens um Anfragen zur Aufnahme von Jugendlichen mit
Multiproblemlagen.

Das Angebotssystem der diakonischen Trager deckt das gesamte System der Hilfen gemal § 34 SGB
VIIl, entweder als Heimerziehung, Betreutes Wohnen oder Familienanaloge Einrichtung, ab, aber
auch in Verknipfung mit den Voraussetzungen von § 35 a. Alle Trager halten Hilfen auch Uber die
Volljahrigkeit hinaus vor. Viele Trager bieten auch Kriseninterventionsmanahmen (Inobhutnahme)
gemal § 42 SGB VIl sowie die vorlaufige Inobhutnahme von unbegleiteten minderjahrigen
Auslandern an.

Unbegleitete minderjdhrige Ausliander

Ein Beispiel fur die Flexibilitdt und Krisenfestigkeit der Kinder- und Jugendhilfe im vergangenen Jahr
war die Unterbringung von unbegleiteten minderjahrigen Auslandern im Rahmen des stationaren
Kontextes der Jugendhilfe. Im Jahr 2015 waren diakonische Trager als Inobhutnahmetrager an drei
Knotenpunkten der Transferrouten von Flichtlingen auch mit der Aufnahme von unbegleiteten
minderjahrigen Auslandern beschéaftigt. Aufgrund der starken Zunahme der Zahlen haben wir
derzeitig vier Trager, die im Rahmen der vorlaufigen Inobhutnahme tétig sind, sieben, die stationar
aufnehmen, sechs, die auch Betreutes Wohnen leisten und derzeitig zwei Trager, die eine neue
Einrichtung, die vorrangig dieses Klientel aufnehmen méchte, eréffnen werden.

Kompetenzen

Eine wesentliche Kompetenz der Diakonischen Trager ist ein flexibles und bedarfsorientiertes
Angebotssystem. Die Voraussetzung dafiir ist die notwendige GroRe der Trager, um solche Angebote
vorhalten zu kénnen. Dadurch kénnen wir gruppeniibergreifend Begleitung in psychologischen
Fragen, in Diagnostik und Beratung, aber auch in Supervision fiir die Mitarbeitenden sowie in Leitung
und Verwaltung sicherstellen.

Durch die langjahrige Prasenz vor Ort und in der Region verfiligen viele diakonische Trager Uber ein
grofes soziales Netzwerk. Die Ressourcen des Umfeldes helfen Kinder- und Jugendliche bei dem
Aufbau von eigenen stabilisierenden sozialen Beziehungen. Sie konnen auch konfliktminimierend
sein.

Viele diakonische Mitarbeitende bringen in ihre Arbeit ein Selbstverstandnis ein, das sich aus ihrer
eigenen christlichen Verankerung oder der christlichen Verankerung des diakonischen
Unternehmens speist. Weil wir davon ausgehen, dass jeder Mensch ein geliebtes und gewolltes
Geschopf Gottes ist, sehen wir die Kinder und Jugendlichen in unseren Hilfesystemen unter der
Perspektive ihrer urspriinglichen Bestimmung. Wesentlich ist darum, Kindern und Jugendlichen das
Gefihl, angenommen zu sein, zu vermitteln und sie in ihrer Beziehungsfahigheit zu starken, einer
Beziehung zu sich selbst und zu den anderen. Dazu gehoért auch das Bewusstsein fiir Respekt und
Toleranz.

Dieses setzt methodisch konsequent bei den Bedarfen der Kinder- und Jugendlichen an, passt darauf
die padagogischen Schwerpunkte an, nimmt aber gleichzeitig auch das System, in dem Kinder und
Jugendliche agieren, mit in den Blick. Elternarbeit ist, wo es moglich ist, ein wichtiger Bestandteil der
Arbeit. Ziel ist immer die Entwicklung und die Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfahigen Personlichkeit entweder durch die begleitete Riickkehr oder wo dieses nicht
moglich ist, die altersgerechte Verselbstdndigung.

Diakonie &&
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Weiterentwicklung und Ausblick

Der stationare Jugendhilfebereich ist standig gefordert, sich in den Bedarfen der Kinder und
Jugendlichen sowie ihrer Familie entsprechend weiter zu entwickeln und dabei die eigenen
Anspriiche und Angebote zu Uberprifen.

Die gute Kooperation mit den jeweiligen Jugendamtern und dem Landesjugendamt ist fir den Erfolg
dieser Arbeit und die Entwicklung von neuen Einrichtungen elementar. Von unseren diakonischen
Einrichtungen wird eine kooperative Zusammenarbeit mit Jugendamtern und dem Landesjugendamt
zuriickgemeldet. Die Kontakte sind aber mehr an formalen als an inhaltlichen Themen orientiert. Die
nach Region mitunter verschiedenen Dokumentations- und Berichtssysteme sehen unsere Trager als
beschwerlich an. Die Bedeutung der in § 78 SGB VIII genannten Arbeitsgemeinschaften sind zu
unterstreichen, zumal diese nicht in allen Kommunen regelmaRig arbeiten.

Bei der Weiterentwicklung der Arbeit konnten unsere Trager auf die Bedarfe hin angepasste
Leistungsvereinbarungen abschliefen. Im Rahmen der pauschalen Entgeltanpassungen ist es in den
vergangenen Jahren zu Entgelterh6hungen im Personal- wie Sachkostenbereich gekommen.
Gleichwohl sind weitere Qualitatsdiskurse notwendig. Dazu gehort, dass seit 2002 die
Personalschliissel nicht auf die gestiegenen Herausforderungen in der Kinder- und Jugendhilfe
aufgrund zunehmender Problemlagen der Jugendlichen reagiert haben.

Zu den vorrangigen Fragestellungen der Diskurse sollten unserer Auffassung gehoren:

- wie auf die zunehmende Zahl von sogenannten , Systemsprengern” reagiert werden kann.
Hier ist der Bedarf an spezialisierten und fachiibergreifenden Angeboten grof8. Auch wenn es
bereits intensivpadagogische und sogar therapeutische Angebote gibt, reichen diese nicht
aus.

- Eine geschlossene Unterbringung ist keine Losung. Die Diakonie lehnt geschlossene
Unterbringungen, wie diese auch jetzt durch die neue KJVO noch ermdglicht werden kénnen,
als erzieherisches Mittel ab.

- wie wir darauf reagieren konnen, dass Kinder und Jugendliche oft erst nach Ausschopfung
aller anderen Mittel in eine stationéare Einrichtung kommen und damit verbunden, in der
Regel schwierigere Problemlagen zeigen.

- wie die gesellschaftliche Akzeptanz fiir Jugendlichen mit einer Biographie in der
Heimerziehung erhéht werden kann (Vermeidung von Stigmatisierung). Dazu ist es
notwendig, dass sich das Bild der Gesellschaft nicht an den Negativmeldungen aus dem
Kontext der Heimerziehung orientiert, sondern an den in der Mehrheit erfolgreichen Hilfen
zur Starkung der jugendlichen Persdnlichkeit und Selbstverantwortung.

- wie wir Stolpersteine im System minimieren, z.B. in der Ausbildung eines Systems zur
Regelbeschulung fir Kinder aus stationaren Hilfen.

Heiko Naf3
Landespastor und Sprecher des Vorstandes
des Diakonischen Werkes Schleswig-Holstein
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Schleswig-Holstein

Angebotssystem der
Heimerziehung In
Schleswig-Holstein

- aus Sicht der freien Trager und speziell des
Diakonischen Werkes Schleswig-Holstein -




Schleswig-Holstein

,Landschaft der stationaren Hilfen zur Erziehung*
Schleswig-Holstein- Angebote der frei-gemeinnutzigen
Trager.

Die Wonhlfahrtsverbande — AWO, Caritas, Paritatischer, Deutsches Rotes Kreuz, Diakonisches
Werk, Zentralwohlfahrisstelle der Juden — halten durch zahlreiche Trager in Schleswig-Holstein
mit ihren Angebotssysteme Kinder- und Jugendhilfe einen Anteil von ca. 47,5 % aller Platze.

@o e[S affs Poics*  Diakonie i \\\\:E//
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Schleswig-Holstein

Angebotssystem unter dem Dach des Diakonischen
Werkes Schleswig-Holstein

17 Trager der ambulanten und stationaren Kinder- und Jugendhilfe,

12 Trager Angebote im stationaren Kontext mit einem Platzangebot von mehr als 1500
Platzen.

Flexible Anpassung des Angebots an die Veranderungen von gesellschaftlichen Bedingungen,
gesetzlichen Vorgaben bzw. Veranderungen, fachlichem Kompetenzgewinn.
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Schleswig-Holstein

Fur welche Kinder/Jugendliche werden diakonische
Einrichtungen angefragt?

in Bezug auf die Kinder oder Jugendlichen:

- zusatzlichen Unterstutzungsbedarf zu einer Begleitung und Versorgung im Alltag,

- z.B. Stérungen im Autismusspektrum,

- mit Zwangen und Phobien,

- bei Auffalligkeiten im sozialen Verhalten wie manifestierte Schulabstinenz,
Internetabhangigkeit oder Delinquenz,

- fOr traumatisierte Kinder- und Jugendliche durch kdrperliche oder sexuelle Gewalt,

- Kinder mit Bindungsstorungen.
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Schleswig-Holstein

Fur welche Kinder/Jugendliche werden diakonische
Einrichtungen angefragt?

Kinder und Jugendliche, die bereits einmal oder sogar mehrfach Abbrliche in einer stationaren
Hilfe erlebt haben.

Kinder und Jugendliche, die bereits einmal oder sogar mehrfach Abbrlche in einer stationaren
Hilfe erlebt haben.

unbegleitete minderjahrige Auslander.
In Bezug auf die Personensorgeberechtigten:

- wenn die Personensorgeberechtigten (PSB) die Kindeswohlgefdhrdung nicht
abwenden konnen (nicht bei erzieherische Defiziten, sondern bei Vorliegen einer
Kindeswohlgefahrdung).

- z.B. PSB, mit eigener Drogen- oder Alkoholproblematik, psychische Erkrankungen,
massive hausliche Partnerschaftskonflikte, bei unzureichender Versorgung von
Kleinkindern, bei Uberforderung.
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Schleswig-Holstein

Woher kommen die Anfragen?

Aus dem jeweiligen Landkreis bzw. Schleswig-Holstein (ca. 70 %).
Aus den Nachbarbundeslandern, Hamburg, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern.

Anfragen aus anderen Bundeslandern (Anfragen zur Aufnahme von Jugendlichen mit
Multiproblemlagen) nehmen zu.

Hintergrundinfo:

2 diakonische Trager sind Sozialraumtrager in Regionen in den Landkreisen,
4 sind verantwortliche Trager fur die Inobhutnahmen im jeweiligen Landkreis.
Die Mehrzahl der diakonischen Trager sind langjahrig in einem oder mehreren Landkreisen tatig.
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Schleswig-Holstein

Angebotssystem unter dem Dach des Diakonischen
Werkes Schleswig-Holstein

Derzeitig stellt sich das Angebotssystem in Schleswig-Holstein SO dar: (- zur parsteliung erfoigte eine Trennung,

obwohl die Hilfen haufig im Verbund angeboten werden)

§ 34 Heime 7
§ 34 Betreutes Wohnen 6
§ 34 Familienanaloge Einrichtungen/Lebensgemeinschaften 6
§19i.V.§ 34 Mutter/Vater Kind Einrichtungen 2
§34iV.§35a Unterbringung von Kindern u. Jgdl. die von seelischen Behinderungen bedroht sind 7
§ 34i.V.§ 35 Unterbringung verbunden mit einer intensiven sozialpadagogischen Einzelbetreuung 4
§34i.V.§ 35 MaBnahmen im Ausland 1
§34i.V. § 41 Stationare Hilfen Gber die Volljahrigkeit hinaus- Nachbetreuung 10
§ 42 Inobhutnahme

Neu § 42 a Vorlaufige Inobhutnahme von unbegleiteten minderjahrigen Auslandern 4
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Schleswig-Holstein

Angebote Trager DW aus dem Bereich stationare
Unterbringung von unbegleiteten minderjahrigen
Auslandern:

Anfang 2015: 3 Trager an den Knotenpunkten der Einreise tatig.

Situation heute:
W vorlaufige

ION 4

m ION/
stationar 7

Betreutes
Wohnen 6

mimBau?

*ION=Inobhutnahme

58 von

Landespastor Heiko Nal3 — Runder Tisch Heimerziehung — 14. April 2016

260

Seite 8



Schleswig-Holstein

Kompetenzen

Flexibilitat der Hilfegestaltung.

Selbstverstandnis der Mitarbeitenden: Diakonie als Humanum.

Orientierung an den Bedarfen der Kinder- und Jugendlichen sowie der Familien.
Bemuhen um Verstandnis und Respekt der jeweiligen Unterschiedlichkeit.

Uberschaubares Umfeld: Stabilisierung oder Aufbau eines sozialen Netzwerkes.
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Schleswig-Holstein

Weiterentwicklung und Ausblick:

Verstarkung einer kooperativen Zusammenarbeit mit Jugendamtern, Bedeutung der
Arbeitsgemeinschaften nach § 78 SGB VIII starken.

Neue Qualitatsdiskurse zur Weiterentwicklung.

Reaktion auf die zunehmende Zahl von sogenannten ,,Systemsprengern®.
Geschlossene Unterbringung ist keine Losung.

Gesellschaftliche Akzeptanz stationaren Hilfen starken.

Stolpersteine im System minimieren.
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Runder Tisch der Heimerziehung in Schleswig-Holstein am 14.04.2016 in Kiel

* Private Einrichtungen in Schleswig-Holstein sind in unterschiedlichen Verbanden (VPE, IKH, ErSte
Trager, AKSH) organisiert, die sich in der Landesarbeitsgemeinschaft privater Jugendhilfeverbande
(LAGpJ) abstimmen

* LAGpJ arbeitet in Gremien - wie der Vertragskommission Jugendhilfe - mit, wo landesweite
Vereinbarungen (Landesrahmenvertrag Jugendhilfe Schleswig-Holstein) getroffen werden

* Private Einrichtungen stellen ca. 50% der stationdren Platze in Schleswig-Holstein — hdchster Anteil
in der Heimerziehung in der Bundesrepublik, ca. 30 % der Einrichtungen sind nicht in einem
Verband organisiert

* Mehrzahl der Einrichtungen arbeiten mit nur einer Gruppe in der Rechtsform des
Einzelunternehmens als Freiberufler, d.h. natiirliche Person des Tragers ist auch Trager der
Einrichtung

* Einrichtungstrager arbeiten haufig in der Einrichtung mit, z.T. noch mit Einbindung in den
Gruppendienst

LAG-pJ - Landesarbeitsgemeinschaft privater Jugendhilfeverbande e.V. - SchubystraBe 57a - 24837 Schleswig



Runder Tisch der Heimerziehung in Schleswig-Holstein am 14.04.2016 in Kiel

Besondere Struktur von privaten Einrichtungen

hoher persdnlicher Einsatz unter groBem persdnlichem Risiko

haufig sehr positiv fir die Identifikation der Einrichtung

hohe Transparenz durch kurze Entscheidungsstrukturen, Ubersichtliche Binnentransparenz

Blndelung von Kompetenzen in einer Person

Problem in Krisensituationen
* Fur Einrichtungen als Einzelunternehmen/Freiberufler steht die gesamte Existenz auf dem Spiel

« Struktur der personalisierten Betriebserlaubnis schafft wenig Veranderungsmaéglichkeiten

Anmerkung zur Belegungsstruktur:

Je spezialisierter eine Einrichtung, desto mehr Gberregionale Belegung.

LAG-pj - Landesarbeitsgemeinschaft privater Jugendhilfeverbénde e.V. - SchubystraBe 57a - 24837 Schleswig



Prof. Dr. Raingard Knauer

Institut fUr Partizipation und Bildung e.V.
raingard.knauer@fh-kiel.de
www.partizipation-und-bildung.de

Partizipation von Kindern und Jugendlichen in der Heimerziehung
in Schleswig-Holstein

Der folgende Text skizziert Erfahrungen aus zwei Modellprojekten des Instituts fur Partizipa-
tion und Bildung in der Heimerziehung in Schleswig-Holstein.

1. Modellprojekt ,,Demokratie in der Heimerziehung*

In diesem Modellprojekt (2011 — 2012) wurde Partizipation in finf Heimeinrichtungen unter-
schiedlicher Trager und Strukturen zu verschiedenen Themen erprobt: Partizipation bei der
Entwicklung eines institutionellen Kinderschutzkonzepts, im Alltag, bei der internen Hilfepla-
nung, in Kleinstgruppen, bei der Erarbeitung eines Rechtekatalogs bzw. Heimverfassung.

Grundannahmen sind ag) Partizipation in der Heimerziehung muss strukturell verankert sein,
um Rechte der Kinder auch unabhangig von den Erwachsenen zu realisieren — das braucht
eine Klarung von Rechten, Gremien und Verfahren, um die Willkiir der Erwachsenen einzu-
dammen. b) Partizipation muss von den Fachkraften gewollt, beschlossen und methodisch
gekonnt sein. Das braucht Fortbildung und Begleitung von Teams.

Dazu wurden im Projekt vor allem zwei Verfahren fiir die Arbeit mit Fachkraften entwickelt:
a) die Planung eines Partizipationsprojekts, um Erfahrungen mit Partizipation zu ermégli-
chen; b) die Erstellung eines Rechtekatalogs (moglichst auch als Heimverfassung). Die Fort-
bildungen hatten eine wichtige Bedeutung zur Weiterentwicklung von Partizipation.

2. Qualifizierung von Multiplikator_innen fiir Demokratie in der Heimerziehung

Um neben der Top-Down Steuerung durch Gesetze und Fachaufsicht Partizipation im Alltag
der Heime zu realisieren braucht es eine Unterstitzung der Teams durch Fortbildung und
Begleitung. Dazu wurden Multiplikator_innen fir Partizipation in der Heimerziehung ausge-
bildet (2013 — 2014, geplant: 2016 — 2017). Die Multiplikator_innen kdnnen Teams und Tra-
ger bei der Weiterentwicklung von Partizipation begleiten. Sie erwerben in den Qualifikatio-
nen Kompetenzen zu den Themen: Partizipation als Theorie und Methode, partizipative
Fortbildungsdidaktik und flihren selbst eine Teambegleitung zu Partizipation in einer Einrich-
tung durch. Die Qualifizierung wird zertifiziert vom zustandigen Ministerium, dem Institut fiir
Partizipation und Bildung e.V. und der Fachhochschule Kiel.

3. Kinder- und Jugendkongress

Die NGD fuhrte 2012 den ersten Kinder- und Jugendkongress durch in dem 65 Jugendliche
aus 23 Einrichtungen zum Thema ,,Was dirfen Erzieher? Was diirfen sie nicht?” arbeiteten.
Die Ergebnisse zeigen sehr differenziert gute Qualitat padagogischer Arbeit aus Sicht der
jungen Menschen. Die Themen 2014 lauteten ,Mediennutzung in der WG / Umgang mit
meinem Geld’. 2016 wird es um die Themen ,Freies Internet: Wie gehen wir damit um?
Gruppenregeln: wer regelt eigentlich unser Zusammenleben?’ gehen.

! Dokumentation: Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein
(Hrsg.): ,Demokratie in der Heimerziehung” — Dokumentation eines Praxisprojektes in fiinf Schleswig-Holsteinischen Ein-
richtungen der stationaren Erziehungshilfe. Kiel.
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4, Fazit

Partizipation in der Heimerziehung braucht neben einer Steuerung ,von oben’ eine Qualifizie-
rung und Begleitung ,von unten’. Partizipation kann nicht als Schablone auf verschiedene
Heimeinrichtungen gelegt werden sondern muss von den Tragern und Teams fiir ihre spezifi-
sche Situation konzipiert werden. Dazu brauchen Trager und Teams Zeit, Fortbildung und
Begleitung. Wichtige Bausteine aus unserer Erfahrung konnten sein:

— Weitere Leuchttiirme (Beispiele fiir Partizipation in einzelnen Einrichtungen / bei Tragern)

— Teambegleitung durch Multiplikator_innen
— Kinder- und Jugendkongress (als Kristallisationspunkt fiir neue Ideen zwischen Kids und

Erwachsenen)

64 von 260



INSTITUT FUR PARTIZIPATION UND BILDUNG&?’

Wie stellt sich das Angebotssystem der
Heimerziehung in Schleswig-Holstein unter dem
Aspekt der Partizipation der in den Einrichtungen
lebenden jungen Menschen dar?

Prof. Dr. Raingard Knauer, Institut fir
Partizipation und Bildung e.V.

www.partizipation-und-bildung.de



. Modellprojekt ,Demokratie in der
Heimerziehung”

Qualifizierung fur Multiplikator_innen fir
Demokratie in der Heimerziehung

Kinder- und Jugendkongress
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INSTITUT FUR PARTIZIPATION UND 3ILDUNG£R)

1. Modellprojekt ,,Demokratie in der Heimerziehung“
(auf der Basis der Demokratiekampagne
Schleswig-Holstein)

2011 — 2012 wurden partizipative Instrumentarien in
funf Heimeinrichtungen erprobt.

Themen: Partizipation bei der Entwicklung eines
institutionellen Kinderschutzkonzepts / im Alltag / bei der
internen Hilfeplanung / in Kleinstgruppen / bei der
Erarbeitung eines Rechtekatalogs bzw. Heimverfassung
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So konnten Kinder und Jugendliche nicht nur bei konkreten Themen des Alltags oder der Hilfeverläufe beteiligt werden sondern auch bei der Qualitätsentwicklung (AWO – Schleswig-Holstein – Gefährdungsanalyse – Rechtekatalog – Verhaltenskodex)


Partizipation heil3t, Kinder und
Jugendliche an Entscheidungen und
Planungen, die sie betreffen zu

beteiligen!

Ly = ]

260



Grundannahmen

Partizipation in der Heimerziehung
muss strukturell verankert sein, um
Rechte der Kinder auch unabhangig von
den Erwachsenen zu realisieren.

Partizipation in der Heimerziehung
muss von den Fachkraften gewollt und
methodisch gekonnt sein.

Klarung von Rechten,
Gremien und Verfahren,
um die Willktr der
Erwachsenen
einzudammen

Fortbildung und Begleitung
von Teams

Heimverfassung




Modellprojekt ,,Demokratie in der
Heimerziehung”

. Qualifizierung von Multiplikator_innen fur
Demokratie in der Heimerziehung

Kinder- und Jugendkongress
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2. Qualifizierung von Multiplikator_innen

2013 — 2014 = 25 Multis
2016 — 2017 =19 - 21 Multis



Modellprojekt ,,Demokratie in der
Heimerziehung”

Qualifizierung fur Multiplikator_innen fir
Demokratie in der Heimerziehung

Kinder- und Jugendkongress
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Zweiter Kinder- und Jugendkongress 2014
Thema: Mediennutzung in der WG / Umgang mit meinem Geld

- T— -

Dritter Kmder-und Jugendkongress 2016 (tragerubergrelfend)
Thema: Freies Internet — wir gehen wir damit um?
_ Gruppenregeln Wer regelt elgentllch unser Zusammenleben?
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Erster Kinder- und Jugendkongress der NGD in Schleswig-Holstein ,,Auf Augenhdhe — du bestimmst mit!
2012 (65 Jugendliche aus 23 Einrichtungen). Thema: Was diirfen Erzieher? Was diirfen sie nicht?



Fazit: Partizipation ist ein zentrales Qualitatsthema der
Heimerziehung. Partizipation in der Heimerziehung braucht ...

Qualifizierung von Multis
(Teambegleitung)

P
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www.partizipation-und-bildung.de

VIELEN DANK FUR IHRE
AUFMERKSAMKEIT!
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yGesamtverantwortung' der
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Geschftsbereichsleitung Familie, Soziales und Gesundheit 23.05.2016
Renate Agnes DUmchen

Abstract

Wenn Erziehung nicht in der Familie stattfinden soll und das Kind oder der
Jugendliche in der Regel vorrGbergehend in Heimerziehung Uberwiesen werden soll,
muss diese Hilfe passgenau den individuellen BedUrfnissen des Kindes oder des
Jugendlichen angepasst werden.

Jede Hilfeplanung erfordert die Recherche des familiéren Umfeldes und dessen
eventueller Stérung. Die zeitlich begrenzte Herausnahme aus der Familie soll das Ziel,
n&milich die RUckkehr in die Sorgerechtsherkunftsfamilie méglich machen.
Heimerziehung soll einen geeigneten und notwendigen Schritt zur Bewdltigung einer
bestehenden Konfliktsituation darstellen.

Mitwirkung und Abstimmungsbedarfe gibt es mit der Herkunftsfamilie, mit dem Kind
oder Jugendlichen selbst und auch mit dem infrastrukturellen sozialen Umfeld des
Kindes oder Jugendlichen (Ressourcenorintierung). Selbstversténdlich k&nnen akut
kritische Situationen mit Fremd- oder Selbstgefdhrdung nicht die
Uberweisungskriterien in Heimerziehung sein.

An dieser Stelle ist eine sichere psychosoziale Diagnose Grundsatz um passgerechte
Heimpl&tze fUr Kinder und Jugendliche vorzuhalten. Das bedeutet in vielen Fallen,
vor Unterbringung das Einholen von gutachterlichen Stellungnahmen der Kinder- und
Jugendpsychiatrie.

Einrichtungen haben in ihrer Leistungsbeschreibung das Leitbild und das Konzept
ihrer Einrichtung zu verarbeiten. Darlber hinaus sich seibst eindeutig von
MaBnahmen abzugrenzen, die nur geschiossenen Einrichtungen zugeordnet werden
dUrfen,

Da die Uberprifungskompetenz (§46ff)ausschlieBlich der Uberdriliche Tréger der
Jugendhilfe ist und eine Uberprifungskompetenz nicht auf das értlich Jugendamt
Ubertragen werden kann, ist der ériliche Tréger an Uberprifungsverfahren ,,nur* zu
beteiligen.

Diese Termine sind sinnvollerweise so abzustimmen, dass die Méglichkeit der
Betelligung Uberhaupt besteht. Auch wenn es keine Teilnahmeverpflichtung des
drilichen Jugendamtes gibt (noch nicht gibt], bedarf es der Begleitung nicht nur im
Sinne einer Gefahrenabwehr sondern im Grundsatz zum Wohl der Minderj@hrigen.
Wanschenswert, wenn man den §36 SGB Vill {Hilfeplan*)als Qualitéitsinstrument
nutzen will, ware eine DelegationsverflUgung des Gberdrilichen Tréigers um vor Ort
eine Fachkraft als Multiplikator von &rilichen Gegebenheiten hin zur Uberdrilichen
Ebene zu schaffen.

Das hei3t: Kinder und Jugendliche brauchen ein Gesicht, einen Ansprechpartner vor
Ort also eine Person, zu dem sie niedrigschwellig in Kontakt kommen k&nnen. Eine
Person, die kontinuierliche aufsuchende Arbeit anbietet.

*RegelmdiBige Prifung unter Befeiigung ob gewdhite Unferstifzung geeignet ist
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Die Praxis in der Jugendhilfe Arbeitlsgemeinschaften einzurichten (§78) sind sehr
unterschiedlich ausgepragt. Im Grundsatz gibt es eine Hinwirkungspflicht also eine
Verpflichtung zum BemUhen Arbeitsgemeinschaften zu relevanten Themen auf
lokaler und regionaler Ebene zu implementieren. Durch die Regionalisierung der
Jugendhilfe und in dessen Rahmen in der Zusammenarbeit mit Projektrégern werden
regionale Themen auf Sozialrdume ausgerichtete Themen gefordert.

Als magliche Steuerungsmechanismen kommen die Leistungs- und die
Entgeltvereinbarungen in Frage. Diese sind nicht pauschalisiert und f0r bestimmte
sinzelne Leistungsbereiche festgelegt. Eine Differenzierung erfolgt aufgrund der
individuellen Bedarfsermittiung und des erforderlichen erzieherischen Hilfebedarfs. Fur
die Jugendhilfe relevant ist die Qualitdtsentwicklungsvereinbarung, die die
Grundséitze und MaBstabe fUr Qualitttsbewertung der Leistungsangebote sowie
geeignete MaBnahmen zur ihrer Gewdhrleitung umfassen mUssen.

Laut MUnder, Frankfurter Kommentar SGB VI, Uberarbeitete Auflage 2013 finden wir
in §78b lll, Voraussetzung fUr den Abschluss der Vereinbarungen unter Punkt 4, den
Hinweis, dass sich auf Grund des Wortlautes der Rechtsnorm nicht eindeutig
beantworten |@sst, dass es ein subjektives Recht im Sinne eines Rechisanspruches auf
Abschluss von Vereinbarungen gibt. Die Formulierung ,,sind abzuschlieBen' kann
sowohl verstanden werden als eine Abschlussverpflichtung als auch dahingehend,
dass Vereinbarungen nur mit solchen Tré&gern abzuschlieBen sind, die die
Voraussetzungen erflllen.

Auch wenn Uberwiegend im Land SH in den vergangenen Jahren nach dem
subjektiven Recht im Sinne eines Rechifsanspruches entschieden wurde, sehe ich
deutlich an dieser Stelle einen Steuerungsmechanismus des &rtlichen
Jugendhiffetrdgers.

D - Ao

Renate Agnes DUmchen
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Statement Runder Tisch ,Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein“
26.Mai 2016

Podiumsgesprach | : Praxis des Einzelfallmanagements und Entwicklungsbedarf bei
Hilfeentscheidung, Hilfeplanung und deren fortlaufender Umsetzung

Nach Auskunft der freien Trager ist die Zusammenarbeit der 6ffentlichen und freien Trager
gut. Die Hilfeplanung ist am individuellen Bedarf des Kindes/Jugendlichen der Familie
orientiert.

Es findet eine gemeinsame Suche nach individuellen Lésungen, Ideen fiir die Gestaltung der
Hilfe unter Einbeziehung der Ressourcen der jungen Menschen/ Familien statt. Bei
Veranderungen werden Anpassungen und Zielkorrekturen vereinbart.

Offentliche und freie Trager tragen gemeinsam Verantwortung und die Risiken. Kinder,
Jugendliche und Familien werden unter Beachtung der unterschiedlichen Ziele, Rollen und
Sichtweisen einbezogen, um wirksame Hilfen zu gestalten.

Um Sicherheit in diesem komplexen Prozess fiir die freien Trager zu erhalten, brauchen wir

e gesetzliche Rahmenbedingen, die individualisierte Hilfen moglich machen — diese
sind im SGB VIl gegeben.

e Leistungs- und Entgeltvereinbarungen, Rahmenvertrage, die individualisierte Hilfen
ermoglichen durch Bausteine wie Module, Phasen, Zusatzleistungen

e verldssliche Rahmenvertrage, die als sichere Basis fiir das Einrichtungshandeln
dienen. Diese werden zurzeit durch die Kommunen in Frage gestellt.

Wir brauchen aber vor allem Kolleglnnen im Jugendamt, die in der individuellen Hilfeplanung
die Moglichkeit haben, iber den inhaltlichen und den wirtschaftlichen Aspekt mit zu
entscheiden - im Sinne von der Zusammenfihrung von Fall- und Ressourcenverantwortung.
Die Entscheidung Uber die Leistungsbestandteile der Hilfe muss zusammen/ zeitgleich mit
der Ubernahme der notwendigen Kosten getroffen.
In diesem Zusammenhang sehen freie Trager folgende Verbesserungsbedarfe:

e Erteilung einer ersten Kostenzusage vor der Aufnahme eines Kindes/Jugendlichen

e Verbindliche Absprachen lber den Hilfebedarf und die dadurch entstehenden Kosten

spatestens in der Hilfeplanung
e Zeitnahe Erstellung und Zusendung eines Hilfeplanprotokolls durch das Jugendamt
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Podiumsgesprach Il: Umgang mit besonderen Vorkommnissen — Aufsicht und Kontrolle als
Qualitatsinstrument

Nach § 47 Nr.2 SGB VIII hat der Trager Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das
Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beeintrachtigen, unverziglich anzuzeigen.

Bei Tragern herrscht groRe Unsicherheit, welche besonderen Vorkommnisse zu melden sind,
insbesondere bei Verhaltensweisen von Kindern und Jugendlichen, die Ursache fiir die Hilfe
in der stationdren Einrichtung sind.

Es gibt auch eine grofRe Unsicherheit tiber Bewertungen durch das Landesjugendamt. Gibt es
dort einen Leitfaden, Kriterien zur Bewertung, welche besonderen Vorkommnisse |6sen
welche Handlungen der Heimaufsicht aus? Gibt es Kriterien fiir den Entzug, den Widerruf
von Betriebserlaubnissen?

Gilt das Schreiben der Heimaufsicht iber nicht zu meldende Ereignisse noch?

Aufsicht und Kontrolle kénnen zu einem Qualitatsinstrument werden, wenn Kriterien,
Bedingungen und Ablaufe zwischen Jugendamtern, LJA und freien Tragern thematisiert,
reflektiert und weiterentwickelt werden, um gemeinsam die groRe Verantwortung tragen zu
kdnnen.

Jugendhilfeplanung, Jugendhilfeausschiisse, LJHA und AG § 78 SGB VIII

Jugendhilfeplanung findet nach unserer Wahrnehmung im Bereich der erzieherischen Hilfen
kaum statt. In den Jugendhilfeausschiissen und dem Landesjugendhilfeausschuss sind nur
die Vertreterinnen der Wohlfahrtsverbande beteiligt, die Mehrheit der freien Trager im
gemeinnitzigen und gewerblichen Bereich ist ausgeschlossen.

In den AG nach § 78 SGB VIII sind alle Einrichtungstrager vertreten, es besteht eine gute
konstruktive Zusammenarbeit an relevanten Themen der erzieherischen Hilfen. Leider gibt
es AG nach § 78 SGB VIII nach unserer Kenntnis vor allem in den kreisfreien Stadten.
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Podiumsgesprach lll: Regelungen, Verordnungen — Entwicklungsbedarf

Seit mindestens drei Jahren handelt die Heimaufsicht nach der KIVO, die bis heute nicht in
Kraft ist. Vor zwei Jahren ist ein AK mit Vertreterinnen der Jugendamter, der freien Trager
und dem LJA eingesetzt worden. Nach der ersten Sitzung ist der weitere Dialog im Rahmen
des AK durch das LJA abgebrochen worden und bis heute nicht wieder aufgenommen
worden, obwohl Vertreterinnen der freien Trager wiederholt darum gebeten haben.

Zu drei Fassungen des Entwurfs der KJVO hatten wir die Moglichkeit zur schriftlichen
Stellungnahme, die wir auch wahrgenommen haben. Allerdings erhielten wir keine
Rickmeldungen durch das LIA.

Diese Form von Kommunikation ist nicht geeignet, gemeinsam den Schutz von Kindern und
Jugendlichen in Einrichtungen zu gewahrleisten oder gute Beratung, Aufsicht und Kontrolle
als Qualitatsinstrument zu entwickeln.

Der Entwurf der KJVO enthalt eine Reihe von Regelungen zu

e der Definition von Fachkraften

e der Fachkraftquote

e Gruppengrofien

e baulichen Standards,
die neue, wesentlich hohere Anforderungen stellen als die Heimrichtlinie, die auRer Kraft ist.
Wenn das LJA solche Voraussetzungen neu fordert, muss das mit Jugendamtern und freien
Tragern diskutiert und vorbereitet werden, insbesondere sind die Auswirkungen auf
Leistungs- und Entgeltvereinbarungen zu bericksichtigen.
Es fehlen ausreichende Ubergangsregelungen und Bestandsschutz fiir Einrichtungen mit
Betriebserlaubnis.

Bei manchen Neuregelungen, wie z.B.,

e dass in familienanalogen Wohnformen maximal 5 Kinder und Jugendliche,
einschlieRlich der eigenen Kinder der innewohnenden Erzieherlnnen, leben diirfen,
oder

e dass Kinder ab 6 Jahren nur in Einzelzimmern leben sollen,

ist nicht zu erkennen, dass diese Regelungen tatsachlich dem Schutz von Kindern und
Jugendlichen dienen. Vielmehr entsprechen die Vorgaben nicht dem individuellen Bedarf
von Kindern,

e da Kinder liber sechs Jahren durchaus zum Teil lieber in Doppelzimmern leben, zum
Beispiel mit ihren Geschwistern oder

e da Kinder und Jugendliche auch nach weiteren Geburten eigener Kinder der
Betreuerinnen in der familienanalogen Wohnform leben méchten.
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Es sind Regelungen zu freiheitsentziehenden Mallnahmen in Einrichtungen in den Entwurf
der KJVO aufgenommen worden, die den Eindruck erwecken kdnnen, dass in Schleswig-
Holstein geschlossene Einrichtungen maoglich oder gar erwiinscht waren. Das Gegenteil ist
aber der Fall. Gemeinsam haben 6ffentliche und freie Trager sich verpflichtet, flr jeden
individuellen Bedarf von Kindern und Jugendlichen individuelle Settings zu entwickeln, so
dass geschlossene Einrichtungen nicht notwendig sind.

Eine Gruppe von Kindern und Jugendliche, die in Einrichtungen leben, hat ebenfalls eine
detaillierte, konstruktive Stellungnahme zum Entwurf der KJVO abgegeben. Das ist ein
grolRRer Erfolg fir die Entwicklung der Partizipation und der Rechte von Kindern und
Jugendlichen in Einrichtungen. Wie ist diese Stellungnahme im Ministerium aufgenommen
und bertcksichtigt worden? Gab es Rickmeldungen fiir die Kinder und Jugendlichen?

Fiir die Zukunft wiinschen wir uns, dass wir als Dachverbdande gemeinsam mit dem LJA zur
Verbesserung der Qualitdt in den Einrichtungen beitragen werden, gemeinsame Losungen
finden und gemeinsame Kriterien, Sichtweisen und Vorgehensweisen fir Grenzsituationen
entwickeln.
Dabei sind Fragen zu beantworten, wie:
e Welche Vorgehensweisen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen sind unter
welchen Voraussetzungen erlaubt?
e Ab wann ist die Grenze zu Machtmissbrauch, entwiirdigendem Verhalten
Uberschritten?
e Wie wird dokumentiert? Soll die Dokumentation von Kindern und Jugendlichen mit
unterschrieben werden?
e Soll ein Vier-Augen-Prinzip eingehalten werden?
e Welchen Regeln, Abldufen unterliegen die ortlichen Priifungen?
e Wie werden die Befragungen der Kinder und Jugendlichen gestaltet?
e Welche Rechte und Pflichten gibt es bei 6rtlichen Priifungen fiir wen?

Von Seiten der freien Trager der Jugendhilfe gibt es einen groBen Gesprachsbedarf mit dem
Landesjugendamt, um gemeinsam aktiv fir den Schutz von Kindern und Jugendlichen in
Einrichtungen zu sorgen.
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. Arbeitsgemeinschaft Kleinheime SH e.V. (AKSH)
Teilnehmerlnnen

. Er.Ste. Trigergesellschaft fiir sozialpidagogische
Einrichtungen mbH
deS Runden TiSCheS zur Situation der . Interessengemeinschaft Kleine Heime & Jugend-
hilfeprojekte SH e.V. (IKH)
HeimerZiehung in SChleSWig-HOlStein . Verband privater Einrichtungen der Kinder- und

Jugendhilfe in SHe.V. (VPE)

Ti/lagpj/mik
23.05.2016

Statement zur 2. Sitzung des Runden Tisches zur Situation der Heimerziehung am 26.05.2016

Zur Frage/Thema 1 :
Welche Herausforderungen ergeben sich fiir die Zusammenarbeit von Jugenddmtern, Trigern
und Landesjugendamt unter dem Stichwort ,,Dialog als Qualitédtsinstrument® ?

Als wesentliche Elemente/Kriterien sehen wir diesbziiglich an :

Eine deutliche Intensivierung der Kommunikation in

partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit

gegenseitigem Vertrauen und

gegenseitiger Transparenz bei Intentionen und Verfahrensweisen, sowie

eine Fehlerkultur der Beteiligten, sowohl intern als auch im Umgang miteinander

SR wh =

Die genannten drei Kooperationspartner leisten bereits - bisher z. T. jeder fiir sich - gute
Arbeit.
In den letzten 10-20 Jahren hat sich Vieles veréindert.

Die Jugendimter haben Verfahrensweisen entwickelt, um die Entscheidungsprozesse gerade
bei stationdren Unterbringungen zu professionalisieren und ,,Fehlplatzierungen® so weit wie
moglich zu vermeiden. Dass einzelne SozialarbeiterInnen sich mit diesbzgl. Entscheidungen
alleine gelassen sehen, bzw. diese ohne kollegiales Feedback treffen, gehort weitestgehend der
Vergangenheit an. I. d. R. fallen diese in Teamarbeit nach sorgfiltiger gemeinsamer Abwigung.
Weiterhin trigt die gemeinsame Professionalisierung von Entsendestellen und Einrichtungen im
Rahmen der Zusammenarbeit im Hilfeplanverfahren seit vielen Jahren zu einer individuell
bedarfsgerechten Hilfegestaltung und stetigen Entwicklung von Prozess- und Ergebnisqualitit
bei.

Die Verbiande wirken als Multiplikatoren von fachlicher Entwicklung durch Organisation von
Tagungen, Fortbildungen etc., sowie indem sie Plattformen fiir den fachlichen und personlichen
Austausch bieten. Sie beraten ihre Mitglieder, sie initiieren konstruktiv-kritische
Qualitdtsdebatten und geben relevante Informationen aus bundesweiten Quellen weiter.

Im Dialog mit einzelnen Einrichtungen konnen sie bereits im Anfangsstadium kritische
Entwicklungen erkennen und - bei entsprechender Mitwirkungsbereitschaft der Triger —
gegensteuern. 24 von 260



Den Behorden, insbesondere auch den Aufsichtsbehorden, bieten sie seit Jahren ihre Mitwirkung
als praxiserfahrene Kooperationspartner an - sei es bei der Entwicklung von Richtlinien zur
Sicherung des Kindeswohles in Einrichtungen, bei der Beratung von Einrichtungen, bei ortlichen
Priifungen und (soweit dann noétig) entsprechenden Einwirkungen auf einzelne Einrichtungen
oder als Gesprichspartner fiir Qualitdtsdebatten zur stindigen Entwicklung und Verbesserung
von Heimpéddagogik unter sich immer wieder verdndernden Anforderungen und Bedarfen.

Die Heimaufsicht in Schleswig-Holstein hat sich vor ca. 3 Jahren komplett neu aufgestellt.
Gerade auf der Fachebene wurde in dieser relativ kurzen Zeit Erstaunliches geleistet. Da das
bisherige Team zuvor komplett in den Ruhestand gegangen war, mussten sich die Kolleglnnen
sozusagen selbst einarbeiten und haben trotzdem sehr schnell die Aufgaben effektiv
tibernommen. Positiv war dabei auch die starke personelle Aufstockung des Referates. Bei
Begegnungen auf der Fachebene fand rasch schon ein - wenn auch bisher beiderseits eher
unsystematischer - kollegialer Austausch statt. Wir haben die neuen Kolleglnnen als engagierte
und kompetente Gespriachspartnerlnnen schitzen gelernt. In einzelnen Punkten gab und gibt es
Diskussionen iiber Sichtweisen und Standpunkte - aber dies sehen wir nicht kritisch, sondern
unsererseits als fruchtbares Ringen um moglichst gute Losungen im Sinne des Kindeswohles.
Gerade in den letzten Wochen wichst die Hoffnung darauf, dass diese positiven Elemente auf
weiteren Ebenen aufgenommen werden.

Ein Anzeichen fiir eine grundsitzlich gute Qualitdt der Heimerziehung in Schleswig-Holstein ist
sicher auch, dass schleswig-holsteinische Jugendimter nur duferst selten die Notwendigkeit
einer Unterbringung in anderen Bundeslidndern sehen. Ein Blick iiber die Landesgrenzen zeigt,
dass dies nicht selbstverstédndlich ist.

Auf gutem fachlichen Niveau hat sich bei uns eine Vielfalt von Methoden und therapeutischen
Ansitzen entwickelt, die eine individuell bedarfsgerechte Auswahl von Hilfen ermdglicht.

Auch andere Institutionen und Kooperationspartner wie Kinderschutzbund, Ombudsstellen,
KJPs und andere haben Anteil an der positiven Entwicklung.

Insofern ldsst sich sagen, dass die jeweiligen Bemiihungen der Beteiligten insgesamt bereits
bisher zu einer positiven Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein fithren - auch
wenn die intensive Berichterstattung tiber Missstinde in einzelnen Einrichtungen gerade in den
letzten 12 Monaten ein geradezu gegenteiliges Bild suggeriert.

Die Realitit ist, dass sich der Anteil problematischer Einrichtungen gemessen an der Gesamtzahl
im niedrigen Promillebereich bewegt.

(Das heiB3t nicht, dass es nicht immer wieder Einrichtungen giibe, die Beratung und Begleitung
brauchen — und zumeist wiinschen.)

Realitit ist auch, dass die entsprechenden Probleme friih erkannt und intensiv bearbeitet wurden
- entweder indem kindeswohlgefihrdende Praktiken umgehend abgestellt wurden, oder indem
letztendlich die Einrichtung geschlossen wurde.

Wir diskutieren und problematisieren also auf hohem Niveau.

Gleichwohl ist jeder einzelne Fall von Kindeswohlgefidhrdung in einer Einrichtung einer zu viel
- und gerade fiir uns Padagoglnnen eigentlich unertréaglich.

Unertriaglich, weil gerade wir eine sehr prizise Vorstellung davon haben, was das ,,mit den
Kindern macht®.

Unertréglich, weil wir diejenigen sind, die diese doppelt geschddigten Kinder mit nochmals
verstidrkter Problematik dann auffangen miissen.

Unertriaglich auch, weil unsere seriosen Einrichtungen durch wenige einzelne ,,schwarze
Schafe®, die negative Schlagzeilen verursachen, in den Dreck gezogen werden.
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Fiir eine weitere Verbesserung fiir das Erkennen und rasche Abstellen von
kindeswohlgefidhrdenden Praktiken brauchen wir vor allem eine weitere
Intensivierung/Verbesserung der Zusammenarbeit der genannten Beteiligten - und zwar auf
allen Ebenen und zu allen Themen/Bereichen.

Dies ist auch das klare Ergebnis des sogenannten ,,Friesenhof-Gutachtens‘ von Prof. Dr.
Schrapper. U. E. wiirde das nicht nur — wie von Prof. Schrapper beschrieben — die
heimaufsichtliche Arbeit optimieren. Auch die Arbeit der Verbédnde und der anderen Beteiligten
konnte davon profitieren und besser werden.

Man darf sich jedoch leider nicht der Illusion hingeben, dass man - egal mit welchen Gesetzen
oder Maflnahmen - das Auftreten von schwarzen Schafen hundertprozentig verhindern kann.
Dies diirfte in der Jugendhilfe ebenso unmoglich sein wie in allen anderen Berufsbereichen.

Auch eine derzeit vielbeschworene Gesetzesverschirfung wird daran nichts dndern, wie die
Erfahrungen friitherer Jahre sehr drastisch zeigen.

Das frithere Jugendwohlfahrtsgesetz enthielt weitaus schirfere Bestimmungen als das jetzige
SGB VIII (auch als die aktuell diskutierten Anderungen).

Dass dies in keiner Weise eine Verhinderung von z. T. schlimmsten Verhiltnissen und
insbesondere keine frithe Aufklidrung bewirkt hat, zeigen die (spédten) Erkenntnisse iiber die
Heimerziehung der 50er und 60er Jahre in aller Deutlichkeit.

Was wir vor allem brauchen, ist eine intensivere Zusammenarbeit, auch iiber die Fachebene
hinaus, die aber unbedingt dabei einzubeziehen ist. (Das schlagen wir schon seit ca. 20 Jahren
vor)

Dazu wiinschen wir uns seit langer Zeit gemeinsame Gespriche zum offenen Austausch von
Informationen iiber potenzielle Problembereiche, iiber die jeweiligen Intentionen und Planungen
und zur Koordination von gemeinsamen und/oder abgestimmten MaBnahmen, mit denen auf
Probleme (und Problemeinrichtungen) reagiert werden soll, um Kindeswohlgefahrdungen zu
verhindern.

Wenn das gelingt, sehen wir groBes Potenzial im Bereich der Privention.

Wo immer moglich wollen wir nicht erst entgegenwirken, wenn Kindeswohlgefihrdung
vorliegt, sondern verhindern, dass sie iiberhaupt entsteht.

Fiir diesen offenen Austausch brauchen wir ein hohes Mal} an Vertrauen und Vertraulichkeit.
Voraussetzung dafiir ist die Bereitschaft zu weitest gehender Transparenz auf allen Seiten,
sowie klare Verfahrensweisen, sowohl in Einrichtungen als auch bei Aufsichtsbehorden, und
die gegenseitige Bereitschaft, dariiber zu diskutieren und sie den Bediirfnissen anzupassen.
(Verbédnde und seridse Jugendhilfeeinrichtungen sind dies gewohnt, nicht nur weil wir dazu
verpflichtet sind. ,,Unsere* Kinder und Jugendlichen, aber auch unsere MitarbeiterInnen sind
sich ihrer Rechte zumeist sehr bewusst und in den Heimparlamenten und/oder entsprechenden
Gesprichsrunden wird eifrig iiber jede Regel diskutiert. Und das finden wir gut.)

Eine wesentliche Basis fiir die Entwicklung von Vertrauen und fiir die Bereitschaft zu
Transparenz ist erfahrungsgemif eine Fehlerkultur.

Darunter verstehen wir einen Umgang mit Fehlern, der nicht sofort zu einer Abwertung und
Sanktionierung (Bestrafung) eines Betroffenen fiihrt, sondern zu Beratung und Hilfe bei der
Verbesserung (vorausgesetzt, es besteht die Bereitschaft zu Reflektion und Veridnderung).

Bei der Durchfiihrung ortlicher Priifungen sind die Befragungen von Betreuten oft ein

wesentlicher aber auch ein sensibler Punkt.
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Bei aller Anerkennung der durch Erfahrung erarbeiteten Kompetenzen der Kolleglnnen der
Heimaufsicht bleibt eine gewisse Unsicherheit bzgl. der Durchfiihrung bzw. bzgl. moglicher
unbewusster und unbeabsichtigter Fehler.

In Kreisen der Strafverfolgungsbehorden ist es seit Langem klar, dass ohne intensive spezielle
Schulungen die Moglichkeit unbeabsichtigter suggestiver Fragestellungen besteht.

Besonders problematisch erscheint, dass z. B. bei Vorliegen von sexueller Gewalt oder
Misshandlungen die Aussagen des Opfers vollig entwertet werden kdnnten, wenn (seitens eines
geschickten Téteranwaltes) auch nur der Zweifel geweckt werden kann, dass bei
Erstbefragungen suggestive Fragestellungen vorgelegen haben konnen.

Neben entsprechenden Fortbildungsangeboten fiir die befassten KollegInnen kénnte auch
erwogen werden, die Befragungen von Fachleuten des Kinderschutzbundes/der
Kinderschutzzentren unterstiitzen oder durchfiihren zu lassen und die Gespriache aufzuzeichnen.

Abgesehen von regelmifBigen Gesprichen im Sinne des Informationsaustausches zur
Verbesserung der Gefahrenabwehr und Priavention wiirden wir es sehr begriilen, wenn die
genannten Beteiligten zusammen mit weiteren Fachkolleglnnen einen regelmifBigen
Qualitiatsdiskurs auf Landesebene unter Federfiihrung des LJA unterhalten wiirden. (Siehe dazu
bereits auch unsere Stellungnahme zum KJVO-Entwurf aus 09/2014)

Aufgrund der stindigen Verdnderung von Hilfebedarfen und entsprechenden Anforderungen
sehen wir einen solchen Diskurs als stetigen Prozess der Starkung und Entwicklung von
Qualitit.

Wir wiirden uns freuen, wenn unser Statement einige niitzliche Anregungen beitragen konnte
und danken fiir die Gelegenheit, unsere Gedanken zum Thema einzubringen.

Mit freundlichen Griilen

& SoRclres

Klaus Tischler
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Schleswig-Holstein }_ Schleswig-Holstein
Der echte Norden Ministerium flr Soziales,
&c Gesundheit, Wissenschaft

und Gleichstellung

Kiel, 16. Juni 2016

Schriftliche Stellungnahme zur 2. Veranstaltung des ,,Runden Tisches Heimerzie-
hung“ des Landtags am 26. Mai 2016

Von den Fragestellungen des Runden Tisches Heimerziehung am 26.06.2016 haben im
Sinne spezifischer Handlungsbedingungen und -anforderungen fir Sozialministerium bzw.
Landesjugendamt (LJA) die folgenden Themen besondere Bedeutung: (a) Umgang mit
besonderen Vorkommnissen, (b) értliche Priifung nach § 46 SGB VIl und (c) die Weiter-
entwicklung KJVO.

zu (a):

Die Bearbeitung besonderer Vorkommnisse im LJA beginnt im Regelfall noch am Tag des
Informationseingangs im Wege einer Ersteinschatzung durch die im Einzelfall zustandige

Sachbearbeiterin bzw. den zustandigen Sachbearbeiter oder deren Vertretung. Dies bein-
haltet stets eine Entscheidung tber zu ergreifende MaBnahmen.

Bei schwerwiegenderen Vorkommnissen zahlen dazu oft auch Gesprache vor Ort mit Mit-
arbeitern und Betreuten (angemeldete und unangemeldete Prifung). Bei Bedarf werden
zudem das 6rtliche Jugendamt sowie ggf. entsendende Jugendamter beteiligt.

Alternativ wird — sofern im Einzelfall ausreichend — der jeweilige Trager zunachst zu einer
kurzfristigen Stellungnahme aufgefordert. Auf Grundlage von eingegangener Stellung-
nahme und/oder Gesprachen mit den Beteiligten folgt eine Einschatzung der Gesamtsitua-
tion zur Festlegung des erforderlichen weiteren Vorgehens.

Far die Arbeit der Heimaufsicht stellen sowohl Beschwerden von Betroffenen als auch
Hinweise von Dritten eine entscheidende Informationsgrundlage dar. Daher werden alle
einschlagigen Informationen sehr ernst genommen und Uberprift; Dies gilt ausdricklich
auch far anonyme oder telefonische Hinweise.

Zugleich ist zu unterstreichen, dass eine funktionsfahige, konsequent handelnde Aufsicht
zwar elementar ist, jedoch die gesetzlich normierte Verantwortung anderer Beteiligter —
etwa ortlicher und entsendender Jugendamter oder Einrichtungstrager — noch effektiver
ausgetbt werden muss, um Kindeswohl in der Heimerziehung in Schleswig-Holstein zu
garantieren.

Dienstgebaude Adolf-Westphal-Str. 4, 24143 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-5416 |
poststelle@sozmi.landsh.de | www.sozialministerium.schleswig-holstein.de | Bushaltestelle GablenzstraBe |
E-Mail-Adressen: Kein Zugang fir elektronisch signierte oder verschliisselte Dokumente
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Auf wirksameren Schutz von Einrichtungsbewohnern zielt auch eine durch das Ministerium
angestrebte Selbstverpflichtung der Einrichtungstrager fir eine qualitats- und kindeswohl-
orientierte Jugendhilfe ab. Denkbar ist hier etwa die Selbstverpflichtung, anlasslose 6rtli-
che Prifungen zuzulassen und gemeinsam mit der Ombudsstelle umfassende Konzepte
zu Beteiligungs- und Beschwerdemdoglichkeiten fur die Kinder und Jugendlichen zu entwi-
ckeln.

Weiter muss kinftig sichergestellt werden, dass relevante Informationen tber Einrich-
tungstrager, besondere Vorkommnisse oder kritische Entwicklungen, schneller auch den
anderen Beteiligten, also auch dem Landesjugendamt, Gbermittelt werden. Wir planen da-
her die Verabredung eines verbindlichen und institutionalisierten Informationsaustausches.

Das Landesjugendamt hat fir den 27.06.2016 eine Veranstaltung initiiert, um Uber diese
Fragen mit den Tragern der Jugendhilfe in einen engeren Dialog zu treten. Dabei knipfen
wir auch an § 3 Abs. 3 JuF6G an, der eine partnerschaftliche Zusammenarbeit des Lan-
des, der kommunalen Kérperschaften und der Trager der Jugendhilfe gesetzlich hinterlegt.

Zu (b):

Aus Sicht der Landesregierung hat die zukiinftige Ausgestaltung der 6rtlichen Prifung
nach § 46 SGB VIII hervorgehobene Bedeutung.

Die 6rtliche Prifung nach § 46 SGB VI stellt fir die Heimaufsicht das aussagekraftigste
Instrument zur Sachverhaltsaufklarung dar. So ist es gerade in schwierigen und/oder un-
klaren Fallen unerlasslich, sich in der Einrichtung einen persdnlichen Eindruck zu ver-
schaffen und einen Sachverhalt im Einzelfall beurteilen zu kénnen.

Zuléssige Anlasse fur értliche Prifungen wurden von Rechtsprechung und Praxis vielféltig
ausdifferenziert; insbesondere konnen Beschwerden, Eingaben und besondere Vorkomm-
nisse ein Anlass fur 6rtliche Prifungen sein. Nichts desto trotz ist die Auslegung des fur
das LJA handlungsleitenden Tatbestandsmerkmals ,nach den Erfordernissen des Einzel-
falls® strittig.

Mit den nunmehr geplanten Anderungen des SGB VIl soll die Rechtslage dahingehend

klargestellt werden, dass 6rtliche Prifungen unabhangig von einem konkreten Prifungs-
anlass ,jederzeit* zulassig sind. Dies ist nach den bisherigen Praxiserfahrungen eine un-
verzichtbare Wirksamkeitsvoraussetzung fir den Kinderschutz in Jugendhilfeeinrichtun-

gen.
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Zu (c):

Entwicklungsbedarf bei geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen betreffen neben den
vom Sozialministerium auf Bund-Lander-Ebene betriebenen Scharfungen der Regelungen
im SGB VIl insbesondere die KJVO.

Die Regelungen in der geltenden Fassung der KUVO stammen gréBtenteils aus dem Jahr
1994, die bis Ende 2013 durch die Richtlinie zur Durchfihrung der KUVO (Heimrichtlinie)
konkretisiert wurden. Angesichts erheblicher fachlicher und rechtlicher Weiterentwicklun-
gen (z. B. BKiSchG seit 01.01.2012) sowie vor dem Hintergrund der heimaufsichtlichen
Praxiserfahrungen bedarf die KJVO grundsatzlich einer Uberarbeitung.

Als wesentliche Aspekte sind hier die in der bisherigen Verordnung fehlenden verbindli-
chen Vorgaben zu Anzahl und Qualifikation des in Einrichtungen erforderlichen Personals
zu nennen. Nach fachlicher Einschatzung des LJA muss fiir die Frage, ob das Wohl der
Kinder und Jugendlichen in Einrichtungen gesichert ist, wesentlich auf die Eignung der
betreuenden Fachkréafte abgestellt werden.

Unzuléngliche Personalverhaltnisse — in quantitativer und qualitativer Hinsicht — sind in
diesem Sinne wesentliche Indikatoren fiir die Annahme einer Kindeswohlgefédhrdung in
Einrichtungen. Die bisherigen Anforderungen an eine angemessene Ausstattung orientie-
ren sich aber ausschlieBlich an Rahmenleistungsvereinbarungen auf Grundlage des Ju-
gendhilferahmenvertrages nach § 78f SGB VIII.

Diese Vereinbarungen werden unmittelbar zwischen den Tragervereinigungen und den
Kommunalen Landesverbanden getroffen. Landesrechtliche Regelungen auf Verord-
nungsebene existieren hingegen nicht.

Auch raumliche Anforderungen an Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe in Schles-

wig-Holstein sind im Rahmen der geltenden Verordnung nicht hinreichend klar geregelt.

Dies erschwert einerseits die Tatigkeit der Heimaufsicht und flhrt andererseits auf Seiten
der Trager von Einrichtungen zu Unsicherheiten und Unklarheiten.

Konkretisierungen der personellen, raumlichen und konzeptionellen Voraussetzungen zum
Betrieb von Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen in Schleswig-Holstein und dem Erlaub-
nis- und Prifungsverfahren der Heimaufsicht des Landesjugendamtes auf Verordnungs-
ebene sind insofern erforderlich, um Rechtssicherheit und Transparenz herzustellen.

Das zustandige Sozialministerium ist derzeit dabei, eine den genannten Anforderungen
entsprechende Novellierung der KJVO unter Einbindung aller Akteure der Kinder- und Ju-
gendhilfe im Land auf den Weg zu bringen.
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KJHV Ringstrafie 35 » D-24114 Kiel I

An die

,,_,..-""-.f— .('! ol ‘l‘\"-_
Teilnehmer des Runden Tisches ISJ i‘ v

zur Situation der Heimerziehung
in Schleswig-Holstein

Kiel, 25. Mai 2016
n.roeloffs@kjhvmail.de

Anmerkung zur 2. Sitzung am 26.05.2016

Ad 1) Praxis und Qualitét des Hilfeplans

Kinder- und Jugendhilfe-Verbund

Vom Grundsatz her hat sich die Qualitdt der Hilfeplanung in der vergangenen 10 bis 15 Jahren
erheblich verbessert. Nicht zuletzt ist es - auch als Folge von Fortbildung - in diesem
Zusammenhang zu einer zunehmenden Standardisierung von Hilfeplanverfahren gekommen. Es
geht eben nicht um ,,Geflihl und Wellenschlag”, d. h. subjektive Einschdtzung durch die
beteiligten Fachkrifte, sondern hier wird regelhaft nach Standards gearbeitet. Zunehmend
setzen sich insofern auch besondere Formen der Berichterstellung/Berichterstattung durch.
Interessant ist dabei auch, dass zunehmend Eigenberichte der Betreuten eingesetzt werden.
SchlieBlich ist mittlerweile allen klar, dass die zentralen Gelingensfaktoren der Heimerziehung
zunichst beruhen auf Beziehung zwischen Betreuten und Betreuern und dann auch durch
Beteiligung. Eingesetzt werden entsprechend zunehmend Eigenberichte der Betreuten.

Dabei setzt sich im Hilfeplan auch durch, dass stédrker und klarer getrennt wird in

a) Ziele der Betreuten und
b) Ziele des Helfersystems

Hier ist eine klare Abgrenzung insofern wichtig, weil die benannten Ziele ja nicht zwangsléufig
libereinstimmen,

Gleichwohl gibt es weiterhin Probleme

a) inshesondere dann, wenn es keine oder wechselnde Ansprechpartner auf Seiten der
Kostentrdger gibt. Dieses Problem taucht v. a. auch dann auf, wenn die ortliche
Zustandigkeit wechselt.

Kinder- und Jugendhilfe-Verbund
Trager K|SH - Stiftung
Stiftungsdatenbank HH

Nr, 922,28-135

gemeinniitzig

Bankverbindung:

IBAN

DE60 2145 0000 0105 0883 97
BIC NOLADE21RDB
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b) Problematisch ist vielfach die Verlangerung der Hilfe fiir junge Volljéhrige. Vor dem
Hintergrund des wirtschaftlichen Drucks wird - unterschiedlich in den einzelnen
Jugenddmtern - in der Regel immer rigider agiert. Wahrend im privaten Bereich
Kinder/Jugendliche immer langer in elterlichen Haushalten verbleiben, soll es hier
plétzlich moglich sein, dass Kinder in Heimerziehung frilher in Selbststandigkeit gehen
bzw. in eigene Wohnungen.

¢) Aus Sicht der freien Trager und letztlich auch nach Vorgaben des SGB VIl ist es
unumgdnglich, dass der jeweils zustdndige ASD-Kollege auch personlich orientiert ist
tiber die Verhaltnisse vor Ort in den jeweiligen Gruppen. Dies ist den ASD-Kollegen klar,
vielfach wird das auch umgesetzt. Allerdings eben auch nicht in allen Féllen - nicht
zuletzt Hamburg zeichnet sich dadurch aus, dass in einzelnen Bezirken offensichtlich
keine Zeit und keine Mittel zur Verfligung stehen, um in den Gruppen personlich die
Verhéltnisse in Augenschein zu nehmen.

Grundsitzlich befinden sich die Kollegen in den Jugendamtern in einem strukturellen Dilemma.
In fast allen Féllen werden die Kinder von ihren Sorgeberechtigten ja freiwillig dem Jugendamt
anvertraut und entsprechend untergebracht. Gerichtsentscheidungen in diesem Zusammenhang
sind eher selten. Insofern scheuen sich die Jugenddmter davor, klare Botschaften an die
Sorgeberechtigten zu richten, weil man dann Angst und Befiirchtung hat, dass dann Eltern ihre
Kinder wieder aus den Einrichtungen nehmen - dabei aber klar ist, dass dieser Weg
sachlich/fachlich gar nicht machbar ist. Insbesondere junge, noch wenig erfahrene Fachkrifte in
den Jugenddmtern haben in diesem Bereich Probleme etwa einer Mutter eine klare Ansage
dahingehend zu geben, dass sie schlicht nicht in der Lage ist, ihr Kind angemessen zu betreuen
und insofern eine Riickfilhrung (die ja eigentlich immer das formelle Ziele sein sollte) gar nicht
moglich oder unwahrscheinlich ist.

Ad 2) Besondere Vorkommnisse

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der aktuellen Vorkommnisse um Friesenhof und Rimmelsberg
und nicht auch zuletzt zur Absicherung des eigenen Trdgers haben in den letzten Jahren die
Meldungen von besonderen Vorkommnissen erheblich zugenommen. Dabei ist davon
auszugehen, dass dieses Thema auch in Zukunft noch grofiere Rolle spielen wird — schlicht zur
Absicherung aller Beteiligten. Ob dieser Weg langfristig dazu fiihren wird, die Qualitdt der Arbeit
in den Einrichtungen zu verbessern, bleibt eher fraglich. Hinzu kommt, dass bei manchen
offensichtlich der Glaube vorherrscht lber ein vierseitiges Formular komplexe padagogische
Probleme abzubilden. Jeder der eigene Kinder hat weif} instinktiv und aus sich selbst heraus, wie
kompliziert der Umgang mit einzelnen jungen Menschen ist. Bestimmte enge Regelungen sind in
dem einen Fall richtig — in einem anderen Fall genau verkehrt, also kontraproduktiv. Dies kann
man etwa deutlich machen am Umgang mit dem Thema Handy. Im Zusammenhang mit der
aktuellen Diskussion wird das Ganze in der Offentlichkeit verkiirzt auf ,,Recht auf freie Entfaltung
- Recht auf eigenes Handy“. Was machen wir aber, wenn drei Mal in der Woche nunmehr das
Datenvolumen der Wohngruppe ausgeschopft worden ist, weil sich einzelne Jugendliche
uneingeschrankt Pornos herunterladen? Miissen wir das zulassen?

Hier entsteht im Ubrigen ein Widerspruch: Einerseits entwickelt sich zunehmend zur Absicherung
aller Beteiligten eine Praxis, wo alle moglichen, auch kleineren, Probleme als besondere
Vorkommnisse gemeldet werden. Andererseits wird natlirlich aus Sicht eine Aufsichtsbehorde
eine Einrichtung, die stdndig besondere Vorkommnisse meldet, als negativ, als problematisch
bewertet.

92 von 260



Insbesondere in der Bearbeitung von besonderen Vorkommnissen brauchen wir eine hoch
kompetente Aufsichtshehdrde, eine Aufsichtsbehdrde, die eben nicht in erster Linie sich mit
standardisierten Fragen und Antworten beschiftigt. Sie muss auch bereit und in der Lage sein, in
komplizierte zwischenmenschliche Details einzusteigen. Klassisches Beispiel: Kind beschwert
sich, geschlagen worden zu sein. Alle Beteiligten von Jugendamt, Vormund und Betreuern sind
sich einig, dass dieser Vorfall nicht haltbar ist, erhoben wurde, um dariiber nach Hause zu
kommen. Landesjugendamt hat dann gar keine Zeit, sich mit dem Einzelfall zu beschiéftigen,
sondern reagiert formalisiert im Extremfall mit einem Beschéftigungsverbot fiir Betreuer.
Insbesondere in kleinen Gruppen hat dies sofort erhebliche Konsequenzen (Beziehungsabbruch,
Verlegung, Existenz). Insofern ist es aus unserer Sicht unumgénglich, dass Mitarbeiter in der
Aufsichtsbehdrde zumindest Praxiserfahrung haben, d. h. ganz konkret auch in einer stationdren
Einrichtung der Jugendhilfe gearbeitet haben miissen.

Selbstverstidndlich muss die Méglichkeit von Kindern und Jugendlichen sich zu beschweren,
erheblich verbessert werden. Das ist aber nur die eine Seite. Viele der bei uns Untergebrachten
haben Machtmissbrauch erlebt und damit auch fast zwangslaufig gelernt, wie man Macht
missbraucht bzw. nutzt, um eigene Ziele durchzusetzen. Das ist kompliziert und schwierig fiir die
Beteiligten, fordert aber letztlich auch von den beteiligten Fachkrédften eine sehr enge
Zusammenarbeit. Es kann nicht sein, dass sich entsprechend die Aufsichtsbehdrde anbietet, um
hier instrumentalisieren zu lassen von den Kindern. Letztlich ist dieser Widerspruch
unaufhebbar, Einerseits muss es Transparenz geben, es muss Beschwerdemaglichkeiten geben,
die Ombudstelle ist sicherlich hilfreich. Gleichwohl muss man mit Beschwerden auch kompetent
umgehen, eben nicht standardisiert, sondern differenziert und auf den Einzelfall bezogen.

Insgesamt kann auch die beste Heimaufsicht mit der drei- oder vierfachen Zahl Mitarbeiter nicht
verhindern, dass vor Ort in den Einrichtungen Probleme auftauchen. Die zentrale Beurteilung
einer MaBnahme im Hinblick auf Qualitit und Ausgestaltung liegt beim entsendenden
Jugendamt. Hier ist die Kompetenz und hier muss die Kompetenz auch weiterhin verbessert
werden. Nicht zuletzt auch deswegen muss in der Regel bei wichtigen besonderen
Vorkommnissen auch das Landesjugendamt das entsendende Jugendamt kontakten. Dies
passiert vielfach nicht (weil arbeitsaufwendig). In der Folge kommt das Landesjugendamt in die
Situation, Aufgaben zu libernehmen, die eigentlich das belegende Jugendamt zu verantworten
hat, sich also ,einzumischen in padagogische Fachfragen®, die von dieser Behdrde gar nicht
beantwortet werden kénnen.

Vom Grundsatz her sind selbstverstindlich die &rtlichen Priifungen verbesserungswiirdig. Auch
sind unangemeldete Besuche der Heimaufsicht unproblematisch. Allerdings sollte man nicht
glauben, dass allein dieses Instrument nunmehr kiinftig Missbrauch und schwarze Schafe
verhindern wird. Wenn man wirklich was erreichen will, dann brauchen wir echte und enge
Zusammenarbeit. Dann muss immer die gleiche Person einmal monatlich etwa in einer Gruppe
vorbeikommen. Das ist aber wohl nicht gewollt und letztlich auch nicht finanzierbar. Im Ubrigen
wirde das auch dem Prinzip der Zustdndigkeiten nach SGB VIII entgegensprechen
(entsendendes Jugendamt). Eine solche Doppelstruktur schafft neue Probleme.

Ad 3) Praxis der Jugendhilfeplanung in der Region? AG 78? Jugendhilfeausschuss?

In diesen Bereichen gibt es erhebliche Defizite. Am besten funktioniert aus unserer Sicht die
Abstimmung zwischen freien und 6ffentlichen Tréagern noch in den kreisfreien Stadten. Das ist
technisch und praktisch einfacher, hat aber auch damit zu tun, dass die Zahl der in den Stédten
angesiedelten Einrichtungen erheblich geringer ist. Insbesondere in den Landkreisen
funktioniert eine Jugendhilfeplanung in der Regel iberhaupt nicht. Diese Planung wird schlicht
vom Jugendamt selbst vorgenommen ohne Beteiligung der freien Trdger. Insbesondere die
Trager, die keine Dienstleistung fiir das lokale Jugendamt erbringen, werden nicht angesprochen
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und haben selbst auch in der Regel kein Interesse, sich in Diskussionsprozesse einzubringen.
Warum auch, da ja hier keine Belegung erfolgt. Im Prinzip betrachten die Jugenddmter auch nur
die Einrichtung und Trédger als ihre Kooperationspartner, die von ihnen selbst belegt werden. Die
anderen Einrichtungen werden eher als Fremdkorper gesehen, die zudem oft auch noch fiir Arger
sorgen durch besondere Vorkommnissen, Beschwerden aus Schulen und Nachbarschaft und
Inobhutnahme.

Ad 4) Entwicklungsbedarf bei den geltenden Regelungen und Verordnungen/Struktur

Grundsiatzlich ldsst sich feststellen, dass die Qualitdt der aktuellen Leistungs- und
Entgeltvereinbarungen nach § 78a ff. zunehmend sich verbessert hat. Mittlerweile werden dort
klare Qualitatskriterien fiir die Einrichtung formuliert verbunden mit genauen Stellenschliisseln-

Die bestehenden Rahmenvertrige bzw. der Landesrahmenvertrag in Schleswig-Holstein sind
verbesserungswiirdig. Hier fehlen etwa sinnvolle Regelungen fiir Mutter-Kind-Einrichtungen nach
§ 19 SGB VIII. Zugleich auch miissen die Rahmenvereinbarungen im Hinblick auf die besonderen
Einzelfdlle iiberpriift werden. Es muss Spielraum geben, um Einzelfélle in besonderer Weise zu
finanzieren. Es ist wenig verwunderlich, dass die Einrichtungen der Jugendhilfe, die im Moment
im Fokus der &ffentlichen Kritik und Wahrnehmung stehen, solche Einrichtungen sind, die sich
auf die sogenannten schwierigen und besonders komplizierten Félle fokussiert haben, also auf
sogenannte Systemsprenger. Das Problem besteht schlicht darin, dass es iiberhaupt diese
Einrichtungen gibt, in denen diese Problemfdlle untergebracht werden und somit quasi
zwangslaufig eine Art Gettosituation entsteht, die fachlich nicht geboten ist. Ursdchlich hierflir
ist — betriebswirtschaftlich gesprochen — eine Art Marktversagen. Offensichtlich tendiert die
Jugendhilfe noch immer dazu, die besonders schwierigen Félle auszusondern, zu verlegen, so
dass dann derartige Einrichtungen am Ende der Kette entstehen. Die aktuelle Debatte wird
dieses Problem eher noch grofer machen. Ein fachlich gut aufgestellter Trager ist in der
momentanen Situation nicht gut beraten, sich um diesen Personenkreis der besonders
Schwierigen zu kilmmern. Die Zahl der gemeldeten ,besonderen Vorkommnisse” im Sinne des
Landesjugendamtes bei einer solchen Einrichtung wird zwangslaufig steigen. Ein solcher Trager
bekommt Imageprobleme infolge von Beschwerden aus Nachbarschaft und Schule. Dariiber
hinaus wird flir die Betreuung dieses Personenkreises ein besonders hohes Entgelt bendtigt. Das
wiederum verstirkt die Konzentration auf diesen Personenkreis. Da keine Stadt oder kein Kreis
fir den eigenen Bedarf eine derartige Spezialeinrichtung bendétigt, wird es zwangsldufig auch
keine lokale Verantwortung des jeweiligen offentlichen Tragers fur diese Einrichtung mehr
geben, da die Belegung in der Regel iberregional ausgerichtet ist.

Insgesamt kdnnen derartige Spezialeinrichtungen nur wirklich Ultima Ratio sein. Strukturell
muss die Jugendhilfe sich so aufstellen, dass Verlegungen aus den Regeleinrichtungen nicht
erfolgen. Dies muss nicht nur von den Einrichtungen sondern natirlich auch von den
Kostentrdgern gestiitzt werden etwa dadurch, dass fiir Einzelfdlle in den Regeleinrichtungen
dann auch zusitzliche Hilfen unkompliziert und flexibel eingerichtet werden.

Grundsatzlich ist eine neue Heimrichtlinie, d. h. eine neue KJVO zu begriifen. Insbesondere zu
begriiRen ist auch, dass das Thema Partizipation und Beteiligung nunmehr in dem vorliegenden
Entwurf einen angemessenen Niederschlag findet. Hilfreich wird auch sein, dass es eine neue
Regelung im SGB VIII gibt, die nunmehr auch Anlass unabhéngige Kontrollen durch das
Landesjugendamt vorsieht. Das ist zu begriifRen.

Dennoch ist die aktuelle KJVO auch ein gutes Beispiel dafiir, dass der fachliche Austausch

zwischen Einrichtungsbetreibern und dem Landesjugendamt nicht oder nur unzureichend
funktioniert. Vor dem Hintergrund der aktuellen Ereignisse wird ein immenser Druck aufgebaut,
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eine KJVO so schnell wie méglich in die Welt zu setzen. So sind folgende kritische Anmerkungen
notwendig:

1. Gegeniiber Ihrem letzten Vorentwurf ist nunmehr im neuen § 24 eine ,,Befristete Abweichung
zur Sicherstellung besonderer Schutzbediirfnisse* benannt. Dies wird helfen in einzelnen
besonderen Situationen gemeinsam mit dem Landesjugendamt Losungen herbeizufiihren, die
dem Beziehungserhalt die angemessene Bedeutung einrdumen und somit insgesamt dem
Kindeswohl dienen. Es wird iiber diesen Passus moglich sein auch weiterhin dem sogenannten
gesunden Menschenverstand bei der Schaffung von gemeinsamen Losungen Raum zu geben.
Hilfreich wére es in diesem Zusammenhang, wenn es entsprechend nach wie vor moglich ware
auch sogenannte befristete Betriebserlaubnisse zu erteilen. Bei krisenhaften Zuspitzungen etwa,
bei einem kompletten Ausfall von Mitarbeitern einer familienanalogen Wohnform missen
schnelle Alternativen moglich sein. Die bisherige Praxis des Landesjugendamtes sollte
fortgefiihrt werden, d. h. es sollten weiterhin derart befristete Betriebserlaubnisse méglich sein.

2. Nach § 2 ist bereits bei Beantragung der Betriebserlaubnis ein dezidierter Personalplan
vorzulegen, der auch die einzelnen Betreuungskrédfte namentlich benennt. Dies ist vielfach
schlicht nicht praktikabel und auch wirtschaftlich einfach nicht zu vertreten. Bereits bei Erwerb,
Bau oder Umbau von Raumlichkeiten fiir eine Einrichtung braucht jeder Trdger Rechtsicherheit,
dass das Landesjugendamt die entsprechenden Raumlichkeiten akzeptiert. Zu diesem friithen
Zeitpunkt ist oftmals eine namentliche Benennung der vorgesehenen Betreuungskrafte nicht
machbar. In der von Ihnen vorgesehenen Regelung entstehen somit am Ende Vorlaufkosten, die
auch die offentlichen Trager schlicht nicht akzeptieren wollen und kénnen. Hier sollten wir zu
Losungen kommen, die etwa auch im Bereich der Kindertagesstatten praktiziert werden. Hier
sind Vorabgenehmigungen maoglich, wobei dann am Ende selbstverstandlich die
Betreuungskrifte namentlich benannt werden. Hier misste ein Zeitraum von ein bis zwei
Wochen hinreichend sein, zumal jeder Trédger, der eine Einrichtung in Betrieb nehmen will, vorab
weif3, welche Betreuungskrifte entsprechend qualifiziert und anerkannt werden.

3. Unter § 4 ,,Sonstige betreute Wohnform* wird weiterhin in dem neuen Entwurf festgehalten,
dass die Regelung der §§ 2 und 3 fiir die sonstigen betreuten Wohnformen entsprechend gelten.
Hier wire eine Klarstellung hilfreich. Es ist im Interesse der Betreuten und nicht zuletzt auch der
Kostentrdger, dass die Nutzung von Wohnungen zum Zwecke des betreuten Einzelwohnens nicht
erschwert wird. Es darf nicht sein, dass derartige Wohnungen in die Kategorie ,,Sonderbau®
fallen. Im Ubrigen sind diese Wohnungen zumeist angemietet, so dass der Trdger ggf. ohne
Genehmigung des Eigentlimers auch gar keine entsprechende Nutzungsénderung herbeiflihren
kann.

4. Unter § 8 ,Individualzimmer und Gruppenrdume® bleibt die neue KJVO dabei, dass
Doppelzimmer fiir Jugendliche regelhaft mindestens 16 m* grofs sein miissen. Das ist eine
erhebliche Verdnderung gegeniiber dem bisherigen Standards. Aus unserer Sicht gibt es
weiterhin immer wieder Notwendigkeiten, im Einzelfall 2 Jugendliche gemeinsam in einem
Zimmer unterzubringen — wenn dies etwa von den Jugendlichen selbst gewollt ist oder wenn es
um die Unterbringung von Geschwisterkindern geht.

Im Absatz 3 werden wie in lhrem Vorentwurf weiterhin 1 12 Zimmer fir die Unterbringung nach §
19 gefordert. Dies mag regelhaft auch richtig sein. Gleichwohl — wir haben das mehrfach
angemerkt — gibt es immer wieder Falle, wonach bei Schwangerschaft und Geburt eine Verlegung
in eine gesonderte Mutter-Kind-Einrichtung nicht sachgerecht ist, um Beziehungskontinuitat zu
erhalten und um den Verbleib in einen angestammten Umfeld zu erméglichen. Hier muss es also
durchaus maéglich sein, natiirlich auch ein grofleres aber gemeinsames Zimmer fiir Mutter und
Kind anzubieten im Rahmen der bisherigen Einrichtung. Immerhin ist in dem neuen Entwurf
nunmehr vorgesehen hier Ausnahmeregelungen herbeizufiihren. Wir hoffen, dass die kiinftige
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Praxis des Landesjugendamtes diesem Sachverhalt Rechnung trégt. Entscheidend ist hier der
padagogische Grundsatz, dass Verlegung von Betreuten soweit wie moglich nicht aus formalen
Griinden erfolgen muss. Hier brauchen wir also weiterhin Spielraum filir eine sachgerechte
Entscheidung, die der jeweilige Trager in enger Abstimmung mit dem Kostentrager beschlief3t.

5. In dem neugefassten § 13 zu ,,Platzzahlen, Gruppengréfen® ist nunmehr die 10-Platzgrenze
explizit vorgesehen, allerdings nur noch fiir Schichtdienstgruppen nach § 34 SGB VIl und nicht
mehr nach § 19 SGB VIII. Dies ist zu begriifen. Eine generelle Begrenzung auf 10 Pldtze fir
Einrichtungen nach § 34 halten wir fiir sachgerecht. Im Ubrigen hat sich dieser Standard in der
bundesweiten Praxis der Heimerziehung auch mittlerweile iberwiegend durchgesetzt.

Nach wie vor bleibt der neue Entwurf jedoch dabei, dass die maximale Platzzahl bei sogenannten
familienanalogen Wohnformen auf 5 Pldtze (unter Einberechnung der eigenen zum Haushalt
gehorenden minderjahrigen Kinder) beschrénkt bleibt. Die Einbeziehung der eigenen Kinder ist
auf keinen Fall akzeptabel und greift entscheidend in Elternrechte der Mitarbeiter ein. So kdme
auch keine staatliche Instanz auf die Idee, den Beschéftigungsumfang von Eltern aufierhalb Ihrer
Rdumlichkeiten zu begrenzen. Im Ubrigen greift diese Regelung viel zu stark ein in die Autonomie
des Trédgers.

Dies flihrt in der Praxis dazu, dass ein entsprechend tatiges Betreuer-Ehepaar bei ,,zufdlliger”
Geburt eines weiteren Kindes damit rechnen muss, dass die Platzzahl entsprechend reduziert
wird. Eine nachtragliche Reduktion der Platzzahl auf Grund der Geburt von eigenen Kindern ist
wirtschaftlich kaum vertretbar und fiihrt ggf. zu padagogisch unvertretbaren Verlegungen. In
einigen Féllen missten wir aus heutiger Sicht aus wirtschaftlichen Griinden den Betrieb von
betroffenen Kleinsteinrichtungen einstellten. Im Extremfall miissten wir hier den Betrieb einer
Einrichtung einstellen. Hier tauchen arbeitsrechtliche Probleme auf, denn schlieBlich ist die
Geburt eines weiteren Kindes wohl kein akzeptabler Kiindigungsgrund im deutschen
Arbeitsrecht.

Zwar ist in dem § 13 in diesem Zusammenhang vorgesehen, dass das Landesjugendamt im
Einzelfall Ausnahmen zulassen kann. Dies ist zu begriiien, gibt aber weder Mitarbeitern noch
Tragern eine hinreichende Rechtssicherheit.

6. Die in § 14 vorgesehenen Regelungen fiir ,Rechte der Kinder und Jugendliche® sind absolut zu
begriiRen.

7. Die von |hnen vorgesehenen Erweiterungen in § 18 Abs. 1 sind zu begriiBen. Fort- und
Weiterbildung, Fachbereich und Supervision sind mittlerweile Standards, die jeder
Jugendhilfetrdager einzuhalten hat.

8. Im Wesentlichen kdnnen wir den personellen Vorgaben im § 21 folgen. Gleichwohl kollidiert
diese Regelung hier mit der restriktiven praktischen Handhabung des Landesjugendamtes. Die in
§ 20 vorgesehene Einzelfallanerkennung hat bisher auch in einem fiir uns sehr schliissigem Fall
keine Anwendung gefunden.

Gegenwartig (und neu) wird ein Mitarbeiter in einer familienanalogen Wohngruppe mit 3 Platzen
und weniger quasi automatisch vom Landesjugendamt als Gruppenleiter bezeichnet, obwohl es
hier keine weiteren Vollzeitmitarbeiter gibt, die zu leiten sind. Wir brauchen weiterhin die
Moglichkeit erfahrene kirchlich anerkannte Erzieher fiir diese familienanalogen Wohnformen
einzusetzen. Nach der neuen Regelung und der gegenwdrtigen Praxis des Landesjugendamtes
ist dies nicht (mehr) moglich — obgleich gerade diese Kleinsteinrichtungen fiir die Betreuung von
kleineren Kindern dringend benotigt werden.
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Im neugefassten § 21 ,Personalbedarf* wird flir Schichtdienstgruppen ein
Mindestpersonalschliissel festgelegt. Wir begriiBen das durchaus, halten es aber filr wichtig,
dass der 6ffentliche Kostentréger hier in diese Entscheidung mit einbezogen wird. In Einzelféllen
wird dies zwangsldufig zu Entgelterhhungen fiihren, da im geltenden Landesrahmenvertrag
dieser Schliissel nicht als Mindestschliissel vorgesehen wird sondern als Maximalschliissel.

9. Nach dem § 21 Abs. 2 Satz 2 miissen in familienanalogen Wohnformen mindestens 1,5
Fachkrifte — unabhéngig von der Platzgrofie, also etwa auch bei einem Platz - eingesetzt
werden. Dies verdndert ganz erheblich den aktuell vereinbarten Stellenschliissel fir die
sogenannten sozialpddagogischen Erziehungsfamilien unseres Trdgers und auch der Kinder- und
Jugendhilfsdienste der Stadt Kiel. Hier wurde nach dem bisherigen Stellenschliissel eine halbe
Stelle bei einem Platz refinanziert. Auch hier empfehlen wir dringend diese doch sehr
entgeltwirksame Verdnderung zuvor mit den offentlichen Kostentragern abzustimmen. Entweder
fuhrt dies somit zu erheblichen EntgelterhGhungen oder derartige Betreuungsformen sind
kiinftig nicht mehr umsetzbar bzw. finanzierbar. So ist es z. B. aktuell durchaus moglich einen
16jahrigen im Rahmen einer Einplatzeinrichtung mit einer halben Stellen zu betreuen, wenn
dieser etwa ganztédgig die Schule besucht oder eine Ausbildung absolviert.

o &

Nahmen Roeloffs
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FB Jugend Flensburg, 22.08.2016
Fachbereichsleiterin/51 Welz-Nettlau/Pa, @ 23 27

Runder Tisch ,,Heimerziehung” 26.05.2016

Die an die Teilnehmerinnen des Runden Tisches gestellten Fragestellungen kénnen
nur aus Sicht des Flensburger Jugendamtes dargestellt werden. Des Weiteren
handelt es sich um sehr komplexe Fragestellungen, die hier nur ansatzweise
beantwortet werden kénnen.

1.  Wie beurteilen Sie Praxis und Qualitat der Hilfeplanung: d.h. die
Entscheidungsfindung Uber die 'notwendige und geeignete' Hilfe, so wie sie es
selbst erlebt, in Akten gelesen oder aus Fallbesprechungen erfahren haben. Wie
verhalten sich die verantwortlichen Vertreter und Vertreterinnen der
Jugendamter/Trager und Einrichtungen im Einzelfallmanagement? Bringen Sie
genlgend Zeit, gentigend Kompetenzen ein? Gelingen notwendige
Abstimmungen? Wie werden die betroffenen Kinder und Jugendlichen gehbrt,
wie ihre Eltern einbezogen und wie deren Vorstellungen? Wie wird die
Hilfeplanung in der Praxis Ublicherweise fortgeschrieben und wo sehen Sie
Entwicklungsbedarf?

Voraussetzung flr eine gelungene Hilfeplanung ist, dass die Prozesse gut gestaltet
werden. Nach wie vor gilt der Leitsatz: ambulant vor stationar. Dieses bedeutet, dass
Kinder und Jugendliche, die in Einrichtungen untergebracht werden, besondere
Belastungsfaktoren haben. In der Regel werden alle ambulanten MalBnahmen vorab
ausgeschopft.

Vor einer Einleitung einer Hilfe zur Erziehung haben Gesprache mit den Kindern und
Jugendlichen und ihren Eltern stattgefunden. Nach einer kollegialen Beratung wird
der Hilfeprozess zu einer stationaren Unterbringung mit einer Fachkonferenz
eingeleitet. Beim Flensburger Jugendamt wird die Entscheidung, ob und in welcher
Einrichtung in der Regel durch mehrere Kolleglnnen und durch die Leitung unter
Beteiligung der Wirtschaftlichen Jugendhilfe getroffen. Dabei konnen auch
verschiedene Einrichtungen in Betracht gezogen werden. Nach der
Kontaktaufnahme mit der aus Sicht des Jugendamtes geeigneten Einrichtungen
erfolgt der Entscheidungsprozess zwischen Kindern bzw. Jugendlichen, Eltern, der
Einrichtung und dem Jugendamt. Alle Beteiligten sind an dieser Stelle auf eine gute
Zusammenarbeit angewiesen. Beteiligung der Eltern und der Kinder und
Jugendlichen ist einer der entscheidenden Kriterien, die zum Erfolg einer MaBnahme
fuhren.

Mit den Einrichtungen, die das Flensburger Jugendamt belegt, gibt es in der Regel
eine seit Jahren gute und konstruktive Zusammenarbeit. Uberwiegend erfolgt eine
Unterbringung nérdlich des Kanals. Im Einzelfall kann auch Uber den Kanal hinweg
eine Einrichtung belegt werden, wenn es dort ein geeignetes und besonderes
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Angebot gibt. Wichtig ist uns fir die Hilfeplanung, dass die Erreichbarkeit der
Einrichtung flr die Eltern gegeben sein sollte.

Das Jugendamt ist auf gute Zusammenarbeit mit den Einrichtungstragern
angewiesen und umgekehrt. Insgesamt ist meine Einschatzung, dass der
Hilfeprozess beidseitig gut gestaltet wird. Schwierig kann es fir die Trager sein, dass
sie es mit unterschiedlichen Jugendamtern mit unterschiedlichen Handlungsablaufen
zu tun haben. Dieses spiegelt sich auch in der Dokumentation der Hilfeplanung
wider.

Es gibt unterschiedliche Hilfeplanungsrhythmen in Flensburg. Der Ersthilfeplan ist in
der Regel auf kurzere Zeit konzipiert. Dauerhafte Hilfen werden auf 1 Jahr mit der
Notwendigkeit, nach einem halben Jahr eine Bilanz zu ziehen, terminiert. Andere
Jugendamter terminieren die Hilfeplane halbjahrlich. Wenn nicht alle halbe Jahr ein
Hilfeplan mit den gleichen Zielen neu formuliert werden muss, spart es Zeit fur die
zustandigen Fachkréafte. Wenn sich im Bilanzgesprach herausstellt, dass sich etwas
an der Hilfe und an den Hilfezielen andert, wird ein neuer Hilfeplan geschrieben.

Deutlich macht sich an dieser Stelle der groBe Fachkraftemangel in den Bereichen
der Sozialpadagoglnnen und Erzieherlnnen. Wir bekommen in den Jugendamtern,
auch weil viele Arbeitsplatze geschaffen wurden, in den letzten Jahren die Stellen
nicht mehr zeitnah besetzt. Durch den Fachkraftemangel kdnnen wir nicht mehr alle
Hilfen so evaluieren, wie wir uns das vorstellen. Damit entsteht ein Qualitatsverlust.
Dieses wirkt sich auch auf die Hilfeplanung aus.

2. Wie werden besondere Vorkommnisse in Ihrer Region behandelt? Wie wird mit
Beschwerden und Hinweisen z.B. aus der Bevdlkerung umgegangen? Was sollte
aus den jungsten Vorwdarfen zu vermeintlich 'schwarzer Padagogik' und den
Debatten um Aufsicht und Kontrolle der Heimpraxis fur die Zukunft gelernt
werden? Wie sollte die 6rtliche Prifung nach § 46 als Qualitatsinstrument
zukinftig gestaltet werden?

Besondere Vorkommnisse sind ein unbestimmter Rechtsbegriff. Laut dem Schreiben
des Sozialministeriums zu den Meldungen geman § 47 Satz 1 Nr. 2 SGB VIII sind
Einrichtungen verpflichtet, ,Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das
Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beeintrachtigen®, der Heimaufsicht zu melden.
,Vor diesem Hintergrund ist Folgendes zu beachten und so zu verfahren:

e Grundsatzlich sind Ereignisse und Entwicklungen, die geeignet sind, das Wohl
von Kindern und Jugendlichen zu beeintrachtigen, den fur die betreffenden
Einrichtungen jeweils zustandigen Kolleginnen der Heimaufsicht zu

¢ Nicht gemeldet werden mussen Vorkommnisse, die nach Einschatzung des
Tragers Teil des Problembildes bzw. Entwicklungsverlaufs des betreffenden
Kindes oder Jugendlichen sind und die daher haufig oder regelhaft auftreten
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und deren padagogische Bearbeitung ohnehin Ziel der Betreuung in der
Einrichtung ist.”

Haufig handelt es sich in der Regel um Vorkommnisse, die bereits in der
Hilfeplanung als Problem formuliert sind. Dadurch ist es schwierig zu entscheiden,
welches ein Ereignis ist, das der besonderen Meldung an die Heimaufsicht bedarf.

Grundsatzlich werden Beschwerden sei es von der Polizei oder aus der Bevélkerung
nachgegangen. Sollte es sich dabei herausstellen, dass der Trager und das
Jugendamt zur Einschatzung kommen, dass es sich um ein besonderes Vorkommnis
handelt, meldet der Trager dieses Vorkommnis an die Heimaufsicht. Wir erhalten
dann diese Mitteilung vom Trager zur Kenntnis. Sollte der Trager dieses nicht

wollen und wir halten das gravierende Ereignis fur meldepflichtig, machen wir eine
eigenstandige Mitteilung an die Heimaufsicht.

Etwas anders stellt es sich dar, wenn ein anderes Jugendamt einen Jugendlichen im
Stadtgebiet untergebracht hat. Als értliches Jugendamt erhalten wir in der Regel
keine Mitteilung Gber besondere Vorkommnisse. Erfolgt eine Meldung Uber die
Polizei direkt an uns, so wird diese an die Heimaufsicht weitergeleitet, die dann Gber
das weitere Vorgehen entscheidet. Hat dieses grundsatzliche Auswirkungen und/
oder wir sind selbst Beleger in der Einrichtung, beteiligen wir uns an der Begehung
der Heimaufsicht. Aus unserer Sicht handelt es sich hier um eine
Verantwortungsgemeinschaft: rtliche Jugendhilfetrager, Heimaufsicht und
Einrichtungen. Hierflr sind landesweite Standards auszuarbeiten. Dieses gilt
insbesondere, um Ablaufe zu entwickeln.

3. Wie beurteilen Sie die Praxis der Jugendhilfeplanung in Ihrer Region? Wie
funktioniert die AG 78, der Jugendhilfeausschuss? Wie zeigen sich Jugendamt
und freie Trager dabei?

Die Jugendhilfeplanung ist einerseits noch ausbaufahig. Andererseits ist gerade im
Rahmen von § 34 SGB VIII eine gezielte Jugendhilfeplanung wenig méglich, wenn
die Halfte der Jugendhilfeeinrichtungen von auswartigen Jugendamtern belegt wird.

Im Rahmen der ,AG 78“ gibt es in den kreisfreien Stadten nach meinem
Kenntnisstand eine gute fachliche aber auch vertrauensvolle Zusammenarbeit.
Gleiches qilt fir den Jugendhilfeausschuss.

Jugendhilfetrager haben einen Rechtsanspruch auf eine Leistungsvereinbarung.
Obwohl sie gegebenenfalls nicht belegt werden, erzwingen rechtliche Anspriiche
den Abschluss einer Leistungs- und Entgeltvereinbarung. Dem &rtlichen
Jugendhilfetrager wird schon in der Verhandlung die Haltung des Tragers deutlich.
Daran kann man schon erkennen, ob man selbst den Trager belegen wird oder nicht.
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4. Leistungs- und Entgeltvereinbarungen nach § 78a ff, Rahmenvertrage nach § 78
ff, ob es Bedarf einer Rahmenvereinbarung fiir besondere Einzelfalle gibt,
Anforderungen aus der Praxis in Einrichtungen, Jugendamtern und dem
Landesjugendamt an die KUVO, mdégliche Auswirkungen der Benchmarking-
Prozesse auf die Steuerung der Leistungserbringung, Entwicklung der
Angebotsstruktur der Heimerziehung in SH.

Leistungs- und Entgeltvereinbarungen:

In Flensburg gibt es ein gutes System der Leistungs- und Entgeltvereinbarungen
nach § 78 SGB VIII. Es wird jede Leistung mit freien Tragern vereinbart, selbst wenn
die nicht vom Gesetz vorgeschrieben ist. Dieses gibt den Tragern und dem
offentlichen Jugendhilfetrager Sicherheit. Es dient der Transparenz gegenlber der
Politik.

Rahmenvertrage:
Nach unserer Ansicht sind die Rahmenvereinbarungen zu Uberarbeiten. Es ist ein
erster Vorstof3 fur die Heimerziehung erfolgt.

Rahmenvereinbarung fir besondere Einzelfalle:

Dieses widerspricht sich. Eine Rahmenvereinbarung fur Einzelfalle kann es nicht
geben. Sinnvoll ist eine Qualitatsdiskussion zur padagogischen Arbeit und zu
Standards z. B. zur Qualifikation, Fachkréafteeinsatz, Supervision und Fortbildung.

Benchmarking:

Benchmarking-Prozesse flr die Jugendhilfe werden zwischen den kreisfreien
Stadten seit 1999 durchgeflhrt. Ergebnisse sind bei uns immer wieder in die
Leistungsvereinbarung eingeflossen.

Entwicklung der Angebotsstruktur:

Es muss ausreichende Angebote geben insgesamt fur Kinder und Jugendliche aus
Schleswig-Holstein. Was fehlt, ist tatsachlich ausreichende Angebote fiir die
,besonderen“ Jugendlichen.

Im Auftrag

Welz-Nettlau
- Fachbereichsleiterin -

101 von 260



3. Veranstaltung
02.06.2016

,Leben und arbeiten in der
Heimerziehung I: Angebote und
Fachlichkeit”

000000000



Inhalt 3. Veranstaltung 02.06.2016:
»Leben und arbeiten in der Heimerziehung I: Angebote und Fachlichkeit”

1. Statement Dr. Kathrin Aghamiri.........ooo oot e e rae e e e e e e 101
2. Statement Samiah El SAmMadoni ......eoiviiiiiiiiicee e e s 106
3. Statement Martina FEY ..o 110
B - 1 (=Y 0 V= oLl AU o [Fd Y 1N o V- ST 114
I =1 (=] 0 0 [T oL Lo T =3 [ = i PR 117
6. Statement EVEliNg KUMNG-ATENT......ccociiiiiiiie ettt e e eetee e e e satae e e sertae e e seataeeesntaeaeenns 124
7. Statement Claudia Schiffler, Kirsten Fischenbeck-Ohlsen,........ccccceeeiicciiiiiiieiiicccrieeee e, 133
8. Statement Pierre Steffen (JugendExpertinnenKommission zur KVJO)........cccccvvevieerceeerieesveeene 135
9. Statement DiakoniSChes WErK ......cooeo ittt 152
10. Statement Verband privater EiNrichtUNGeN .........oocuviii ittt e 154

103 von 260



Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren in den Einrichtungen und
Perspektiven der Weiterentwicklung in Schleswig-Holstein

Kathrin Aghamiri

Nachdem beim Runden Tisch Heimerziehung bereits (iber das Modellprojekt
,Demokratie in der Heimerziehung” und die daran anschlieBende
Multiplikator_innen-Weiterbildung berichtet wurde, nimmt dieser Beitrag nun
erneut Stellung dazu, was aus dem Modellprojekt und der Qualifizierung
geworden ist bzw. wie sich der Weiterentwicklungsbedarf aus fachlicher Sicht
darstellt.

Empirische Daten flir Schleswig-Holstein liegen dazu allerdings noch nicht vor.
Ich habe mich also im Vorfeld des Runden Tisches entschlossen, die im Auftrag
des Jugendministeriums ausgebildeten Multiplikator_innen fir Partizipation in
der Heimerziehung zu ihren Erfahrungen schriftlich und telefonisch zu
befragen. Wie und wo werden die sogenannten Multis tatig? Wie wenden sie
die Erfahrungen aus dem Modellprojekt und der Weiterbildung an? Was tut
sich bezuglich Partizipation in der Heimerziehung aus ihrer Sicht in Schleswig-
Holstein? Ich erhoffe mir so, einen praxisnahen und aktuellen, wenn auch
punktuellen Einblick in die Moglichkeiten der partizipativen Verfahren aus dem
Modellprojekt geben zu kénnen.

Ich werde zunachst zusammenfassen, wie und wo die Kolleginnen und Kollegen
vor allem tatig werden. Im Anschluss daran werde ich ein kurzes Statement
dazu geben, was aus unserer Sicht auch zukilinftig getan werden kann, um
diesen Prozess weiter zu unterstitzen.

Vorweg allerdings noch eine grundsatzliche Bemerkung zu dem Gegenstand
des Themas: Partizipation und Beschwerde sind vom Gesetzgeber nicht zufallig
im § 45 SGB VIl verknUpft! Partizipation bedeutet in einer Definition von
Richard Schroder ,Angelegenheiten, die das eigene Leben und das Leben der
Gemeinschaft betreffen, zu teilen und gemeinsam Losungen fiir Probleme zu
entwickeln.” (Schroder 1995). Partizipation ist also nicht Selbstsprache tiber die
Kopfe der anderen hinweg, sondern beschreibt einen sozialen
Aushandlungsprozess. Dies ist wichtig fir den Umgang mit Beschwerden!
Beschweren kann sich gemaR § 45 jedes Kind und jede Jugendliche ,,in allen sie
personlich betreffenden Angelegenheiten”. Beschwerde ist also zunachst ein
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personliches Recht. Einer Beschwerde muss nachgegangen werden! Ob ihr
dann allerdings stattgegeben oder ob sie zuriickgewiesen wird, ist ebenfalls das
Ergebnis eines Meinungsbildungs- und Aushandlungsprozesses, der in einer
demokratischen Offentlichkeit der Jugendhilfe — also nicht nur zwischen vier
Augen — stattfinden soll. Das heildt eine Beschwerde ist der Ausgangspunkt fir
einen Aushandlungsprozess, der partizipativ organisiert werden muss. Im
Beschwerdeverfahren wird aus einer personlichen Angelegenheit also ein
Thema fir die , kleine Gesellschaft” (Dewey 1925) der Jugendhilfe.

Allerdings mussen auch Orte und Verfahren vorhanden sein, um Beschwerden
Uberhaupt demokratisch verhandeln zu kénnen. Wo und wie entstehen diese
Orte der Beschwerde und vor allem der Beteiligung?

Nun: Die Beteiligungsverfahren und -gelegenheiten fir Kinder und Jugendliche
in der Heimerziehung in Schleswig-Holstein lassen sich zunachst in zwei grolRe
Anlasse einteilen:

1. Geht es um die Er6ffnung von Partizipationsmaoglichkeiten im Alltag der
Einrichtungen.

2. Zweitens werden vielerorts au3eralltagliche und iliberregionale
Partizipationsanlasse geschaffen.

Zunachst zum Alltag:

Dort werden nach Aussagen der Multis zum einen immer wieder Projekte
durchgefihrt: beispielsweise ,,Woflr wird die 2000,-€ Spende bei uns
verwendet?“ oder ,,Wohin geht unsere Ferienfahrt?“. Aber auch Regelthemen
werden als Projekte von den Teams mit Beteiligung der Kinder und
Jugendlichen erarbeitet: ,Wie wird der Umgang mit Handys geregelt?“ , Wie
wird der Rechtekatalog bei uns konkret umgesetzt?“ Die inzwischen schon sehr
verbreiteten Eigenberichte sind in Form von Projektentwicklungen entstanden.

Anhand von Projekten erleben sowohl die Jugendlichen als auch die
Mitarbeiter_innen, wie Partizipation im Alltag gelingen kann. Dabei wird immer
wieder deutlich, wie kleinschrittig das Vorgehen geplant und durchgefiihrt
werden sollte. Zunachst muss geklart werden, worliber die Kinder
mitentscheiden sollen, wo aber auch Grenzen liegen. Dann geht es darum,
daflr zu sorgen, dass alle informiert sind und sich eine Meinung bilden kénnen.
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Es gilt Aushandlungsprozesse zu moderieren und Entscheidungen zu
ermoglichen. Partizipation wird in diesen Projekten ganz konkret.

Ein zweites Feld der Tatigkeiten, die sich auf den Heimalltag beziehen, ist die
Klarung und Veroéffentlichung von Rechten. Was sollen die Kinder und
Jugendlichen in den Einrichtungen mitentscheiden? Welche Entscheidungen
behalten sich die Fachkrafte vor? Rechtekataloge sind entstanden, vor allem
aber werden Rechtekataloge bestandig Gberarbeitet und mit den Jugendlichen
weiter konkretisiert, damit die Kinderrechte nicht abstrakt bleiben. Dabei wird
darauf geachtet, dass eine Sprache verwendet wird, die die betreffenden
Kinder und Jugendlichen verstehen. Manchmal kommt auch Bildersprache -
beispielsweise in Form von Piktogrammen — zum Einsatz. Information als erste
Stufe der Beteiligung ist hierbei zentral.

Zum Dritten wird in zahlreichen Einrichtungen an den Beschwerdeverfahren
weitergearbeitet. Das reicht von vorfrankierten Briefen und Beschwerdezetteln
mit Bildern zum Ankreuzen Uber Hefte, die Beschwerdewege zeichnerisch
darstellen bis hin zu Telefonnummern oder dem klassischen Meckerkasten. Es
werden aber auch Workshops fiir Jugendliche angeboten, wo Beschwerden
direkt mit Aushandlungen und Interessenvertretung verknipft werden:
Aufgrund der Beschwerde von Jugendlichen, die beim Landesjungendkongress
in der Vorbereitung mitwirken, kam z. B. ein Workshop zustande, in dem die
Jugendlichen eigene Vorschlage zur neuen KJVO erarbeiteten und diese der
Ministerin auch personlich libergeben konnten.

Es zeigt sich auch hier, dass es viele Wege geben muss (vgl. Urban-Stahl 2013).
Das Wichtigste aber ist, dass auf die Beschwerden transparent und zeitnah
reagiert wird. Wenn z.B. ein Brief mit einem wiitenden Smiley bei einer
padagogischen Leitung ankommt, muss diese auch hinfahren und nachfragen.
Beschwerden sind Anlass fiir einen Dialog. Die Menschen, die die Beschwerde
annehmen sollen, missen bekannt sein und fur diesen Dialog zur Verfligung
stehen.

Das vierte zentrale Element von Beteiligung im Heimalltag zeigt sich ganz auf
die Fachkrafte bezogen! Alle Multis, mit denen ich gesprochen habe, bieten
regelmaRig Fortbildungen fiir padagogische Fachkrafte in ihren Einrichtungen
an. Viele Trager haben inzwischen Stunden fiir Partizipationsbeauftragte zur
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Verfligung gestellt. Es entstehen auf diese Weise Strukturen um
»Partizipationskiimmerer_innen”.

In den Debatten um aktuelle Problemlagen in der Heimerziehung fallt relativ
oft der Hinweis darauf, wie schwierig die Jugendlichen seien, die in der
stationaren Jugendhilfe ein zu Hause auf Zeit finden. Wir allerdings machen
immer wieder die Erfahrung, dass Jugendliche sich 6ffnen, lernen und gute
Ideen haben, wenn die Fachkrafte es schaffen, einen Zugang zu ihnen zu
bekommen und ihnen ermdoglichen, sich eine Meinung zu bilden. Partizipation
beginnt in den Kopfen der Erwachsenen! Partizipation verlangt einen eigenen
Bildungsprozess von den Fachkraften selbst. Es bedeutet ein Umdenken in der
Padagogik: nicht mehr alles fiir die Kinder zu tun, sondern mehr mit ihnen. Fir
diesen Aneignungsprozess brauchen die Fachkrafte sichere Raume, Zeit und
eine reflektierende Begleitung.

Der bereits genannte zweite Bereich der Beteiligungsverfahren bezieht sich
eher auf liberregionale, au3eralltdgliche Ereignisse:

So werden auch liberregionale Workshops zwischen Tragern oder auch
innerhalb groBer Trager initiiert. Der Landesjugendkongress, der alle zwei
Jahre stattfindet, hat sich zu einem wichtigen Netzwerk auch flr die beteiligten
Trager entwickelt.

Tagungen, die zum Thema stattfinden, werden frequentiert und bilden
ebenfalls die Grundlage fiir den Lernprozess der Fachkrafte. Die liberregionalen
Events signalisieren Anerkennung fiir das Thema, was fiir seine
Weiterentwicklung enorm wichtig scheint und erhalten und erweitern
landesweite Netzwerke.

Ich komme nun zum Fazit:

Was braucht es, um Partizipation weiter zu entwickeln und in der
Alltagspraxis der Trager zu implementieren?

Ganz einfach und doch alles andere als banal: Partizipation und
Beschwerdeverfahren brauchen Zeit, damit sie sich entwickeln kénnen!
Partizipation fallt nicht vom Himmel. Sie muss von allen Beteiligten gelernt
werden. Das erfordert Zeit, Begleitung, Fe(h)lerfreundlichkeit und die
Sicherheit, dass diese Lernschritte gewollt sind.
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Die Schritte zu mehr Partizipation von Kindern und Jugendlichen werden seit
vielen Jahren auch als Landesstrategie z.B. von der Gemeinschaftsaktion
»Schleswig-Holstein Land fur Kinder” ermdoglicht.

Der Lernprozess Demokratie in der Heimerziehung muss weiter unterstutzt
werden. Daflir bendtigt es Zeit und Ressourcen. Kleine gut gemachte Projekte
sind manchmal mehr wert fir diesen Lernprozess als teure Rechtekataloge.

Aktuell startet die bundesweit zweite Weiterbildung fiir Multiplikator_innen fir
Partizipation in der Heimerziehung in Schleswig-Holstein. Diese Fachkrafte
sollten genutzt werden. Daflir muss es Mittel geben.

Die Kampagne , Schleswig-Holstein Land fiir Kinder” sollte weitergeflihrt
werden. Die Verknipfung von Modellprojekten, Fortbildungen,
Teamentwicklungen und Gber das Sozialministerium unterstitzte Vernetzung
der Akteur_innen ist ein Schlissel zu einer gelingenden Partizipationskultur in
der Jugendhilfe!

Zwei Originalzitate am Schluss mogen fir sich selbst sprechen:

Ein Jugendlicher, den ich dazu befragte, was ihn dazu motiviert, sich an
Aushandlungen und Entscheidungen in seiner Einrichtung zu beteiligen sagte:
,Es darf kein Gerede sein. Es muss was bedeuten. Wenn ich dann sehe, wir
haben jetzt einen eigenen Raum im Garten, wo wir uns treffen kdnnen mit
Freunden oder so. Es muss halt auch was passieren.”

Und eine Kollegin aus der Heimerziehung auf die Frage, was sie fiir die
wichtigste Erkenntnis ihrer Arbeit halte: ,,Nur weil die Kinder wissen, dass sie
sich duBern kdnnen, duBern sie sich auch zu dem, was ihnen nicht passt. (...)
Partizipation muss von Kindern und Fachkraften erlebt werden kénnen, sie darf
nicht als reiner Konzeptinhalt verbraten werden.”

Demokratie wird gelernt, in dem Demokratie erfahren wird.
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HOLSTEINISCHER soziale Angelegenheiten

SCHLESWIG- Biirgerbeauftragte fiir
LANDTAG

Funktion und Einbindung der Beschwerdestelle fiir Kinder und Jugendliche

1. Der Auftrag: § 1 Abs. 3 Blirgerbeauftragtengesetz

Die Birgerbeauftragte fir soziale Angelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein ist seit
dem 1. Januar 2016 auch Ombudsperson in der Kinder- und Jugendhilfe. Grund fiir die
Ubertragung dieser neuen Aufgabe waren Misshandlungen von Kindern in Einrichtungen der
Kinder- und Jugendhilfe in Schleswig-Holstein. Deshalb sollte fiir Kinder und Jugendliche in
stationarer Unterbringung ein unabhéangiger, erreichbarer Ansprechpartner geschaffen
werden, der sicherstellt, dass etwaigen Beschwerden nachgegangen wird.

Nach § 1 Abs. 3 Blirgerbeauftragtengesetz beinhaltet die neue Aufgabe als Ombudsperson in

der Kinder- und Jugendhilfe

- den Aufbau einer Beschwerdestelle fiir Kinder und Jugendliche, die nach § 34 SGB VIIl in
Heimen oder Wohngruppen untergebracht sind. Dabei geht es um Beschwerden Uber die
Einrichtung. Die Beschwerdestelle bietet den Kindern und Jugendlichen Beratung,
Begleitung und Unterstltzung.

- die Information, Beratung und Interessenvertretung fiir Kinder, Jugendliche und
Erwachsene auf dem Gebiet des SGB VIII gegenliber den zustdndigen Behorden. Hier
geht es um das Verhaltnis der Betroffenen zum Jugendamt.

- die Zusammenarbeit mit den Akteuren in der Kinder- und Jugendhilfe in Schleswig-
Holstein. Gemeint sind hier alle Behorden, aber auch Einrichtungstrager und andere
Trager mit Aufgaben im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe.

Entsprechend dem Ombudsmangedanken nach schwedischem Vorbild ist es der gesetzliche
Auftrag der Birgerbeauftragten, moglichst auf eine einvernehmliche Erledigung hinzuwirken.
Dies ist die Maligabe, die auch fir die Tatigkeit der Birgerbeauftragten als Ombudsperson
der Kinder- und Jugendhilfe gilt.

Die Aufgabe der Ombudsperson der Kinder- und Jugendhilfe ist personell neben der
Blrgerbeauftragten mit zwei Juristinnen und einer Sozialpadagogin (alle in Vollzeit) sowie
einer Assistentin (in Teilzeit) unterlegt. Geplant ist, dass alle Stellen bis Ende 2016 besetzt
sind.

2. Die Arbeitsweise der Beschwerdestelle fiir Kinder und Jugendliche

Kinder und Jugendliche kdnnen per Telefon, per E-Mail, per Brief, per Fax oder auch iber das
Kontaktformular der Webseite der Blirgerbeauftragten Kontakt aufnehmen und ihre
Beschwerde libermitteln. Es erfolgt dann - je nach den Gegebenheiten des Einzelfalles - eine
ausfuhrliche telefonische oder personliche Beratung. Dabei umfasst diese Beratung oft
mehrere Treffen oder Gesprache. Die persdnliche Beratung findet teilweise in der
Einrichtung, im Biiro der Biirgerbeauftragten oder auch an externen Orten statt.
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Erreicht werden die Kinder zum Beispiel durch die Weitergabe der Kontaktdaten der
Beschwerdestelle in den Einrichtungen durch die Trager (bisher freiwillig durch Mailingaktion
des Flyers an Einrichtungstrager, nach der aktuellen Kinder- und
Jugendeinrichtungsverordnung sollen die Einrichtungstrager die Kinder und Jugendlichen
kiinftig in geeigneter Form auf die Beschwerdestelle aufmerksam machen). Dem
Kommunikationsbediirfnis der Kinder soll kiinftig auch durch eine digitale Strategie begegnet
werden. Soziale Medien, eine fir die Altersgruppe ansprechende Website sowie eine App zur
Kontaktaufnahme sollen noch entwickelt werden.

Zudem weisen die Jugendamter der Stadt Kiel, der Stadt Neum{inster und des Kreises
Nordfriesland Betroffene in Bescheiden bzw. Gber Hilfeplanprotokolle aktiv auf das
Beratungs- und Unterstiitzungsangebot der Beschwerdestelle hin. Wiinschenswert ware es,
wenn sich weitere Jugendamter diesem Vorgehen anschlieBen wiirden. Es ist auch geplant,
diejenigen Personen, die aus anderen Griinden Uber ihre soziale Arbeit mit Familien und
Kindern in Kontakt stehen, fiir das Angebot der Biirgerbeauftragten zu sensibilisieren, damit
diese ggf. den Kontakt herstellen kénnen.

Die Beratung besteht darin, dem Kind/Jugendlichen die rechtlichen Hintergriinde und die
moglichen Handlungsoptionen fir die gegebene und zumindest von dem Kind als
problematisch empfundene Situation aufzuzeigen. Dabei werden alle denkbaren
Losungswege besprochen, gemeinsam durchdacht und auch im Hinblick auf moégliche Folgen
besprochen.

Das Kind entscheidet nach Beratung selbst, welche Unterstiitzung durch die
Beschwerdestelle gewlinscht ist.

Angste der Kinder und Jugendlichen vor Sanktionen werden immer ernst genommen und das
weitere Vorgehen der Beschwerdestelle darauf abgestimmt.

Je nach Gegenstand der Beschwerde und dem Wunsch des Kindes wird mit den
Personensorgeberechtigten, mit dem zustandigen Jugendamt, der Heimaufsicht oder der
Einrichtung direkt Kontakt aufgenommen. Es wird dann lber Gesprache versucht, die
Belange und Wiinsche des Kindes einzubringen und mit allen Beteiligten eine gemeinsame
Losung zu erarbeiten.

Es kommt vor, dass durch die Beratung deutlich wird, dass die Beschwerde auch in der
Einrichtung in einem vorhandenen Beschwerdemanagement bzw. einer vorhandenen
Beteiligungsstruktur behandelt und aufgelost werden kann. Eine Beratung erfolgt dann nur
im Hintergrund; das Kind wird ermutigt, die vorhandenen Beschwerdewege und -strukturen
zu nutzen. Wenn diese Strukturen allerdings versagen oder das Kind ggf. Angst vor
Nachteilen oder Sanktionen hat, wenn es eine Beschwerde in der Einrichtung duBert, dann
unterstitzt die Beschwerdestelle weitergehend. Insbesondere wird auch mit der
Einrichtung/dem Einrichtungstrager das Gesprach gesucht, wenn es z.B. Defizite im Rahmen
der vorgesehenen Beteiligungs- und Beschwerdestrukturen gibt.

Bestimmte Beschwerden sind nicht flir eine Behandlung im Rahmen der in der Einrichtung

bestehenden Beschwerdestruktur geeignet. Dies sind zum Beispiel Beschwerden lber
kérperliche oder sexuelle Ubergriffe in der Einrichtung.
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Bei diesen Beschwerden, ebenso wie bei grundlegenden Beschwerden liber die Einrichtung
(z.B. zu wenig Essen, einsperren, mangelhafter baulicher Zustand etc.), wird die Heimaufsicht
eingeschaltet und erhalt einen Hinweis.

Auch Beschwerden von Erwachsenen Uber Einrichtungen werden bei der Blirgerbeauftragten
bearbeitet.

Fiir alle Beschwerdefiihrer gilt, dass Hinweise an die Heimaufsicht anonymisiert
weitergegeben werden kénnen. Dabei ist die Person des Hinweisgebers der
Bilirgerbeauftragten bekannt.

Die Heimaufsicht arbeitet auf Grundlage eines eigenen gesetzlichen Auftrags und nicht als
quasi-, Erfillungsgehilfe” der Beschwerdestelle. Die Beschwerdestelle achtet aber darauf,
dass im Rahmen eines Einschreitens der Heimaufsicht insbesondere die betroffenen Kinder
und Jugendlichen angehoért werden und ihre Perspektive mit in die Entscheidungen einflieRt.

Die Beschwerdestelle hat z.B. keinerlei Befugnisse
- Betriebserlaubnisse zu entziehen

- Kinder aus Einrichtungen zu holen oder

- gerichtliche Prozesse zu fiihren.

Angestrebt wird vorrangig immer eine einvernehmliche Erledigung.

Die Funktion

Die Beschwerdestelle besteht neben den gesetzlich zwingend einzurichtenden Strukturen zu
Beschwerde und Partizipation in den Einrichtungen. Die Beschwerdestelle soll und kann diese
Strukturen nicht ersetzen. Sie kann aber punktuell dazu beitragen, die Kinder und
Jugendlichen zur Partizipation in der Einrichtung zu ermutigen, indem diese durch Beratung
und Gesprache bestarkt und unterstiitzt werden. Damit leistet die Beschwerdestelle einen
Beitrag dazu, Partizipation zu leben. Sie kann auch gewahrleisten, dass Kinder und
Jugendliche, die in den vorhandenen Partizipationsstrukturen scheitern, trotzdem Gehor
finden.

Die Beschwerdestelle soll auch als Ansprechpartnerin da sein, wenn Kinder und Jugendliche
in Einrichtungen misshandelt werden und z.B. das Vertrauen in andere Akteure und
Ansprechpartner verloren haben oder es aus anderen Griinden Schwierigkeiten gibt
Unterstiitzung zu erhalten (z.B. bei Unterbringung durch ein Jugendamt aus einem anderen
Bundesland).

Die Beschwerdemoglichkeit soll also insbesondere fiir stationdr untergebrachte Kinder so
niedrigschwellig wie unter den gegebenen Umstanden moglich sein. Daraus und aus dem
Wunsch der Beschwerdestelle auch in der Flache erreichbar zu sein, ergibt sich die
Notwendigkeit verstarkt auch digitale Zugange zu ermdoglichen.

Die Beschwerdestelle soll fiir die Kinder und Jugendlichen unabhédngige Ansprechpartnerin

sein, die ohne eigenen Interessenkonflikt beradt und sich fiir die Interessen der Kinder und
Jugendlichen einsetzt. Die Unabhangigkeit stellt sicher, dass die Beratung sich nur an den
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Interessen der Kinder orientiert. Zugleich schafft die Unabhangigkeit fiir die Kinder die
Vertrauensbasis dafiir, Probleme, Angste und Beschwerden im Gesprich zu thematisieren.

Die Kinder und Jugendlichen, die eine Beschwerde an die Blrgerbeauftragte richten, bleiben
,Herren” des sie betreffenden Verfahrens. Alle Schritte der Beschwerdestelle werden
abgesprochen und mit den Kindern abgestimmt. Dies verschafft den Kindern den Raum zu
reflektieren - das eigene Verhalten, die Wiinsche und Motive sowie die Ziele und auch die
Folgen der Beschwerde.

Es wird den Kindern und Jugendlichen Gehor verschafft und konkret durch Begleitung zu
Gesprachen (z.B. Hilfeplangesprachen) dafiir gesorgt, dass das Kind selbst oder die
Beschwerdestelle fiir das Kind dessen Interessen so formuliert, dass diese von den anderen
Akteuren wahrgenommen und berlicksichtigt werden. Damit sorgt die Beschwerdestelle
dafiir, dass die vorhandene Wissens- und Machtasymmetrie zwischen den Kindern und
Jugendlichen auf der einen Seite und den Erwachsenen/Einrichtungen/Behdrden
ausgeglichen wird. Die Beschwerdestelle stellt damit auch sicher, dass die Kinder und
Jugendlichen sich nicht nur als Objekt der (erwachsenen) Fachwelt wahrnehmen, sondern die
Erfahrung der Wirksamkeit machen.

Zudem geht es um stirkere Transparenz: Uber die Einzelfille hinausgehend sollen Politik und
Akteure in der Kinder- und Jugendhilfe durch die Beschwerdestelle auch auf die Probleme
aufmerksam gemacht werden, die im System begriindet sind und ggf. durch diese Akteure
behoben werden kénnen. Z.B. geht es dabei um angemessene Kommunikation, Probleme an
Schnittstellen oder auch grundsatzliche Fragestellungen wie z.B. die Unterbringung von
Kindern aus anderen Bundeslandern in schleswig-holsteinischen Einrichtungen.
Perspektivisch kann die Beschwerdestelle damit einen Beitrag zur Verbesserung der Qualitat
der Kinder- und Jugendhilfe in Schleswig-Holstein leisten.
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Martina Fey 01.06.2016
[ 229

Zum Ubergang Schule - Beruf fiir Schiilerinnen und Schiiler (in der
Heimerziehung) - Kooperationsstrukturen im Alltag -

In den Gemeinschaftsschulen, Gymnasien und Férderzentren ist die Berufs- und
Studienorientierung Gegenstand im Unterricht aller Facher und Jahrgangsstufen. Sie
wird auf der Grundlage eines schulinternen Curriculums ab der 7. bzw. 8.
Jahrgangsstufe intensiviert und gemeinsam mit den Partnern der Berufsberatung der

Arbeitsagenturen, Unternehmen, Kammern, Bildungstragern umgesetzt.

1. Die Berufs- und Reha-Beratung

Die Schule arbeitet vor allem auch mit der Berufs- und Reha-Beratung der Agentur
far Arbeit eng zusammen und gewahrleistet jedem Schiler/jeder Schilerin Zugang
zu den entsprechenden Angeboten. So werden flr die Jugendlichen u.a.
,Berufswegekonferenzen“ an den Schulen unter Einbeziehung der

Erziehungsberechtigten durchgefihrt.

2. Jugendberufsagenturen in Schleswig

Die rechtskreisiibergreifende Zusammenarbeit im Ubergang Schule-Beruf wird in den
meisten Regionen Schleswig-Holsteins aufgebaut. Damit sollen die Leistungen nach
dem SGB Il (Grundsicherung fir Arbeitssuchende), SGB Il (Arbeitsférderung) und
SGB VIII (Jugendhilfe) fir unter 25-Jahrige auf der Grundlage der schulischen
Berufsorientierung geblndelt werden. Die Einrichtung von Jugendberufsagenturen in
Schleswig-Holstein ist dabei ein Gemeinschaftsvorhaben von Land, Bundesagentur
fur Arbeit und Kommunen. Eine Grundlage sind die ,Eckpunkte fur die Einrichtung
von Jugendberufsagenturen in Schleswig-Holstein“ vom 30. April 2015

(Bildungsportal).
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3. Programme zur Unterstiitzung am Ubergang Schule - Beruf (Ubersicht, s.
Anlage)

Nach dem Auslaufen des erfolgreichen Vorlauferprogramms Handlungskonzept
Schule & Arbeitswelt, 2007 — 2013 ist es gelungen, das Nachfolgeprogramm
Handlungskonzept PLuS (HK PLuS) mit Beginn des Schuljahrs 2014/15 zu starten.
In Kooperation mit der Regionaldirektion Nord der Bundesagentur fir Arbeit und mit
finanzieller Unterstitzung durch den Europaischen Sozialfonds (ESF) wird das HK
PLuS erganzend zur allgemeinen Berufsorientierung in den Schulen bis zum
31.07.2020 in allen Kreisen und kreisfreien Stadten des Landes umgesetzt werden

kénnen.

Wie in der Vergangenheit sind in allen Kreisen und kreisfreien Stadten regional
koordinierende Trager mit der Umsetzung von Coaching und Potentialanalyse
beauftragt worden, um gemeinsam mit den Lehrkraften die Ausbildungs- und
Beschaftigungsfahigkeit der Jugendlichen und ihren direkten Anschluss vor allem in
die betriebliche Ausbildung zu férdern. Unnétige Warteschleifen im sogenannten
Ubergangssystem sollen vermieden und der Erste allgemeinbildende Schulabschluss
maoglichst erreicht werden. Das Ministerium flir Schule und Berufsbildung, die
Regionaldirektion Nord der Bundesagentur fur Arbeit und die Europaische Union
stellen daflr bis zum 31.07.2020 rd. 40 Mio. € zur Verfigung.

Zielgruppen sind wie im Vorlauferprogramm Jugendliche mit schulischem
Leistungsversagen, Absentismus oder mangelnden Schllisselqualifikationen, deren
erfolgreicher Ubergang von der Schule in eine Ausbildung ohne intensive personelle
Begleitung im Rahmen der allgemeinen Berufsorientierung nicht bewaltigt werden
kann. Die Umsetzung des HK PLuS erfolgt in den allgemeinbildenden Schulen, in
den Foérderzentren mit dem Schwerpunkt Lernen sowie in den
Berufseingangsklassen der berufsbildenden Schulen. Neu ist, dass das
Handlungskonzept PLuS Schilerinnen und Schiler die Unterstitzung durch ein
kurzzeitiges Coaching ermdglicht, die den Ersten allgemeinbildenden Schulabschluss
bzw. den Mittleren Schulabschluss voraussichtlich erreichen, sich jedoch in der
Vorabgangsklasse beruflich noch nicht orientieren konnten.
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Die sozialpadagogische Unterstitzung der Schilerinnen und Schiiler auf dem Weg
in den Beruf durch qualifizierte Coaching-Fachkréafte bildet weiterhin das wirksame
.Herzstuck® des Handlungskonzeptes.

Grundlage fir das Coaching ist wie in der Vergangenheit die Durchflihrung einer
starkenorientierten Potentialanalyse. Sie ermdglicht Kompetenzen zu identifizieren,
die flir die spéatere Ausbildung der Schilerinnen und Schuler besonders wichtig sind.

4. Flexible Ubergangsphasen (§ 43 Abs. 3 SchulG)

Als besonders erfolgreich hat es sich weiterhin erwiesen, dass Lehrkrafte im Team
mit den dafir qualifizierten Coaching-Fachkraften leistungsstarke Schilerinnen und
Schuiler mit dem Férderschwerpunkt Lernen sowie Schilerinnen und Schiler, deren
Erster allgemeinbildender Schulabschluss gefahrdet ist, in der Flexiblen
Ubergangsphase betreuen. Dabei kdnnen die Jahrgangsstufen 8 und 9 mit einem
hohen Praxisanteil und einer intensiven Berufsorientierung in maximal drei Jahren
durchlaufen werdend. Ca. 90% dieser Jugendlichen konnten in den vergangenen
Jahren auf diesem Wege einen Schulabschluss erreichen. Von diesen mindeten rd.
25% im Anschluss an die Schule direkt in eine Ausbildung.

Im Januar 2016 haben laut offiziellem Monitoring bereits 7.500 Schilerinnen und
Schaler, davon 2.800 an den berufsbildenden Schulen, am HK PLuS teilgenommen
und konnten somit ein Coaching am Ubergang Schule - Beruf erhalten.

Damit tragt das Handlungskonzept PLuS am Ubergang Schule - Beruf in besonderer
Weise dazu bei, den padagogischen Auftrag der Schule (§4 Abs. 4 SchulG)
umzusetzen, die Schulerinnen und Schiler ,zur Teilnahme am Arbeitsleben und zur

Aufnahme einer hierflr erforderlichen Berufsausbildung zu befahigen®.
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MafBnahmen
am Ubergang Schule - Beruf
an den allgemeinbildenden Schulen und
Forderzentren
des Landes Schleswig-Holstein

Martina Fey (Il 229)

Angebote der Berufsorientierung
Titel Handlungs- | Initiative UsSB Berufseinstiegs- BOP Flexible Bildungsbera-
konzept Inklusion (Upbergang begleitung (Berufsorien- Ubergangs- | tung der Kinder
PLuS Schule — (BerEb nach tierungs- phasen und und
(Praxis, (innerhalb der Beruf, abder |§ 49 SGB Il und programm) Praxis- Jugendlichen
Lebens- letzten beiden Vorabgangs-  |Bildungsketten) klassen der Sinti- und
planung und Schuljahre) klasse) Roma
Schule)
Ziel Steigerung der | Teilhabe am Teilhabe am ESA, Intensivier- ESA durch Unterstiitzung
Ausbildungs- Arbeitsleben Arbeitsleben Ubergang in ung praxis- mehr bet_”ebl' der
und Beschafti- | guf dem auf dem eine betriebl. orientierter Praxis, direkter | gengler/innen:
gungsfahigkeit, | = ajj9emeinen allgemeinen Ausbildung im | Berufs- Anschluss Beratung der
Egg c:;ekit:r Arbeitsmarkt Arbeitsmarkt Anschluss an orientierung mogl. in Eltern und
y ZETE die Schule betriebl. Ausb. Lehrkrafte
en Beruf
Ziel- Schiler/innen | Férderschwer- Foérderschwer- | Schiler/innen Schiler/innen Schiiler/-innen Kinder und
gripps an GemS, F6Z | punkte: punkte: an GemS und anGemSund | an GemS ab Jugendliche der
Lernen (und | Autistisches Geistige FoZ FoZ ab Jg. 7 Klassenstufe 8 Sinti und Roma
BEK) ab Verhalten, Entwicklung, in GS, Sek I/11
Klassenstufe 8 | Horen, Sehen, kmE nd RR7/ RR7
kmE
Personal Coaching- Integrations- Integrations- | Berufsein- Sozialpa- Coaching Bildungsberater/
fachkrafte | fachdienst fachdienst stiegsbegleiter | dagoginnen  |fachkrafte/ BerEb | Mediator/-innen




Kreis Herzogtum Lauenburg

Der Landrat Ratzeburg, 02.06.2016 /Gr
Fachbereich Jugend, Familie, Schulen + Soziales jung@kreis-rz.de
Herr Jung

Runder Tisch Heimerziehung 02.06.2016
Landeshaus: Plenarsaal/Podiumsbesprechung

1.

Heimerziehung ist neben dem Vormundschaftswesen, dem Pflegekinderdienst und der Er-
ziehungsberatung das Arbeitsfeld der Jugendhilfe mit der langsten Historie. Sie ist dabei
fachlich von tiefgreifenden Paradigmenwechseln, struktureller und péadagogisch-er-
zieherischen wie auch therapeutischer Art gekennzeichnet.

Mit der auch fachlich gewollten ,Ambulantisierung” lief und lauft sie Gefahr zum ungeliebten
sinstrument/Leistung” der Jugendhilfe zu werden bzw. sie ist es, weil sie heute i. d. R. am
Ende von langjahrigen Bemuhungen zum Erhalt der familiaren Situation des Kindes/des
Jugendlichen steht.

(Es gibt aber auch das Gegenteil-Problem Patchworkfamilie).

D.h. der ,Einstieg“ in das Heim erfolgt fur Jugendliche und ihren Familien oft infolge
vorheriger aber nicht erfolgreicher professionellen Hilfen bzw. Interventionen.

(Hinweis Problemstellung/schulische Situation).

Far die betroffenen Kinder und ihren Familien bedeutet dies — unabhangig vom weiteren Ver-
lauf ihrer Biografie — ein erheblich einschrankendes und nachhaltig wirkendes Datum.
Jenseits des sogenannten Drucks der Haushalter (Fallkosten im Kreis von ca. 40.000,00 €
bei 149 Fallen, durchschnittliche Fallkosten stationdrer Unterbringung nach § 35 a von
42.000,00 € und 29 Fallen in 2015) ware ein Wunsch die starkere Kooperation sowie der
Austausch von Fachlichkeit zwischen ambulanten und stationéren Hilfen.

Also eher die Hilfe ,auch mal“ als sogenannte Auszeit zu sehen und nicht als Endstation,
was eine Qualifizierung von RuUckfihrungskonzepten und damit die Kooperation von
ambulanten und stationdrer Fachlichkeit im Kontext sozialrdumlicher Orientierung
voraussetzt.

(Problemstellung: Eltern wollen keine ambulante Hilfe, weil sie selbst in ihrer Rolle/Verhalten
Lhinterfragt” werden)

2.

Es geht bei der Ruckflihrung nicht um weitere ,Verschiebebahnhéfe®. Vergleichbar mit dem
Pflegekinderwesen sollen Lebensperspektiven, Verldsslichkeiten und Bindungen im
Interesse der Kinder/Jugendlichen auch stabil sein.

Allerdings auch mit dem Auftrag der Verselbsténdigung in biografischen-sozialem Kontext,
d.h. lebenswertorientiert die mdglichst frihere Uberleitung in betreute Wohnformen (der
LZwitter* aus ambulanter und stationarer Hilfe).

3.

Schleswig-Holstein bietet durchaus ein differenziertes (quantitativ ein Uberangebot) und den
meisten Bedarfen nachkommendes Angebot an stationdren Hilfen. Der Kreis Herzogtum
Lauenburg allerdings quantitativ nicht.

Strukturell sind Mehrgruppeneinrichtungen oder Verbiinde von Kleineinrichtungen eher in der
Lage bei sogenannten herausfordernden Jugendlichen mit den vorhandenen Ressourcen
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von gruppenubergreifendem Personal (z. B. psychologische Dienste) kurzfristig zu
intervenieren. Ist das nicht méglich lautet unsere Erfahrung, dass ,schwierige Falle* schnell
an das Jugendamt zuriickgegeben werden.

(Problemstellung ASD: Es muss alles schnell gehen (Krise), aber grindlich gepruft werden).

4.

Besondere Zielgruppen:

Die Versorgung von Sd&uglingen und Kleinkindern wird vornehmlich durch Pflegestellen
gedeckt. Aktuell im Fokus stehen natirlich die unbegleiteten minderjahrigen Auslander, was
zu einem enormen Ausbauprogramm hinsichtlich der stationaren Unterbringungsnot-
wendigkeiten gefihrt hat. Die Befassung mit dieser Entwicklung stellte die 6rtlichen Jugend-
amter vor erhebliche Probleme und fihrte auch zu einer m.E. fortzusetzenden und ziel-
gerichteten Debatte um die Standards der Heimunterbringung. D.h. die Uber alle Ziel-
gruppen, Problemlagen und padagogischem Konzepte hinweggehende Standardstruktur
sollte auch im Interesse der jeweiligen Adressaten unter dem Gesichtspunkt der Be-
darfsgerechtigkeit und -notwendigkeit mehr flexibel gehandhabt werden als dass aktuell noch
der Fall ist.

(Eine besondere Zielgruppe sind Kinder, die von sexueller Gewalt betroffen waren/sind.
Problemstellung: Hohe Differenzierungserwartung)

5.

Milieuferne Unterbringung:

Diese Frage ist eigentlich eher bekannt aus der Situation von Pflegefamilien und
Herkunftsfamilien der Pflegekinder. Auffallig ist aber, dass es auch Eltern gibt, die eine
Unterbringung ihrer Kinder in Internaten bevorzugen, weil dies ihrem (oft akademischen)
Hintergrund besser entspricht und die schulische Bildung in diesen Einrichtungen im Vorder-
grund steht. Die Betreuungsform in Internaten, sofern sie seitens der Jugendéamter belegt
werden, ist allerdings auch hinsichtlich der vorhandenen Ressourcen oft kritisch zu hinter-
fragen. Der Spagat zwischen Wunsch- und Wahlrecht der Eltern und der Geeignetheit der
MaBnahme bleibt dabei eine groBe Herausforderung. Daneben gibt es auch therapeutische
Wohngruppen, bei denen im Einzelfall genau zu prufen ist, ob Betreuer und Eltern ,die
gleiche Sprache” sprechen kdénnen und Eltern sich angenommen fihlen. Beziglich der
milieufernen Unterbringung, sofern sie dann eine rdumlich ferne Unterbringung meint, ist
eine Steuerungsmdglichkeit vor Ort, die Einbindung in Regelangebote auBerhalb des
Heimes und die Einbindung der Einrichtung in dem Sozialraum.

6.

Fachkraftemangel:

Auch in der Heimerziehung wird das Thema des zunehmenden Fachkraftemangels zu be-
sonderen Schwierigkeiten flihren bis hin zur Frage, ob die Standards im Rahmen der Be-
triebserlaubnis eingehalten werden kénnen. Dabei ist es besonders wichtig, die jeweilige Be-
darfsfrage der Kinder und Jugendlichen in den Fokus zu nehmen sowie angrenzende
Systeme wie Schule und Kinder- und Jugendpsychiatrie als Verantwortungsgemeinschaft zu
sehen, und dass nicht nur in der akuten Krisensituation. Dies trige zu einer gemeinsamen
Lastenverteilung bei und damit zu einer hbéheren Arbeitszufriedenheit bei den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern, was wiederum die Fluctuation unter den Fachkréaften
minimieren kdnnte.

(Das Gelingen von ,Mafnahmen® ist hier in besonders hohem Mall von personaler
Beziehung/Qualitét der Mitarbeiter/-innen sowie Verlasslichkeit und Kontinuitat abhangig.)
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7.

Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren:

Hierzu liegen uns aus dem stationaren Bereich noch keine ausreichenden eigenen Er-
fahrungen vor, so dass Schlussfolgerungen diesbezlglich noch nicht gegeben sind.
Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass auch seitens der Jugendamter die Anliegen und Be-
schwerden der jungen Menschen im Rahmen der Hilfeplangesprache Raum haben, in denen
es immer auch die Mdglichkeit gibt, dass die Mitarbeiterinnen oder die Mitarbeiter des
Jugendamtes Einzelgesprache mit den jungen Menschen selbst fihren, um deren Situation
in der Einrichtung zu hinterfragen. Kritisch zu hinterfragen wére allerdings, ob bei den dies-
bezlglich diversen ,Auftrdgen zur Anwaltschaft* des Kindes (Jugendamt, Vormund, Heim-
aufsicht des Landes, diesbeziglicher Auftrag der Einrichtungen selbst, Beschwerdestelle des
Landes u.s.w.) nicht auch mittlerweile eine Uberforderung der Klienten dadurch gegeben ist,
dass gegebenenfalls schon Profis diesbeziglich den Uberblick verlieren kénnen.

119 von 260



B 05
wad KINDERDORF

SOS-Kinderdorf
Harksheide

Henstedter Weg 55
22844 Norderstedt

Runder Tisch zur Situation der Heimer- Telefon 040 5897954-0

ziehung in Schleswig Holstein Telefax 040 5897954150
kd-harksheide@sos-kinderdorf.de

Statement zum 02. Juni 2016
14.03.2012

Am 2. Juni wird das Oberthema Leben und Arbeiten in der Heimerziehung be-
handelt werden, d.h. es geht um charakteristische Merkmale des Heimplatzangebots
in Schleswig-Holstein im Einzelnen, um dessen Starken und Schwachen. Es werden
uns die Fragen beschaftigen wie:

Welche Fachkonzepte bieten die Einrichtungen an, z.B. Milieundhe/Milieuferne,
heilpadagogische oder therapeutische Ausrichtungen? Passen die Konzepte
zu den Strukturen und wie werden die Konzepte tatsachlich umgesetzt? Wel-
che Anforderungen stellen einzelne Zielgruppen? Welche Besonderheiten wei-
sen Personalausstattung und Qualifikationen des Personals in den Einrichtun-
gen auf und welche Art von Kooperationen mit anderen Einrichtungen, Diens-
ten oder Verbanden sind hilfreich bzw. notwendig?

Die Veranstaltung wird in 3 Themenbldcke gegliedert:
1. Herausforderungen an Fachlichkeit und Angebotsgestaltung

Als langjahriger Akteur auf dem Jugendhilfemarkt erlebe ich bei freien wie auch bei den 6ffentlichen Tra-
gern grundlegend ein hohes Engagement sowie ein Bestreben nach fachlich angemessener Arbeit.
LFeinde” sind strukturelle Arbeitstiberlastung und vermeintlich eingeschwungene Geschaftsbeziehungen.
Der nette Kontakt zu einem bekannten Kollegen hilft vielleicht, den Fall schnell weitergeben zu kénnen, ist
aber kein Garant flr fachlich bestmogliche Passung von angefragtem Kind und anbietender Einrichtung.

In Hamburg gibt es die ,Unterbringungsberatungen® — eine Institution, die den allgemeinen sozialen Dienst
der Jugendamter bei der Suche nach geeigneten Unterbringungsformen unterstitzt und die Fallverlaufe
beobachtet. Wir erleben die Zusammenarbeit mit der Unterbringungsberatung sehr konstruktiv. Der etwas
geringere Handlungsdruck 6ffnet den Blick fur die fachlichen Notwendigkeiten und bietet die Grundlage fur
eine Solide Zusammenarbeit.

e Welchen Einfluss haben Einrichtungsstrukturen (Eingruppen- oder Mehr-
gruppen-Einrichtungen) auf die Padagogik und welche Bedeutung hat die Zu-
gehdrigkeit zu einem Dachverband, vor allem in zugespitzten Situationen?
Welche Schwachen gibt es also in den unterschiedlichen Strukturen und wel-
che MaBnahmen kénnten diese Schwachen zuklnftig besser ausgleichen?

Die fachlichen Anforderungen, die sich aus den Uberlegungen zur Bezie-
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hungsgestaltung und diejenigen, die sich aus den Uberlegungen zur Risikom-
inimierung ergeben, sind tendenziell gegenlaufig.

Kinder und Jugendliche, die wir emotional ansprechen (vielleicht sogar be-
heimaten) und férdern méchten, brauchen Lebensorte, die Uberschaubar
sind, denen sie sich zugehorig fihlen und die sie mitgestalten kénnen. Best-
madglich begegnen sie in ihrem Leben positiven Vorbildern, in ihrer Altersgrup-
pe und unter den Erwachsenen. Wenn es irgend geht, soll dies in der Nahe
ihres bisherigen Lebensumfeldes geschehen.

Einrichtungen bendtigen zur Bewaltigung der normalen und der auBerge-
wodhnlichen Anforderungen den Raum, von der alltaglichen Arbeit zurtickzutre-
ten, personelle Ressourcen zur Kompensation von Ausféallen und fir Krisen-
management. Sie brauchen eine verbindliche Struktur, die sie darin unter-
stitzt, Qualitatsarbeit zu leisten.

Im Ergebnis haben wir ein ,sowohl-als-auch®. Kleine Einrichtungen erleichtern
es den Kindern und Jugendlichen, sich einzulassen. GroBe Einrichtungen sind
flexibler und kénnen mit kritischen Einzelsituationen leichter umgehen.

Darlber hinaus bendtigen die Einrichtungen einen Auftraggeber (Leistungs-
trager), der als Gegenulber zur Verfliigung steht, sowie eine mutige Heimauf-
sicht, die die Einrichtungen stltzt, wenn sie trotz guter Arbeit mit den Krisen
konfrontiert sind, die bei der Betreuung hoch auffélliger Kinder und Jugendli-
cher zu erwarten sind.

Es gibt keinen Kénigsweg.

Wohl aber kbnnen wir uns die differenzierten Anforderungen bewusst machen
und die Heimaufsicht kann, wie es anteilig bereits geschieht, von den Einrich-
tungen individuelle Antworten einfordern.

Wir brauchen fir jede Einrichtung ein Beteiligungskonzept (Zugehdrigkeit,
Mitgestaltung). Wir brauchen fir jede Einrichtung Krisenplane (Schutzkonzept
...) und eine verbindliche Qualitatskontrolle im Alltag durch AuBenstehende,
die sehr wohl dem Trager oder Dachverband angehéren kénnen.

Welche Anforderungen erleben Einrichtungen und Jugendamter bei verschie-
denen Konzepten, z.B. bei 'milieuferner Unterbringung' und wie gehen sie
damit um?

Die Milieun&he der Unterbringung ist zunachst einmal eine neutrale Eigen-
schaft, deren padagogische Auswirkungen betrachtet und entsprechend be-
ricksichtigt werden missen.

Im Rahmen eines fachlich gesteuerten Aufnahmeprozesses, werden diese
Auswirkungen bewertet und in der Aufnahmeentscheidung angemessen be-
ricksichtigt.

(Welche Wirkung haben die Freunde? Wie gut gelingt es, mit den Eltern zu
arbeiten? ...)

Einrichtungsseitig I&sst sich einiges tun, um die ,Nebenwirkungen® bei einer
milieufernen Unterbringung zu verringern:

- Gestaltung der Angehdrigenarbeit (Besuchszimmer , aufsuchende Elternarbeit ...)

- Gestaltung der Rickflihrungsprozesse (Zweigniederlassung oder Kooperation fir
gleitende Uberginge)
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- Ressourcen fir Hilfeplangesprache (Das SOS-Kinderdorf bietet an, jedes zweite Mal
an den Ort des entsenden Jugendamtes zu fahren. Allerdings gelingt es umgekehrt
nicht jedem Jugendamt, wenigstens einmal pro Jahr seine Klienten in der Einrich-
tung zu besuchen. - Aus Sicht der freien Trager ist hier ein Defizit festzustellen.)

Wie wird der Bedarf besonderer Zielgruppen gegenwartig gedeckt: z.B. fur
minderjahrige unbegleitete Flichtlinge oder fir Sauglinge und Kleinkinder,
und welche Perspektiven sind zuklnftig in den Blick zu nehmen?

Die Unterbringung erfolgt in der Regel nach § 34 SGB VIII. Hier steht der Be-
darf nach Hilfen zur Erziehung im Vordergrund. Es gibt keine systematische
Steuerung der Angebotsstruktur hinsichtlich besonderer Bedarfe. Das Instru-
ment des SGB VIII, die Arbeitsgruppen nach § 78, arbeiten nicht flachende-
ckend. Oftmals scheuen sich die beteiligten Jugendamter Bedarfe zu benen-
nen, da daraus im Umkehrschluss Erwartungen der freien Trager hinsichtlich
Risikominimierung entstehen.

Also bleibt es vielfach dem Spiel der freien Krafte Gberlassen, welcher Trager
welchen Bedarf erkennen mag und entsprechende Angebote schafft.

Die Integrationsbeauftragte hat zu Recht darauf hingewiesen, dass Heimer-
ziehung nicht gut auf Kinder und Jugendliche mit Behinderungen oder medizi-
nischem Unterstitzungsbedarf eingestellt ist.

Die Verwirklichung inklusiver Ansatze erfordert eine groBe Flexibilitat in der
Hilfeerbringung und der Settings. Dies wird durch eine zunehmende Formali-
sierung der Zulassungsvoraussetzungen und eine an den Mindeststandards
orientierte Preis- (und damit auch Personal)-politik erschwert.

Welche Varianten gibt es in der Praxis beim Aufstellen und Durchsetzen
von Regeln im padagogischen Alltag, z.B. bei 'klassischen Streitthemen'
wie: Essen, Ausgehzeiten, gemeinsamen Unternehmungen, Taschengeld,
verletzendem oder krankendem Verhalten gegentber anderen Jugendlichen
und Betreuern.

Im Padagogischen Alltag gibt es eine Reihe von Regeln, die von auB3en ge-
setzt und nicht verhandelbar sind (Jugendschutzgesetz, Barbetragsregelung,
Heranziehung zum Unterhalt ...).

Hier gibt es entsprechend wenig Spielraum bei der Umsetzung und anhaltend
regelverletzendes Verhalten fuhrt zur Beendigung der MaBnahme.

Anders sieht es im Korridor verhandelbarer Absprachen aus. Hier gestalten
wir in der Praxis regelhaft Aushandlungsprozesse, die bestmdglich zu einer
Ubereinkunft fihren.

Wichtig ist, dass im Vorfeld klar ist, in welchem Rahmen der Aushandlungs-
prozess stattfindet und wer letztlich entscheidet — sonst sind Enttauschungen
vorprogrammiert und die padagogisch Handelnden biiBen schnell ihre Glaub-
wirdigkeit durch scheindemokratische Aktionen ein. Dies ist besonders dann
der Fall, wenn der Betreuer Entscheidungen in die Hand der Betreuten legt,
die nachtraglich korrigiert werden mussen: ,Wann mdéchtest Du wieder rein-
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kommen?“ ,Um 22.00 Uhr!“ JNein das geht nicht, das ist doch viel zu spéat!*

Regelkonformes Verhalten wird unterstitzt, anhaltendes Regelverletzendes
Verhalten wird letztendlich sanktioniert.
Die Sanktionierung findet gestuft statt:

- Benennen des RegelverstoRes
- Normverdeutlichende Gesprache
- Setzen von Konsequenzen
(Sachzusammenhang, Verhaltensbezug, Wertschatzung der Person)
- Im Extremfall Abbruch der MalRnahme

Ein beteiligungsorientiertes Vorgehen entzieht einer Reihe von Themen den Streitcharakter
(Essen, gemeinsame Unternehmungen ...). Da die Kinder / Jugendlichen jedoch auch hier ihre
Grenzen austesten um die Tragfahigkeit der Beziehung zu erfahren, bleibt das Thema erhal-
ten.

Was ist zu tun angesichts des steigenden Fachkraftemangels auf der einen
Seite und starken Belastungen am Arbeitsplatz durch intensive Bedarfe bei
Kindern und Jugendlichen/hohen fachlichen Standards auf der anderen Sei-
te?

Die freien Trager konkurrieren um die Arbeitskrafte und sind gezwungen,
~Wettbewerbsvorteile“ zu schaffen, um gutes Personal rekrutieren zu kénnen
(neben dem Gehalt spielen ,weiche“ Faktoren eine Rolle, wie Betriebsklima,
erganzende Vergltungsbestandteile, Bildungsangebote, Zeitsparmodelle ...).
Zur Anpassung des Qualifikationsniveaus an die sich verandernden Anforde-
rungen ist es erforderlich die Mitarbeiter nicht nur bei Arbeitsaufnahme son-
dern kontinuierlich im Lauf ihrer Beschéftigung zu schulen.

Die Unterstitzung von Ausbildungsverhaltnissen ist gut geeignet, junge Mitar-
beiter zu binden und bereits vor der Arbeitsaufnahme flir den Betrieb zu sozia-
lisieren.

Erschwert wird dieser Prozess durch die Vorgaben der Kinder- und Jugend-
einrichtungsverordnung (KJVO) die eine Verantwortungstbernahme vor Aus-
bildungsabschluss nur in engen Grenzen vorsieht. Verbunden mit der laufen-
den Praxis, Entgelte am personellen Mindeststandard orientiert zu vereinba-
ren.

Konkret bedeutet dies: Praktikanten und Auszubildende dirfen (fast) nur zu-
satzlich eingesetzt werden, werden aber (so gut wie) nie zuséatzlich bezahlt.

Welche Praxis der Entlassungsvorbereitung gibt es und wie ware sie ange-
sichts immer kirzerer Verweildauern zu verbessern?

Entlassung aus der Einrichtung findet in dreierlei Richtungen statt: Nach Hau-
se, in die Selbstandigkeit oder in eine weitere Institution (Verlegung).

Wichtig ist aus unserer Sicht, dass der Prozess transparent angelegt ist,
(Klarheit Gber die Interessen der Akteure, Zeitschiene ...) das das betroffene
Kind fir sich Méglichkeiten sieht, diesen Prozess mit zu gestalten und dass
die BedUrfnisse der Beteiligten angemessen Berucksichtigung finden kénnen.
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Die Frage der sinkenden Verweildauern kdnnte ein Ergebnis gezielter Einbet-
tung der stationaren MaBnahme sein, dann sind sie kein Hemmnis im Entlas-
sungsprozess.

(Kurzzeitunterbringung in einer sozialraumbezogenen Hilfe Gber Tag und
Nacht, in der die Familie weitgehend in der padagogischen Verantwortung
verbleibt. Das Kind kann nach Bewaltigung der Krise sehr schnell ins Eltern-
haus zurick und wird ggf. dort weiter unterstitzt.)

Ist die sinkende Verweildauer aber Ergebnis fachfremder Dynamiken (z. B.
Kostendruck) dann kann sie sehr wohl ein Risiko im Hilfeprozess darstellen.
Um dies abzuwenden, sind die Jugendhilfeeinrichtungen und die Jugendam-
ter gefordert, die Erkenntnisse aus den sozialraumorientierten Ansatzen mog-
lichst breit einzusetzen (ein hilfreiches Umfeld erhalten, intensive Arbeit mit
der Herkunftsfamilie, diese nicht vollstandig aus der Pflicht lassen ...).

Eine wohnortnahe Unterbringung ist hierbei hilfreich. Ersatzweise bedarf es
AuBenstellen / Kooperationspartner, die mit den Eltern vor Ort arbeiten kén-
nen.

2. Wie ist der Stand bei Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren, die das SGB
VIl inzwischen von jeder Einrichtung fordert? Was kann und muss veran-
dert werden?

Welche aktuellen Erfahrungen wurden im Anschluss an das Demokratie-Projekt mit diesen
Verfahren gemacht?

Welche Bedeutung konnen Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren bei der Definition von
Regeln im Alltag, beim Umgang mit Regelverletzungen haben?

Wie konnen diese Erfahrungen verbreitert werden, welche Méglichkeiten werden im Land
gesehen, sie weiter zu fordern, zu koordinieren, welche Funktion und Einbindung sollte die
Beschwerdestelle fiir Kinder und Jugendliche in Heimen haben?

Welche Bedeutung kénnen sie fur die Beziehung zwischen Kindern/Jugendlichen und den
Betreuungskraften haben, welche bei der Bewiltigung individueller Sorgen und Note der
jungen Menschen?

Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren sind ein fachlich iberzeugend begriindeter Standard
und im SOS-Kinderdorf gelebte Praxis.

Flr die Kinder und Jugendlichen geht es darum, sich wohl zu fiihlen und bei Entscheidungen,
die sie betreffen, ernsthaft und auf Augenhdhe einbezogen zu werden. Die geforderten insti-
tutionalisierten Formen sind aus ihrer Sicht zusatzlich — aus Sicht der Heimaufsicht jedoch
essentiell, da die Umsetzung vermeintlich einfach geprift werden kann.

Unter dem strukturellen Gesichtspunkt ist es auch wesentlich, dass den Kindern / Jugendli-
chen Anlaufstellen auRerhalb der Einrichtung angeboten werden — aus Sicht der Jugendli-
chen stehen bei der Frage: , Bei wem beschwere ich mich?“ Beziehungsaspekte im Vorder-
grund. Eine anonyme / unbekannte Instanz auRerhalb der Einrichtung war fir die Arbeits-
gruppe der SOS-Kinderdorf-Jugendvertretung, die sich mit der Thematik befasste, nicht wei-
ter interessant.
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Der Ansatz, Regeln als Ergebnis von Aushandlungsprozessen zu verstehen, fordert die Akzep-
tanz der Regeln, erh6ht deren Verbindlichkeit und regt die Kinder / Jugendlichen an, unter-
einander auf deren Einhaltung zu achten.

Im Ergebnis erleben sich die Kinder und Jugendlichen als Gestalter ihrer Welt und es gelingt,
im Alltag Erfahrungen zu setzen, dass sie eben nicht nur Objekte der Entscheidung Erwach-
sener sind. Diese erfahrene Selbstwirksamkeit ist ein wichtiger Resilienzfaktor und starkt die
Kinder / Jugendlichen bei der Bewaltigung zukilinftiger Herausforderungen.

3. Welche Kooperationsstrukturen bestehen im Alltag mit dem Schul- und
Ausbildungsbereich und welche Erfahrungen wurden mit den dortigen An-
geboten gemacht?

Far Kinder und Jugendliche in Heimen sind eine bedarfsgerechte Schule und der
begleitete Ubergang in die Ausbildung besonders wichtig. Welche Ziele verfolgt das
Ministerium flr Schule und Berufsbildung, welche Konzepte werden im Land umge-
setzt? Welche positiven Erfahrungen werden von den Tragern der Jugendhilfe in der
Zusammenarbeit mit allgemeinbildenden Schulen, sonderpadagogischen Férder-
zentren, Heimschulen usw. gemacht und welche Schwachen und Probleme werden
gesehen? Folgende Punkte sollen angesprochen werden:

e Chancen, Risiken und Veranderungsnotwendigkeiten im allgemeinbildenden Bereich in
Schulen (und)

Gut aufgestellte Schulen kénnen die Kinder- und Jugendhilfe unterstiitzen, ohne dass es bes-
tenfalls zu einer JugendhilfemalBnahme im eigentlichen Sinne kommt. Starke Schulen sparen
somit finanzielle Mittel in der Jugendhilfe, auch wenn sie nicht die biographischen Belastun-
gen und Defizite der Kinder und Jugendlichen , heilen” kénnen. Dazu ist die Kinder- und Ju-
gendhilfe verantwortlich. Schulen missen jedoch lber fachliche wie auch personelle Res-
sourcen verfligen, um so aufgestellt zu sein, dass sie die Auffilligkeiten der Kinder und Ju-
gendlichen aushalten kdnnen, bis die Kinder- und Jugendhilfe die ursachlichen Themen bear-
beiten konnte.

Durch die Verpflichtung der Schule, alle zu beschulen, ergibt sich so oder so eine Notwendig-
keit der Kooperation. Und Heimeinrichtungen haben die Chance, gute ,Eltern” zu sein: Sie
sind erreichbar und kimmern sich.

Wenn sie auch noch die strukturellen Zwange des Systems ,Schule” beachten, kdnnen sie
wohlgelittene Kooperationspartner sein.

Aus Sicht der Heimeinrichtungen gibt es ein paar Wiinsche zur Weiterentwicklung der Ko-
operation:
o Die Systeme funktionieren sehr unterschiedlich. Lassen Sie uns mit gegenseitigem
Respekt fiir die jeweiligen Strukturen und Zwange aufeinander zugehen.
o Verbindliche Strukturen vor Ort erleichtern die Kooperation. Sie kbnnen einen forma-
len Rahmen schaffen, der verhindert, dass Anspriiche hin und hergeschoben werden.
o Zum jetzigen Zeitpunkt erleben wir Inklusion als Risikofaktor — der an Bedeutung ver-
liert, wenn Regelschulen personell/ inhaltlich und rdumlich so ausgeristet werden,
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dass sie den Inklusionsanforderungen qualitativ entsprechen und Sonderlésungen
moglich sind.

e Chancen, Risiken und Veranderungsnotwendigkeiten in der beruflichen Bildung. Erfahrun-
gen und Verdnderungsnotwendigkeiten im Ubergangsmanagement Schule/Ausbildung und
in der Zusammenarbeit mit beruflichen Schulen und betrieblichen Ausbildungsstatten.

Wir erleben im Grundsatz eine gute Kooperation zwischen den beteiligten Akteuren. Die An-
sprechpartner sind bekannt, MaRnahmeplatze / Ausbildungsplatze sind vorhanden.

Aus der Perspektive eines Ausbildungstragers nehmen wir wahr, dass die schulische Inklusi-
on die Agentur fiir Arbeit vor neue Herausforderungen stellt: Die bisherige Klientel der
Rehaberater ist nicht mehr lber die Férderschulen erreichbar, sondern sie ist in den Regel-
schulen eingestreut und trifft dort auf die allgemeinen Berufsberater, die nicht auf Rehafalle
eingestellt sind. Eine Herausforderung fiir beide Seiten.

Aus der Perspektive des stationaren Jugendhilfetragers im Ballungsraum Hamburg
stellen wir zwei zentrale Problemfelder fest:

1. Die Tendenz zu friihzeitiger Beendigung der Hilfen erschwert die berufliche
Integration.

2. Der Ubergang in eigenen Wohnraum droht an fehlenden bezahlbaren
Wohnungen sowie an der zeitnahen Bewilligung der benétigten Gelder zu
scheitern.

Wir sind immer wieder in der Situation, aus Eigenmitteln zwischen finan-

zieren zu missen, da die bereits zugesagten Mittel der 6ffentlichen Insti-
tutionen mit deutlicher zeitlicher Verzégerung dem Jugendlichen / jungen
Erwachsenen zur Verfligung stehen.

Die Auswahl der Auszubildenden muss auf Grundlage der wirklichen Leistungsres-
sourcen und der Weiterentwicklungsmoglichkeiten (fachlich und personlich) des
Einzelnen durchgefiihrt werden. Die Absenkung der Eingangsschwellen im Ver-
gleich zu den Anforderungen an die Ausbildung erhéht die Wahrscheinlichkeit auf
Abbruch der Ausbildung. Dies stellt zum einen eine (weitere) biographische Belas-
tung dar bei und zum andern scheitert die berufliche Integration.

Der fachliche Austausch auf Augenhéhe wird uns voranbringen. Der Runde Tisch ist ein
guter Schritt in diese Richtung.

Jorg Kraft
Leiter SOS-Kinderdorf Harksheide
Mitglied im DPWV

126 von 260



Runder Tisch zur Situation der Heimerziehung in  Schleswig Holstein
am 02. Juni 2016
Stellungnahme der Arbeiterwohlfahrt

Themenkomplex 1
Herausforderungen an Fachlichkeit und Angebotsgestaltung
Frage 1

Welchen Einfluss haben Einrichtungsstrukturen (Eingruppen- oder Mehrgruppen-Einrichtungen) auf die
Padagogik und welche Bedeutung hat die Zugehdrigkeit zu einem Dachverband, vor allem in zugespitzten
Situationen? Welche Schwachen gibt es also in den unterschiedlichen Strukturen und welche Mainahmen
konnten diese Schwachen zukinftig besser ausgleichen?

Zu Beginn mdchte ich die Begrifflichkeiten etwas genauer fassen. Ich gehe zwar davon aus, dass es sich
bei der Frage zu mehrgruppigen Einrichtungen nicht zwangslaufig um die Vorstellung von mehreren
Gruppen an einem Standort/ zentrales Heimgelande handelt, méchte aber dennoch auch diese Form
benennen.

Eine eingruppige Einrichtung, ob als einzige Einrichtung eines Tragers oder Teil eines groReren Tragers,
ist grundsatzlich leichter und besser in das soziale Umfeld integrierbar. Das Mal konflikthafter
Begegnungen ist lberschaubar. Das Alltagserleben der Kinder und Jugendlichen hat ein hohes Maf} an
,Normalitat'.

Belastungsfaktoren fiir die dort tatigen Fachkrafte sind das Gefiihl der Isolation und Vereinzelung bei
schwierigen, ,zugespitzten* Situationen, die in der Regel allein bewaltigt werden missen.

Grofle zentrale Einrichtungen mit mehreren Gruppen an einem Standort hingegen werden von ihrem
Umfeld als Einrichtung mit Heimcharakter wahrgenommen und konnen einer Stigmatisierung Vorschub
leisten. Dem entgegenzuwirken ist eine zusatzliche Aufgabe der dort Tatigen. Diese Einrichtungen kdnnen
ein Eigenleben entwickeln, das sich ungiinstig und als zusatzlicher Belastungsfaktor fir die Arbeit und fir
die dort lebenden Kinder und Jugendlichen erweist. Gleichermalen bieten groRere Organisationseinheiten,
sofern dann trotz allem noch die einzelnen Gruppen ihr eigenes Profil und ihre eigene Struktur haben, fiir
alle Beteiligten Vorteile. Fir die Kinder und Jugendlichen, weil sie ein Vielfaches an Kontakt-, Erprobungs-
und Erfahrungsmdglichkeiten haben. Fiir die sozialpddagogischen Fachkréafte, weil die Gelegenheiten zum
kollegialen Austausch und zur Unterstlitzung und ggf. Entlastung zur Verfligung stehen.

Grundsétzlich und unabhéngig von der Einrichtungsstruktur ist es notwendig, dass der Trager durch seine
verantwortliche padagogische Leitung eine Grundausstattung an qualitatssichernden Mafinahmen
sicherstellt. Dazu gehéren:

e Dienstbesprechungen, Fachberatung und Supervision

e  Fort- und Weiterbildungen

o  Strukturierte Qualitatsentwicklung

e Hospitieren und Austausch mit anderen Tragern ermoglichen
e Implementierung von Beteiligungs- und Beschwerdestrukturen

Bei eingruppigen Einrichtungen im Sinne von Trager=Einrichtung kommt hier einem Dachverband eine wichtige
Rolle zu. Durch die Vielzahl angeschlossener Einrichtungen kann ein Austauschforum hergestellt und fachliche
Beratung/ Qualifizierung gewahrleistet werden.
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Frage 2

Welche Anforderungen erleben Einrichtungen und Jugendamter bei verschiedenen Konzepten, z.B. bei
'milieuferner Unterbringung' und wie gehen sie damit um?

Wir werden von den Jugendamtern nicht als Trager ,milieuferner Unterbringung' gesehen. Etwa 80 bis 85%
der bei uns lebenden Kinder und Jugendlichen werden durch das értliche Jugendamt untergebracht, der
restliche Anteil kommt hauptsachlich von den in unmittelbarer Umgebung liegenden Kreisen.

Wir setzen uns als Trager ein fir eine lebensweltorientierte, milieunahe Unterbringung und verstehen sie als
ein Leben auf Zeit im Heim. Grundsatzlich wollen Kinder und Jugendliche nicht ins Heim; sie wollen in der
Familie bleiben und dass es ihnen dort besser geht. Selbst wenn sie — wie beispielsweise Jugendliche —
tatsachlich nicht mehr dort bleiben wollen, wollen sie nicht all ihre sozialen Beziige verlieren.

Es mag vereinzelt fachliche Griinde geben, dass Kinder oder Jugendliche fernab ihrer bisherigen Lebenswelt
untergebracht werden. Derzeit sind es in den mir bekannten Regionen allerdings mehr als 50% der Falle.
Mehrere Jugend@mter beschaftigen sich zur Zeit gezielt damit, diesen Anteil zu reduzieren. Es wird
gemeinsam mit den Tragern nach Wegen gesucht, auch spezielle Bedarfe wie z.B. therapeutische Settings
in den Einrichtungen vor Ort zu decken und durch engere Kooperation mit den regional zustandigen Kinder-
und Jugendpsychiatrien abzusichern. Diese Entwicklung begriiBen wir sehr.

Frage 3

Wie wird der Bedarf besonderer Zielgruppen gegenwartig gedeckt: z.B. flir minderj&hrige unbegleitete
Fllchtlinge oder fiir Sauglinge und Kleinkinder, und welche Perspektiven sind zukinftig in den Blick zu nehmen?

Unbegleitete minderjahrige Fliichtlinge betreuen wir in der Regel integrativ in unseren Wohngruppen
bzw. angeschlossenen Verselbstandigungseinrichtungen wie z.B. Trainingswohnungen. Seit Ende letzten
Jahres flhren wir eine Inobhutnahmeeinrichtung fir minderjahrige unbegleitete ménnliche Flichtlinge in
Elmshorn.

,Besonders' ist die Gruppe der unbegleiteten minderjahrigen Fllichtlinge durch ihre unterschiedlichen
Biographien und Herkunftslander, ihre Fluchterfahrungen und die Trennung von der Familie, die fir sie
bislang der Hauptbezugspunkt war eine zentrale Bedeutung hat.

Die notwendigen Hilfen zur Erziehung fiir diesen Personenkreis erfordern

o Sozialpadagogische Fachkréfte mit interkultureller Kompetenz

e  Sprach- und Kulturmittler

e besondere schulische und Sprachforderung

o Kooperation mit bisher jugendhilfefernen Institutionen

e Forschen nach und Herstellen von Kontakten zum Familiensystem
o Kriseninterventionen

o Improvisation und Flexibilitat

e Umsetzung von HzE-Standards, z.B. Partizipation trotz sprachlicher Hiirden

Zur Deckung des besonderen und deutlich angestiegenen Bedarfs an ausreichender Betreuung kénnen
zur Zeit neben den Fachkraften auch sogenannte sozialerfahrene Kréfte eingesetzt werden. Sie kommen
haufig aus dem Sprach- und Kulturkreis der jungen Gefllichteten und sind fiir die padagogische
Alltagsarbeit eine wichtige Unterstitzung. Hieraus ergibt sich jedoch auch ein besonderer Fort- und

2
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Weiterbildungsbedarf fiir diese Krafte sowie die Notwendigkeit eines intensiven Austauschs mit den
sozialpadagogischen Fachkraften.

Sauglinge und Kleinkinder betreuen wir grundsatzlich in Familien. Wir haben in Liibeck die Aufgabe der
Inobhutnahme von S&uglingen und Kindern bis zum 10. Lebensjahr sowie die Organisation der
Kurzzeitpflege. In enger Kooperation mit dem Jugendamt betreuen wir die ,Kinder in 2 Familien‘ ( K2F ).
Wir werben interessierte Menschen fir diese Aufgabe, schulen und begleiten sie intensiv. Sie nehmen die
Kinder kurzfristig und fiir einen Gberschaubaren Zeitraum bei sich auf. Wir gewahrleisten gemeinsam mit
ihnen regelmaRige Besuchskontakte zur Familie und bereiten die Riickfiihrung oder ggf. den Ubergang in
andere Hilfen vor. Sollten diese in Form von stationarer Hilfe erforderlich sein, kdnnen wir eine
familienanaloge Wohnform anbieten.

Alternativ zu erwahnen sind auch die Mutter(Vater)-Kind-Einrichtungen. Hier werden die Miitter
gemeinsam mit ihren Kindern aufgenommen. Die Betreuung erfolgt mit dem Ziel, die Mtter zu befahigen,
die Bediirfnisse ihrer Kinder zu erkennen und angemessen und eigenverantwortlich mit ihnen umzugehen.

Frage 4

Welche Varianten gibt es in der Praxis beim Aufstellen und Durchsetzen von Regeln im padagogischen
Alltag, z.B. bei 'klassischen Streitthemen' wie: Essen, Ausgehzeiten, gemeinsamen Unternehmungen,
Taschengeld, verletzendem oder krankendem Verhalten gegentiber anderen Jugendlichen und Betreuern.

Gesetzliche Regelungen und Hausordnung sind (ibergeordnet und einseitig festgelegt. Die Kinder und
Jugendlichen werden (ber die Regelungen informiert; sie kdnnen Fragen stellen und erhalten Erkl&rungen.

Gruppenregeln werden gemeinsam mit den Kindern und Jugendlichen ausgehandelt und beschlossen.
Beteiligung ist hier das zentrale Thema. Die Erzieherlnnen geben damit die Mdglichkeit, sich auf gleicher
Ebene mit ihnen auseinanderzusetzen.

Konsequenzen sind fiir Regeln aus der Hausordnung festgelegt, werden aber auch immer wieder an die
Bediirfnisse des Einzelnen angepasst. Konsequenzen fiir Gruppenregeln werden gemeinsam mit den
Betroffenen und zum Teil auch mit der gesamten Gruppe ausgehandelt (wenn diese betroffen ist).

Selbstbestimmt konnen die Kinder und Jugendlichen unter bestimmten Voraussetzungen in einzelnen
Bereichen entscheiden. Hierzu gehort der Umgang mit ihrem Taschengeld oder sie erhalten z.B. ein
bestimmtes Geld- und Zeitbudget und kdnnen Uber ein Ausflugsziel allein entscheiden.

Wesentliche Voraussetzung fiir einen grundsatzlich positiven Verlauf bei der Einhaltung und Durchsetzung
von Regeln ist, dass die Kinder und Jugendlichen beteiligt sind und werden. Die Erfahrungen, die wir im
Rahmen des Projekts ,Demokratie in der Heimerziehung' gemacht haben, bestatigen dies nachdrucklich.
( hierzu mehr unter Themenkomplex 2)

Es ist stets notwendig, Handlungsspielraume fiir die Kinder und Jugendlichen zu identifizieren und ihnen zur
Verfligung zu stellen. Die im Rahmen von Wirksamkeitsstudien getroffene Feststellung, dass Partizipation
ein wesentlicher Wirkfaktor fiir das Gelingen von Hilfen zur Erziehung ist, untersttitzt diese Haltung.

Frage 5

Was ist zu tun angesichts des steigenden Fachkraftemangels auf der einen Seite und starken Belastungen am
Arbeitsplatz durch intensive Bedarfe bei Kindern und Jugendlichen/hohen fachlichen Standards auf der anderen
Seite?
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Das Arbeitsfeld ,Heimerziehung ist ein interessantes und herausforderndes fiir viele Menschen; auch die
Herausforderungen und Anspriiche bezogen auf die Arbeitszeiten sind grundsatzlich kein Hindernis. Wir
erleben hingegen haufig Uberforderung und Nachqualifizierungsbedarf bei Berufsanfangerlnnen. Eine
grundlegende Veranderung der Ausbildungsstruktur ( hin zu dualer Ausbildung ) und noch bessere
Kooperation mit den Beruflichen Schulen konnte u.U. zu einer Verbesserung fuhren. Dartber hinaus konnte
diese Struktur auch zur Weiterqualifizierung/ Ausbildung von ,Quereinsteigerlnnen’ beitragen. Viele der
sozialerfahrenen Kréfte ( siehe oben ) haben den Wunsch, auf Dauer in diesem Arbeitsfeld tatig zu sein.

Den besonderen Herausforderungen in der Heimerziehung muss mit einer verldsslichen Unterstlitzung im
padagogischen Alltag und kontinuierlicher Personalentwicklung begegnet werden. Hierzu gehéren:

o Positive, wertschatzende Arbeitsatmosphare

o Klare Kommunikations- und Leitungsstrukturen

o RegelméRige Fachberatung und Supervision

o Fort- und Weiterbildung bezogen auf die Anforderungen moderner Heimerziehung
e Ressourcen flr Sonderaufgaben, z.B. Projektentwicklung

o  Unterstlitzung und Entlastung in Krisenphasen

o tarifgebundene Bezahlung/ angemessene Entgelte
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Frage 6

Welche Praxis der Entlassungsvorbereitung gibt es und wie wére sie angesichts immer kirzerer Verweildauern
zu verbessern?

Kiirzere  Verweildauern (  kirzer als ..?7 ) gibt es aus verschiedenen  Griinden.
Reflexartig fallt den meisten dabei die Beendigung der Hilfe nach § 34 bei Eintritt der Volljahrigkeit ein.
Diese Erfahrung verbunden mit einem angestiegenen Aufnahmealter erfordert es, dass eine stationare
Einrichtung die dort lebenden Jugendlichen im Rahmen eines Verselbstandigungskonzeptes auf die
Entlassung vorbereitet. Voraussetzung fiir den Einstieg in die Verselbstandigung sind ein gelungener
Beziehungsaufbau und emotionale Stabilitat. Die Bereitschaft zur Mitarbeit und Selbstreflexion ist gleichfalls
notwendig. Im Rahmen eines Stufenmodells werden fiir die einzelnen Bereiche Schritte und Teilziele
festgelegt. Die Verselbstandigung und Vorbereitung auf die Entlassung kann an unterschiedlichen Orten
stattfinden: in der Gruppe oder in einer Trainingswohnung/ tragereigenen Wohnung. Der Aufbau, die Pflege
bzw. die Stabilisierung eines sozialen Netzwerks ist neben der notwendigen Bewaltigung der
Jlechnokratischen’ Ziele der Alltagsbewaltigung eine wichtige Aufgabe bei der Vorbereitung auf eine
Entlassung und ein wesentlicher Erfolgsfaktor.

Ausgehend von der Annahme, dass Heimerziehung eine zeitlich befristete Hilfe zur Erziehung ist und das
Ziel hat, langfristig wieder das Zusammenleben in der Familie zu gewahrleisten, spielt die Vorbereitung der
Riickfilhrung bzw. die qualifizierte Elternarbeit von Anfang an eine immer wichtigere Rolle.
Die Uber die im Alltag dblichen spontanen Kontakte hinausgehende Elternarbeit zur Erreichung dieses Ziels
nimmt an Bedeutung zu und erfordert Qualifikationen und Ressourcen, die Uber das in der bisherigen
Heimerziehung zu leistende ubliche Mal hinausgehen. Zuséatzlich ist die Vernetzung mit anderen Hilfearten
gefordert.

Eine besondere Variante dieses Konzeptes stellt unsere familienbegleitende Wohngruppe dar. Die Kinder
wohnen an fiinf Tagen in der Gruppe; ihre Eltern halten sich — entsprechend der jeweiligen Verabredungen —
zu bestimmten Zeiten ebenfalls dort auf, verbringen Zeit mit ihnen, fihren Gespréache mit den
sozialpadagogischen Fachkraften. Die Aufenthaltsdauer in der familienbegleitenden Wohngruppe betragt in
der Regel zwei Jahre. Voraussetzung fir eine Aufnahme ist die Fahigkeit und Bereitschaft der Familie zur
Mitarbeit.
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AbschlieBende Bemerkungen zu den Fragen nach Struktur- und Prozessqualitat und letztlich der Frage nach
guter Heimerziehung:

Heimerziehung ist die starkstmdgliche Einflussnahme der 6ffentlichen Jugendhilfe auf die Lebenssituation von
Kindern, Jugendlichen und ihren Familien. Sie bedeutet ein hohes MalR an Verantwortung und erfordert
Transparenz, Achtsamkeit und Mitwirkung aller Beteiligten.

Gute Heimerziehung schutzt die Kinder und Jugendlichen. Sie kimmert sich um ihr korperliches und seelisches
Wohlbefinden. Sie achtet auf die Rechte der Kinder und Jugendlichen; sie ermdglicht alters- und situationsange-
messene Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren.

Gute Heimerziehung nimmt Kinder und Jugendliche so an wie sie sind. Sie macht ihnen verlassliche Bezie-
hungsangebote und bietet ihnen Orientierung. Die Erfahrungen der Kinder, ihre Ressourcen, Méglichkeiten und
Lésungsstrategien sind die Basis fiir inre Entwicklungsforderung.

Gute Heimerziehung respektiert und fordert die Individualitdt der Kinder und Jugendlichen, die sich aus dem
Hintergrund unterschiedlicher kultureller Erfahrungen ergibt.

Gute Heimerziehung bietet den Kindern und Jugendlichen Rickzugsmadglichkeiten und ein Leben und Wohnen in
einem Uberschaubaren ,Zuhause auf Zeit‘. Sofern es nicht das Wohl des Kindes oder Jugendlichen gefahrdet
und es seinem Wunsch entspricht, ist eine Rlckkehr in das familidre Umfeld ein Ziel der Arbeit der padagogi-
schen Fachkréfte.

Gute Heimerziehung bezieht die Eltern oder andere familiare Bezugssysteme und das soziale Umfeld in die Ar-
beit mit ein. So weit moglich sollte Heimerziehung daher in deren Nahe stattfinden.

Gute Heimerziehung begleitet, stitzt und fordert Kinder und Jugendliche auf ihren jeweils sehr individuellen Ent-
wicklungswegen. Dies kann sich in einem sehr intensiven padagogisch-therapeutischen Setting ausdriicken oder
auch in einer Forderung und Begleitung der Verselbstandigung alterer Jugendlicher und junger Erwachsener.

Gute Heimerziehung erfordert qualifizierte Fachkrafte, die sich nicht Gberfordert sondern angemessen unterstiitzt
und bezahlt fiihlen.

Gute Heimerziehung = moderne Heimerziehung ist mehr als die Betreuung und Versorgung von 10 Kindern und
Jugendlichen rund um die Uhr. Sie verbindet stationare mit ambulanten Settings, arbeitet mit dem
Familiensystem, begleitet Ubergénge und Riickfiihrungen, hat eine Vielzahl von Kooperationskontakten und ist
fallunabhangig in Netzwerken im Sozialraum/ in der Region aktiv.
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Themenkomplex 2

Wie ist der Stand bei Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren, die das SGB VIl inzwischen von jeder
Einrichtung fordert? Was kann und muss verandert werden?

Welche aktuellen Erfahrungen wurden im Anschluss an das Demokratie-Projekt mit diesen Verfahren gemacht?

Beteiligungsverfahren
Rechtekatalog und Verhaltenskodex wurden im Rahmen des Projektes mit den Kindern und Jugendlichen
ausgearbeitet

Nach einem Jahr Uberarbeitung des Rechtekataloges durch einen Workshop mit den Kindern, Jugendlichen
und Mitarbeitern inkl. angeleiteter Vorarbeit in den einzelnen Gruppen

Ubersetzung des Verhaltenskodex in einfache Sprache

Einfihrung des neuen Uberarbeiteten Rechtekataloges und des VK einfache Sprache in den Teams
(Vorarbeit mit den Mitarbeitern) und dann in den Gruppen

Beschwerdeverfahren
Als Beteiligungsprojekt, d.h. mit den Bewohnern zu der besonderen Thematik Beschwerde arbeiten und die
spezifischen Wiinsche herausarbeiten.

Workshop mit den Kindern und Jugendlichen, um die Winsche und Ideen auszuarbeiten und die
gemeinsame Arbeit durch Mdglichkeiten des Austauschs unter den Gruppen befliigeln.

Umsetzung der Wiinsche durch eine Steuerungsgruppe/ Partizipationsbeauftragte
Wahl der Vertrauensbetreuer in den Gruppen

Ausarbeitung und Umsetzung des konkreten Verfahrens mit den gewahlten Vertrauensbetreuern iber eine
Steuerungs-/Projektgruppe

Welche Bedeutung kénnen Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren bei der Definition von Regeln im Alltag,
beim Umgang mit Regelverletzungen haben?

Beteiligungsverfahren sollten dafir sorgen, dass Kinder und Jugendliche an der Aufstellung von Regeln
beteiligt werden und somit mitentscheiden kénnen. Regeln, an deren Aufstellung Jugendliche selber beteiligt
waren und die sie selbst verabschiedet bzw. denen sie selbst zugestimmt haben, haben in der Regel eine
hohere Akzeptanz, v.a. in der Krise.

Regelverletzungen kénnen nicht nur von den Kindern und Jugendlichen stammen, sie kénnen auch auf
Seiten der Mitarbeiter vorkommen. In beiden Fallen kann ein Beschwerdeverfahren helfen, mit diesen
Regelverletzungen umzugehen, wenn ein Kind oder Jugendlicher sich nicht gehért fiihlt oder mit einer
L&sung nicht einverstanden ist.

Bei unfairen Umgangsweisen mit Regeln oder Konsequenzen oder auch unfairen Regeln an sich kann das
akzeptierte Beschwerdeverfahren helfen, zu einer fairen Konsequenz bzw. einem angemessenen Umgang
mit Regeln zu gelangen.
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Bei einer Regelverletzung stellen tatséchlich umgesetzte Beteiligungskonzepte sicher, dass das Kind/ der
Jugendliche an der Entscheidung iber eine Konsequenz beteiligt wird. Im Fokus steht nicht eine Strafe,
sondern der Aushandlungsprozess, der eine intensive Beschaftigung mit der Regelverletzung und dessen
Konsequenzen sicherstellt.

Welche Bedeutung kénnen sie fir die Beziehung zwischen Kindern/Jugendlichen und den
Betreuungskraften haben, welche bei der Bewaltigung individueller Sorgen und Note der jungen Menschen?

Beteiligungsmaoglichkeiten geben den Kindern und Jugendlichen ein Gefiihl der Selbstwirksamkeit. Sie
erleben, dass ihre Sorgen, Note, Beschwerden oder Vorschlage gehort werden und sich damit
auseinandergesetzt wird. Dieser Umgang durch die Mitarbeiter macht sie vertrauensvoller und verlasslicher.
Die Kinder und Jugendlichen erleben, dass sie sich auf einen vertraulichen Partner auf Augenhéhe verlassen
kénnen. Sie werden mutiger und stérker und sind somit besser vor Ubergriffen geschiitzt, weil sie Unrecht
schneller als solches erkennen und melden.

Vieles bleibt aufgrund von Hoffnungslosigkeit, etwas erreichen zu konnen ungesagt. Das Gefiihl selbst etwas
bewirken zu kdnnen, kann diesen Zustand verbessern.

Wie kdnnen diese Erfahrungen verbreitert werden, welche Mdglichkeiten werden im Land gesehen, sie weiter zu
fordern, zu koordinieren, welche Funktion und Einbindung sollte die Beschwerdestelle fiir Kinder und
Jugendliche in Heimen haben?

Fordergelder fiir alle Einrichtungen entsprechend ihrer Grolke zur Verfugung stellen. Diese Fordergelder
sollten gebunden sein an den Zweck der Erweiterung/ Vertiefung von Beteiligungs- und
Beschwerdeverfahren.

Benennen von Kinderschutzbeauftragten bei allen Tragern bzw. Dachverbanden

Stellen, die mit fachkundigen Mitarbeitern (z.B. Multiplikatoren flir Demokratie in der Heimerziehung) besetzt
werden, die z.B. das Landesjugendamt bei der Kontrolle der Umsetzung des §8 SGB VIII unterstitzen. Diese
Mitarbeiter konnten alle Einrichtungen im Land besuchen und mit ihnen gemeinsam zu den Themen
arbeiten, um so einen realistischen Eindruck des Standes und Forderungsbedarfs der Einrichtungen zu
erhalten. Dabei sollten aber auch Einrichtungen eine weitere Férderung erhalten, die bereits sehr weit in der
Entwicklung von Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren sind, um diese nicht zu benachteiligen und ihre
Arbeit zu wiirdigen und weiter zu férdern.

Die Beschwerdestelle fiir Kinder und Jugendliche der Heimerziehung sollte alle Beschwerden sehr ernsthaft
aufnehmen und bearbeiten. Beschwerden, die einer weiteren Klarung mit den entsprechenden Einrichtungen
bediirfen, sollten entsprechend vor Ort mit den Einrichtungen bearbeitet werden. Gravierende Missstande
sollten den Einrichtungsleitungen/ Tragern mitgeteilt, die Veranderung Uberprift und ggf. weitergeleitet
werden an das Landesjugendamt.

( Jana Heckert, Beauftragte fiir Partizipation in der Jugend- und Familienhilfe der AWO )
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Themenkomplex 3

Welche Kooperationsstrukturen bestehen im Alltag mit dem Schul- und Ausbildungsbereich und welche
Erfahrungen wurden mit den dortigen Angeboten gemacht?

Chancen, Risiken und Notwendigkeiten im allgemeinbildenden Bereich in Schulen

Grundsatzlich besuchen die Kinder und Jugendlichen, die wir aufnehmen, weiter ihre bisherige Schule ( sofern in
zumutbarer Nahe ) bzw. die ortlich zustandige Schule. Ein regelmaRiger und verlasslicher Kontakt zwischen der
Einrichtung und der Schule ist die Voraussetzung fir eine erfolgreiche Arbeit. Wir sehen uns dabei als Trager in
einer Bringschuld. Je nach personlichem Engagement und anderen Belastungsfaktoren in der Schule gelingt es,
fur das Kind/ den Jugendlichen den Schulbesuch zu einem positiven Ende zu filhren. Das ist nicht unbedingt
gleichzusetzen mit einem qualifizierten Bildungsabschluss, bedeutet fir manche Jugendlichen insbesondere
aber, dass der Schulbesuch regelmaRig stattfand.

Die Bereitschaft der Schule zu individuellen Ldsungen, eine positive Grundhaltung und persénliches Engagement
der Lehrkrafte sind die notwendigen Elemente fir gute Zusammenarbeit. Dies setzt auch voraus, dass die Schule
entsprechende Ressourcen zur Verflgung hat.

Chancen, Risiken und Veranderungsnotwendigkeiten in der beruflichen Bildung

Derzeit verlassen etwa die Halfte der bei uns lebenden Jugendlichen die Schule mit einem Abschluss. Es gelingt
immer seltener danach der Einstieg in eine Berufsausbildung.

In groRen Betrieben fallt es schwerer, die Jugendlichen zu halten und dort Verstandnis fiir ihre besondere
Lebenssituation zu wecken. Mit kleineren, insbesondere Handwerksbetrieben haben wir positivere Erfahrungen
gemacht. Voraussetzung ist in jedem Fall ein offener Umgang miteinander und ein guter Kontakt zwischen
Einrichtung und Betrieb.

GroRtenteils problematisch verlauft die Integration in MalBnahmen der Berufsfindung oder Berufsvorbereitung.
Hier finden sich Jugendliche ohne oder mit nicht ausreichendem Schulabschluss wieder. Die Motivation ist
gering, die Perspektive ebenso. Mit den jeweiligen Bildungstrdgern konnen im Einzelfall kreative Losungen
erarbeitet werden. Beim Scheitern einer Mallnahme gibt es allerdings haufig leider durch das JobCenter keine
,zweite Chance’ mehr.

Wir stellen fest, dass sich in diesem Bereich die grundsatzliche Problematik: fehlender/ mangelhafter
Schulabschluss und fehlende berufliche Perspektive fir Jugendliche aus der Heimerziehung noch verschérft.

Libeck, den 30. Mai 2016

Eveline Kuring-Arent
Leiterin der Jugend-und Familienhilfe
AWO Schleswig-Holstein gGmbH
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Schleswig-Holstein ;_ Schleswig-Holstein
Der echte Norden Ministerium flr Schule
‘( und Berufsbildung

Vorbereitung zum Runden Tisch des Sozialausschusses
»Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein“ am 02. Juni 2016

hier: Schulische Angebote fir Kinder und Jugendliche in der Heimerziehung
1. Grundsatz
e Schulpflicht beinhaltet eine Pflicht und ein Recht (vgl. § 20 Abs. 1 SchulG)
o Kinder und Jugendliche, die in Einrichtungen der Heimerziehung leben, haben das
Recht eine Schule zu besuchen
e Grundsatzlich stehen ihnen damit alle schulischen Angebote des Landes offen
(alle Schularten, alle Schulen und alle Méglichkeiten besonderer Férderung durch
die multiprofessionellen Teams an Schule)

2. Unterstutzungsangebote bei Férderbedarf im Bereich der emotionalen und
sozialen Entwicklung
e Kinder und Jugendliche, die in Einrichtungen der Heimerziehung leben, haben
h&ufig einen sonderpadagogischen Forderbedarf im Bereich der emotionalen und
sozialen Entwicklung
e Schilerinnen und Schiler mit diesem Férderbedarf werden in Schleswig-Holstein
inklusiv beschult und erhalten Unterstitzung durch daflir ausgebildete Lehrkrafte
fir Sonderpadagogik
e an jedem Forderzentrum gibt es Lehrkrafte mit der Fachrichtung emotionales und
soziales Verhalten und in jedem Kreis/jeder kreisfreien Stadt gibt es
Kreisfachberater und Kreisfachberaterinnen fir schulische Erziehungshilfe

3. Konzepte der Kreise und kreisfreien Stadte

o Kreisfachberater und Kreisfachberaterinnen haben auch die Aufgabe, die
Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe zu koordinieren

e unter ihrer Federflhrung sind in allen Kreisen/kreisfreien Stadten Konzepte zur
schulischen Erziehungshilfe entwickelt worden, die auch Routinen zur
Zusammenarbeit mit den Einrichtungen der Heimerziehung beinhalten

¢ in einigen Fallen erfolgt aus erzieherischen/padagogischen Griinden zunachst eine
Beschulung in der Heimeinrichtung, um die Kinder und Jugendlichen auf den
Besuch der éffentlichen Schule vorzubereiten (vgl. § 43 JuF6G)

4. Weitere Schritte
e im Entwurf der KJVO (vgl. § 6 Abs.3) werden die Trager der Einrichtungen zur
Heimerziehung verpflichtet, jedes schulpflichtige Kind oder Jugendlichen der
zustandigen unteren Schulaufsichtsbehdrde anzuzeigen
e das Ministerium far Schule und Berufsbildung wird die dann folgenden Ablaufe per
Erlass regeln, mit dem Ziel einer noch starkeren Verlésslichkeit und einer
Standardisierung

II1 22 / Claudia Schiffler 111 222 / Kirsten Fischenbeck-Ohlsen

Dienstgeb&dude Jensendamm 5, 24103 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-5888

Haltestelle Lorentzendamm, Buslinien 11, 81, 91, 501, 502, 900, 901

Poststelle@bimi.landsh.de | www.msb.schleswig-holstein.de

E-Mail-Adressen: Kein Zugang fiir elektronisch verschllisselte Nachrichten. 136 von 260
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Stellungnahme

zum Entwurf der KJVO

des Landes Schleswig-Holstein durch 17 Jugendliche
aus stationaren Einrichtungen der Jugendhilfe von 8 Tragem
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Am 28.10.2015 arbeiteten 16 Jugendliche und eine Mutter aus
verschiedenen Kinder- und Jugendeinrichtungen des Landes
Schleswig-Holstein an einer Stellungnahme zum neuen Entwurf
der KIVO Schleswig-Holstein. Die Jugendlichen betrachten sich
aufgrund ihrer Zugehorigkeit zu den Einrichtungen als
besondere Expertinnen, die Ergebnisse sollen in die Beratungen
zu der neuen KJVO malgeblich einflieBen. Grundlage ist dabei
der §8 (1) des Kinder- und Jugendhilfegesetzes sowie der §4(1)
des Jugendférderungsgesetzes Schleswig-Holstein.

Diese Zusammenfassung des Workshops besteht aus zwei
Teilen:

1. Darstellung des Prozesses mit (Zwischen-) Ergebnisseen
2. Stellungnahme zum Entwurf als Synopse

Die JugendExpertinnen wurden in der Arbeit von zwei externen
Beteiligungsmoderatorinnen begleitet.

1. Verfahren

Vor der Begutachtung des Entwurfes der KIVO wurde ein
eigener Qualitatsrahmen geschaffen, sozusagen eine Messlatte
fir die neue Regelung. Dabei begann die Arbeit mit der
Sammlung aktueller Problemlagen in den Einrichtungen. Aus
den genannten Problemen wurden dann korrespondierende
Ziele diskutiert und festgelegt.
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Im weiteren Verlauf wurden die Probleme von den Zielen geldst
und nicht mehr weiter diskutiert. Diese Ziele waren die

Grundlage fiir die weitere Arbeit:
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Alle Ziele wurden auf Einzelkarten geschrieben, zugeordnet und

danach mit einer Punktvergabe gewichtet.
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Als Ergebnis entstand folgender Qualitdtsrahmen:

Realitdfsrahmen de!.

6
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Die wichtigsten Qualitdtsfaktoren fiir die Einschatzung einer
guten Kinder- und Jugendeinrichtung in der Rangfolge ihrer

Bedeutung:

1. Gerechte und individuelle Regeln

a.

Es gibt nur wenige Grundregeln, diese werden
gerecht fur alle angewendet. Andere Regeln werden
individuell ausgehandelt. Geldstrafen sind verboten,
Konsequenzen sind immer gerecht und werden auch
eingehalten. Kinder und Jugendlichen werden gerecht
als normale Menschen behandelt.

2. Mehr Geld selbststandig verwalten

a.

Es gibt mehr Taschen- und Bekleidungsgeld, tber das
die Kinder und Jugendlichen vollstandig allein
bestimmen kdnnen. Das Taschengeld wird je nach
Bedarf an allen Tagen in der Woche ausgezahlt.

3. Gute Fachbetreuerinnen, menschlich und gerecht

a.

Betreuerlnnen haben flexibel und gerecht zu sein,
dabei geben sie den Kindern und Jugendlichen
grundsatzlich einen Vertrauensvorschuss (Handeln
Uber Vertrauensbasis hinaus).

Betreuerlnnen lieben Kinder und geben die Chance,
zerstortes Vertrauen wieder neu aufzubauen.
Kontrollen werden individuell abgestimmt und es gibt
mind. einmal wochentlich ein Gesprach mit der
Bezugsbetreuung.

4. Gute und individuelle Einzelzimmer

a. Jede/r hat einen Safe. Die Zimmeraufteilung wird
gemeinsam besprochen und jede/r hat neue, schone
Mobel. Die Zimmer sind gleich groR, jede/r hat ein
Einzelzimmer (in einer Mutter-Kind-Einrichtung also 2
Zimmer fur Mutter und Kind)

Qualifizierte Fachbetreuung
a. Nur Fachkrdafte machen Betreuung, aber es ist
moglich, geeignete Personen einfach zu Fachkraften
umschulen zu lassen.

WiIan fiir alle
Altersgerechte Bettgehzeiten
Ambulante Betreuung fir Miitter - lockere
Handyregeln — gute, individuelle Erndhrung
a. Kinder entscheiden liber den Speiseplan mit
Jiingere diirfen nach Absprache auch zu Alteren — 1x im

Monat Berufsberatung — Jede/r trigt Verantwortung
fiir sich selbst — Jede WH hat einen eigenen Essbereich

7
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Mit diesem MaBstab wurde nun geprift, ob die neue KIVO auch
zu mehr Qualitdt in den Einrichtungen flihren kann. Dabei
wurden die verschiedenen Punkte der KJVO (gelbe Karten)

einem Check unterzogen.

Sofern der Punkt positiv bewertet wurde, lag die Karte im Plus
+. Wenn es auch nur eine Frage oder eine Kritik daran gab, lag
die Karte mit diesem Punkt im Minus. Die Kritik wurde dann auf
der Karte oder der Riickseite notiert. Hinzu kamen
andersfarbige (orange) Karten mit Erganzungen. Das sind
Aspekte, die aus Sicht der JugendExpertinnenKommission in der
KIVO noch fehlen und aufgenommen werden miissen.
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Diese Ergebnisse sind in Teil 2 als gut lesbare Synopse
dargestellt. Die JugendExpertinnenKommission beendete die
Arbeit zufrieden, gab dem Entwurf des Ministeriums die
Schulnote 3,23 und beschloss, die Ergebnisse personlich der
Ministerin Kristin Alheit zu (ibergeben und dabei die einzelnen
Punkte zu erlautern. Folgende Teilnehmende wollen ins
Ministerium fahren:
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2. Inhaltliche Stellungnahme zum Entwurf der KJVO (Bearbeitet wurden ausgewahlte Paragraphen des zweiten Abschnitts)

Paragraph Inhalt positiv Inhalt negativ Kommentar Ergdnzungen
§5 (1) = Jeder wird
Allgemeine Einrichtungen gewahrleisten menschlich
Voraussetzungen Erziehung, Bildung, behandelt.
Betreuung, Unterkunft und =  Gruppenregeln
Schutz von Kindern und werden individuell
Jugendlichen ausgehandelt
=  Recht auf Ausbildung
(2) fir junge Mitter und
Betriebliche Situation Unterstiitzung bei
(Rdume, Fachkompetenz, Einschulung oder
Wirtschaftliche Situation, Weiterbildung
Personal) darf das Wohl der
Kinder und Jugendlichen
nicht gefahrden Zu (3):

(3)

Trager arbeitet mit
Sorgeberechtigten, anderen
wichtigen Bezugspersonen,
dem Landesjugendamt,
Amtern, Behérden, sowie

Schulen zusammen und stellt

die Mitwirkung aller
beteiligter Fachkrafte sicher

(4)

Unterstitzung der
gesellschaftlichen und
sprachlichen Integration,
Respektieren der kulturellen
und religiésen Unterschiede

Wer sagt, wer eine
wichtige Bezugsperson
ist und wer nicht?

11
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Paragraph Inhalt positiv Inhalt negativ Kommentar Ergdnzungen
§6 Aligemeine rdumliche (1)
Voraussetzungen Von den baulichen
Gegebenheiten darf keine
Gefdahrdung ausgehen
(2)
Rdumlichkeiten diirfen nicht
regelhaft von fremden
Personen genutzt werden
(3)
Geeignetes Freigelande fir
Freizeit, Sport und Spiel in
fuRlaufiger Entfernung
§7 Individualzimmer und (6) (1) Zu (1): =  Bei Mutter-Kind-

Gruppenraume

Gelegenheit Zimmer und
weiteren Wohnraum nach
personlichem Geschmack
mitzugestalten

Ab 6 Jahren Einzelzimmer,
hochstens
geschlechtergetrennte
Doppelzimmer.
Einzelzimmer mind. 8 m?
Doppelzimmer mind. 16m?,
Einzelzimmer in sonstiger
betreuter Wohnform mind.
12m?

(2)
Altersangemessene
Moblierung wird gestellt,

Da jeder ein Anrecht
auf ein eigenes Zimmer
hat.

Beim Doppelzimmer
individuelle
Entscheidung, kein
Zwang, kein Muss.
ZimmergroRe:
Einzelzimmer mind.
12m?, Doppelzimmer
mind. 24m?

EZ in sonst. Betreuter
Wohnform mind. 16m?
Zu (2):
Altersangemessene
Moblierung muss

Einrichtungen 2
Zimmer (je 1 fur
Mutter und Kind)

=  Zimmeraufteilung
wird gemeinsam
besprochen

Zu (2):
In jedem Zimmer muss ein
Safe sein, weil er nicht leicht

12
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Paragraph

Inhalt positiv

Inhalt negativ

Kommentar

Ergdnzungen

bei DZ ausreichend grolier,
verschlieBbarer Schrank fir
jeden Bewohner

(5)

Gruppenraum mind. 3m?
pro Kind

gestellt werden, auch
schdone Mobel.
VerschlieRbare
Schranke hat nicht
jeder!

Zu (5):

Gruppenraum mind.
3,5m? pro Bewohner

Zu zerstoren ist.

§8 Sanitarraume

(1)

Bei mehr als 4 Kindern und
Jugendlichen
geschlechtergetrennte
Toiletten + Waschraume

(2)
Separate Sanitadrbereiche fir
Betreuer

§9 Sonstige
Raumlichkeiten

§10 Unfallverhiitung

§11 Allgemeine fachliche
Voraussetzungen

§12 Platzzahlen

(1)

Hochstens 10 Platze in
Schichtdienstgruppen, 5
Platze in familienanalogen
Wohnformen

Zu (1):

Hochstens 3 Jugendliche pro
Wohnung in der
AulRenbetreuung
(Kommentar dazu: 4 sind
auch ok!)

§13 Rechte der Kinder
und Jugendlichen

(1)
Umgangsrechte zwischen
Kindern und Jugendlichen

Zu (1):
Man sollte Félle immer von
zwei Seiten betrachten/ man

13
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Paragraph

Inhalt positiv

Inhalt negativ

Kommentar

Ergdnzungen

und ihren Eltern, GrolRReltern,
Geschwistern und anderen
sozialfamilidren
Bezugspersonen missen
unterstiitzt werden.
Einschrankungen des
personlichen Umgangs und
Briefverkehrs nur mit
Einwilligung der
Sorgeberechtigten

(2)

Respektieren der
Bewegungsfreiheit, Freiheit
der MeinungsduBerung,
sowie der Information aus
allgemein zugdnglichen
Quelle

(3)

Kérperliche Bestrafungen,
seelische Verletzungen und
andere entwirdigende
MafRnahmen sind verboten

(3)

Einschrankende
padagogische Malknahmen
nur in unbedingt
notwendigem Ausmal} +
zeitlich begrenzt.

muss immer zweiseitig
denken!

Sorgeberechtigte missen
belegen/ argumentieren
kénnen, warum nicht oder
warum schon.

Zu (2):

Menschenwiirde wird bei
jedem Einzelnen individuell
geachtet

Zu (3):

Einschrankende pad.
MaRnahmen muss dem
Jugendlichen begriindet
werden

AulRerdem:
Gerechte personliche Regeln
als Recht

§14 Taschengeld

Taschengeld nach Gesetz
und
Zur freien Verfligung

Das TG nach Gesetz ist
doof, da es zu wenig
ist.

Taschengeld soll erhoht
werden!

§15 Dokumentation

(1)
Fihren von Einzelakten fir
jeden Bewohner

(2)

Herausgabe der
personlichen Unterlagen an
Sorgeberechtigte oder

Zu (2):

Personliche Unterlagen
sollten nur dem
Bewohner gegeben

Kinder und Jugendliche
sollten zwischendurch lesen,
was Uber sie geschrieben
wird.

14
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Paragraph Inhalt positiv Inhalt negativ Kommentar Ergdnzungen
Jugendlichen werden

§16 Wirtschaftliche

Voraussetzungen

§17 Aligemeine (1) Zu (1): Zu (1):

personelle Personlich und fachlich Manchmal sollten Wir missen mit gefragt

Voraussetzungen geeignetes Personal Ausnahmen gemacht werden, wenn ein neuer

werden

Betreuer eingestellt wird.

§18 Fachkrifte, weitere
Krafte

(1)
Betreuung und Erziehung nur
durch Fachkrafte

(5) Personen ohne
Ausbildung zur
Unterstltzung und fr
Nachtbereitschaft

§19 Personalbedarf

(1)

4,6 Fachkrafte auf 10 Kinder
und Jugendliche
mindestens aber 3,4
Fachkrafte plus
Nachtbetreuung

Zu (1):
Mindestens 2 Betreuer pro
Tag

AulRerdem:

= Einfache Umschulung
(Moglichkeiten) far
qualifizierte Leute

= Nur Fachkrafte
machen Betreuung

= (Kommentar dazu: Ist
unnoétig, da auch z.B.
Praktikanten uns
betreuen kdnnen)

§20 Medizinische

15
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Paragraph Inhalt positiv Inhalt negativ Kommentar Ergdnzungen
Versorgung
§21 Beteiligung und (1) (3) Zu (3): Beteiligung auch am Thema

Beschwerdeméglichkeiten

Geeignete Verfahren der
Beteiligung

Moglichkeit zur Beschwerde
in personlichen
Angelegenheiten

Schriftlich niedergelegt

Bei Aufnahme bekannt
gemacht

(2)

Beteiligung an
Entscheidungen, die sie
individuell oder als
Gruppenmitglied betreffen
- dem Entwicklungsstand
entsprechend-

Moglichkeit direkt mit dem
Landesjugendamt und
sonstigen
Ansprechpersonen in
Kontakt zu treten

Vom Prinzip ist die
Moglichkeit da, aber es
dauert sehr lange bis
etwas passiert/ jemand
reagiert, sodass die
Aktion nicht mehr akut
ist.

Taschengeld

16
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Teilnehmende Jugendliche:

MeR Jean-Pascal, 14, Wohngruppe Breiholz

Fey Mailina, 15, AWO SH, WG Schréder

Hardow Jaqueline, 15, AWO SH, WG Schroder

JeR Alexandra, 13, AWO SH, WG Schroder

Blazenko Michelle, 15, Elisabethheim, Haus Osterkoppel
Esmeray Mutlu, 13, Elisabethheim, Haus Osterkoppel
Vos Christian, 17, Kinderheime Erwin Steffen

Richter Denise-Mandy, 17, Kinderheime Erwin Steffen
Helmandi Mehdi, 18, Lebensraum auf der Domane
Tapor Gabriela, 34, Die Wattenbeker

Schom Lennard, 15, Die Wattenbeker

Armbruster Christoph, 16, Die Wattenbeker

Liedtke David, 14, Die Wattenbeker

Kaffan Torge, 14, Wohngruppe Alt Duvenstedt

Bayar Celine, 14, Wohngruppe Alt Duvenstedt

Wiallo Winni, 14, Wohngruppe Alt Duvenstedt

Pommerenke Alisha Venice, 14, Elisabethheim, Haus Osterkoppel

17
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Verantwortlich fir Moderation und Dokumentation:
Jana Heckert, Multiplikatorin fiir Demokratie in der Heimerziehung, Ellerau
Carsten Roeder, Trainer und Moderator fiir Kinder- und Jugendbeteiligung, Itzehoe

Verantwortlicher Projekttrager: Er. Ste. Tragergesellschaft, Molfsee

Gefordert von der Gemeinschaftsaktion Schleswig-Holstein Land fiir Kinder (Deutsches Kinderhilfswerk und Land SH)

18
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Diakonie &

Schleswig-Holstein

Statements fiir den Runden Tisch zur Situation der Heimerziehung
am 02.06.16

Herausforderungen an Fachlichkeit und Angebotsgestaltung: Milieuferne
Unterbringung braucht gute Rahmenbedingungen

Far eine milieuferne Unterbringung bedarf es aufgrund der weiteren Entfernung
zusatzlicher Ressourcen, fur Fahrtkosten, fur Fahrtzeiten. Eine milieuferne Unterbringung
darf nicht der Grund dafir sein, dass eine aufsuchende Arbeit in der Einrichtung nicht
stattfindet. Zur Fachlichkeit gehort, dass die/der fallzustandige Mitarbeiter/In des ASD
die ausgewahlte Einrichtung kennt und das, um das Kind oder den Jugendlichen in
seinem neuen Umfeld zu erleben und sich Uber die Unterbringung ein Bild machen zu
kénnen, auch das Aufsuchen der Einrichtung in der Regel im Rahmen eines
Hilfeplangespraches gehdrt. Erfolgt dies nicht kann es im Einzelfall negative
Auswirkungen auf eine positive Hilfegestaltung geben.

1. Veranderte Bedarfe landesweit in den Blick nehmen

Zunehmend kdnnen individuelle Bedarfe von sogenannten ,Systemsprengern® nicht in
Regeleinrichtungen gedeckt werden. Diese Entwicklung sollte fachlich auf Landesebene
diskutiert werden. Im Ergebnis werden dazu Empfehlungen benétigt, die dann auch als
Handlungsleitlinie fir Kommunen (und Trager) dienen.

Das gleiche gqilt fur ,wegbrechende” Angebotsstrukturen, beispielsweise bei den
Pflegefamilien.

2. Gemeinsam die Fachkriftegewinnung starken

Zur Deckung des zukinftigen Fachkraftebedarfs bedarf es einer gemeinsamen
Anstrengung.

Die Trager kénnen selbst fir Nachwuchs sorgen, in dem sie frihzeitig in Schulen,
Erzieherfachschulen und Fachhochschulen/Universitaten werben und ausreichend
Jobangebote und Praktikumsplatze anbieten.

Um langfristig attraktive Arbeitsstellen anbieten zu kénnen, bendtigen die Trager
geanderte Rahmenbedingungen. Neben den klassischen Fachschul- und
Fachhochschulangeboten werden berufsbegleitende Nachqualifizierungsmoglichkeiten
bendtigt, um z.B. nachtraglich den Abschluss der staatlich anerkannten Erzieherin, des
Erziehers zu erlangen.

3. Jugendhilfe endet nicht mit der Volljahrigkeit

Die Beendigung einer stationdren Hilfe sollte immer von dem Stand der
Verselbstandigung des jungen Menschen abhangen und nicht von der Erreichung der
Volljahrigkeit. Hilfen Uber die Volljdhrigkeit hinaus sind im SGB VIII vorgesehen. Die
Beendigung einer stationaren Hilfe sollte in jedem Einzelfall sehr sorgfaltig gepruft und
ambulante Hilfen berlcksichtigt werden. Dazukommend sollten in besonderen
Einzelfallen auch Hilfen, mindestens im niedrigschwelligen oder ambulanten Kontext, fur
junge Menschen der Altersspanne 21-27 Jahren moglich sein.
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Schleswig-Holstein

Stand der Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren? Was kann und muss
verandert werden?

1. Positive Entwicklung

Bundesweit wurden mit der Einfuhrung des Bundeskinderschutzgesetzes im Jahr 2012
alle Einrichtungen verpflichtet die Beschwerde- und Partizipationsverfahren in ihrer
Einrichtung dazulegen. Dies ist zu begriRen. Landesspezifische Veranstaltungen und
Projekte wie das Projekt Demokratie in der Heimerziehung und der nunmehr zum
dritten Mal stattfindende Landesjugendkongress mit dem Fokus Beteiligung, an dessen
Organisation und Durchfihrung diakonische Trager einen groflen Anteil haben, sind
wichtig, um die Thematik zu vertiefen. Zu begriflen ist auch die Einrichtung der
unabhangigen Beschwerdestelle. Sie ist eine wichtige weitere Adresse der
Beschwerde fir Kinder, Jugendliche und die Personensorgeberechtigten.

2. Partizipation von Anfang an:

Partizipation und Mitbestimmung ist wichtig vom ersten Kontakt mit dem Kind, dem
Jugendlichen und/oder dessen Familie und beginnt damit. Das Beteiligungs-
Beschwerdemanagement in der Einrichtung ist ein wesentlicher Aspekt, aber nur ein
Teil des Gesamtkonzepts einer Hilfe.

3. Ausweitung der Beschwerdestelle in die Landkreise :

Es wird empfohlen, die Beschwerdestelle zu regionalisieren, z.B. eine regionale Stelle
fir zwei oder drei Landkreise. Die einzelnen Jugendamter arbeiten in ihren Verfahren
unterschiedlich. Fir die Beratung und Unterstitzung der Kinder, Jugendlichen und
deren Eltern ist es wichtig, dass bekannt ist, wie ein Jugendamt arbeitet. Daher kdnnte
eine Regionalisierung sinnvoll sein. Zum Beziehungsaufbau zu dem Kind, dem
Jugendlichen und/oder den Eltern und zum Kontakt zu der Einrichtung ist zudem
sinnvoll in der jeweiligen Region verortet zu sein.

Kooperationsstrukturen im Alltag mit dem Schul- und Ausbildungsbereich und
Erfahrungen mit den dortigen Angeboten:

1. Beschulung in Regelschulen sicherstellen:

Wenn Kinder und Jugendliche aus anderen Bundeslandern in Schleswig-Holstein
stationar aufgenommen werden, muss fiur sie auch die Beschulung in Regelschulen
moglichst zeitnah sichergestellt werden, es sei denn es gibt individuelle
Ausschlussgriinde. Hierfir ist eine enge und gute Kooperation der Trager der
Jugendhilfe und der Schultrager weiter zu unterstiitzen und zu fordern.

2. Mehr individuelle Ausbildungsangebote schaffen:

Es fehlt noch an Chancen fur Jugendliche, die nicht auf den ersten Blick
ausbildungsgeeignet sind. Dazu bedarf es der Bereitschaft individuellere Lésungen zu
schaffen, die letztlich zum Ziel des Ausbildungsabschlusses fiihren, z.B.
Teilzeitangebote fur Jugendliche, die keinen gesamten Arbeitstag durchhalten,
Jugendliche mit Starken im praktischen Bereich, aber schlechten Schulnoten oder
fehlendem Schulabschluss, Sozialpadagogische Begleitung im Betrieb flr Jugendliche
mit Verhaltensproblemen.
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VPE-GESCHAFISFUHRUNG ® @ @ Verband privater
\ , Einrichtungen
der Kinder- und
® ® ® Jugendhilfe in
VIPE-Geschiiftsstelle - Holstenstrafde 36 , \ Schleswig-Tolstein
24582 Bordesholm - i11I'}:vpt_‘G}‘-)-'dh{)n.glc . . . VIPE e. V.

Ruf 04322, 58 45 30 + Fax 04322 69 16 96

VIPE-Ceschiaftsfuhrung - Tolstenstralie 36, 24582 Bordsholm

TeilnehmerInnen des Runden Tisches Heimerziehung
Gem. Verteiler

Statement des VPE zum Thema ,,Ortsnahe/Ortsferne bzw. auswirtige Unterbringung**

Ich gehe von den nachstehenden Hypothesen aus :

A.

Kinder/Jugendliche entwickeln nicht aus sich selbst heraus Probleme oder problematisches Verhalten.
Fehlentwicklungen/Defizite im psychischen, sozialen oder behaviouralen Bereich sind in der Regel das
Ergebnis von Interaktionen des sozialen Umfeldes (Familie, Nachbarn, Peergroups, sonstige
Bezugspersonen) mit dem Kind/Jugendlichen.

B.

Bundesweit in allen Jugendimtern/ASDs werden stationdre HzE (Heimunterbringung; Pfegefamilie)
nur dann in Betracht gezogen, wenn

- ambulante Hilfen vor Ort keine ausreichende Wirkung erbracht haben oder

- nach Lage des Einzelfalles klar ist, dass ambulante Hilfen nicht ausreichen.

C.

Sofern eine Fremdunterbringung notwendig und geeignet erscheint, wird stets eine wohnortnahe
Unterbringung bevorzugt, wenn

- dieser nicht spezielle Griinde entgegenstehen, z. B. besondere Probleme in den familiiren
Beziehungen, Einfliisse aus dem sozialen Umfeld, von Peergroups etc. 0. 4. und

- fiir den Einzelfall geeignete Leistungsangebote iiberhaupt wohnortnah verfiigbar sind

Wenn geeignet und verfiigbar sollte auch aus unserer Sicht moglichst eine wohnortnahe Unterbringung
erfolgen.

Dies geschieht nach unserer Kenntnis und Erfahrung in der Regel, da die Fachkolleglnnen in den ASDs
verantwortlich handeln und entscheiden.

Griinde fiir eine ortsferne Unterbringung konnen z. B. sein :
1. Wenn eine ortsnahe Unterbringung aus fachlichen Griinden ungeeignet ist, z. B. wenn
- die Ndhe zum bisherigen Milieu absehbar den Erfolg einer Hilfe verhindern wiirde

- aus fachlichen Griinden eine rdumliche Distanz zu den Eltern oder anderen Personen geboten ist
- zum Schutz des Kindes dessen Aufenthaltsort "geheim" bleiben soll
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In vielen Fillen liegen die Ursachen fiir eine Entwicklung, die das Kindeswohl beeintrichtigt, in familidren
Strukturen und/oder im bisherigen Milieu - z. B. heftige intrafamilidre Konflikte, psychische oder
Suchtprobleme der Eltern, Peergroups mit Drogen- und/oder krimineller Problematik, Mobbing.

(Hypothese A.)

Hier ist raumliche Distanz oft ein wesentliches Kriterium dafiir, dass Kinder ihre eigentlichen Ressourcen mit
entsprechender Hilfe aktivieren und sich entwickeln konnen.

2. Sehr viele Kinder/Jugendliche, fiir die stationire Erziehungshilfen angezeigt sind, brauchen nicht einfach
nur ein "Nachlernen", um lebenspraktische Fihigkeiten oder sozialvertrdagliche Verhaltensweisen zu
entwickeln oder kritische Verhaltensmuster zu veridndern.

Hiufig liegen z. B. Diagnosen wie ADHS o. 4. vor..

In den meisten Fillen liegen also auch seelische Verletzungen vor, die der Heilung zumindest aber der
Beruhigung bediirfen, damit Strategien entwickelt werden konnen, zukiinftig damit umzugehen, ohne sie z. B.
durch fremd- oder selbstverletzendes Verhalten, soziale Isolierung etc. zu "kompensieren".

In der hektischen Umgebung stiddtischer Ballungsraume diirfte dies eher schwer fallen.

3. Aus dem Vorstehenden ist ersichtlich, dass es relevante fachliche Griinde gibt, weshalb
Jugendhilfeeinrichtungen weniger in groB3stadtischen Umgebungen gegriindet werden, sondern eher in
tendenziell reizarmen lidndlichen Gegenden.

4. Eine ortsnahe Unterbringung ist in manchen Fillen unmdoglich, weil spezifische Fach-Einrichtungen mit
dem individuell erforderlichen Leistungsangebot in der ndheren Umgebung nicht vorhanden sind (z. B.
Kinder/Jugendliche mit erheblichen Erziehungsschwierigkeiten plus Diabeteserkrankung oder
Gewaltproblematik oder extremem Schulversagen/-phobie/-verweigerung oder speziellen Traumata usw.).

5. In den meisten stadtischen Gebieten ist entsprechender geeigneter Wohnraum fiir Einrichtungen kaum zu
finden.

Dies liegt zumeist an mangelnder Bausubstanz (Einrichtungen sind ,,Sonderbauten®), oft auch an den
Investitionskosten fiir stidtische Immobilien, die ein kleiner oder mittlerer Tréger gar nicht aufbringen kann
und die auch fiir groBBere Trager nicht langfristig tragbar sind.

Wenn geeignete freie Rdume ausnahmsweise zu finden sind, gibt es regelmiBig erheblichen Widerstand aus
der Umgebung - so wie auch bei Alten- oder Behinderteneinrichtungen, Kindergirten etc. ("Ist grundsitzlich
wichtig, aber bitte nicht im Haus nebenan....").

Fazit :
Weder ortsnahe noch ortsferne Unterbringungen sind a priori ,,gut* oder ,,schlecht*.
Im Sinne des Kindeswohles ist jeweils im Einzelfall zu priifen, ob sie geeignet sind.

Ein zusitzlicher Gedanke sei zum Abschluss erlaubt :

Auf Anfrage der offentlichen Triiger (Stddte, Landkreise) haben die Einrichtungstriger in Schleswig-Holstein
sozusagen aus dem Stand Plitze fiir ca. 1.600 Kinder und Jugendliche aus Afghanistan, dem Irak, Syrien und
anderen Landern geschaffen.

Soll nun ernsthaft dariiber gestritten werden, dass hiesige Einrichtungen auch Kinder aus Hamburg, Bremen
und Niedersachsen aufnehmen ?

Welche Frage wollen wir stellen, wenn ein Kind Hilfe braucht :
,,Woher kommst Du ?*“, oder ,,Was kann Dir helfen 7

& SR laides

Klaus Tischler
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Landesverband Schleswig:Holstein e.V.

yJugendworkshop“ am 19. Juli 2016

Am 19. Juli 2016 arbeiteten 18 Jugendliche und zwei junge Er-
wachsene aus verschiedenen Kinder- und Jugendhilfeeinrichtun-
gen des Landes Schleswig-Holstein an einer Stellungnahme im
Rahmen des runden Tisches zur Situation der Heimerziehungn in
Schleswig-Holstein. Der Sozialausschuss des Landes Schleswig-
Holstein hatte den Deutschen Kinderschutzbund Landesverband
Schleswig-Holstein als Trager und Organisator des Workshops
beauftragt.

Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen (im Weiteren Jugend-
liche genannt) waren Delegierte ihrer Einrichtungen und fungier-
ten als Expertinnen fiir ihre eigene Lebenswelt und ihre Einrich-
tungen.

Diese Zusammenfassung des Workshops besteht aus zwei Teilen:

Darstellung des Prozesses mit (Zwischen-) Ergebnisseen

2. Stellungnahme der Jugendlichen zu den Themen: Eure Le-
benswelt, Schule und Ausbildung, sowie Beteiligungs-
und Beschwerdemoglichkeiten

Die Workshopteilnehmerinnen wurden in der Arbeit von drei Be-
teiligungsmoderatorinnen begleitet, zwei davon extern und einer
als Angestellter des DKSB.

Im Anschluss an den Workshop fand eine Austauschrunde zwi-
schen den Jugendlichen und Politikern verschiedener Parteien

des Sozialausschusses, der Moderatorin des runden Tisches, Dr.
Vera Birtsch, sowie anderen Gasten unter Anwesenheit von
Presse statt. Am 29.09. wird es eine Prasentation durch die Ju-
gendlichen bei der Abschlussveranstaltung im Rahmen des run-
den Tisches zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-Hol-
stein geben.

Workshop (4): Leben und Arbeiten in der Heimerziehung Il: Workshop speziell fiir Jugendliche, 19.Juli 2016
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1. Darstellung des Prozesses mit (Zwischen-) Ergebnissen

Vor der Stellungnahme zu den drei Schwerpunktthemen: Eure Lebenswelt, Schule und Ausbildung und Beteiligungs- und Beschwerde-
moglichkeiten sammelten die Jugendlichen aktuelle Probleme zu den Schwerpunktthemen und weiteren Themen ihrer Wahl in ihren
Einrichtungen. Die vertiefende Bearbeitung erfolgte in vier Kleingruppen, die zufdllig zusammengesetzt wurden. Im zweiten Schritt erar-
beiteten die Jugendlichen korrespondierende Ziele zu jedem einzelnen Problem.
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Im dritten Schritt wurden die Probleme von den Zielen geldst
und nicht sichtbar zur Seite gelegt. Die Ziele sollten die Grund-
lage fur die Stellungnahme zu den Schwerpunktthemen sein
und wurden sichtbar im Raum ausgehangen.

Im Folgenden wurde nun mit Themen-Stellwanden in drei Klein-
gruppen an den Schwerpunktthemen gearbeitet. Im Vorfeld wur-
den die Jugendlichen gefragt, ob es aus ihrer Sicht ein weiteres
Schwerpunktthema gibt. Da diese Frage geschlossen mit ,,nein”
beantwortet wurde, blieb es bei den drei Kleingruppen und drei

Stellwanden.

Die Jugendlichen wanderten in drei Arbeitsphasen zu jeder Stell-
wand, um dort an je einem Schwerpunktthema zu arbeiten. An
jeder Stellwand gab es zum jeweiligen Schwerpunktthema drei
Fragen. Die Jugendlichen konnten nun neue Aussagen erarbei-
ten, Stellung zu den bereits vorhandenen Aussagen (aus den vor-
herigen Gruppen) nehmen und per Strichwahl eine Aussage un-
terstitzen. Dabei wurde jede Aussage aufgenommen, unabhéan-
gig davon, ob es sich nur um die Aussage einer Person/ Einrich-

tung handelte.

Landesverband Schleswig-Holstein e.V.
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Die Ergebnisse sind unter Ziffer 2 (Stellungnahme der Jugendlichen) auf Seite 9ff als gut lesbare Abschrift dargestellt.

ZUDPIaM
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Im weiteren Verlauf erarbeiteten die Jugendlichen zwei Prasen-
tationsformen fir die anstehende Austauschrunde mit Politike-
rinnen. Zum einen wurden Filmplakate zu den drei Themen erar-
beitet, zum anderen wurde eine inhaltliche Vorstellung der her-
vorzuhebenden Themen je Schwerpunkt erarbeitet.

Im Anschluss wurden die Ergebnisse prasentiert und mit den Po-
litikerlnnen und Gasten diskutiert.

7
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Einige Zitate der Workshopteilnehmerlnnen:

,Hygieneartikel, die vom
Taschengeld bezahlt wer-
den missen, wie z.B. Ra-

,Als Schiiler einen Neben-
job annehmen, um das Ta-
schengeld aufzubessern,
lohnt sich nicht, da ein
GrolRteil sofort an das Ju-
gendamt flieSt.”

sierklingen.”

,Schlafende Akten weckt
man nicht. Mein Jugend-
amt wusste nicht mal,
dass es mich gibt.”

LIERGIA fiir kinder|
Landesverband Schleswig-Holstein e.V.
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Die Workshopteilnehmerlnnen entschlossen sich dazu ihre Stellungnahme personlich in der Abschlussveranstaltung des runden Tisches

zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein am 29.09.16 zu prasentieren. Hierzu wurden die Namen und Erreichbarkeiten der
Jugendlichen gesammelt, die sich an der Prasentation bei der Abschlussveranstaltung beteiligen mochten.
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Landesverband Schleswig:Holstein e.V.
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2. Stellungnahme der Jugendlichen zu den Schwerpunktthemen (vgl. Seite 6)

Schwerpunktthema: Eure Lebenswelt

Was lauft gut?
Forderung der Hobbys
Die Betreuer gehen individuell auf die Probleme der Kin-
der und Jugendlichen ein
Individuelle Hausaufgabenbetreuung
Ausnahmen von der Regel sind moglich
Viele Freizeitaktivitaten
Es lauft in meiner Pflegefamilie gut
Viel Freiraum
Familiar
Es wird besonders darauf geachtet, dass die Ziele der Be-
wohner erreicht werden!
Es hat geordnete Struktur!
Selten Streit durch klare Regeln
Jeden Tag verschiedenes Essen (bei Ausfliigen auch aus-
warts)
Fit fiirs Leben durch
- Selbstandiges Kochen
- Selbstandiges Einkaufen
- Selbstandiges Putzen
Mitbestimmung der Termin- und Freizeitplanung
Eigene Zimmergestaltung
Eigenes Zimmer
Alle achten auf Sauberkeit
Man darf Fehler machen
Jeder darf sich frei entfalten
Betreuer nehmen Funktion als Schutzgeber ein

Landesverband Schleswig:Holstein e.V.

Was kénnte verbessert werden?

Dass die Betreuer individuell auf die Probleme der Kin-
der und Jugendlichen eingehen

Besuchsrechte individuell regeln

Planung des Alltags

Ein Recht auf Privatsphére (Zimmerschliissel)

Mehr Bekleidungs- und Taschengeld

In Gruppen mit Fliichtlingen mehr professionelle Unter-
stiitzung (Sprachlich)

Jugendhilfe soll die Organisation des WLAN iibernehmen
WLAN

Sauna

Konkrete Vorschlage?

Diskret im Umgang mit Kindern und Jugendlichen sein!
Wochenplan

Jugendhilfe dient als Kunde des WLANS

Besprechung

10

Workshop (4): Leben und Arbeiten in der Heimerziehung Il: Workshop speziell fiir Jugendliche, 19.Juli 2016

169 von 260



Schwerpunktthema: Schule + Ausbildung

Wie wirst du dabei unterstiitzt? Welche Schwierigkeiten gibtes?

Vertrauenslehrer einbeziehen Nicht geniigend Hilfe von qualifiziertem Personal
Gemeinsame Gesprache bei Problemen... Fiir die Alteren zu wenig schulische Unterstiitzung

...mit mir, Schule, Eltern, Erzieher_Innen Ritalin war sehr schlecht

Antragsbegleitung Androhung von Rauswurf wegen psychischer Instabilitat
Begleitung / Berufsberatung! Gehen nicht zum Elternabend

Gemeinsame Berufsorientierung Schulférderung nicht genug

Hilfe bei Suche des Ausbildungsplatzes Betreuer gehen nicht zum Elternabend + Zeugnisausgabe

Zusammenarbeit Schule — Jugendhilfe — Einrichtung
Schulbegleitung

Reintegration ohne Ritalin

Briicken bauen

Was konnte verbessert werden? Wie?

Mehr Forderung fiir Kinder und Jugendliche in Wohn-
gruppen von qualifizierten Personen

Kleinere Klassen

Hilfe bei den Hausaufgaben

Mehr Schulbetreuung fiir die Jiingeren!

Vertraute Personen in die Entwicklung mit einbeziehen.
Besondere Hilfe bei Priifungen! Vorbereitungen fiir Ab-
schliisse

Mehr Geld fiir schulische Nachhilfe/ Materialien
Nachhilfelehrer!

11
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Schwerpunktthema: Beteiligung und Beschwerdemaoglichkeiten

Wo + wobei wirst du beteiligt?

Bei der Lebensmittelauswahl (12x)
Gruppensitzungen (14x)

Bei den Regeln, aber nicht bei allen (14x)

Bei den Gruppenaktivitdten (Freizeitbeschiftigung) (11x)
Beim Bekleidungseinkauf — eigene Identitat (15x)
Beim Fernsehprogramm (12x)

Eigenbericht

Bei der Brillenauswahl (11x)

Bei Urlaubszielen (9x)

Bei der Hilfeplanung (15x)

Bei der Einrichtung (M&bel) (6x)

Bei der Essensbestellung /-gestaltung (13x)
Beim Entwicklungsbericht (8x)

Bei der Schulwahl (7x)

Bei der Geldausgabe (14x)

Ausgehzeiten (3x)

Bei der Zimmergestaltung (2x)

Mecker-/ Kummerkasten (7x)

Alle Beschwerdenummern hangen aus (11x)
Beschwerdestelle beim Amt (5x)

Beschweren beim Sachbearbeiter (9x)
Beschweren bei der Bereichsleitung (9x)
Beschweren beim psychologischen Dienst (7x)

Wobei mochtest du noch beteiligt werden?
Ausgangszeiten

Konsequenzen mehr selber entscheiden
Bei der Hausgestaltung

Bei der Zimmergestaltung

Bei Neueinziigen

Bei der Urlaubsplanung

Mehr Einbezug bei Entscheidungen
Erzieher sollen besser mit uns klar kommen
Menschen, die auf unserer Seite stehen
Putzplan

Bei der Personalauswahl

Weniger Kontrolle

Eigentum nicht einziehen
Beschwerdenummern aushdngen

Bei der Jugendamtsleitung beschweren kénnen

Wie kann das erreicht werden?

Mehr Konversation

Mehr Workshops

Gerechte Gemeinschaften: 1x pro Woche Treffen mit al-
len Jugendlichen und Betreuern

Mehr Entgegenkommen der Betreuer

12
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Teilnehmende Trager: Verantwortlich fiir die Moderation:

Arbeiterwohlfahrt Schleswig-Holstein gGmbH Angelika Thomsen, Kinder- und Jugendarbeit/ Sozialplanung/ Jugendhilfepla-

nung Stadt Glinde, Glinde/ Trittau
Deutscher Kinderschutzbund Landesverband e.V.

Jana Heckert, Multiplikatorin flir Demokratie in der Heimerziehung, Ellerau
Deutscher Paritatischer Wohlfahrtsverband

Marc Barth, DKSB Landesverband Schleswig-Holstein e.V., Kiel
Forum Sozial e.V.

Kinderheime Erwin Steffen

Verantwortlich fiir die Dokumentation:
Kinder- und Jugendhilfeverbund (KJHV)

] ] ) ) Jana Heckert, Multiplikatorin flir Demokratie in der Heimerziehung, Ellerau
Verein Kinder-, Jugend- und Soziale Hilfen e.V. (KJHS)

Deutscher Kinderschutzbund Landesverband Schleswig-Holstein e.V.
Norddeutsche Gesellschaft fiir Diakonie e.V.

Stiftung far christlich-soziale Dienste

Verband privater Einrichtungen in Schleswig-Holstein Verantwortlicher Projekttrager:

Deutscher Kinderschutzbund Landesverband Schleswig-Holstein e.V.
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5. Veranstaltung
08.09.2016

,Uumgang mit Grenzsituationen und mit
besonderen Zielgruppen”
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Thesenpapier Prof. Dr. Menno Baumann,
Professor fiir Intensivpadagogik, Fliedner-Fachhochschule Disseldorf

,Was tun mit den so genannten Schwierigsten?“

,Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Férderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit.”
SGBVIII, § 1

These 1:

Alle bisher untersuchten , Intensivpadagogischen MalRnahmen® - hierzu zéhlen vor allem die
Individualpédagogische Einzelbetreuung im In- und Ausland, die Therapeutischen Wohngruppen, Geschlossene
Unterbringung, niedrigschwellige Mafsnahmen wie ,,Bude ohne Betreuung“ oder Streetwork sowie offene Intensivgruppen

mit Verhaltenstherapeutischem (konfrontativem) oder Traumapédagogischem Schwerpunkt — weisen in den wenigen
vorhandenen Studien positive Wirkungen auf die jungen Menschen und deren Familien auf. Die
Unterschiede in ihrer Wirksamkeit sind quantitativ eher gering und pendeln sich zwischen 60-70 %
positiver Hilfeverldaufe ein. Auf Grund einer quantitativen, evidenzbasierten Forschung lasst sich die
oben genannte Fragestellung kaum beantworten.

Schwierig an dem Forschungsstand ist Gberdies:
- die Zahl der Studien ist gering
- viele der Studien sind Eigen-Evaluationen und somit nicht unabhangig
- die Zielgruppenbeschreibung der jeweiligen Angebote ist vage
- die Zugangsvoraussetzungen zu den einzelnen MalRnahmen sind kaum vergleichbar
- die einzelnen Settings, die zu einer Kategorie zusammengefasst werden, sind in sich extrem
heterogen
- auBer fur den Bereich der Geschlossenen Unterbringung fehlen Langzeitstudien vollig.

Insofern miissen wir konstatieren, dass es nur eine dirftige Forschungslage gibt — hier besteht
dringender Handlungs- und Forschungsbedarf.

These 2:

Es ist padagogisch gesehen hochst zweifelhaft, dass die Ausgangsfrage mit quantitativen Studien zu
beantworten ist im Sinne von: ,Das ist die beste MaBnahme, weil dort die meisten Erfolge erzielt
werden”. Erstens bleiben in jeder Studie zu viele Jugendliche ohne Erfolge lbrig — dies kann und darf
nicht ignoriert werden. Zweitens kann bezweifelt werden, dass der junge Mensch, der von einer
geschlossenen Unterbringung profitiert hat, der Selbe ist, der von einem niedrigschwelligem Angebot
oder einer AuslandsmalRnahme profitiert — und umgekehrt. Da die Anforderungen an den jungen
Menschen hochst unterschiedlich sind, ist zu erwarten, dass ein kritischer Hilfeverlauf in Setting A
sich in Setting B durchaus positiv hatte entwickeln kénnen.
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These 3:

Es fehlt in der Frage des richtigen Umgangs mit schwierigstem Klientel die Frage nach der Indikation!
Wem lassen wir welche Hilfe zukommen und warum? Diese Frage wird mehr von ideologischen
Grundeinstellungen sowie von der realen Verfiigbarkeit von Platzen entschieden als nach fachlichen,
fallorientierten Kriterien.

These 4:

Es gibt Faktoren in den Hilfesettings, die Gber ihre Qualitat entscheiden, und die unabhangig sind von
der Frage, um welche Hilfe es sich handelt, weil es qualitative Aspekte sind. Ob eine Hilfe als
qualitativ erfolgversprechend anzusehen ist, oder von Seiten der behordlichen Fiihrung als kritisch
eingestuft werden muss, sollte sich an solchen Kriterien ausrichten. Auf der Grundlage meines
Forschungsstandes lieRRe sich als ,,Qualitdts-Check” formulieren:

Intensivpadagogische” Angebote fiir , die Schwierigsten” sind (idealerweise) ...

.. konfliktsicher, deeskalierend und prasent,

.. reflektiert beziiglich Ndhe-Distanz, Bindung-Abgrenzung,

.. dranbleibend, haltend ausgerichtet und nicht (so schnell) abzuschtteln,

.. Kontinuitdt vermittelnd, auch (iber Phasenverldufe hinweg,

.. in ihrer Haltung verstehenden und traumasensiblen Ansatzen verpflichtet,

.. mit Konzepten des (emotionalen) Schutzes und der Sicherung der Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen ausgestattet,

... flexibel in der Umgestaltung des Settings, wenn naotig.
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Die fachliche Annaherung

Kinder, die Systeme sprengen -, Systemsprenger*?

Hoch-Risiko-Klientel, welches sich in einer durch
Briiche geprdgten negativen Interaktionsspirale

mit dem Hilfesystem, den Bildungsinstitutionen und der
Gesellschaft befindet und diese durch als schwierig
wahrgenommene Verhaltensweisen aktiv mitgestaltet.

(Baumann 2014)

Hypothese:

Um zu der Frage, welches Hilfesetting den
Jugendlichen (noch) erreichen konnte,
eine Antwort zu geben, miissen die Helfer
verstehen, welchem inneren Sinn das
Verhalten, welches den jungen Menschen
zum ,,Systemsprenger” macht, folgt!

Das padagogische System kampft also gegen die innere
Uberlebens- und Entwicklungslogik des jungen Menschen

Da die innere Not des gekrankten Kindes
immer starker ist als beruflich verordnete
Konsequenz, ziehen wir in diesem Machtkampf
zwangslaufig den Kiirzeren!

‘ Eskalationslogik!

07.09.2016
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Welcher Sinn kann eskalierendem Verhalten zugeordnet
werden?
Aus Fallanalysen von vermeintlichen ,,Systemsprengern“
konnte ein Motiv herausgearbeitet werden, das in
unterschiedlichen Nuancen ein Rolle bei dieser
Eskalationslogik spielt (vgl. Baumann 2010, Kap. 6):

Kontrolle

Kontrolle situativer . Kontrolle Gber die

Unsicherheiten K.ontrolle 'm Rahr’f\er} der Tragfahigkeit des
eigenen Biographie tber/ umgebenen Netzes
gegen das Hilfesystem

07.09.2016

e

Kategorie , A“
Eskalation als Kontrolle akuter situativer Unsicherheit

Ordnungsstrukturen der Umwelt/ Verhalten anderer
Menschen nicht/ schwer durchschaubar;
scheiternde Antizipation des Zukiinftigen;

-> Angst, Uberforderung;

Eskalation = Kausalitat = Sicherheit

Typische Merkmale:

- Erschaffung von Alternativen Lebensraumen/
Eigenwelten

- Erschaffung eigener Regel- und GesetzmaRigkeiten

- Nicht bewdltigte Lebensbedingungen

- Schwierige Kontaktaufnahmestrategien

- hdufig: Suchthaushalte oder schwere, unberechenbare

Gewalterfahrungen (gilt auch fur andere ngggien)

e

Kategorie ,B“:
Eskalation als Kampf um Autonomie gegen das Hilfesystem

Kernmotiv:

Hilfe wird als Ubergriff gesehen; ,Die wollen
was von mir!“; Annehmen von Strukturen
(anpassen) steht eigenen Zielen (ausbreiten)
entgegen
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Facetten der Kategorie ,B“:

B1) B2) B3)

- teilweise bewusste Ziele d. - Jugd|. Gbernehmen - unbewusste Ziele:

Jugendlichen Versorgungsauftrag flr Kontrolle tiber

- Enttauschung tber Mitglieder oder Erziehungshilfe-

gescheitertes Familiensystem | Strukturen in der Familie system nach

mischt sich mit Ablehnung - Jugendhilfe steht dem erlebtem

des Hilfesystems selbst auferlegten Kontrollverlust

- teilweise feste, das System | Versorgungsauftrag - Eskalation als Re —
erhaltende Rolle in der entgegen Inszenierung des
Familie; Machtkdmpfe mit | - bei Aufgabe der Rolle Verlustes/
Eltern, die in die Haltverlust Abbruchs
Einrichtung hineingetragen | - Versuchen, alte - selektive
werden Ordnung zu verteidigen/ Wahrnehmung der

wiederherzustellen angebotenen Hilfe

07.09.2016

Kategorie ,,C*:
Eskalation als Frage an Helfer: ,(Er-) Tragt Ihr mich?“

Kernmerkmale der Kategorie:

Véllige Entwurzelung; Kein ,gefiihltes Zuhause’ identifizierbar/
benennbar; Wo gehdre ich hin?’ Kernfamilie als Identitatsgrundlage
unbrauchbar

Verhaltensweisen, die Reaktion erzwingen:

internalisierende Verhaltensweisen (Nahrungsverweigerung,
Selbstverletzung)

externalisierend: ausagierendes Verhalten, das Kontrolle und
Kiimmern verlangt, personlich verletzendes Verhalten/
Respektlosigkeit

hoher depressiver Anteil

Ebene der Planung des nachsten Schrittes

Auf der Grundlage des Fallverstehens muss im
Rahmen der weiteren Erziehungs-, MalRnahme- und
Settingplanung eine Gleichberechtigung zweier
Fragen erortert werden:

1. Wie muss ein Setting aufgestellt sein, damit der
junge Mensch nicht dagegen kampfen muss?

2. Wie muss ein Setting aufgestellt sein, damit die
Mitarbeiter(innen) und die Rahmung insgesamt
den jungen Menschen aushalten kann?
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Hansestadt LUBECK =

Bereich Familienhilfen/ Jugendamt
Fachberatung fiir stationare Hilfen

Statement zu den Fragestellungen des Runden Tisches ,, Umgang mit Grenzsituationen und mit
besonderen Zielgruppen” am 08.09.16

Bei einem spontanen Riickblick auf die jungen Menschen in Inobhutnahme und stationarer
Vermittlung im Zeitraum 2015/2016), deren weitere Betreuung/ Vermittlung mit erheblichen
Schwierigkeiten verbunden war, ergibt sich eine Zahl von 15 Féllen, Gberwiegend Jungen ab 13
Jahren.

Meist handelte es sich um junge Menschen, die bereits eine oder mehrere stationare Hilfen erfahren
hatten, die durch einen Abbruch beendet wurden.

Losungsversuche waren die Suche nach anderen Einrichtungen, die geeigneter erschienen (oft unter
Zeitdruck aus der Inobhutnahme heraus), aus der Not heraus auch Riickgriffe auf spezialisierte
Einrichtungen (meist nicht mehr im Sozialraum moglich, mit maRigem Erfolg), individuelle
Malnahmen mit hohem Aufwand an Fachleistungsstunden, entweder an anderen Orten oder in der
Familie, ab 16 Jahren auch der Versuch der Betreuung in tragereigenem Wohnraum vor Ort, oft
gemald den Wiinschen der jungen Menschen, nicht mehr in ein Gruppenangebot vermittelt zu
werden.

AuslandsmalRnahmen werden von uns nicht eingeleitet. In der Vergangenheit hatten wir negative
Erfahrungen mit zwei mehrwochigen , Auszeiten” im Ausland, meist auf Wunsch des Tragers, um
einen Abbruch zu verhindern und mit durch Zustandigkeitswechsel ibernommenen
AuslandsmaBnahmen, die wenig Erfolg brachten und sich als kaum steuerbar erwiesen.

Ursachen fir Abbriiche sind vielfaltig:
In der Anbahnung/ Vermittlung

e Die Problematik und auf Grund dessen zu erwartende Betreuungserfordernisse sind vorab
nicht deutlich, weil verdeckt oder mangels Ressourcen (Arbeitszeit, Zeitdruck durch
krisenhafte Verldufe) nicht beleuchtet.

e Es wird nicht die passende Einrichtung gefunden (mdoglicherweise: Zeitdruck, wenig
Auswahlmoglichkeiten auf Grund geringer Freiplatzkapazitdten bzw. absagen nach
Fallschilderung; unzureichende Informationen wg. unvollstandigem Fallverstehen s.o.)

e Von vornherein kein Konsens mit dem jungen Menschen und/ oder der Familie Giber die
Malnahme grundsatzlich oder hinsichtlich der ausgewahlten Einrichtung

e Es gelingt keine tragfahige Beziehung zu den Betreuerlnnen in der Einrichtung (nicht
planbar)
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Im Verlauf:

e _Ermidung”in der Betreuung, auf Seiten der jungen Menschen (es geht nicht voran, in
Richtung auf Riickfiihrung in die Familie, Einrichtungsmuidigkeit)

o Ermidung auf Seiten der Einrichtung (wenig Fortschritte, Enttduschung liber Verhalten, kein
richtiger ,Draht” mehr zum jungen Menschen)

e Konkurrenzempfinden der Eltern gegeniiber der Einrichtung (auch umgekehrt?), kein
wirkliches Einvernehmen, Botschaften/ Rickkehrversprechen auBerhalb der offiziellen
Hilfeplangesprache

e Drucksituationen und Wegfall von Tagesstruktur bei Schulproblemen

e Auffalliges Verhalten erreicht eine bedrohliche Dimension (Gruppengeflige gerat in Gefahr,
Selbstgefahrdung, Gewaltandrohung /-ausiibung, Druck aus dem sozialen Umfeld etc.), die
Verantwortung fir die Gruppe scheint keine andere Moglichkeit mehr zu lassen, als die
MaRnahme zu beenden

An dem Punkt, an dem eine MaRnahme auf der Kippe steht und keine Uberleitung in eine
Anschlusshilfe ohne Abbruch gelingt, ist potentiell immer die Gefahr gegeben, dass ein
,Systemsprenger” geschaffen wird.

Bei tatsachlichem Abbruch ist jede Neuvermittlung von vornherein mit dem Etikett der bereits
(mehrfach) gescheiterten MalRnahme befrachtet.

Die nachste angefragte Einrichtung fragt zu Recht, was sie denn anders (besser?) machen soll, und
welche Konflikte nach einer Aufnahme zu erwarten sind, eventuell mit Folgen hinsichtlich der
Gruppenstabilitdt oder auch der Rechtfertigung nach AuBen (Umfeld, Heimaufsicht).

Daraus ergibt sich ein hohes Erfordernis, die Griinde fiir eine nicht erfolgreiche Mallnahme gut zu
analysieren, um auf diese Frage eine Antwort zu geben, die fir alle Beteiligten so schliissig wie
moglich ist und einen Neustart in einer anderen Einrichtung erleichtert.

Oft schon bei Einleitung und regelmaRig bei Abbriichen besteht ein Grundkonflikt zwischen dem
Erfordernis, schnell zu handeln und der Notwendigkeit eines grundlegenden Fallverstehens auch aus
der Sicht und unter Beteiligung des jungen Menschen.

Die Spirale, die entsteht, Losungen mit der heiRen Nadel, Abbriiche, Etablierung eines Status als
,Systemsprenger”, immer schwierigere Vermittlung in Hilfeformen usw. sind an anderer Stelle
bereits ausfuhrlich beschrieben

Rechtzeitig im Rahmen eines , Friihwarnsystems”, unter Einbeziehung aller jeweils relevanten
Akteure gemeinsam weiterzudenken, wenn die Dinge im stationaren Hilfeverlauf anfangen, aus dem
Ruder zu laufen, bietet eine Chance, diesem Verlauf entgegenzuwirken. Im Bedarfsfall einer Krise auf
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bereits vorhandene und eingespielte Kooperationen zuriickgreifen zu konnen, statt dann erstmals
(wenn lGberhaupt noch) an einen Tisch zu kommen, ist auf jeden Fall ein Vorteil.

Die Stabilisierung der bestehenden MalRnahme sollte im Krisenfall regelmaRig das vorrangige Ziel
sein, was ab einem gewissen Grade an Verhaltensauffalligkeiten oft jedoch viel leichter gesagt als
durchgehalten ist (Druck von auBen, ,besondere Vorkommnisse”, Belastung der Mitarbeiterinnen,
Belange anderer betreuter junger Menschen), und eventuell den Einsatz weiterer Ressourcen
verlangt.

Es ist auch nicht zwangslaufig ein Versagen, wenn sich herausstellt, dass eine Mallnahme tatsachlich
nicht (mehr) geeignet ist und neu geplant werden muss.

Wenn ein Wechsel unvermeidbar wird, gelingt eine Aufarbeitung und Einrichtungssuche im o.g.
Sinne vermutlich ebenfalls besser, wenn man bereits im Gesprach ist und nicht von heute auf
Morgen neue LOsungen, nicht selten aus einer zwischengeschalteten Inobhutnahme heraus,
gefunden werden miissen.

Es gibt einen Unterschied zwischen einem Abbruch nach Scheitern und einem MaRnahme Wechsel
auf Grund einer neu ausgerichteten Hilfeplanung.

Auszeit- Angebote und Clearing- Angebote jenseits der Inobhutnahmen, die im Krisenfall einen
Betreuungsrahmen bieten, der auffangt und allen Beteiligten ein Durchatmen ermdglicht, ohne die
Anforderungen reguldrer MalRnahmen zu stellen und Zeit fiir Beziehungsarbeit und gemeinsame
Planung schafft, kdnnen ein ergdnzendes Werkzeug zu bestehenden Angeboten sein.

Zur Einrichtungsspezialisierung:

Wir hegen eine wachsende Skepsis, was extra fir ,,schwierige Jugendliche” etablierte
Spezialeinrichtungen angeht.

Die Belegung solcher Angebote kann sinnvoll sein, wenn das Fallverstehen unter Einbeziehung des
jungen Menschen deutlich auf diesen Bedarf hinweist. Vermutlich werden diese Einrichtungen aber
nicht selten vor allem deswegen gewahlt, weil es scheinbar keine Alternative gibt.

Unsere Erfahrung ist, dass sich die meist gegebene Sozialraumferne und die Problemballung negativ
auswirken und es auch in diesen Einrichtungen zu abrupten Abbriichen kommt, zum Teil erstaunlich
schnell und grade deswegen, weil der junge Mensch genau das Verhalten gezeigt hat, fiir das er in
diese Einrichtung vermittelt wurde.
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Schleswig-Holstein

Statements fiir den Runden Tisch zur Situation der Heimerziehung am
08.09.16: ,Umgang mit Grenzsituationen und mit besonderen Zielgruppen”

Grundsatzliche Anmerkungen:

Die diakonischen Trédger arbeiten seit vielen Jahren mit ,,schwierigen” Kinder und Jugendlichen. Diese stellen den
kleineren Teil aller Hilfeempfanger/Innen der Hilfen zur Erziehung dar, kénnen aber aufgrund ihres umfassenden
und komplexen Hilfebedarfes die Mitarbeitenden vor zum Teil erhebliche Herausforderungen stellen. In Bezug
auf die Unterbringung schwieriger Kinder und Jugendliche ist derzeitig das Klima angespannt. Es besteht der
Eindruck, dass Einrichtungen sich zunehmend schwertun, sogenannte schwierige Kinder und Jugendliche
aufzunehmen, weil sie befiirchten in den Fokus der Aufsichtsbehdrde oder der Medien zu geraten. Grundsatzlich
wird fir diese Kinder und Jugendlichen und fiir uns als Trager/Einrichtungen eine Akzeptanz dahingehend
bendtigt, dass es beispielsweise bei Jugendlichen mit einer Drogenproblematik zu Drogenfunden und bei
Jugendlichen mit fehlender Impulskontrolle zu Gewaltausbriichen gegen Sachen und Personen kommen kann.
Dies ist Teil des padagogischen Prozesses, aber kein besonderes Vorkommnis. Einrichtungen, die sich dieser
Aufgabe stellen brauchen daher eine breite Unterstiitzung, von der Politik, von den ortlichen Jugendhilfetragern
und dem Uberortlichen Jugendhilfetrager.

Im Einzelnen:

e Jugendhilfe ist ein Prozess der Aushandlung und einer Mindestmitwirkungsbereitschaft. Der Entzug der
Freiheit steht dem entgegen und ist daher kein Mittel der Jugendhilfe. Die einzige Begriindung fiir eine
geschlossene Unterbringung besteht, wenn Jugendliche sich oder andere gefahrden. Die Entscheidung
Uber eine geschlossene Unterbringung liegt dann bei Justiz oder Medizin und wird in diesen Bereichen
durchgefiihrt.

e Punktesysteme kdnnen ein geeignetes Mittel zur Verstarkung eines Verhaltens sein. Die Methode geht
auf die Forschung von Thorndike und Skinner zuriick. Lernen an den Konsequenzen bzw. ,Lernen am
Erfolg ist eine von E. L. Thorndike (1913) begriindete und von Skinner (1938) bearbeitete
Konditionierung von Téatigkeiten. Verhalten wird gelernt, indem alle Reaktionen (Vorstufen fiir das
gewiinschte Verhalten) durch bestimmte Verstarker bekraftigt werden. Die Wahrscheinlichkeit des
Auftretens von gewlinschtem Verhalten wird erhoht (vgl. Peters, 1999, S. 304)"“.
(http://lexikon.stangl.eu/4318/operante-konditionierung/ © Online Lexikon fir Psychologie und
Padagogik). Insgesamt ist dies ein sehr machtiges Mittel, welches einer hohen Selbstreflexion und
Absprache im Team bendtigt, um einen Machtmissbrauch ausschlieBen zu konnen, bzw. maéglichst
frih zu erkennen. Punktesysteme sind nicht zur Sanktionierung geeignet.

o Die Griinde fir einen Abbruch einer Heimunterbringung sind vielfaltig und multikausal (z.B. nicht
passende Zusammensetzung der Gruppe, ein Jugendlicher kommt nicht in dieser Einrichtung an... ). Ein
Abbruch kann auch bei guter, sorgfaltiger Vorauswahl durch Gesprache mit dem Jugendlichen und ggf.
dem/den Personensorgeberechtigten und Kennen der ,Vorgeschichte” nie génzlich ausgeschlossen
werden.

e  Es braucht individuelle und flexible Spezialangebote fir Kinder und Jugendliche, die aufgrund ihrer
durch erhebliche belastende Erfahrungen z.B. von Gewalt, Vernachldssigung und Ausgrenzung
geprigten Biografie Uberlebensstrategien entwickelt haben, die u.A. selbst- und fremdgefihrdend sind
und die bereits verschiedene Angebote der Kinder- und Jugendhilfe, sowie der Kinder- und
Jugendpsychiatrie durchlaufen haben. Dazu missen Angebote auBerhalb des gidngigen Rahmens
geschaffen werden, die kreativ und mutig sind. Es braucht dazu eine enge institutionelle Begleitung und
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einen fachibergreifenden Austausch aller an der Hilfe Beteiligten. Die existierenden
altersvorgegebenen gesellschaftlichen Normen sind dann nicht immer erreichbar. Es bedarf des
Vertrauens und der Unterstiitzung des ortlichen und Uberortlichen Tragers, dass wir als Trager die flr
diesen Jugendlichen geeignete MalRnahme durchfiihren.

Es braucht multiprofessionelle Einrichtungen oder Abteilungen fir Jugendliche mit einem besonderen
Hilfebedarf, wie z.B. Suchterkrankungen, Psychosen, Traumatisierungen oder massiven
Verhaltensauffdlligkeiten. Diese Einrichtungen bendétigen einen an den Bedarf angepassten
Personalschlissel, eine hohe Fachlichkeit, eine angemessene GruppengroBe und ggf. auch ein Angebot
zur Einzelbetreuung einer/eines Jugendlichen.

Da die Betrachtungsweise der jeweiligen Profession verschieden ist, geht es in der Kooperation mit der
Kinder- und Jugendpsychiatrie darum, eine gemeinsame Koordination der Hilfen und eine Akzeptanz fiir
das jeweils andere System zu erreichen. Die Kinder- und Jugendpsychiatrie betrachtet den Einzelfall, die
Padagogik diesen Jugendlichen und alle Kinder und Jugendlichen in der Einrichtung. Ist es z.B. durch
einen Jugendlichen zu einer Eskalation in der Einrichtung gekommen, mag es sein, dass nach kurzer Zeit
fir den Moment betrachtet keine Selbst- oder Fremdgefahrdung mehr besteht. Es sollte aber auch
betrachtet werden, was es bedeutet den Jugendlichen in das Setting der Einrichtung wieder zuriick zu
schicken. Ist sie oder er wirklich schon so stabil, dass der Heimalltag gelingen kann?? Manchmal ist eine
Riickkehr fir den Jugendlichen in die Einrichtung auch nicht ohne Weiteres sofort moglich, weil die
anderen Kinder/Jugendlichen Angst vor ihm/ihr haben. Was wiirde es bei dem Jugendlichen auslésen,
wenn sie/er nicht zurtick darf in die Einrichtung, was bei den anderen Kindern und Jugendlichen wenn
sie /er zurlick muss in diese Einrichtung? Es bedarf daher einer guten und engen Kooperation beider
Professionen mit einer ganzheitlichen Betrachtungsweise der Situation. Auch die unterschiedlichen
Finanzierungssysteme, die aufgrund ihrer Versaulung das Arbeiten ,,an einem Fall“ nicht ermdglichen,
erschweren den Prozess. Insofern bedarf es gemeinsamer inhaltlicher und finanzieller Vereinbarungen
und Konzepte.

Die Eltern sind fiir Kinder und Jugendliche, selbst dann wenn es ihnen gegeniiber zu Gewalt- oder
Missbrauchserfahrungen, gekommen ist, wichtige Personen. Wenn Eltern eine Unterbringung dem Kind
nicht erlauben, kann das Kind/der Jugendliche nicht in der Einrichtung ankommen. Hinzu kommt, dass
eine stationdre Unterbringung vielerorts regelhaft nur noch fiir max. 1 Jahr angedacht ist. Es braucht
daher ein Fallverstandnis was die Eltern wollen und leisten kdnnen und es muss daher die Moéglichkeit
geben, dass mit den Eltern auch in der Herkunftsfamilie gearbeitet wird.

Eine Finanzierung in den Herkunftsfamilien dieser Arbeit erfolgt, weil sie eine zusatzliche Leistung zur
stationdren Unterbringung ist, nur in Ausnahmefallen.

Fir die schwierigen Kinder und Jugendlichen stellt die Beschulung in Regelschulen eine groflle
Herausforderung dar. Grundsatzlich wird erwartet, dass sich die Institution Schule an dem Bedarf der
jeweiligen Schiiler/In ausrichtet. Haufig kdnnen diese Kinder und Jugendlichen keinen ganzen Schultag
durchstehen oder zeigen Verhaltensauffalligkeiten im Unterricht und sind deshalb im Unterricht nicht
tragbar. Ein Vorschlag wére die Einfihrung einer , Insel” (- Auszeit, wenn es nicht mehr geht —) auch fir
die weiterfiihrenden Schulen oder Einzelfallldsungen.
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Schleswig-Holstein }_ Schleswig-Holstein
Der echte Norden Ministerium flr Soziales,
g: Gesundheit, Wissenschaft

und Gleichstellung

Kiel, 08. September 2016

5. Veranstaltung des ,,Runden Tisches Heimerziehung“ des Landtags am 08. Sep-
tember 2016

Statement des Landesjugendamtes zum ,,Umgang mit besonderen Zielgruppen*

1. Vorfrage: Uber wen reden wir? Grenzgénger, ,die Schwierigsten®, ,Systemspren-
qger?

Bevor die Frage nach den Bedarfen eines leistungsfahigen Systems fiir ,die Schwierigs-

ten”“ zielgerichtet beantwortet werden kann, ist zunachst zu klaren, wie diese Gruppe na-

her zu beschreiben bzw. zu definieren ist. 2006 ist im Rahmen der Errichtung der ,Bera-

tungsstelle fur Hilfen zur Erziehung bei Kindern und Jugendlichen mit besonderem Erzie-
hungs- und Betreuungsbedarf”, die beim Landesjugendamt angesiedelt ist, von folgender
Definition ausgegangen worden:

Junge Menschen

» mit starker psycho-sozialer Auffalligkeit,

» die insbesondere durch wiederholte, schwere Straftaten auffallen,

» die Schule verweigern,

» und durch padagogische Angebote nur noch schwer zu erreichen sind.

Diese Definition ist sicherlich nicht abschlieBend und daher anhand der Erfahrungen der
Praxis anzupassen und gegebenenfalls zu erweitern. In jedem Falle aber ist eine definito-
rische Grundlage aus fachlicher und rechtlicher Sicht erforderlich.

Damit muss der Rahmen definiert werden, in dem jeder Einzelfall noch immer individuell
zu prifen ist. Definitionen sind hier hilfreich — intensive Einzelfallplanungen und Kontrollen
aber deshalb keineswegs obsolet! Keinesfalls darf die Tatsache, dass es sich um Minder-
jahrige mit besonderem Hilfebedarf handelt als Grund fir paddagogisch unzureichende Be-
treuung, rechtswidrige Sanktions- und/oder ErziehungsmafBnahmen oder ahnliches ver-
wendet werden.

Dienstgebaude Adolf-Westphal-Str. 4, 24143 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-5416 |
poststelle@sozmi.landsh.de | www.sozialministerium.schleswig-holstein.de | Bushaltestelle GablenzstraBe |
E-Mail-Adressen: Kein Zugang fir elektronisch signierte oder verschliisselte Dokumente
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2. Aufgabenstellung in 6rtlicher und Uberdrtlicher Verantwortung — Rollen und
Zustandigkeiten

a) Aufgaben des Landesjugendamtes — Tragerberatung und Aufsicht

Das Thema Umgang mit ,Grenzgangern“ oder ,schwierigen Einzelfallen®, ,Schwierigs-
ten“ oder ,Systemsprengern® ist auch fir das Ministerium fir Soziales, Gesundheit, Wis-
senschaft und Gleichstellung und das Landesjugendamt ein wichtiges Thema. Dies be-
ginnt bereits bei der Prifung von Konzeptionen flr Einrichtungen, die ihren Fokus auf be-
sonders schwierige Kinder und Jugendliche legen. Flr diese Zielgruppe sind konzeptio-
nell, hinsichtlich GruppengréBen, Anzahl und Qualifikation von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern und Dokumentationspflichten Anforderungen zu stellen, die nicht mit den Mindest-
vorgaben der Kinder- und Jugendeinrichtungsverordnung (KJVO) und den Rahmenleis-
tungsvereinbarungen abzudecken sind. Fir besondere Zielgruppen kénnen durch das LJA
im Rahmen der Konzeptprifung auch deutlich andere Anforderungen als erforderlich an-
gesehen werden, um bereits konzeptionell im Vorfeld einer Betriebserlaubnis die Rah-
menbedingungen der Einrichtungen mit ausreichenden Ressourcen abzusichern.

In der taglichen Arbeit der Heimaufsicht beim Landesjugendamt ist es oftmals gerade die-
se Gruppe von Betreuten, die durch besonders schwerwiegende Vorkommnisse auffallen.
Das LJA interveniert sodann aber keinesfalls aufgrund der Tatsache, dass ein Trager mit
besonders schwierigen Jugendlichen arbeitet, sondern weil ggfs. strukturell das Kindes-
wohl nicht gesichert ist. Hier tragen nicht die Kinder die Verantwortung, sondern Einrich-
tungen und Trager schon im Rahmen der Aufnahme!

Wird das Landesjugendamt Uber entsprechende Vorkommnisse informiert, lesen sich die-
se Mitteilung der Trager oftmals gleich: ,Der bzw. die Betreute hat bereits einige Einrich-
tungen ,durchlaufen®, oftmals bereits in jungen Jahren, musste diese jeweils verlassen,
weil er oder sie flr die Einrichtung nicht mehr tragbar war und wir wissen auch nicht mehr,
was wir mit ihm oder ihr machen sollen.” Dariber hinaus findet sich oftmals der Hinweis,
dass mit einer Kinder- und Jugendpsychiatrie im Land bereits Kontakt aufgenommen wur-
de und eine Unterbringung dort im Rahmen der Krisenintervention geplant sei.

Hier sind die Einwirkungsméglichkeiten und Kontrollbefugnisse des LJA andere, als im Fall
des Betriebserlaubnisverfahrens. Nach Aufnahme und ggfs. besonderen Vorkommnissen
wird hier durch die Heimaufsicht geprtft, ob und wie die Einrichtung den individuellen Er-
fordernissen tatsachlich Rechnung tragt. Dabei muss in Einzelfallen festgestellt werden,
dass Einrichtungen, die gerade nicht Gber die entsprechende konzeptionelle Ausrichtung
und Ressourcen verfligen, sich der besonders schwierigen Falle annehmen. In diesem
Fall sind Interventionen des LJA — auch in Abstimmung mit dem entsendenden Jugendamt
— gegebenenfalls erforderlich zur Sicherung des Kindeswohles.

186 von 260



-3-

b) Kooperationen zwischen verschiedenen Professionen und Ebenen

Zu prufen ist, ob eine frihere Einbindung der KJP im Rahmen der Hilfeplanung sinnvoll
und zielfiihrend ist. Dabei kann es nicht darum gehen, schwierige Einzelfélle aus der Sys-
tematik der Kinder- und Jugendhilfe herauszunehmen und pauschal — mangels Alternati-
ven — in ein medizinisches Setting zu verlagern.

Die Verantwortung fur den konkreten Einzelfall und die Hilfeplanung ist Kernbestandteil
der Aufgabenerflllung der 6rtlichen Jugendamter. Nichtsdestotrotz ist auf Gberdrtlicher
Ebene im Rahmen der Gesamtverantwortung dafir Sorge zu tragen, dass die Bedarfe
nicht nur der jeweiligen Landkreise und Stadte adaquat erflllt werden kénnen, sondern
dass auch hinsichtlich der Standards gerade im Bereich besonders anspruchsvoller Falle
individualisierte und passgenaue Hilfen ermdglicht werden bei gleichzeitiger Rechtssicher-
heit der Beteiligten Trager. Diese Aufgabe kommt das Landesjugendamt insbesondere
durch die Beratungsstelle flr schwierige Einzelfalle nach. Diese Beratungsstelle ist im Jah-
re 2006 auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Ministerium, dem Landkreistag
und dem Stadteverband Schleswig-Holstein initiiert und errichtet worden.

Die "Beratungsstelle fur Hilfen zur Erziehung bei Kindern und Jugendlichen mit besonde-
rem Erziehungs- und Betreuungsbedarf" soll die Jugendamter im Bedarfsfall bei der Su-
che nach geeigneten Hilfen fur diese Kinder und Jugendlichen unterstitzen und Empfeh-
lungen abgeben. Mitglieder sind Vertreterinnen und Vertreter der Einrichtungs- und Leis-
tungstrager, der familiengerichtlichen Praxis, der Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie der
Arbeitsgemeinschaften der Jugendamter der Kreise und kreisfreien Stadte, die sich eh-
renamtlich flr diese Aufgabe zur Verfligung gestellt haben.

Neben diesem Angebot der Beratungsstelle besteht auch weiterhin die Méglichkeit, sich
von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Heimaufsicht des Landesjugendamtes bei
der Auswabhl einer Einrichtung in schwierigen Einzelféllen beraten zu lassen.

3. Welche Einrichtungsformen/Kooperationen sind erforderlich?

In der Vergangenheit waren sich éffentliche und freie Jugendhilfetrager Gberwiegend dar-
Uber einig, dass es nicht zwangslaufig spezieller Einrichtungsformen fir die ,Schwierigs-
ten” bedarf. Auch diese Feststellung unterliegt — wie der gesamte Bereich der Jugendhilfe
— einem stetigen Wandel und einer Fortentwicklung. Das Landesjugendamt beférdert hier
niedrigschwellige Kooperationen unterschiedlicher Professionen im Land. Es halt diesen
Ansatz aktuell fur zielfUhrender, als eine Debatte Uber ,Spezialeinrichtungen®. Die Auswer-
tung des seit Anfang 2015 geférderten Projektes ,Grenzganger” soll hierbei weitere An-
haltspunkte liefern.

Das Ubergeordnete Ziel des Projektes der Regio Klinik EImshorn und der Jugendamter der
Kreise Pinneberg und Steinburg unter wissenschaftlicher Begleitung der Hochschule far
Angewandte Wissenschaften Hamburg, Fakultat Wirtschaft und Soziales, ist es, in Ab-
stimmung der verschiedenen Professionen individualisierte Hilfen fir belastete Kinder und
Jugendliche zu etablieren.

187 von 260



-4 -

Dies soll dadurch erreicht werden, dass erforderliche Hilfen durch unterschiedliche Syste-
me, Institutionen und Fachkrafte nicht, wie bisher oft tblich, nebeneinander erbracht wer-
den, sondern in einzelnen Fallen schon friih im Hilfeprozess ein gemeinsam abgestimm-
ter, ganzheitlicher Hilfe- und Behandlungsplan entwickelt und umgesetzt werden soll.
Durch eine bessere Abstimmung der beteiligten Institutionen und Professionen (hier vor
allem Jugendamt sowie freie Jugendhilfetrager, Klinik fir Kinder- und Jugendpsychiatrie
sowie niedergelassene Arzte/Therapeuten) sollen den betroffenen Kindern und Jugendli-
chen und ihren Familien effektivere und gezieltere Hilfen angeboten werden kénnen. Eine
gunstige Entwicklungsprognose, vor allen in Form von psychischer Gesundheit, sozialer
Integration und Teilhabe sowie schulischen und beruflichen Perspektiven, soll ermdglicht
werden.

Im Rahmen der Gesamtverantwortung des Uberértlichen Tragers wird das Landesjugend-
amt die Ergebnisse des Projektes evaluieren und gemeinsam mit weiteren Beteiligten die
Fortentwicklungsmdglichkeiten fir die gesamte Jugendhilfe erértern.

Kiel, 08. September 2016
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Hochschule fiir Angewandte Wissenschaften Hamburg

Hamburg University of Applied Sciences

HAW Hamburg « W&S -« Alexanderstrae 1 « D-20099 Hamburg

Gemeinsam Verantwortung iibernehmen im Umgang mit ,schwierigen”
Fallen und Grenzsituationen

Statement zum Runden Tisch ,Situation der Heimerziehung in Schleswig-
Holstein”, Flnfte Veranstaltung am 08.09.16; Prof. Dr. G. Groen, A. Jérns-
Presentati

Kinder und Jugendliche als Adressaten/innen von Maflnahmen der Jugendhilfe
sind eine psychosozial besonders stark benachteiligte und belastete Gruppe. Vor
allem Kinder und Jugendliche in der Heimerziehung sind vor Hilfebeginn oft mul-
tiplen Entwicklungsrisiken ausgesetzt. Sie tragen ein besonders hohes Risiko fir
verschiedenste psychische Auffalligkeiten und Stérungen, erhebliche Alltagsbeein-
trachtigungen und eine ungunstige Entwicklungsprognose. Sie bendtigen oft um-
fassende Hilfe von der Jugendhilfe und dem Gesundheitssystem. In dieser Gruppe
imponiert wiederum ein bestimmter Teil mit besonders schweren psychischen
Belastungen und Auffalligkeiten (wie z.B. fremd- und autoaggressiven Verhal-
tensweisen, dissozialen Entwicklungen, Bindungsstdrungen, unsicherer sozialer
Integration) und einem sehr umfassenden und komplexen Hilfebedarf (Schmid et
al., 2011). Der 13. Kinder- und Jugendbericht verweist darauf, dass Kinder und
Jugendliche mit einem dementsprechend ,speziellem Versorgungsbedarf” auf eine
gelingende Kooperation aller sozialen Dienste besonders angewiesen sind (BT-Drs.
16/12860, 2009, S. 103). Eine gelingende Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe
und dem psychiatrisch-psychotherapeutischen Gesundheitsbereich ist eine ent-
scheidende Komponente fiir eine gute und effektive Versorgung dieser vulnerab-
len Gruppe.

> Besonders benachteiligte, auffallige und ,schwierige” Jugendliche
sind auf die Kooperation und gemeinsame Verantwortungsiiber-
nahme der unterschiedlichen Hilfeerbringer angewiesen.

Interprofessionelle Kooperation zwischen Jugendhilfe und Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie wird durch eine Reihe von Faktoren beeinflusst, wie beispielsweise sozial-
rechtlich versdulte Hilfen, nicht eindeutig definierte Verantwortungsbereiche der
einzelnen Hilfeerbringer sowie begrenzte Ressourcen (Fegert & Besier & Goldbeck,
2008). Trotz individueller Bemihungen erschweren ebenfalls haufig Unterschiede
im beruflichen Habitus und professionellen Selbstverstandnis der beteiligten Dis-
ziplinen sowie konkurrierende fachliche Diskurse die Zusammenarbeit (vgl. Hasel-
mann, 2010). Diese unterschiedliche Versorgungsstrukturen und Versorgungskul-
turen flhren nicht selten dazu, dass die notwendige gemeinsame Hilfe nicht aus-
reichend abgestimmt wird. Die betroffenen jungen Menschen werden oft zwi-
schen Einrichtungen hin und her verschoben, MalRnahmen sind nicht passgenau,
werden abgebrochen und bleiben ohne Erfolg. Kosten erhéhen sich und die Prog-
nose der Kinder und Jugendlichen verschlechtert sich. Viele Fachkrafte erleben die
Zusammenarbeit oft als schwierig, herausfordernd und verbesserungswirdig (vgl.
Groen & Jorns-Presentati, 2014).

> Die Zusammenarbeit der verschiedenen Hilfeerbringer ist nicht im-
mer gut. Das geht zu Lasten der Kinder und Jugendlichen, aber
auch zu Lasten der Fachkrafte und 6ffentlichen Haushalte.
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Es gibt verschiedene Bedingungen, Strategien und Mafinahmen, die die Zusammenarbeit
zwischen der Jugendhilfe und der kinder- und jugendpsychiatrischen Versorgung foérdern und
verbessern kdnnen (Gahleitner & Homfeldt, 2012; Groen & Jorns-Presentati, 2016; Schmid et
al., 2011). In Deutschland finden sich vielerorts Beispiele ,,guter Praxis" in der Kooperation.
Dennoch werden diese Maéglichkeiten noch nicht flachendeckend genutzt und sind zu wenig
Standard. Auch wissenschaftlich sind Sie noch zu wenig evaluiert. Zu diesen Mafnahmen
gehoren u.a. gemeinsam entwickelte Kooperationsvereinbarungen, regelmaflige gemeinsame
Weiterbildungen und Wissenstransfers, Verankerung des Themas Kooperation in der Aus-
und Weiterbildung von Fachkraften, Hospitationen und Fachkrafteaustausch, gemeinsame
Fallbesprechungen und Intervisionen, Liaison-Dienste, systemibergreifende Kooperationspro-
jekte und Einrichtungen, frihzeitige/routinemalSsige medizinische Vorstellung von Kindern-
und Jugendlichen in der Heimerziehung etc. Die Umsetzung vieler dieser Malinahmen wird
durch fehlende bzw. unglnstige Rahmenbedingungen erschwert. Hier geht es um v.a. um
zeitliche, personelle und finanzielle Ressourcen sowie institutionelle und rechtliche Rahmen-
bedingungen.

» Sinnvolle MaBBnahmen zur Verbesserung der Kooperation existieren, werden
aber noch nicht ausreichend genutzt und geniigend umgesetzt. Hierzu be-
darf es auch einer Verbesserung der Ressourcen.

Im Rahmen des vom Land Schleswig-Holstein geférderten Pilotprojektes , Grenzganger” der
Jugendamter Pinneberg und Steinburg und der Klinik fir Kinder- und Jugendpsychiatrie und
Psychotherapie Elmshorn findet aktuell eine regelmaRige Abstimmung von Hilfen in schwieri-
gen Fallen statt. Auf Leitungsebene und unter Einbezug von Jugendhilfetragern werden in
einzelnen, besonders herausfordernden Fallen Verlaufe und Hilfebedarfe besprochen und
analysiert, Einschatzungen ausgetauscht und Entscheidungen fiir weitere HilfsmaRnahmen
gemeinsam entschieden. Ebenso werden u.a. Weiterbildungsbedarfe, und weitere Netzwerk-
und Projektideen entwickelt. Die abschliefende wissenschaftliche Evaluation des Projektes
durch die HAW Hamburg erfolgt im 1. Halbjahr 2017. Gemals bisheriger Erfahrungen und
Zwischenevaluationen wird die Kooperation als sehr positiv und gewinnbringend erlebt. Der
regelmaflige, personliche Austausch fordert das gegenseitige Verstandnis, eine tragfahigere
Kommunikation und die bessere Abstimmung von Hilfen.

FachUbergreifende Zusammenarbeit und kooperative Verantwortung ist im Sinne der ge-
meinsam betreuten Klientel von grofSer Bedeutung, gelingt aber nicht automatisch und ne-
benbei. Der systematische, personliche Austausch von Erfahrung und Wissen der Fachkrafte
und die Erweiterung der eigenen Perspektive in einem eigens daflrr vorgesehenen Rahmen
tragen wesentlich dazu bei. Vor allem der moderierte Austausch auf der Ebene konkreter
Einzelfalle und unter Beteiligung von Leitungskraften scheint forderlich.

> Das Projekt , Grenzganger” bietet einen viel versprechenden Rahmen die
Versorgung besonders schwieriger Fille zu verbessern. Entsprechende Kon-
zepte und Vereinbarungen sollten weiter etabliert und geférdert werden.

Fazit: Die Versorgung ,schwieriger” Fdlle durch die Jugendhilfe und die Kinder-
und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie bendtigt in vielen Fdllen eine ver-
antwortungsvolle und tragfdhige Kooperation der Hilfesysteme. Diese Koopera-
tion muss personell, strukturell und kulturell fest und verldsslich verankert sein
(wie im Pilot-Projekt Grenzgdnger).
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Projekt “Grenzganger:

Abgestimmter Umgang mit Kindern und
Jugendlichen bei Vorliegen einer psychischen
Stérung sowie eines Unterstiitzungsbedarfs
geman SGB VIII

Prof. Dr. Gunter Groen & Astrid Jorns-Presentati
Hochschule fir Angewandte Wissenschaften Hamburg
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Wissenschaft und Gleichstellung
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Beteiligte:

+ Regio Klinikum Elmshorn, Klinik fir Kinder- und Jugendpsychiatrie
und Psychotherapie

- Jugendamter der Kreise Pinneberg und Steinburg

- Ausgesuchte Jugendhilfetrager

+ HAW Hamburg, Fakultat Wirtschaft & Soziales,
Department Soziale Arbeit

08.09.2016 Gunter Groen & Astrid Jorns-Presentati 2

Ausgangslage

- Besonders benachteiligte, auffallige und ,schwierige*
Jugendliche sind auf die Kooperation und gemeinsame
Verantwortungsiibernahme der unterschiedlichen
Hilfeerbringer angewiesen.

- Die Zusammenarbeit der verschiedenen Hilfeerbringer ist
nicht immer gut bzw. oft verbesserungswiirdig. Das geht
zu Lasten der Kinder und Jugendlichen, aber auch zu
Lasten der Fachkréfte und offentlichen Haushalte.
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Wie gelingt Kooperation?

Rahmen-
Personliche bedingungen,
Strukturen
Kommunikation und
und Beziehung Kultur von

Kooperation

Wissen und Individuelle
fachliche Einstellungen Kontakte,

Kompetenz und Werte

Quelle: Groen/Jors-Presentati (2014)

08.09.2016 Gunter Groen & Astrid Jorns-Presentati 4

Wie gelingt Kooperation?

Ich kenne die
Aufgaben und
Rahmenbedingungen
des anderen
Systems

Kooperation ist
konzeptionell
verankert,
Ressourcen dafiir

sind verfligbar

Kooperation ist
gewollt und wird
als Bereicherung
erlebt

Ich kenne mein
Gegeniiber

Quelle: Groen/Jorms-Presentati (2014)

08.09.2016 Gunter Groen & Astrid Jorns-Presentati 5

Ziele des Projektes

- Etablierung einer interdisziplinaren Clearinggruppe zur
abgestimmten Hilfeplanung in schwierigen und
komplexen Féllen

» Sachgerechte, wirkungsvolle Hilfeerbringung

» Verbesserte Kooperation uber die verschiedenen
Systeme, Einrichtungen und Professionen hinweg

|
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Multiple Forschungsstrange
zur Evaluation der Kooperation

9/6/2016

Quantitative
Fragebogen-
Qualitative erhebung Fragebogen
Interviews Kontollgruppen-Design & Gruppen-
diskussionen
Mitarbeitende Auswertung
Mitarbeitende KJPP, JA, JH- Clearinggruppe, der Fallarbeit
PR+ JA Einrichtungen Fallvorstellende
Befragung
_4/2015 v - 06-07/2015 - 11/2015 v der Familien
. (n=204) v - 09/2016
- FrORjanr 2017 Erajahr 2017 - Friihjahr 2017
08.09.2016 Gunter Groen & Astrid Jorns-Presentati 7
Zwischenevaluation

- Von den Fachkréften wird Verbesserungspotential in der
Kooperation wahrgenommen
- Generell hohe Zufriedenheit mit dem Format und der
Arbeitsweise der Grenzgéanger-Clearinggruppe (CG + FV)
- z.B. wertschéatzende Atmosphare, Rollenklarheit durch einzelne
Expertenvertreter/innen, geblindelte multiprofessionelle
Fachkompetenz
- Wissenstransfer aus der Clearinggruppe

- z.B. in die jeweiligen Organisationen, in den Austausch mit
Sorgeberechtigten, Fachtage, Workshops, Exkursionen

- Hilfeplanung

- z.B. offene Kommunikation auf Augenhéhe, Risikobereitschaft,
Kreativitat

- 2.B. konkrete Losungsvorschlége, interessensneutrale Beitrége,
konkrete Verantwortungsiibernahme der Hilferbringer)

» 8. ausfiihrlicher Zwischenbericht

It

08.09.2016 Gunter Groen & Astrid Jorns-Presentati 8

Zukunft des Grenzgangerprojektes

Abschlie3ende Verstetigung

Evaluation und der

Bericht Clearinggruppe

It
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.

Gunter Groen & Astrid Jorns-Presentati

*l’z\

Kooperation, in dieser Form, lohnt sich

Kooperation braucht einen verlasslichen Rahmen

Dieser Rahmen fehlt oft noch und muss weiter

etabliert werden

9/6/2016
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Umgang mit Grenzsituationen und mit besonderen

Zielgruppen- aus Sicht des Familiengerichts

Alexandra Jacobs,

Familienrichterin am Amtsgericht Liibeck

Das Statement befasst sich mit dem in der Praxis relevanten Sonderfall der Genehmigung
von Unterbringungsmalinahmen nach § 1631 b BGB, da sich hierbei im Umgang mit den
,Schwierigsten” aus Sicht des Familiengerichts einige Herausforderungen stellen. Es soll
zunachst die Aufgabe des Familiengerichts umrissen und sodann auf einige Probleme in der
Praxis hingewiesen werden.

Aufgabe des Familiengerichts

Der Antrag wird hdufig von den Eltern in Form eines Antrags auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung gestellt. Dies hat den Hintergrund, dass die Sorgeberechtigten dringenden
Handlungsbedarf sehen. Einem solchen Antrag vorausgegangen sind meistens Beratungen
beim Jugendamt, sehr haufig gescheiterte MaRnahmen der Kinder-und Jugendhilfe sowie
ambulante oder stationdre Therapiebemihungen. Oft ist die geschilderte Belastung der
Familien groR. Die Eltern erklaren regelhaft im Anhoérungstermin, sich der Situation nicht
mehr gewachsen zu fiihlen. Zudem wird hadufig gedullert, die Kinder- und Jugendpsychiatrie
habe nur dann einen Therapieplatz in Aussicht gestellt, wenn ein richterlicher Beschluss
vorliege. Die Kinder lehnen in dieser Konstellation meist Hilfen in jeder Form ab, was die
Vermittlung in (offene) Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe erschwert.

Als problematisches Verhalten beschrieben werden haufig

Drogenprobleme, Schulverweigerung, Prostitution, Verwahrlosung, Essstorungen,
selbstverletzendes Verhalten, Suizidalitat, aggressives Verhalten innerhalb oder auflerhalb
der Familie, Spielsucht.

Das Gericht prift vor der Beschlussfassung, ob die folgenden Voraussetzungen fiir eine
geschlossene Unterbringung gegeben sind:

1) Liegt ein Antrag des Inhabers des Aufenthaltsbestimmungsrechts vor?

2) Ist die MaBnahme zum Wohl des Kindes, insbesondere zur Abwendung einer
erheblichen Selbst-oder Fremdgefdhrdung erforderlich?

3) Kann der Gefahr nicht, auch nicht durch andere 6ffentliche Hilfen, begegnet werden?
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Im Rahmen des einstweiligen Anordnungsverfahrens muss ein facharztliches Zeugnis
vorliegen, aus dem sich das Erfordernis der MaRBnahme ergibt, im Hauptsacheverfahren wird
ein Sachverstandigengutachten eingeholt. Festgestellt werden muss eine Gefahrdung des
Kindeswohls, die gerade der Unterbringung in Form einer Freiheitsentziehung bedarf. Der
Gesetzgeber hat hierbei ausdriicklich auf eine Aufzdhlung der einzelnen Griinde verzichtet,
weil diese Grinde zu vielschichtig seien, um abschlieRend genannt werden zu kénnen™.
Allerdings konkretisieren die Merkmale ,Abwendung einer erheblichen Selbst- und
Fremdgefahrdung und Vorrang 6ffentlicher Hilfen” den Begriff.

Probleme in der Praxis

Da eine geschlossene Unterbringung in einer Einrichtung der Jugendhilfe in Schleswig-
Holstein nicht moglich ist, steht fiir eine geschlossene Unterbringung allein die Kinder- und
Jugendpsychiatrie zur Verfiigung.

Problematisch aus Sicht des Gerichts sind die Falle, in denen unklar ist, ob eine
Selbstgefahrdung einen psychiatrischen Hintergrund hat und daher in der Kinder- und
Jugendpsychiatrie  behandelbar  erscheint oder padagogische Probleme die
selbstgefahrdenden Verhaltensweisen (mit)verursachen. Beispielhaft muss nicht jedes
aggressive Auftreten, jede Schulverweigerung oder Weglauftendenz eine psychiatrisch
behandelbare Ursache haben, selbst wenn die Auswirkungen fir die Entwicklung des Kindes
dramatisch sind und somit tatbestandlich eine Selbstgefahrdung im Sinne des § 1631 b BGB
vorliegt. Auch muss sich aus der Begutachtung ergeben, dass das Kind in der Kinder- und
Jugendpsychiatrie Uberhaupt behandelbar ist. Zum Teil 6ffnen die Kinder sich gegenliber
dem Gutachter jedoch nicht, was eine Begutachtung im familienrechtlichen Verfahren
erheblich erschwert. Gleichzeitig ist durch das selbstgefdhrdende Verhalten der Wunsch
grof3, dem Kind —auch gegen seinen Willen- helfen zu kénnen. In einigen Fallen liegen dann
Verdachtsdiagnosen vor, die von den in der Klinik behandelnden Arzten im weiteren Verlauf
nicht bestatigt werden. Eine solche Verdachtsdiagnose kann mitunter auch Probleme
verursachen, wenn das Kind im Anschluss in eine offene Einrichtung der Jugendhilfe
vermittelt werden soll.

Auch die Prifung der VerhaltnismaRigkeit der UnterbringungsmaBnahme ist in diesen Fallen
problematisch. Die Unterbringung ist nur zuldssig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise,
auch nicht durch offentliche Hilfen begegnet werden kann. Bei den Kindern und
Jugendlichen, die keine Hilfe annehmen kdnnen oder wollen und nur fraglich gut in der
Kinder- und Jugendpsychiatrie zu behandeln sind, herrscht im Anhérungstermin nicht selten
eine allgemeine Ratlosigkeit angesichts der offensichtlichen Gefahrdung des Kindeswohls.
Eine rein erzieherische geschlossene Unterbringung mit dem Ziel, das Kind auf andere Hilfen
vorzubereiten oder um es deutlicher zu sagen ,den Willen zu brechen”, ist dagegen
unzulassig.

! BT-Drucks.16/6815, S. 14; Halald Vogel, Die familiengerichtliche Genehmigung der Unterbringung mit
Freiheitsentziehung bei Kindern und Jugendlichen nach § 1631 b BGB, S. 109
2
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Hinzuweisen ist zudem auf den Umstand, dass diejenigen Minderjdhrigen, die eher einen
padagogischen Therapieplatz benétigen, auf der geschlossenen Station einer Kinder- und
Jugendpsychiatrie keinen dem Kindeswohl entsprechenden Ort vorfinden. In Einzelfdllen
kann auch die Gefahr bestehen, dass selbstgefdhrdendes Verhalten anderer Patienten
Ubernommen wird. Zudem &uBern die Minderjahrigen nachvollziehbar, dass die Situation
auf der geschlossenen Station wegen der teils psychiatrisch schwer erkrankten Mitpatienten
als sehr belastend empfunden wird.

Fazit

Festgestellt werden muss, dass es eine —wenn auch kleine- Gruppe von Minderjahrigen gibt,
die zwar dringend Hilfe bedirfte, jedoch im Rahmen des § 1631 b BGB in Schleswig-Holstein
nicht geschlossen untergebracht werden kann und die auch aus den weiteren
Hilfsangeboten der Kinder- und Jugendhilfe und anderen 6ffentlichen Hilfen herausfallt. Ob
eine geschlossene Unterbringung in der Jugendhilfe unter Bertlicksichtigung maoglicher
Entwicklungschancen eine sinnvolle Alternative wdre, muss nach Ansicht der Autorin
jedenfalls diskutiert werden.
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Dr. Martin Jung, Helios KJPP Hesterberg, Friedrich Ebert Str. 5, 24837 Schleswig

Herausforderungen in der

Zusammenarbeit

KJPP und Jugendhilfe in Schleswig Holstein
— Sicht der KJPP

Dr. Martin Jung
3. August 2016

Artikel 3 Kinderrechtskonvention Bei allen Mafinahmen, die Kinder be-
treffen, gleichviel ob sie von offentlichen oder privaten Einrichtungen der
sozialen Fursorge, Gerichten, Verwaltungsbehorden oder Gesetzgebungsor-
ganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der
vorrangig zu berucksichtigen ist.

1 Einleitung

Eltern obliegt die Forderung ihrer Kinder. Bei Schwierigkeiten konnen sie auf die
Hilfesysteme zuriickgreifen, u.a. auf die Jugendhilfe und die KJPP.

Hinsichtlich der Mainahmen zum Wohl ihrer Kinder kommt den Eltern die ent-
scheidende Lotsenfunktion zu — die formalen Rahmenbedingungen der KJP und der
Jugendhilfe sind weder finanziell noch organisatorisch aufeinander abgestimmt, beide
Bereiche konnen von den Eltern und ihren Kinder vollig unabhangig voneinander in
Anspruch genommen werden.

Im Folgenden werden wir die speziellen Aufgaben der KJPP darstellen und vor allem
die Konzentration auf deren Aufgaben und die spezifischen alltdglichen Schwierigkei-
ten lenken. Es sollen dann mogliche Losungswege und Wiinsche an die Jugendhilfe
aus Sicht der KJPP dargestellt werden.

Noch eine Vorbemerkung: Es ist in der Diskussion zur Schnittstelle der Systeme iib-
lich geworden, von »den Schwierigsten« oder »den Grenzgangern« zu sprechen. Diese
Begriffe sind bei naherer Betrachtung aus jugendpsychiatrischer Sicht ungliicklich:
zum Einen behandeln wir in unserem Fach Patienten, die durch ihre psychiatrische
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Erkrankung deutlich schwerer betroffen sind, ohne dass sie zu den Jugendlichen
zahlen, um die sich die aktuellen Diskussion dreht. Zum anderen suggeriert diese
Definition, dass »schwierige« Jugendliche jedenfalls beiden Hilfesystemen zuzuordnen
sind. Diese Annahme trifft trotz einer gewissen Schnittmenge nicht zwingend zu.

In der derzeitigen Debatte werden zum Personenkreis der »Schwierigen« Jugendli-
che gezahlt,

» wenn die Eltern ihr Scheitern erkldren, sodass die Jugendliche dort nicht mehr
wohnen konnen

* wenn die Jugendlichen sich aktiv oder Passiv den Anforderungen der Erwachse-
nen widersetzen

* wenn Jugendliche in Einrichtungen nicht zurecht kommen

* wenn die Jugendlichen sich anderen gegeniiber offen aggressiv oder gefahrlich
verhalten (korperliche — auch sexuelle — Gewalt, Brandstiftung, ...)

Diesem Verhalten kann eine psychiatrische Erkrankung zu Grunde liegen, die eine
Behandlung erforderlich macht. Es bedarf indes einer facharztlich diagnostischen
Einschatzung,

* ob eine Erkrankung vorliegt,
* ob eine Indikation zur Behandlung besteht,

* und ggf. in welchem Setting (ambulant, teilstationar oder stationar).

1.1 Aktuelle Beispiele

Wir konnten konkrete Falle in der Praxis der letzten Monate beobachten, bei denen
aus »der Jugendhilfe« der Ruf nach geschlossener Klinikbehandlung laut wurde, oder
bei denen eine Vermittlung in die erforderliche Anschlussbetreuung misslungen ist
oder erheblich erschwert war:

* Mddchen und Jungen (unter 12/13 Jahre), die immer wieder von zu Hause wegge-
laufen sind, Alkohol oder Drogen nehmen und sich wahrscheinlich prostituieren
 Autistische Jugendliche,
— die nicht in der Einrichtung bleiben wollen und weglaufen oder

— die Betreuer angreifen und daher aus der Einrichtung entlassen werden,
obwohl das Verhalten bereits vor Aufnahme in die Einrichtung bekannt
war.
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* Jugendliche unter 16 Jahren, die seit mindestens einem Jahr nicht mehr zu
Schule gehen und Online Spiele spielen (Zitat Jugendamt: »wir konnen erst
etwas anbieten, wenn eine Behandlung erfolgt ist, eine Koordination zuvor ist
nicht denkbar — keine Gefahr im Verzug«)

* Jugendliche, die sich nicht an Regeln halten und Mobiliar zerstoren oder Mitar-
beiter angreifen, ohne dass eine Krankheit zu diagnostizieren ist.

* Jugendliche, die angedroht haben, sich oder anderen etwas anzutun, auch nach-
dem die Krisenintervention in der Klinik erfolgreich erfolgt ist .

* Jugendliche, besonders Madchen, nach Suizidversuchen in der Vorgeschichte
* Jugendliche, die sich dem Aufenthaltsbestimmungsrecht widersetzen
* Intelligenzgeminderte Jugendliche mit problematischem Verhalten

* jugendliche Madchen
— mit problematischem Essverhalten

— mit anderem potenziell selbstschadigendem Verhalten.

Zunehmend reklamieren zudem Inobhutnahmestellen spezifische Ausschlusskrite-
rien zur Aufnahme Jugendlicher, sodass teilweise das Recht Jugendlicher auf Obhut
nicht umgesetzt werden kann.

2 Aufgabe der KJPP

Die Aufgaben der Kinder- und Jugendpsychiatrie sind die Pravention, Erkennung
und Heilung von psychiatrischen Krankheiten des Kindes- und Jugendalters. Die
Behandlung erfolgt ambulant, teilstationdr oder stationdr also durch niedergelassene
Facharzte, durch Ambulanzen, Tageskliniken und Kliniken.

Die KJPP ist als medizinische Institution uiber die Krankenkassen finanziert. Nach
Vorgabe des SGB V muss die Behandlung ausreichend, zweckmaifSig und wirtschaftlich
erfolgen. Fur die Auswahl des geeigneten Settings ist der behandelnde Arzt verant-
wortlich.

Neben den reinen Behandlungsaufgaben mit freier Arztwahl erfillen einige Kli-
niken der KJPP im Rahmen der regionalen Versorgungsverpflichtung hoheitliche
Aufgaben z.B. im Rahmen des PsychKG.
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3 Regelungen im Zusammenwirken

Vorbemerkung: Es werden die wichtigsten Regelungen fiir den klinischen Alltag dargestellt.

Im Zusammenwirken der Institutionen kommt den Sorgeberechtigten eine Schlis-
selrolle in der Koordination und Uberwachung der MafSinahmen zu (
In der Medizin konnen sie eine Zweitmeinung einholen und mafigeblich am Be-
handlungsprozess mitwirkten. Nehmen die Eltern diese Funktion nicht wahr, ist
die Koordination der Institutionen erschwert, eine Aufklarung uber medizinische
Mafinahmen ist nicht wirksam maoglich; insgesamt ist die Vertretung der Kinder und
Jugendlichen gegenuiber Behorden u.U. nicht sicher gewahrleistet.

Behandlungsvertrag Zwischen dem behandelnden Arzt und den Eltern bzw. Sor-
geberechtigten wird ein Behandlungsvertrag geschlossen. Im Fall einer Klinikbe-
handlung entscheidet die fachliche Einschatzung des aufnehmenden Arztes uiber die
Notwendigkeit einer stationaren Behandlungsnotwendigkeit. Das gilt auch, wenn
zuvor eine ambulante facharztliche Einschatzung erfolgt ist.

Uber Nutzen, Risiken und Alternativen zu medizinischen Mafinahmen miissen
die Patienten sowie die Sorgeberechtigten personlich aufgeklart werden, insbeson-
dere uber Mafinahmen, die tiber eine Routine hinausgehen. Dazu zahlen auch eine
medikamentose Behandlung oder die Aufnahme in eine Klinik.

Beantragung Jugendhilfe Die Sorgeberechtigten mussen ebenso die Hilfen im Rah-
men des SGB VIII beantragen. Sie sind ggf. (mit)verantwortlich fiir die Auswahl der
Behandlungsmafinahmen und der Hilfen.

Koordination Kliniken — Jugendhilfe Eine verbindliche Regelung zum Zusammen-
spiel zwischen KJPP-Klinik und Jugendhilfe existiert nicht. Fachartzliche Stellung-
nahmen sollen im Rahmen des §35aKJHG erstellt werden, die Finanzierung der
Leistungen ist nicht geregelt.

4 Kooperation

Die Frage der Kooperation z.B. mit der Jugendhilfe ergibt sich aus Sicht der KJPP
spatestens dann, wenn eine Behandlung beendet wird. Auch wenn von den Kliniken
grundsatzlich eine gute und friuhzeitige Koordination mit den weiterfithrenden In-
stitutionen angestrebt wird, bergen die Entlassungssituationen je nach klinischem

Verlauf unterschiedliches Konfliktpotenzial (Abbildung 2:

Mogliche Entlassungsmodi:

1. Krisenintervention mit kurzfristiger Entlassung
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Eltern ¢ SGB VI > Jugendhilfe

Klinik

Abbildung 1: Zusammenwirken von Eltern, KJPP und Jugendhilfe

2. Entlassung nach stationarer Diagnostik
3. Behandlungsabbruch
4. regulare Beendigung einer Behandlung

Die Koordination zwischen Klinik/KJPP und Jugendhilfe kann in der Regel erst
mit Einverstandnis der Sorgeberechtigten und Entbindung von der Schweigepflicht
erfolgen, es sei denn

* es besteht die Gefahr einer Kindeswohlgefahrdung

* der Jugendliche beantragt die Inobhutnahme

Die Zeitplanung und die Gestaltung eines Hilfeplanes folgt eigenen Regeln, die
nicht mit den Vorschriften der Krankenhausbehandlung koordiniert sind. Eine Ent-
lassung aus der Klinik muss erfolgen, wenn die Behandlung beendet ist. Das Warten
auf geeignete Jugendhilfemafinahmen gehort nicht zu den Leistungen der Kranken-
kassen. Im Zweifelsfall muss die Entlassung zu den Eltern oder zurtick in die letzte
Einrichtung erfolgen. Gelingt das aus verschiedenen Grinden nicht, bleibt nur eine
Inobhutnahme durch die Jugendhilfe.

In der Entlassungsphase lauft die Klinik Gefahr, dass Teile des Klinikaufenthaltes
nachtraglich vom medizinischen Dienst der Kasse nicht mehr als Behandlungsleistung
angesehen werden, wenn Sie durch medizinisch nicht begriindbare Verzogerung — z.B.
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Abbildung 2: Schnittstellen und Koordination

fehlende Einrichtungen oder Verzogerungen durch ein Hilfeplanverfahren — begriindet
werden mussen. Der Klinik entsteht u.U. ein erheblicher finanzieller Schaden.

Es ist Bestreben aller am Prozess beteiligter Klinikmitarbeiter, einen moglichst
reibungslosen Ubergang in eine Anschlussmafinahme zu gestalten. Der vorhanden
Spielraum kann im Regelfall genutzt werden, ist durch die institutionsspezifischen
Regelungen aber begrenzt. Die zeitaufwandige Gestaltung individueller Losungen
uberfordert oftmals den moglichen Spielraum.

5 Grenzsituationen

Die Interventionsebenen werden in dargestellt.

Pravention Im Vorfeld einer Behandlung erfolgen Pravention und Frihintervention,
eine thematische Koordination in diesem Bereich ist langfristig angelegt und erfolgt
z.B. in regionalen Arbeitskreisen und auf gegenseitigen Informationsveranstaltungen

Regelbehandlung, Regelbetreuung Im Bereich der regularen Behandlungen sind
die Verlaufe uberwiegend absehbar. Die Behandlung erfolgt in der Regel innerhalb der
Familie sowohl durch niedergelassene als auch durch Kliniken, ggf unter Einbezug
der Schule. Nicht immer ist der Einbezug der Jugendhilfe erforderlich.
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Es kommt zu Unmut tber die fehlenden Moglichkeiten der zeitlichen Abstimmung,
wenn Anschlussmafinahmen erwiinscht aber zwischen Entlassungsnotwendigkeit
und Hilfeplanung nicht zu koordinieren sind. Auch uber die Art der Mafinahmen
besteht nicht immer Konsens. Es obliegt der Jugendhilfe, geeignete Mafinahmen
auszuwahlen und zu installieren. Dabei spielen naturgemafl sowohl fachliche als auch
wirtschaftliche Aspekte eine Rolle.

Grenzfalle FEine koordinierte Versorgung auf dem reguldren Niveau (s.|/Abbildung 3))
gelingt in der Regel mit noch vertretbarem Aufwand. Problematisch wird es, wenn die
betroffenen Jugendlichen angstigende oder bedrohliche Symptome entwickelt haben.

Jugendforensik geschlossene Jugendhilfe oder Alternativen

reguldre KJPP reguldre Jugendhilfe

Pravention KJPP Pravention

KJPP Jugendhilfe

Abbildung 3: Interventionslevel

Typische Versorgungs- und Koordinationsprobleme aus Sicht der KJPP betreffen

* Aufnahmen in den Kliniken aus padagogischen Notféllen: Kinder und Jugendli-
che mit gewalttdatigem Verhalten haben auch die Erfahrung gemacht, dass sie mit
ihrem expansiven Verhalten padagogische Grenzsetzungen umgehen konnen.
Immer wieder kommt es zu »Notaufnahmen«, wenn sich MitarbeiterInnen in den
Einrichtungen Kinder oder Jugendlichen gegentiber sehen, die auf padagogische
Anforderungen mit aggressivem Verhalten reagieren. In der Regeln handelt es
sich dann um symmetrische Eskalationen, denen vor Ort nicht adaquat begegnet
werden kann. Die Vorstellung in der Klinik erfolgt in diesen Fillen tiber den
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Amtsarzt oder die Polizei, die hinzugerufen wird. Eine psychiatrische Notfallin-
dikation liegt zumeist nicht vor, insbesondere, wenn das Verhalten iiberwiegend
gesteuert erscheint.

* Aufnahmen bei Fehlplatzierung: Immer wieder kommt es zu Aufnahmeersu-
chen oder gar Notfallanfragen, wenn Jugendliche — iberwiegend aus anderen
Bundeslandern — in Einrichtungen gelangen, die fur die Versorgung der Jugend-
lichen nicht addquat vorbereitet sind. Haufig handelt es sich um Jugendliche, die
bereits mindestens einen Aufenthalt in KJP-Kliniken und einen oder mehrere
Einrichtungswechsel hinter sich haben. Die Anfragen erfolgen dann mit der Idee,
es musste eine » Diagnostik« oder eine »andere medikamentdse Behandlung«
eingeleitet werden. Aus den begleitenden oder angeforderten Unterlagen geht
regelmaflig hervor, dass die geforderten KJP Mafinahmen bereits im Vorfeld
erfolgt sind.

» Aufkiindigung der Betreuungsverhaltnisses in Jugendhilfeeinrichtungen, wah-
rend der Jugendliche in der Klinik ist: Einrichtungen trennen sich von den
Jugendlichen ohne Verabschiedung, ohne das Behandlungsergebnis abzuwarten
und »geben ihren Erziehungsauftrag zuriick«. Mitunter geschieht das nach einem
langeren stationaren Klinikaufenthalt und teilweise sogar, wenn der Jugendliche
sich bemuht hat und Behandlungsfortschritte erkennbar sind.

Insbesondere bei Ubernahmen aus anderen Bundeslindern kommt den Einrich-
tungen u.E. eine besondere Verantwortung zu, auch bei Scheitern der Mafinah-
men fur eine planvolle Beendigung incl. Riickfihrung zu sorgen.

* Fehlende Wohnplatze fiir Jugendliche bei Beendigung der Behandlung: Auch
Jugendliche mit problematischen Verhaltensweisen mussen aus der Klinik ent-
lassen werden, wenn eine Behandlung nicht erforderlich ist, die Behandlung
abgeschlossen oder nicht mehr sinnvoll ist. In diesen Fallen steht oftmals eine
geeignete Einrichtung nicht zur Verfiigung, individuelle Maffinahmen konnten
nicht fristgerecht etabliert werden. Wenn die Jugendlichen um Obhut bitten,
kann eine solche eingerichtet werden, ansonsten stehen die Sorgeberechtigten in
der Verantwortung. Mitunter werden Kinder in die Herkunftsfamilie entlassen,
weil sie fiir die Einrichtungen »zu schwierig sind«.

Immer wieder werden wir mit der Vorstellung konfrontiert, eine Heimunterbrin-
gung konnte erst erfolgen, wenn die Probleme durch »Therapie« beseitigt sind.
Diese Idee geht an den Moglichkeiten einer stationaren jugendpsychiatrischen
Behandlung vorbei und verkennt,

— dass gerade gewalttatige Jugendliche haufig nicht psychisch krank sind

— dass nicht alle Probleme psychiatrisch losbar sind,
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— dass in der Regel eine Therapie ambulant und tber lange Zeit erfolgten
sollte

— dass Therapie ein Minimum an Kooperation der Betroffenen erfordert.

* Besondere Situationen treten auf, wenn die beteiligten Erwachsenen fur den
Jugendlichen eine Planung vorsehen, der Jugendliche aber eigene Vorstellun-
gen entwickelt (»Ich schlaf’ bei Freunden/auf der Strafle«) und sich auf die
vorgesehenen Mafinahmen nicht einldsst.

6 Gemeinsame Verantwortung?

In den Diskussionen zum Zusammenwirken von KJPP und Jugendhilfe wird vor allem
im Hinblick auf Koordinationsprobleme wiederholt die Idee einer »gemeinsamen
Verantwortung« beschworen, die sich zunachst gut anhort, aber die Tatsache verschlei-
ert, dass Jugendhilfe und KJPP jeweils sehr unterschiedliche Bereiche im Leben der
betreuten oder behandelten Jugendliche abdecken; damit gehen sehr unterschiedliche
Kompetenz-, Entscheidungs- und Verantwortungsbereiche und Finanzierungsmodelle
einher. Es obliegt den Eltern, die jeweils erforderlichen Schritte (Antrage, Untersu-
chungstermine, Behandlungsoptionen ...) zum Wohl der Kinder zu prifen, ggf. in die
Wege zu leiten und deren Wirksamkeit zu beurteilen.

Wir halten die Idee der gemeinsamen Verantwortung fiir die Jugendlichen daher
nicht fiir zielfuhrend. Vielmehr muss die jeweilige verbindliche Zustandigkeit be-
stimmt und die jeweilige Institution so ausgestattet werden, dass sie die an sie gestell-
ten Aufgaben wahrnehmen kann. In Schleswig-Holstein gibt es weder Jugendforensik
noch Jugendhilfeeinrichtungen mit Aufnahmeverpflichtung, sodass ein gewisser Per-
sonenkreis regelmafiig in Einrichtungen unterkommen muss, die der Aufgabe nicht
gewachsen sind.

Als Kliniken konnen und mussen wir unsere Diagnosen verantworten, wir sind
gegeniiber Patienten, Eltern und Solidargemeinschaft zur fachlich angemessenen
Behandlung verantwortlich und wir schulden laut Behandlungsvertrag
»fachliches Bemiithen«; eine Erfolgsgarantie gibt es nicht.

Entsprechend ist die Jugendhilfe fur die Gestaltung und Organisation der Ange-
botsstruktur und die Rahmenbedingungen in den Einrichtungen, die Politik fir die
Koordination und finanzielle Ausstattung der Einrichtungen zustandig.

Die fallfuhrenden Vertreter der jeweiligen Institution unterliegen deren Regel-
werken, Hierarchien und Logik. Die Kenntnis der Ablaufe in den jeweils anderen
Bereichen erleichtert das gegenseitige Verstandnis und kann im Vorfeld zu Weichen-
stellungen beitragen, die die Koordination verbessern. Fiir die verbindliche Koordinati-
on der Institutionen braucht es organisatorische und finanzielle Rahmenbedingungen.
Diese sind derzeit nur begrenzt vorhanden (z.B. Personalkosten und Fahrkosten fiir
Koordination...). Als Kliniker erleben wir, dass Jugendliche bei der Entlassung aus
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der Klinik allein stehen und weder Eltern noch Vertreter der Jugendbehorden die
Moglichkeit der Betreuung sehen. ..

7 Geschlossene Unterbringung?

Es taucht im Zuge der Diskussion immer auch die Frage der geschlossenen Unterbrin-
gung auf. Die Ethikkommission der kinder- und jugendpsychiatrischen Fachgesell-
schaft und der Fachverbande hat die eigene fachliche Position in einer »Stellungnahme
zu freiheitsentziehenden Mainahmen bei Kindern und Jugendlichen« bestimmf']

7.1 Geschlossene Unterbringung in der KJPP

In der konkreten Diskussion wird von der KJP die Sicherung »schwieriger« Jugendli-
cher in bedrohlichen Situationen regelmafiig gefordert, nicht ganz selten auch dann,
wenn es auch jugendpsychiatrischer Sicht keine Indikation zur Behandlung gibt?]
Wenn suizidale Jugendliche in der Klinik den Suizid vollenden, mussen sich die
behandelnden Arzte der juristischen Uberpriifung stellen, d.h. die (fast liickenlose)
Sicherung dieser jungen Menschen wird in besonderer Weise von der KJP gefordert.
In der ethischen Bewertung scheint die geschlossene Unterbringung in der KJP bis zu
einem gewissen Grad geboten, konsensfahig und unabdingbar zu sein. Es ist indes
nie das Ziel der Kliniken, Jugendliche »wegzusperreng, es geht vielmehr um den
vorubergehend schiitzenden Rahmen, der laut Gesetz unmittelbar aufzuheben ist,
wenn das Erfordernis nicht mehr vorliegt (z.B. § 24 PsychKG Schleswig-HolsteinP).

7.2 Geschlossene Unterbringung in der Justiz

Auch die Justiz in Schleswig Holstein greift — als ultima ratio — auf geschlossene Maf3-
nahmen zuriick, am Stichtag 30.11.2015 waren in Schleswig Holstein go Jugendliche
und heranwachsende Manner im Jugendstrafvollzug untergebracht?]

In der Jugendanstalt werden umfangreiche Schul- und Fordermoglichkeiten vorge-

haltenP], denn

Thttp://dgkjp.de/images/files/dgkjp/ethikkommission/Ethik_geschlossene-
Unterbringung_letztVersion.pdf

*Ein besonders unerfreuliches Beispiel wurde aus der Klinik in Liibeck berichtet, wo Richter und
Jugendamt massiv und entgegen der fachlichen Einschatzung der Klinik auf die Behandlung eines
Jugendlichen drangten, der mit Cannabiskonsum lieber bei seinen Freunden als bei seinen Eltern
sein wollte.

3§ 24 Satz (2) Ergibt eine drztliche Untersuchung, dass die Tatsachen und &drztlichen Beurteilungen,
die der Unterbringung zugrunde liegen, nicht oder nicht mehr vorliegen, hat das Krankenhaus den
untergebrachten Menschen sofort zu beurlauben

4Quelle: Destatis, Bestand der Gefangenen und Verwahrten in den deutschen Justizvollzugsanstalten

5Im § 37 Jugendstrafvollzugsgesetz ist festgelegt, dass die Gefangenen vorrangig zur Teilnahme an

10
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»Bildungsmangel und Lerndefizite behindern haufig die soziale Integra-
tion straffillig gewordener Menschen und stellen einen entscheidenden
Faktor fiir eine erneute Straffalligkeit dar. Unter den Inhaftierten sind Son-
derschiler, vorzeitige Schulabganger, Personen ohne beziehungsweise mit
abgebrochener Ausbildung und Hilfs- und Gelegenheitsarbeiter deutlich
uberreprasentiert. Im schleswig-holsteinischen Justizvollzug werden daher
umfangreiche schulische und berufliche Bildungsmafinahmen angeboten,
die sowohl an Arbeitsmarktbedurfnissen orientiert als auch der Vorbildung
und dem Lernverhalten der Gefangenen angepasst sind.

Alle Bildungsangebote werden laufend insbesondere durch den Padago-
gischen Dienst des Justizvollzuges am Arbeitsmarkt orientiert aufeinander
abgestimmt und weiterentwickelt. |§|«

Eine Untersuchung im Rahmen des Xenos-Projektes zum Ubergangsmanagement
nach Entlassung junger Strafgefangener aus dem Jugendvollzug zeigte beachtliche
Erfolge (Miiller, 201 5f)):

Die Halfte der Jugendlichen ist 3 Monate nach Haftentlassung in Arrangements
wie Ausbildung, fester Arbeit oder Selbstandigkeit. Diese Anschliisse sind aber nicht
immer stabil. Eine abgeschlossene Ausbildung fiihrte bei allen Jugendlichen in feste
Arbeit. Insbesondere BVB-Mafinahmen, Jobs und Selbstandigkeit geben wenig Stabili-
tat. Die finanzielle Lage der Jugendlichen verbessert sich jedoch innerhalb des ersten
Jahres.

7.3 Geschlossene Unterbringung in der Jugendhilfe?

Schwierig wird die Diskussion um die geschlossene Unterbringung in der Jugendhilfe.
Die wissenschaftliche Datenlage zu diesem Thema als Grundlage einer sachlichen
Diskussion ist durftig; es sind unter anderem Untersuchungen des Deutschen Jugend-
institut verfugbar, in denen die Folgen fehlender Unterbringung (Verwahrlosung,
Prostitution, Bildungsdefizite, Drogenkonsum, ...) den Bedingungen gegeniiber ge-
stellt werden, in denen eine entsprechend gestaltete vorubergehende geschlossene
Unterbringung fiir die Betroffenen auch eine Chance und auflere Sicherheit darstellen
konnte. Die Autoren folgern, dass die geschlossene Unterbringung fiur ausgewahlte

schulischen und beruflichen Orientierungs-, Aus- und Weiterbildungs-mafinahmen verpflichtet sind.
Hierbei sind moglichst deren Fahigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen zu beriicksichtigen.Quelle:
Landesportal Schleswig-Holstein

®Quelle: Landesportal Schleswig-Holstein — http://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/J/
justizvollzug/bildungsmassnahmen.html

7http://dbh-online.de/uebergm/Mueller_2015-07-15_Frankfurt_a_M-Praesentation.pdf

8Permien, Hanna (2010), Erziehung zur Freiheit durch Freiheitsentzug?, Zentrale Ergebnisse der
DJI-Studie »Effekte freiheitsentziehender Mafinahmen in der Jugendhilfe.«: Verlag Deutsches Ju-
gendinstitut)

11
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Jugendliche eine Hilfe sein kann, wenn es ihnen gelingt, die innewohnenden Chance
zu nutzen und sich auf den Forderprozess einzulassen.

Auch wurden z.B. im Elmshorner|Symposion 2016 Einrichtungen vorgestellt, deren
Uberlegungen zum Wohl der Jugendlichen auch in freiheitsbegrenzenden Settings vor
der pauschalen Ablehnung zumindest der weiteren Diskussion bedurften.

Offensichtlich ist, dass die ethische Rechtfertigung sich nicht auf unmittelbare
Lebensrettung und vergleichsweise kurze Zeitraume wie in der Psychiatrie bezieht
oder auf rechtsstaatliche bzw. strafrechtliche Grundlagen, sondern auf schwerer zu
fassende und langfristig angelegte »Entwicklungschancen« oder gar eine nicht anders
abzuwendende »Kindeswohlgefahrdung«.

Auch in der Jugendhilfe kime § 1631 b BGB als Rechtsgrundlage der geschlossenen
Unterbringung zum Tragen. Angesichts fehlender Daten ist eine sachliche Abwagung
erschwert, ob eine »Gefdhrdung des Kindeswohls« oder eine »erhebliche Selbst- und
Fremdgefahrdung« durch »andere 6ffentliche Hilfen« abgewendet werden kann, ja
man musste sich zunachst darauf einigen, ob man (drohende) Verwahrlosung, Dro-
genkonsum und Prostitution Minderjahriger oder Schulabbruch tiberhaupt unter den
Begriff der »Selbstgefdhrdung« im Sinne eines »Entwicklungsrisikos« fassen wollte,
ob aggressives Handeln gegen Betreuer oder Mitbewohner zum Ausschluss aus der
(offenen) Jugendhilfe fihren darf oder als »erhebliche Fremdgefahrdung« im Sinne des
§ 1631 b BGB zu entsprechenden spezialisierten Reaktionen der Jugendhilfe Anlass
gibt, weil »andere offentliche Hilfen« nicht greifen? Der Verweis auf die Zustandigkeit
von Psychiatrie oder Strafverfolgung in solchen Fallen wird der Sache jedenfalls nicht
gerecht, solange deren Zugangskriterien nicht erfullt sind.

Der Begriff »geschlossen« wird dabei uneinheitlich verstanden. Die dramatische
Phantasie, die oftmals in der Diskussion mitschwingt hat z.B. mit der Realitat der in
kinder- und jugendpsychiatrischen Kliniken Behandelten wenig zu tun hat. Die aller-
meisten Jugendlichen haben in kiirzester Zeit weitgehende Freiheitsgrade, wenn nicht
akut lebensbedrohliche Aspekte dem entgegenstehen. Der innewohnende haltgebende
»strukturierende« Aspekt einer verbindlich geforderten Anwesenheit oder die Idee,
dass sich Erwachsene kimmern, indem sie die oft sozial uberforderten Jugendlichen
begrenzen, wird in der Regel weniger berticksichtigt.

Demgegentuiber werden die unstrittig vorhandenen Risiken einer Freiheitsbeschran-
kung in den Vordergrund gestellt. Selten findet man eine differenzierte Abwagung
zwischen Risiken und Chancen oder gar Uberlegungen, wie eine geeignet Einrichtung
fur den schwierigen Personenkreis konkret gestaltet werden konnte. Angesichts der
eher ungunstigen Prognose vieler dieser Jugendlicher ware auch festzulegen, welche
»Erfolgsquoten« den Aufwand und das Risiko einer solchen Mafinahme begriinden
konnten, wie hoch demgegentuiber der Erfolg bei den individuell geplanten MafSnah-
men beziffert werden kann, und woran man jeweils Erfolg und Scheitern erkennt.

Auch Permin gibt den Jugendlichen eine Stimme, die mit geschlossenen Mafinahmen

9Grenzganger 2.0., updates in der Versorgung der Schwierigsten, Elmshorn 20.04.2016
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nicht erreicht werden, oder die sogar Schaden nehmen. Um es deutlich zu sagen: Eine
Unterbringung, um »den Willen der Jugendlichen zu brechen« ist strikt abzulehnen.
Es bedarf nach ubereinstimmender Auffassung sehr guter Kontrollinstanzen, einer
exzellenten qualitativen und quantitativen, personellen und materiellen Ausstattung,
wenn man auf dieses Instrument zuruckgreifen wollte.

Keinesfalls diirfte eine entsprechende Einrichtung die zweifellos vorhandenen krea-
tiven individuell gestalteten Angebote der Jugendhilfe verdrangen. Andererseits ist
die Prognose dieser Jugendlichen eher ungunstig, sodass die Differenzierung der Hil-
femoglichkeiten sinnvoll erscheint, um auch denjenigen Jugendlichen eine Chance
zu geben, die von den individuellen Angeboten nicht oder nur unzureichend erreicht
werden.

Tertiarpraventiv ware jedenfalls winschenswert, dass die Jugendlichen mit der
Unterbringung verbunden ebenfalls ein verbindliches Bildungsangebot erhielten,
qualitativ mindestens entsprechend den Bildungsangeboten in der Justiz und zeitlich
jedenfalls vorgelagert.

Der Verzicht auf verbindliche Einrichtungen darf jedenfalls nicht dazu fiihren, dass
»die Jugendhilfe« ausgerechnet bei Jugendlichen, die besonderer Hilfe und Stabilitat
bediirfen, hilflos wird und trotz der hohen Gesamtzahl der Heimpldtze und des
differenzierten Angebots im Bundesland ohne befriedigende Antwort bleibt oder sich
auf teure Minimallosungen beschrankt.

8 Gelingende Beispiele

Selbstverstandlich findet im Alltag in der Mehrzahl der Fille zwischen Niedergelasse-
nen Arzten fir KJP, Kliniken und Institutionen der Jugendhilfe eine Zusammenarbeit
statt. Die gelingt zumeist in den Fallen, in denen keine besonderen Herausforderungen
an die Hilfen gestellt werden, auf dem Niveau der reguldren Versorgung in
Sie gelingt besonders dann, wenn verantwortliche Erwachsene sich Interesse
ihrer Kinder kiimmern und die Institutionen zu nutzen wissen.

Die Koordination gelingt auch in schwierigen Situationen, wenn sich zwischen den
handelnden Personen verlassliche Bundnisse etabliert haben, in denen die Partner
ihre Zusagen einhalten und die jeweiligen institutionellen Aufgaben erfullen.

9 Schlussfolgerungen

Es konnen folgende Feststellungen getroffen werden
* Nicht jeder schwierige Jugendliche ist psychisch krank.

* Nicht jeder psychisch kranke Jugendliche benétigt stationare Behandlung, auch
wenn er sich problematisch verhalt

13
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Die Beurteilung einer Behandlungsnotwendigkeit und ggf. des geeigneten Set-
tings ist eine facharztliche Aufgabe

Die Wahl des Betreuungsrahmens ist ebenso eine Aufgabe der Jugendhilfe wie
die Inobhutnahme

Das Fehlen geeigneter Einrichtungen oder Ausstattung ist keine Indikation fur
einen Psychiatrieaufenthalt oder fiir dessen Verldngerung

Es gibt keine Regelungen einer gemeinsamen Verantwortung! Die jeweiligen
Institutionen unterliegen spezifischen eigenen Regeln.

Es fehlen aus unserer Sicht Einrichtungen oder Mafsnahmen bzw. Regelungen der
Jugendhilfe , die sich verbindlich und unmittelbar fiir eine potenziell schwierige
Klientel zustandig fuhlen.

Es fehlen in Schleswig-Holstein Versorgungsmoglichkeiten fur jugendliche psy-
chisch kranke Rechtsbrecher. Im Einzelfall erfolgt die Unterbringung in der
Erwachsenenforensik. Das entspricht nicht einer entwicklungsgerechten Unter-
bringung.

Vorschlage zur Verbesserung der Koordination

Aus Sicht der Kliniken konnen wenige Weichenstellungen die Situation fiir die proble-
matischen Entlassungen erleichtern. Im Wesentlichen geht es darum, den Jugendlichen
weiterhin einen verldsslichen Ansprechpartner und Wohnort zu sichern. Eine KJP
kann kein zu Hause sein!

1.

Es ist ein Bekenntnis oder eine Verpflichtung der entsendenden Jugendhilfeein-
richtung zur Riicknahme von Jugendlichen erforderlich, wenn aus der Einrich-
tung heraus ein KJP-Aufenthalt erfolgt. Einrichtungen miissen verantwortlich
bleiben, bis ggf. eine Anschlussmafinahme der Jugendhilfe gefunden wird! Ggf.
steht gemeinsam mit dem Entsendejugendamt die Frage im Raum, wie die Riick-
nahme gewahrleistet werden kann (voriibergehende Personalaufstockung?). Es
ist nicht zum Wohle des Kindes, wenn Einrichtungswechsel auf biirokratische
Weise und ohne personlichen Kontakt abgewickelt werden, wahrend die betrof-
fenen Jugendlichen in einer Klinik untergebracht sind.

. Wir benétigen eine oder mehrere sehr gut ausgestattete (Ubergangs-)einrichtungen

mit Aufnahmeverpflichtung fir »schwierig zu vermittelnde« Kinder und Ju-
gendliche, ggf. in enger Kooperation mit einer Psychiatrie. Diese Einrichtungen
konnen aufgrund der jeweils wahrscheinlich zu geringen Fallzahlen nicht in der
Verantwortung einzelner Kreise sein sondern mussen unter der Fithrung des
Landes gestaltet werden.

14
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Sicht der KJPP Dr. M. Jung, HELIOS KJPP Hesterberg

3. Erforderlich erscheint also eine Gewahrleistungspflicht des Landes fur »pro-
blematische« Jugendliche, um die in schwierigen Fallen haufigen Einrichtungs-
wechsel zu unterbinden und fiir Beziehungskonstanz und Verbindlichkeit zu
sorgen. Haufige Einrichtungswechsel betreffen vor allem Kinder- und Jugendli-
che mit schwierigen Bindungserfahrungen. Gerade sie benotigen Konstanz in
den Rahmenbedingungen.

Die Gewdhrleistung musste sich auch auf Jugendliche mit hohem Autonomiebe-
dirfnis erstrecken, bei denen kein Behandlungserfordernis besteht, mit denen
aber auch kein Konsens uber die weitere Mainahmen zu erzielen ist.(»Entlassung
von Kindern auf die Straie?«). Da Beziehungsabbriche und Bildungsdefizite die
Prognose verschlechtern, sollten insbesondere Uberlegungen zur Pravention in
diesen Aspekten eine Rolle spielen.

4. Jugendliche brauchen gerade in sehr schwierigen Lebenssituationen Paten, die
sich aktiv fiir Ihre Belange einsetzen. Uberforderte Eltern mit lediglich formalem
Sorgerecht konnen die Koordination ebenso wenig sinnvoll unterstutzen wie
uberforderte Amtsvormiinder. Gerade fiir diese Jugendliche bediirfte es enga-
gierter Erwachsener, die nicht nur »Falle verwalten«, sondern deren Belange im
Sinne eines Verfahrenspflegers aktiv vertreten.

11 Schluss

Eine polarisierte Diskussion, wie wir sie derzeit in Schleswig-Holstein erleben, fuhrt
insbesondere dann nicht weiter, wenn sie - wie oben beschrieben (Unterabschnitt 1.1)
keine konkreten Losungen fur die Jugendlichen bereithalt, die unmittelbarer Hilfe
bediirfen. Es kommt leider viel zu haufig vor, dass Jugendliche in der Klinik das
Gefuhl bekommen »keiner will mich!«, dass Kinder und Jugendliche in ungeeignete
Milieus entlassen werden[©, dass Beziehungen abgebrochen werden, weil sich die
Einrichtungen uiberfordert fithlen. Zu Lasten der Jugendlichen lehnen immer wie-
der Einrichtungen — inzwischen auch Inobhutnahmestellen — die Ubernahme und
Rucknahme schwieriger Jugendlicher ab. Und dann...?

Allen Beteiligten ist klar, dass trotz aller Anstrengungen Lebenswege entstehen,
die nicht den Vorstellungen der verantwortlichen Erwachsenen entsprechen. Das soll
unserem Bemiithen um moglichst gute Behandlung, Forderung und Kooperation im
Einzelfall keinen Abbruch tun —im Gegenteil! Zur Gestaltung eines verbesserten Rah-
mens unter Nutzung der unterschiedlichen Expertise bietet die aktuelle Diskussion
sicher eine groflartige Chance!

Dr. Martin Jung

'9z.B. in das Elternhaus, weil sich keine Jugendhilfeeinrichtung findet, oder in neuerliche Einrichtungs-
wechsel mit Beziehungsabbruch

15
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. . . . . . : N G
Runder Tisch zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein E Né?é’f'?guﬁhe
Gesellschaft

8. September 2016 fiir Diakonie

»~Umgang mit Grenzsituationen und mit besonderen Zielgruppen®

Statement

Zum Grundversténdnis: Wenn Uber ,Schwierige Kinder und Jugendliche”, tiber »Systemsprenger”,
iber ,Grenzgdnger” gesprochen wird, meinen wir Kinder und Jugendiiche mit gravierenden
{(komplexen) Entwicklungs- und Verhaltensauffalligkeiten im emotionalen, sozialen und kognitiven
Bereich, die mehrere Einrichtungswechsel und ggf. Klinikaufenthalte erlebt haben.

Aufgrund ihres z.B. aggressiven und gewalttétigen Verhaltes bringen sie Eltern /
Personensorgeberechtigte, Menschen im sozialen Umfeld und professionelle Fachkrifte in
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, in der Schule usw. an die Grenzen ihrer
Handlungsmaoglichkeiten und ihrer Belastbarkeit.

Die Auseinandersetzung mit den Fragen des Umgangs mit Grenzsituationen und mit den besonderen
Zielgruppen wie z.B. ,den Schwierigen” und die dazugehorige Konzeptentwicklung beschiftigen die
Akteure der Kinder und Jugendhilfe sowie weitere Professionen seit vielen Jahren.

Ein gemeinsames Fallverstdndnis und gemeinsame Verantwortungsiibernahme zwischen Jugendamt
und Tradger sowie ggf. der Kinder- und Jugendpsychiatrie stellt immer eine wesentliche Grundlage fir
eine gelingende Hilfe dar. Die Kooperation vor, wihrend und zur Beendigung einer Hilfe solite
mdglichst eng sein und die Reflektion der Hilfe bzw. von bisherigen Hilfeverliufen ist gemeinsam mit
dem jungen Menschen und den Sorgeberechtigten im Vorfeld einer neuen Hilfegewihrung intensiv
Zu erdriern.

An der in vieien Fiilen erfolgreicher Arbeit, die Kooperation iiber die verschiedenen Systeme,
Einrichtungen und Professionen kontinuierlich zu verbessern, ist anzukniipfen. Modelprojekte wie
das Projekt , Abgestimmter Umgang mit Kindern und Jugendlichen bef Vorliegen einer psychischen
Storung sowie eines Unterstiitzungsbedarfs gemiR SGB ViII“ kurz das Grenzginger-Projekt sind sehr
zu begrifRen!

Griinde fiir Abbriiche / Beendigung von MaRnahme sind vielfiltig und multikausal und bedirfen
immer einer genauen Fallanalyse. inskesondere bei Kindern und Jugendlichen, die mehrfach in
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe innerhalb kurzer Zeitrdume nicht gehalten werden
konnten, sind unter Beriicksichtigung der Biographie die Hilfeverldufe durch alle an der Hilfe
beteiligten Akteure methodisch zu analysieren.

Entsprechende Kapazitdten und Ressourcen sind bereitzustellen und zu finanzieren. Alle Beteiligten
stehen in der Verantwortung.

Die Arbeit mit schwierig agierenden Kindern und Jugendlichen ist hochanspruchsvoll, immer

risikobehaftet und entsprechend anzuerkennen und einzuordnen. In dieser Arbeit kommt es
zwangslaufig immer wieder zu Unsicherheit und 2.T. auch zu Uberforderung auf Seiten der
Professionellen. Hier bedarf es neben einer ,Fehlerfreundlichkeit” eine kontinuierlich
Prozessbegleitung.

Schwierige Situationen miissen entlastet und unterstiitzt werden.
Seite 1 von 2
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Gruppe

Runder Tisch zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein E Norddeutsche
' Gesellschaft

8. September 2016 k[ég‘if i fiir Diakonie

ofs) |
»Umgang mit Grenzsituationen und mit besonderen Zielgruppen

Statement

Klare Absprachen, Regelungen und Vereinbarungen zwischen Trager und Jugendamt, der Kinder- und
Jugendpsychiatrie — auch situativ - férdern Handlungssicherheiten. Schnelle unkonventionelle und
unbirokratische Hilfe ist haufig erforderlich um eine Versorgung sicherzustellen.

Die Politik und die Fachverwaltung sind aufgefordert, auch fiir unkonventionelle Lésungsansatze
Rechis- und Handlungssicherheit zu schaffen. Beratung, Unterstiitzung und ein intensiver fachlicher
Diskurs sind hier férderlich und dringend erforderlich.

Pddagogik findet in Aushandlungsprozessen statt und ist Beziehungsarbeit. Fir die Hilfen bedeutet

dies, dass immer wieder an der Bereitschaft zur Mitwirkung / der Mitarbeit des / der Jugendlichen
gearbeitet werden muss, um die MaBnahme wirksam werden zu lassen. Eine altersangemessene
Beteiligung an der Hilfe ist eine wichtige Grundlage der Hilfe.

Beziehungssicherheit und -kontinuitat soll gewahrleistet werden (tragfihige professionelie
Beziehung, personelle Kontinuitadt). Es wird jedoch nicht leichter, Fachpersonal zu finden, das sich
den besonderen Herausforderungen der Arbeit mit den sog. , Schwierigen” stellt. Die mediale
Berichterstattung der vergangenen Monate findet auch hier einen Niederschlag.

Die Mitarbeitenden kontinuierlich fachlich fortzubilden und sie auch im Sinne von Annahme,
Zuwendung und Haltekultur zu qualifizieren ist Aufgabe und Herausforderung gleichermaRen.

Die Angebote missen so individuell, flexibel und kreativ sein wie der / die Jugendliche d. h. es

braucht Angebote auBerhalb des gangigen Rahmens. Weder eine Spezialeinrichtung noch die
Standardeinrichtung mit Zusatzqualifikationen kann als DIE Lésung bezeichnet werden. Es kommt
auf den Einzelfall an. In der Rege! sind die Kinder und Jugendlichen Multiproblem-belastet, also nicht
nur mit einem Merkmal wie Sucht, psychische Erkrankung. Spezialeinrichtungen, die nur auf ein
Merkmal ausgelegt sind, schlieBen oftmals weitere Kombinationen aus. Eine gemischte Gruppe kann
durchaus von Vorteil sein, wenn es darum geht, eine gesteigerte Gruppendynamik durch gleiche
Problemlagen zu verhindern. Gleichwohl kénnen spezialisierte Einrichtungen bestimmte Eigenheiten
leichter als Normalitit verorten und dadurch die Akzeptanz in der Gruppe erieichtern (z. B. Autisten,
die stereotype, fiir Dritte befremdliche Verhaltensweisen zeigen, in der Gruppe aber als einer von
vielen gesehen werden).

Kleinere Gruppen, multiprofessionelle Teams, institutionell ibergreifende Zusammenarbeit,
kollegiale Beratung, Fortbildungen, Supervision und externe Unterstiitzung in Form von begleitender
Beratung sind, geeignete Rahmenbedingungen flir die Arbeit mit den ,Schwierigen” in stationdren
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. Diese Rahmenbedingungen erfordern eine entsprechende
Refinanzierung.

Cla%ia ;angglz

Geschéftsfiihrung Kinder- und Jugendhilfe, Kindertagesstétten und Sozialpsychiatrie

Seite 2von 2
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kreis@ pinneberg

Florian Schlender, stellvertretender Fachdienstleiter, Fachdienst Jugend/Soziale Dienste
Kurt-Wagener-Strafle 11, 25337 Elmshorn

Statement fiir den Runden Tisch zur Situation der Heimerziehung am 08.09.2016
hier: ,,Umgang mit Grenzsituationen und mit besonderen Zielgruppen®

Die Jugendamter der Kreise und kreisfreien Stadte in Schleswig-Holstein sind insgesamt vor vielfaltige
Herausforderungen gestellt. Sogenannte Grenzganger und/oder Systemsprenger gehdren in den
Aligemeinen Sozialen Diensten zu der Personengruppe, die oftmals nur schwer zu erreichen ist und
doch gelichzeitig ein hohes Mal® an Unterstiitzung und Zuwendung bendtigt.

Die Unterbringung von schwierigen Jugendlichen in stationaren Einrichtungen gestaltet sich haufig in
doppelter Hinsicht problematisch.

Einerseits ist es fiir die Jugendlichen mit massiven Verhaltensauffalligkeiten selbst meist nicht
vorstellbar in einer Einrichtung zu leben, geben sie doch damit ihre hart erarbeitete Autonomie auf.
Andererseits sind es manchmal die Einrichtungen, die aufgrund der beschriebenen Problematik der
Jugendlichen, davor zurlickschrecken diese aufzunehmen.

Schon seit vielen Jahren sind Akteure der Jugendhilfe damit beschaftigt kreative Losungen in
,Einzelfallen zu schaffen, um diese besondere Zielgruppe zu versorgen.

Jugendhilfe darf nicht als ein Projekt verstanden werden, dessen Anfang und Ende festgelegt ist.
Vielmehr ist Jugendhilfe ein lebendiger Prozess, den es gemeinsam zu gestalten gilt und der
fortwahrend weiterentwickelt werden muss.

Besondere Bedarfe von Kindern und Jugendlichen sind stetig zu erfassen und zu beriicksichtigen.
Herausforderungen missen von den Fachkraften der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe erkannt und
systematisch bewertet werden, damit bestehende Angebote angepasst und neue Angebote entstehen
kénnen.

Gerade schwierige Jugendliche sind haufig nicht nur in der Jugendhilfe prasent, sie haben zeitgleich mit
anderen Institutionen und staatlichen Stellen, wie z.B. Justiz, Kinder- und Jugendpsychiatrie, Schule
und Agentur flir Arbeit zu tun.

Alle diese Institutionen und Stellen verfolgen dem Grunde nach das Ziel den betreffenden Jugendlichen
auf dem Weg zu einer eigenverantwortlichen und gesellschaftsfahigen Personlichkeit zu unterstiitzen.
Die Praxis zeigt, dass eine tatsachliche Zusammenarbeit noch nicht durchgangig gelebt wird.

Neben einem gemeinsamen Fallverstandnis der einzelnen Fachkréfte ist eine verbindliche und
systematisierte Kooperationen erforderlich.

Interdisziplindre Zusammenarbeit auf Augenhdhe, das Wissen um Mdglichkeiten und Grenzen der
Kooperationspartner sind entscheidende Elemente fiir eine gut gelingende Zusammenarbeit im
jeweiligen Fall.

Eine gemeinsam gelebte Zustandigkeit tragt dazu bei, Malnahmen abgestimmt und passgenau - vor
allem aber wirkungsorientiert - einzuleiten.
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Die Versorgung der ,,Schwierigsten®- :
Basisvoraussetzungen und Ansatze fur 5

verbindliche und tragfahige Hilfen

5. Runder Tisch der Heimerziehung in Kiel _

Anna Vetter - Chefarztin in der Regio Klinik EImshorn —
Abt. fur Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie......
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komplexe Systeme - =

i
sana

I Soziale Netzwerke als Antwort auf

,Kooperationsprojekt Grenzganger*

Das Ganze ist mehr als die Summe seiner Teile.

(Aristoteles 384 — 322 vor Chr.)
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Warum es doch eine gemeinsame &
Verantwortung braucht!

« Es ist wichtig, den Bedarf und die Losung nicht im Streit um
Zustandigkeiten aus den Augen zu verlieren. Das Wohl des Kindes
muss im Fokus bleiben!

« Es gibt zu wenige Platze oder teilweise braucht es noch Zeit, bis
eine passende Losung ,erfunden® werden kann

« Haufig gibt es KEINE klare Trennung, wo Psychiatrie oder
Psychotherapie aufhort und Jugendhilfe anfangt und meist braucht
es ein ganzes System, um Hilfen fur die ,Schwierigsten® zum
laufen zu bringen (Therapie fur Eltern oder therapeutische
Gesprache mit Eltern, Medikamente zur Entlastung, Erziehung und
Kontaktangebote flr Sicherheit und Rahmung)

« Feste Systemgrenzen sind der Grund fur Systemsprenger, flexible
Systemgrenzen sind elastisch und kbnnen Explosionen auffangen
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Wer sind DIE versorgungsbedurftigen

Grenzginger? s

® Sana Kliniken AG

I
sana

Komplex traumatisierte Kinder und
Jugendliche mit aggressiv-expansivem
Verhalten und/ oder schwerem
autodestruktivem Verhalten

und Kinder mit Bindungsstérungen

IQ 71, Kinder und Jugendliche mit
Lernbehinderung oder Autismus und
aggressivem Verhalten

Sexuell grenzverletzende Kinder und
Jugendliche
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Das ist nur die Spitze vom Eisberg -
Was steckt wirklich dahinter?

® Sana Kliniken AG

Impulsivitat

Aggressivitat

anhaltende Suizidalitat
Selbstverletzendes Verhalten
Stérungen im Sozialverhalten

Traumafolgestorung

Bindungsstorung

Stérung der Persoénlichkeitsentwicklung
Anpassungsstérung/ Emotionale Stérung
Kognitive Uberforderung/ ADHS / FAS
Korperliche Beeintrachtigungen
Autismus
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Definition der Bedarfsgruppe ,,36a* =

sana

* Grundlegend ist die Entwicklung von Kriterien fir die
Bedarfsgruppe und die wiederkehrende Uberprifung von Status
und Bedarf in der Betreuung

* Nicht jedes Kind, das unbequem und betreuungsintensiv ist, ist ein
Grenzganger

* Nicht jedes Kind, das ein Grenzganger war, bleibt ein Grenzganger

* Die Hilfe muss im Rahmen einer ,inneren Revision“ eine Prufung
erfahren
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Nicht jedes Kind, dass ein Grenzganger :
ist, braucht dieselben 5
Versorgungsstrukturen

* Ungemein hilfreich ist es, wenn ein Versorgungssystem oder
mehrere es schafft/schaffen, eine Sicherheit fir das Kind
herzustellen und daflr zu sorgen, dass Betreuer und andere Kinder
nicht verletzt werden. Ein System ware winschenswert, das
zwischen der Bereitstellung von Sicherheit und der Gewahrung von
Freiheit und Entwicklungsmaoglichkeit ,,atmen® kann.

« Einige brauchen daflr eine geschlossene Tur
* Nicht alle dieser Kinder halten eine Gruppe aus

« Viele Kinder mit einer expansiven Stérung potenzieren und triggern
sich mit ihrem Verhalten
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Projekt Grenzganger s

?

I
Sana

Was das Projekt erfillt, was daraus maoglich ist und was fehlt...

Was das Projekt erfullt:

Je ein Vertreter in Leitungsfunktion bestimmt bei der Annahme des Falls, ob es
sich um einen Grenzganger handelt. Haufige Kriterien bisher: mehrere
gescheiterte Hilfen, Schwierigkeiten bei der Vermittlung (bis zu 52 Anfragen),
aggressives Verhalten mit Verletzungen von Kindern und Mitarbeitern in der
Vorgeschichte oder sonstiges Gefahrdungspotential, das Trager abschreckt,
Druck und Ratlosigkeit bei den Fallzustandigen

In einem fachlichen Gremium aus erfahrenen Vertretern der 6ffentlichen und
freien Jugendhilfe und der KUPP wird diskutiert, welche MalBnahmen akut und
langfristig notig sind, welche Faktoren des Scheiterns und welche Faktoren des
Gelingens gesehen werden, was aussichtsreich, greifbar, verhaltnismafig und
notwendig erscheint, haufig Abwagung von Zwang versus Niedrigschwelligkeit

Gemeinsame Verantwortung fur die getroffene Entscheidung und verbindliche
Umsetzung der getroffenen Empfehlung, dadurch dass die Mitglieder der
Clearinggruppe alle Entscheidungsbefugnis besitzen
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Projekt Grenzgénger =

Was das Projekt erfillt, was daraus maoglich ist und was fehlt...

Sana

Was das Projekt ermoglicht:

konkrete und kreative Losungen im Netzwerk, wie z.B.: ein Kind wird
geschlossen in der KUPP aufgenommen, zeitgleich arbeiten MA freier Trager im
Auftrag der offentlichen JH mit dem Kind und helfen bei der Betreuung auf
Station und der Uberleitung in eine AnschlussmaBnahme, es kann ein Gutachten
flr die weitere Versorgung erstellt werden, das eine verbindliche Grundlage und
Rechtssicherheit far weitere Hilfen in der Jugendhilfe schafft

Ausstieg aus der Abgrenzungstalle: jeder unterstitzt mit seiner Expertise und
keiner braucht eine alleinige Uberforderung seiner Ressourcen zu fiirchten, es ist
klar, dass niemand ,aussteigt”, solange das Kind nicht gut versorgt ist oder
gemeinsam entschieden wird, dass der Einsatz der Mittel nicht verhaltnismanig
ist und ggf. auch die Entscheidung far keine weiteren Hilfen mehr fallt !

Kriterien: Alter des Kindes, Sucht, Bindung an destruktive Eltern (das Verstand-
nis fur eine destruktive Dynamik muss aus Grinden der VerhaltnismaBigkeit Gber
den zu erwartenden herstellbaren Schutz flr das Kind gestellt werden)
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Projekt Grenzganger s

Was das Projekt erfiillt, was daraus méglich ist und was fehlt... sand

Was fehlt:

FUr die erwartbaren Konfliktsituationen mit schwer belasteten Heimkindern werden
trotz besseren Wissens bis heute keine entsprechenden Vorhaltungen getroffen:

» Ein sicherer Ort far Krisen in der Jugendhilfe und dem SGB XI|

« Ein Ort, der auch rechtssicher interdiziplinar arbeiten darf: KIPP mit Jugendhilfe
oder Jugendhilfe mit Konsildienst durch die KUPP

« Eine Ausschopfung aller Moglichkeiten flr schwierige Kinder, das heil3t eben
nicht nur, aber auch eine Legitimation fir den Einsatz von verhaltnismafBigem
Zwang in der Jugendhilfe und eine verbesserte Rechtssicherheit und personelle,
wie fachliche Ausstattung flr Trager, die sich dieser Herausforderung stellen
wollen. Evil. muss dies sogar durch die 6ffentliche Jugendhilfe geleistet werden

« Eine Aufnahmeverpflichtung in der Jugendhilfe, fur die, ,die keiner mehr will*
oder die geregelte Entscheidung flr niedrigschwellige Hilfen, ohne dass ein
Sachbearbeiter dafir die ganze Verantwortung tragen muss
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Projekt Grenzganger s

I
Sana

Was das Projekt erfillt, was daraus maoglich ist und was fehlt...

Was fehlt:

,7/Abschiebeverbot” fur zustandige Trager bzw. geregelte Krisen-Auszeit-
Einrichtungen tragerintern oder durch Landesamter oder die Kreise vorgehalten

ein kurzfristig verfugbarer Wohnort und eine kurzfristige, gelebte Zustandigkeit
fir Minderjahrige, die inren Platz in der Familie oder in ihrer Wohnform akut
verloren haben

die Moglichkeit der Begleitung in Krisen - kein Kind, dass in der Familie betreut
wird, wirde jemals in einer Krise ohne vertraute Bezugspersonen in einem
Krankenhaus vorstellig werden

eine ausreichende Betreuungsstruktur im Sinne von Intensivgruppen mit
entsprechender personeller Ausstattung und fachlicher Qualifikation
beispielsweise in Traumapadagogik

aufsuchende Konzepte durch die KJPP und deren Vergutung, Beispiel:
Versorgung in UMA-Einrichtungen, § 35a-Wohngruppen
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Handlungs- und Rechtssicherheit fur ,
diejenigen, die mit den Schwierigsten -

sana

umgehen

Im Spannungsfeld zwischen Padagogik, Therapie und Ausnahmezustanden
Unterschiede von Handlungsebenen in der Padagogik:

» Unterstltzende Padagogik

« Padagogische Grenzsetzung — Eingriff in die Kindesrechte mit
erzieherischem Ziel und keine Verletzung der Kindesrechte,
aber: zu definierende Grauzone

» Gefahrenabwehr- Zwang/Gewalt, nur bei akuter Gefahrdung
zulassig

Martin Stoppel, Padagogik und Zwang, Minderjahrigenrechte und Freiheitsschutz, September
2007,Petitionspapier des Landschaftsverband Rheinland, Landesjugendamt

228 von 260

® Sana Kliniken AG Folie 12 Oskar-Messter-StraBBe 24 | 85737 Ismaning | www.sana.de



Handlungs- und Rechtssicherheit fur :
diejenigen, die mit den Schwierigsten 5
umgehen

Im Spannungsfeld zwischen Padagogik, Therapie und Ausnahmezustanden

,Betrachten wir das Gegenuber von ,Padagogik” und ,Zwang“ unter
ethischen Gesichtspunkten, so fallt auf, dass das Handeln padagogisch
Verantwortlicher teilweise vorrangig von Prinzipien der Werteethik, weniger
daraus abgeleiteter Normenethik, getragen ist. Padagogisches Handeln darf
aber (...) nicht nur aus personlicher Haltung und subjektivem
Rechtsempfinden abgeleitet werden. Eine entsprechende Objektivierung
padagogischer Konzepte und MaBnahmen schafft die Grundlage daflr, dass
Verantwortliche in Jugendhilfeangeboten (...) mit gestarkter
Handlungssicherheit versehen sind, vor allem aber Erziehungs-
verantwortliche im Zielkonflikt zwischen Erziehungs- und Aufsichtsauftrag
gestlutzt werden. Nur so kann der Minderjahrigenschutz in der sich standig
weiter entwickelnden Jugendhilfelandschatft in ausreichender Weise zum
Handlungsziel aller Beteiligten erhoben werden.”

Martin Stoppel, Padagogik und Zwang, Minderjahrigenrechte und Freiheitsschutz, September 2007,Petitionspapier des
Landschaftsverband Rheinland, S.106 unten. 229 von 260
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24143 Kiel

Sehrgeehrte Damenund Herren,

nachdem bereits die dritte Jugendhilfeeinrichtungin diesem Jahr geschlossen wurde, wachst bei uns
Kinder-undJugendpsychiatern die Sorge, wie sich die Versorgungssituation flir die Betreuungvon
hochauffalligen Kindern und Jugendlichen, so genannten ,Grenzgdngern”, entwickeln wird. Bisher
war esschon ausgesprochen schwierig, Einrichtungen zu finden, die die Bereitschaft und den Willen
hatten, sich dieser Kinderanzunehmen und sich den haufig hoch krisenhaften Verlaufen zu stellen.

Aus unsererSichtist es fraglich, werin Zukunft noch das Risiko eingehen wird, sich den Schwierigsten
ineineminstitutionalisierten Rahmen zu widmen. Einrichtungen, die seelisch Belastete mit
,lediglich“depressiver oder psychosomatischer Symptomatik betreuen, sind unserer Kenntnis nach
noch nichtin den Fokus geraten odervon SchlieBung betroffen gewesen. Trotzdem kann und sollte
man sich auch hierfragen, warumin diesen vergleichsweise ,friedlichen”Einrichtungen oft soviel
individueller Freiraum gewahrt wird, dass trotz Fremdunterbringung eine dhnliche Verwahrlosung
eintritt, wie zuvorim familidaren Umfeld. Die Qualitatssicherung von Jugendhilfeleistungenist
angesichts derbetrachtlichen Kosten nicht nurin Einrichtungen mit den Schwierigsten noch
ausbaufahig.

Die strukturellen undinhaltlichen Anspriiche an Betreuungseinrichtungen fiir ,Grenzganger”sind
jedoch besonders hoch. Zunachst miissen sich Einrichtungen bereit erklaren, sich diesen
herausfordernden Kindern und Jugendlichen 24 Stunden an 7 Tagen in der Woche zu stellen.

Dafiir bedarf es einer hohen Belastbarkeit, der Fahigkeit zu hoch reflektiertem Handeln, sowie der
Entwicklungeiner Haltung, die eine entsprechende Selbstdistanzierung ermoglicht und
beispielsweise intraumapadagogischen Ansatzen wiederzufinden ist. Unserer Auffassung nach sollte
daher mehrauf die Befdhigung dieser Mitarbeiter gesetzt werden, die ein solches Angebot vorhalten
wollen, als diesedann furfehlerhaftes Handeln zu verurteilen (sexualisierte Gewaltist hiervon
explizitausgeschlossen).

Hochstrukturierte Angebote mit zunachst wenig Freiraum aber klarer Rahmung und Struktur halten
wirflr ein Setting, das Sicherheit bietet und im traumapadagogischen Verstandnis erforderlich und
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hilfreichist. Wesentlichistes allerdings, dass ,,strenge”Interventionen mit derrichtigen Haltung
eingesetzt werden, um Eskalation gering zu halten und keine ,,Erziehungsanstalten” entstehen zu
lassen. Ganz ohne Eskalationim Sinne von widerstandsbewehrter Grenzsetzung wird es zumindestin
einem Gruppensetting mit mehreren hochbelasteten Kindern nicht gehen.

Uberforderungssituationen der Mitarbeiter, gepaart mit tiberholten padagogischen Ansitzen
innerhalb von traumatisch bedingten Macht-Ohnmacht-Inszenierungen miissen bedacht und
fehlerfreundlich aufgefangen werden. Sie bediirfen einer prozesshaften Begleitung und einer
kontinuierlichen AuBensicht durch moéglichst nichtdirektinvolvierte Dritte.

Dies zu gestaltenistderAlltagin den meisten Kinder- und Jugendpsychiatrien und eine
Herausforderungin der prozesshaften Befahigung aller Mitarbeiter, in der Nachbesprechung,
Supervision, der Konzeptentwicklung und der ggf. nétigen rechtlichen Absicherung.

Der Betreuungsschliissel von 12 Vollkraften auf 10 Kinder und Jugendliche (und zusétzlicher &rztlich-
therapeutischer Begleitung) ist selbstverstandlich ein andererals in den Einrichtungen der
Jugendhilfe und nicht Gibertragbar. Dies macht aber deutlich, dass die Begleitung hochauffalliger
Jugendlicher personalintensivist und einerstetigen, institutionell gesteu erten Reflektion und
fachlichen Weiterentwicklung bedarf.

Die ,romantische“Forderungnach einer,liebevollen Bleibe”,in dersich - trotzschwierigster
Vorerfahrungen mit Gewalt und Vernachlassigung - durch Zuwendungalles Potential an Gewalt und
Bedrohung -in Luftauflésen, kann gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Bedarfslage mit
zunehmend unversorgten ,Grenzgangern“nicht das angestrebte Ideal sein, esist, blaudugig”und
unrealistisch.

Flr eine realistische, lebensweltorientierte und dazu noch bezahlbare Versorgungvon
,Grenzgangern“muissen Qualitatskriterien entwickelt werden. Jugendhilfetrager miissen mit
entsprechender Qualifizierung ausgestattet/” belohnt”“werden, wennsie sich zur Versorgung der
Schwierigsten bereit erklaren.

Machtmissbrauchin Einrichtungen kann nicht durch institutionelle Machtauslibung beseitigt werden.
Ahnlich wie es der Umgang mit missbrauchlichen Institutionenin der Vergangenheit schon bewiesen
hat, sollte zu transparentem Umgang mit eigenen Fehltritten ermutigt, ein offener Umgang hiermit
gepflegtwerden und eine entsprechende Befdhigung der Einrichtungen erfolgen —dies nicht nur
fachlich, sondern auch finanziell. Eine begleitende und regelhafte AuRensicht muss erfolgen, um
nichtimmererst dann drastisch eingreifen zu miissen, wenn nichts mehrzurettenist.

Daran knipftsich auch unsere Forderung nach fakultativ geschlossenen Jugendhilfeeinrichtungen an,
die zwar nur fiir wenige Jugendliche hilfreich sind, aber dann mit dem definierten Auftrag besser
konzipiertund kontrolliert werden kénnen, als es derzeit mit vielen Graubereichen der Fall ist.
Jugendhilfe braucht sehrindividuelle und vielfiltige Losungen und kann es sich nach unserer
Auffassungnicht leisten, dogmatischen oder politischen Auffassungen zu folgen, um sich damit
einem umfassenden Angebot zu verschlielRen. Esist nicht die Frage nach entweder oder, sondern
nach sowohl alsauch.

Die mediale ,,Hexenjagd”auf den Teil der Jugendhilfe, der mit schwierigstem Klientel zu arbeiten
bereitist, erfiillt unsinsofern mitSorge, weilnachvollziehbar ware, wenn sich Trageraus diesem

Arbeitsfeld zuriickz6gen.

Dass Missstande wie Gewalt (kdrperliche, seelische und sexualisierte) verhindert und abgestellt
gehorenistzweifelsfrei das Bestreben aller. Dass eine erfolgversprechende Begleitung schwierigster
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KinderundJugendlicherklare Strukturen, gutes undviel Personal, entsprechende Qualifikationen,
Supervision, Aufsicht und klare Qualitatskriterien braucht ebenso.

Im ureigenen Interesse als Vertreter kinder-und jugendpsychiatrischerVersorgungskliniken bieten
wirlhnen hierzu gerne unsere Unterstitzung an und wiirden gerne mitlhnen in einen Austausch
daribertreten, wie derWegvon einer ,FlieBbandschlieBung“hin zu Befdahigung und Transparenz mit
den bekannten Schwierigkeiten sein kann. SchlieBungen ohne Alternativiosungen und Anerkennung
derLeistungenindiesem hochanspruchsvollen Arbeitsfeld diirfen nicht das Ergebnis derschleswig-
holsteinischen Heimpolitik sein. Das konnen wir uns nichtleisten.

Libeck/ Elmshorn, 12. Juli 2016

gez. Soyka gez. Vetter

OliverSoyka AnnaVetter

Chefarzt Cheférztin

Vorwerker Fachklinik fir KIPPP Regio-Kliniken, Klinik fir KJPPP
Libeck Elmshorn
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Diakonie &=

Schleswig-Holstein

Statements fir den Runden Tisch zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-
Holstein am 29.09.16
»Strategien der Weiterentwicklung”

e Die Ergebnisse des Runden Tisches zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein
sind wertvoll. Die unterschiedlichen Beitrage, Statements, Vortrage und Impulse stellen eine
gute Basis fur eine weitere Bearbeitung, bzw. weitere Diskurse dar.

e Im Rahmen einer Auseinandersetzung mit den Themen des Runden Tisches zur Situation der
Heimerziehung in Schleswig-Holstein bedarf es der Festlegung von Eckpunkten auf der
Fachebene wie die stationadre Kinder- und Jugendhilfe in Zukunft in Schleswig-Holstein
aussehen soll.

e Es kann nicht darum gehen umgesetzte gesetzliche Vorgaben, bisherige Standards,
Bewahrtes und gute Praxis zu dndern, aber es bedarf einer offenen Herangehensweise zu
einem Diskurs, in dem auch ein anderes Ergebnis als bisher moglich sein kann.

e Essollte ein Qualitatsdiskurs gefiihrt werden, der zwei Handlungsstrange enthalt:

1. Aufgreifen und Erganzen der Ergebnisse des Runden Tisches zur Situation der
Heimerziehung in Schleswig-Holstein, welche strukturelle Prozesse in der stationaren
Kinder- und Jugendhilfe betreffen. Dazu gehoren:

e Welche Netzwerke der stationdren Kinder- und Jugendbhilfe gibt es? Wo hat
das Netz Licken? Wo muss nachjustiert werden? (Inhaltlich z.B.
Flachendeckende Umsetzung der AG 78, Netz von Insoweit erfahrenen
Fachkraften, Kooperation mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie,
Hilfeplanung mit externen Jugendamtern...)

e Wie soll dem Fachkraftemangel in der ambulanten und stationdren Kinder-
und Jugendhilfe begegnet werden?

e Wie es gelingen kann, dass kiinftig auch Kinder und Jugendliche aus anderen
Bundeslandern regelhaft beschult werden (vorausgesetzt es gibt keine
anderen Griinde, die dagegen sprechen)?

e Einen Diskurs dariber, ob die sich derzeitig darstellenden Problemlagen der
Kinder und Jugendlichen und ihrer Familien mit den derzeitig in der
Jugendhilfe vorgehaltenen Mitteln zu bewaltigen sind.

2. Fihren eines fachlichen Qualitatsdiskurses unter Beriicksichtigung der Ergebnisse
des Runden Tisches zur Situation der Heimerziehung. Dazu gehort:

e Eine landesweit einheitliche Definition von geschlossener Unterbringung. Wo
ist in diesem Kontext eine kurzfristige Einschrankung der Freiheit zum
Selbstschutz der/des Jugendlichen bzw. dem Schutz von anderen Betreuten
und Mitarbeitenden verortet und muss es Handlungsvorgaben dazu geben?
Einen Diskurs, ob und welche geschlossenen Kinder- und
Jugendhilfeeinrichtungen wir in Schleswig-Holstein haben wollen.

e Ein Diskurs wie das stationdre Setting flir Kinder- und Jugendliche sein sollte,
die erhebliche Verhaltensauffilligkeiten zeigen. Stichwort: Intensiv
padagogische Angebote
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Diakonie &
Schleswig-Holstein
e Eine Verstandigung Uber eine Hilfegewahrung (iber die Volljahrigkeit hinaus,
bzw. fir junge Volljahrige, die bislang nicht in Hilfen zur Erziehung waren.
e Die Klarung ob unbegleitete minderjahrige Auslander einen anderen
Hilfebedarf als deutsche Kinder- und Jugendliche haben, sowie ggf. Ideen zu
Hilfen und MalRnahmen.
e Die Auseinandersetzung dariber, wie der Schutz von Kindern und
Jugendlichen in Einrichtungen bestmdglich sichergestellt werden kann? Was
haben wir schon, was brauchen wir nicht mehr und was brauchen wir noch?
e Eine Diskussion und ein Abgleich liber das Verstandnis des Wortes
,besonderes Vorkommnis”.

Einen Diskurs Gber das Verstdandnis von Elternarbeit und
Rickfuhrungskonzepten.
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Landesjugendhilfeausschuss Schleswig-Holstein
Landesjugendamt im Ministerium fiir Soziales,
Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung
Geschaftsfihrung LUHA

ab 01.11.2016: Malisa Bendixen
Tel.: 0431 988-7412
E-Mail: malisa.bendixen@sozmi.landsh.de

Runder Tisch zur Situation der Heimerziehung
in Schleswig-Holstein
Strategien zur Weiterentwicklung — 29.09.2016

Statement Landesjugendhilfeausschuss Schleswig-Holstein —
Irene Johns Vorsitzende

Vorbemerkung:

Bei Einrichtungen der stationaren Kinder- und Jugendhilfe handelt es sich um differenzierte
Erziehungshilfeeinrichtungen mit hohen multiprofessionellen Anforderungen. Hier leben Kin-
der und Jugendliche, die in schwierigen, belastenden Lebensverhéltnissen aufgewachsen
sind, oft gepragt durch kérperliche oder sexuelle Gewalt oder Vernachlassigung. Einige die-
ser jungen Menschen kompensieren diese Belastungen durch auffalliges Verhalten und sind
schwierig geworden - fir sich selbst und ihre Umwelt. Sie zu unterstitzen, damit sie aus dem
negativen Kreislauf herauskommen und sich positiv entwickeln sowie sich aktiv an der Ge-
staltung ihrer Lebensumwelt beteiligen kénnen, stellt besondere Anforderungen an die
Heimerziehung.

Der Landesjugendhilfeausschuss (LJHA) hat im August 2015 ein Expertenhearing zum
Thema: ,Besserer Schutz und Hilfe fir Kinder und Jugendliche in Einrichtungen
- Neuausrichtung der stationaren Kinder- und Jugendhilfe® durchgeftihrt. Dabei standen die
Fragen im Mittelpunkt, wie die Handlungsmdglichkeiten der Heimaufsicht verbessert, wie
Kinder und Jugendliche in stationaren Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe in ihren
Rechten und ihrem Schutz gestarkt werden kénnen und welcher Konzepte es bedarf, um
junge Menschen, die besondere Herausforderungen stellen, unterstiitzen und férdern zu

kdénnen.

Als Ergebnis der Auswertung des Hearings hat der LJHA im November 2015 einen Be-
schluss gefasst, mit dem Ziel einer Neuausrichtung der stationaren Jugendhilfe, um den
Schutz und die Rechte von Kindern und Jugendlichen in stationaren Einrichtungen zu star-
ken. Seit November ist der LJHA damit befasst, die Inhalte des Beschlusses umzusetzen.
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Strategien zur Weiterentwicklung

Der Runde Tisch Heimerziehung hat die Diskussion um Strategien zur Weiterentwicklung der

Heimerziehung hinsichtlich Strukturen und Qualitat weiter vorangebracht. Themen - wie sie

auch im Beschluss des LJHA genannt sind - wurden vertieft, aber es wurden auch zusatz-

liche Gesichtspunkte deutlich.

Der LJHA verfolgt bei der Weiterentwicklung der Heimerziehung folgende Themen:

Im April dieses Jahres hat der LJHA eine AG eingesetzt mit dem Auftrag, Empfehlungen
fur die Gestaltung einer guten Kooperation zwischen dem entsendenden Jugend-
amt, der Heimaufsicht und dem o6rtlichen Jugendamt zu erarbeiten.

Hintergrund dieses Arbeitsauftrages ist, dass sich die bisherige Zusammenarbeit, wenn
es um Krisenmanagement ging, oftmals als nicht optimal erwiesen hat. Zusétzlich wird
verschiedentlich beklagt, dass Jugendamter, wenn sie auBerhalb von Schleswig-Holstein
bzw. weiter entfernt liegen (Anmerkung: ca. 50 % aller Kinder in stationaren Einrichtungen
der Jugendhilfe kommen nicht aus Schleswig-Holstein), den Kontakt zu den von ihnen
entsandten Kindern und Jugendlichen nicht in erforderlichem MafBe halten. Dieses ist im
Rahmen des Runden Tisches durch Jugendliche selbst bestatigt worden: ,Immer wieder
werden Jugendliche vom Jugendamt vergessen. Nach dem Motto: Schlafende Akten
weckt man nicht“. Um fur Kinder und Jugendliche in stationaren Einrichtungen Schutz und
Unterstitzung zu stérken, muss dieses Defizit dringend abgebaut werden. Fir die Ge-
staltung der Zusammenarbeit werden daher Empfehlungen erarbeitet - insbesondere um
klare Ablaufe als Standards zu entwickeln und zu vereinbaren.

Darlber hinaus zeigte die Diskussion am Runden Tisch aber auch, dass Uberlegt werden
sollte, ob fur mehr Kinder als bisher eine milieunahe Unterbringung in Betracht gezogen
werden muss. Insbesondere vor dem Hintergrund, mehr Méglichkeiten fir begleitende
Elternarbeit und eine Rickfihrung in die Familie zu schaffen, kénnte sie ein entwick-
lungsférderlicherer Weg sein als eine milieuferne Unterbringung.

Weiter setzt der LUJHA an beim Thema:

Partizipation und Beschwerdemaoglichkeiten fiir junge Menschen als zentraler Bau-
stein fir die Starkung ihrer Rechte und ihres Schutzes.
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Aus Sicht des LJHA ist Partizipation ein Qualitadtsmerkmal. Zwar sind Beteiligung und Be-
schwerdeverfahren neben der rechtlichen Verankerung durch das Bundeskinderschutz-
gesetz auch durch ein Modellprojekt des Landes in der Heimerziehung eingeflhrt. Aber
es besteht noch ein groBer Entwicklungsbedarf in den Einrichtungen.

Der LJHA fordert, die Entwicklung von Beteiligungsstrukturen in den Heimeinrichtungen,
sowohl qualitativ als auch quantitativ zu férdern und fir die Mdglichkeit der externen Be-
schwerde die Ombudsstelle fir junge Menschen auch regional erreichbar zu machen.

Im Workshop fur Jugendliche aus Heimeinrichtungen im Rahmen des Runden Tisches hat
sich des Weiteren gezeigt, dass die Jugendlichen uns wertvolle Erkenntnisse und Ein-
blicke in den Erziehungsalltag ermdglichen. Nur mit allen Beteiligten gemeinsam kén-
nen und sollten wir die Heimerziehung weiterentwickeln - also auch mit den jungen
Menschen selbst. Dazu missen Strukturen gefunden werden, um Kinder und Jugend-
liche bei der Weiterentwicklung der Heimerziehung als Experten in eigener Sache dauer-
haft einzubeziehen.

Ein dritter wichtiger Baustein aus Sicht des LJHA ist:

Eine landesweit verbindliche Qualitatsentwicklung fiir die stationare Jugendhilfe:

Bei der Qualitatsentwicklung geht es einerseits um strukturelle Rahmenbedingungen,

wie z. B.

> die Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe, da die Beschulung von Heimkin-
dern, die nicht aus Schleswig-Holstein sind, aus Sicht des LJHA nicht optimal geregelt
ist,

» den Ausbau von Partizipation und Beschwerdemanagement,

» die Kooperation und den Kontakt mit entsendenden Jugendéamtern auB3erhalb von
Schleswig-Holstein,

> den Blick darauf, ob fur die besonderen Anforderungen im Erziehungsalltag die ange-
messene Anzahl an Fachkraften zur Verfligung steht, etc.

Andererseits geht es bei der Qualitatsentwicklung auch um fachliche Konzepte, z. B. fir
die Erziehung und Betreuung von Kindern und Jugendlichen, die besondere Herausforde-
rungen darstellen (Heimerziehung fir die ,Schwierigen®). Hier ist immer wieder ein Dis-
kurs dartiber notwendig, welche Grundsatze wir in der Erziehung und Betreuung dieser

Kinder fur notwendig und angemessen halten.
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Letztlich geht es bei der Qualitatsentwicklung um einen verbindlichen Dialog mit allen,
die fur Schutz, Hilfe und Forderung von Kindern und Jugendlichen in stationdren
Einrichtungen der Jugendhilfe, zustandig sind. Dieser Dialog sollte in Vereinbarungen

munden.

- Die Heimaufsicht sollte zudem im Blick bleiben:
Es sollte ein regelmaBiger Austausch zwischen den Fachverbanden der in diesem Be-
reich tatigen Tréger, den ortlichen Jugendamtern und der Heimaufsicht stattfinden. In die-
sem Rahmen muss auch erértert werden, welche strukturellen und fachlichen Rahmen-
bedingungen notwendig sind, um fur Kinder und Jugendliche, die besondere Herausforde-

rungen darstellen, Hilfen anbieten zu kénnen.

Dialog zielorientiert weiterfiihren

Um diese Themen weiter zu bewegen und Lésungen zu finden, muss der vom Sozialaus-

schuss im Rahmen des Runden Tisches vertiefte Dialog zielorientiert fortgesetzt werden.

Dazu ist zu klaren, wer bei dem weiteren Prozess die Zusammenfihrung und Gesamtkoordi-
nation Ubernimmt und in welchen Gremien, bzw. auf welcher Ebene die Diskussions- und
Umsetzungsprozesse fir eine Weiterentwicklung bereits laufen. Auf der Kommunalen Ebene
(AG § 78 SGB VIl / Jugendhilfeausschisse / AG Jugendhilfe: der Kreisfreien Stadte sowie
der AG der Kreise) liegt nach § 85 SGB VIII die sachliche Zustandigkeit fir die Gewahrung
von Leistungen. Beim Uberértlichen Trager LJA liegt die Zustandigkeit flr die Beratung der
Ortlichen Trager und die Entwicklung von Empfehlungen. Es gibt diverse AGs und Ebenen,
die mit den genannten Themen befasst sind. Zurzeit leiden wir noch darunter, dass die
Strukturen und Diskussionsprozesse nicht zusammengefihrt werden.

Dieses ist die Aufgabe eines Landesjugendamtes. Um aber solche Prozesse begleiten
und den Dialog zusammenfiihren zu kénnen, brauchen wir ein starkes Landesjugend-
amt, das mit den nétigen Ressourcen und Strukturen ausgestattet ist.

Kiel, 29.09.2016
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Runder Tisch ,Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein’

Sechste Veranstaltung am 29. September 2016
Perspektiven zur Weiterentwicklung

Prof. Dr. Raingard Knauer,
Fachhochschule Kiel und Institut fiir Partizipation und Bildung e.V.

Vorannahmen:

a) Es reicht nicht Partizipation von Kindern und Jugendlichen ,von oben’ zu verordnen — Par-
tizipation muss von den Fachkréften im Alltag der Heimerziehung auch umgesetzt werden.

Die Umsetzung von Partizipation (§ 8, § 36 und § 45 SGB VIII) ist ein zentraler Qualitats-
standard der Jugendhilfe und damit auch und gerade fiir die Heimerziehung. Partizipation
wird nicht erst dann wichtig, wenn es schwierig wird oder wenn Machtmissbrauch droht,
sondern muss sich im Heimalltag realisieren. Das verlangt die Beteiligung (als Selbst- und
Mitentscheidung) von Kindern und Jugendlichen bei Fragen der Privatsphére (des Zimmers,
der Diskretion etc.), des Essens, der Kleidung, des respektvollen Umgangs miteinander, den
Umgang mit Regeln bis hin zur Personalauswahl u.v.m. strukturell zu verankern und me-
thodisch-didaktisch umzusetzen.

b) Ob Partizipation gelingt, ist immer abhdngig vom konkreten Handeln der Fachkriifte.

Die Umsetzung von Partizipation geschieht durch die Fachkréfte der Einrichtungen vor dem
Hintergrund ihrer spezifischen Bedingungen (groBer Trager, kleine Einrichtung, verschiede-
ne Zielgruppen, Lage etc.). Dabei gilt es einerseits die Mindestanforderungen zu klaren, die
sich aus den gesetzlichen Regelungen ergeben. Andererseits muss jede Einrichtung ihren
eigenen Weg finden, um Partizipation verlasslich zu gestalten.

Flir eine nachhaltige Weiterentwicklung der Heimerziehung in Schleswig-Holstein in Bezug
auf Partizipation kann dieser ,runde Tisch’ nur ein Anfang sein. Es braucht weitere (viel-
leicht auch lokale) ,runde Tische’, die sich mit der Frage beschaftigen: Was kann wer, wie
vor Ort dazu beitragen, Partizipation im Alltag der erzieherischen Hilfen umzusetzen?

Vor diesem Hintergrund empfehle ich in Bezug auf Partizipation in der Heimerziehung:

1. Forderung eines padagogischen und 6ffentlichen Diskurses iiber die konkrete Um-
setzung von Partizipation und Beschwerdeverfahren fiir Kinder und Jugendliche in
den erzieherischen Hilfen.

Partizipation als Recht (inkl. des Rechts, sich zu beschweren) realisiert sich auch in
den erzieherischen Hilfen nur dann, wenn Rechte und Verfahren der Partizipation in
den Einrichtungen und Fachkraftteams genau geklart sowie fiir alle (Kinder und
Fachkrafte) transparent und vor allem verlasslich nutzbar sind. Das beinhaltet eine
Klarung der Rechte der Mitentscheidung, des Mithandelns und der Mitverantwor-
tung, die junge Menschen in dieser konkreten Einrichtung haben sollen, eine Klarung
der Verfahren, in denen sie ihre Rechte wahrnehmen kénnen (Gremien und Prozes-
se) und eine padagogische Haltung des Respekts, die Fahigkeit zum Dialog als ein
gemeinsam-kommunikatives Verstehen der Interessen und Bedarfe der jungen Men-
schen. Das heiBt nicht, die Macht, die Fachkrafte padagogisch unweigerlich haben
und haben miissen, zu negieren, sondern sie transparent und verlasslich zu gestal-
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ten”.

Partizipation muss auf allen Ebenen zu einem zentralen Qualitdtsstandard werden,
welcher immer wieder thematisiert und eingefordert wird: von Tragern, Leitungen,
Fachkraften aber auch von den Jugendamtern. Dabei sollte moéglichst konkret gefragt
werden: Was wird in der Einrichtung konkret gemacht, um das Kind/den Jugendli-
chen an Entscheidungen zu beteiligen? Welche Erfahrungen wurden gemacht? Was
wird weiter geplant und verbessert?

2. Die in Schleswig-Holstein aufgebauten Ressourcen in der Begleitung von Einrich-
tungen und Teams (Multiplikatorinnen fiir Demokratie in der Heimerziehung, Ju-
gendkongress, etc.) sollten stirker genutzt und miteinander vernetzt werden.

Partizipation muss durch ihre konkrete Umsetzung gelernt werden, von Kindern und
Jugendlichen, aber auch von Fachkraften, Tragern und den Jugendamtern. Partizipa-
tion muss vor Ort fiir die jeweiligen Bedingungen und mit den hier tatigen Fachkraft-
teams (immer wieder neu) konzipiert werden. Dafiir brauchen die Teams Begleitung
durch tragerinterne oder auch externe Fortbildnerinnen.

Es braucht auch eine Diskussion dartiber, wie Partizipation und Beschwerdeverfah-
ren in kleinen Einrichtungen umgesetzt werden kdnnen. Hier spielt eine Vernetzung
der Einrichtungen untereinander eine wichtige Rolle, wie sie z.B. in den Landesju-
gendkongressen stattgefunden hat.

Zu Uberlegen ware, ob jedes Jugendamt eine Partizipationsfachkraft ausbilden soll-
te, die als Fallzustandige und als Ansprechpartnerin fiir Einrichtungen in Sachen Par-
tizipation in den Hilfen zur Erziehung fungiert.

Ich empfehle einen ,runden Tisch Partizipation’ zu der Frage: Wie kann es gelingen
alle Trager, die Fachkraftteams und Jugendamtsfachkrafte mit (mehr) Expertise in
Sachen Partizipation zu versehen oder auch darin zu unterstitzen, sich u.U. Exper-
tise einzukaufen.

3. Demokratische Partizipation muss noch starker als bislang Inhalt der Fachkraf-
teausbildung (an Berufsfachschulen, Fachschulen und Hochschulen) sein.

Das Thema Partizipation ist in den Ausbildungen zum Teil angekommen. Doch erfahre
ich von Tragern immer wieder, dass es bei Einstellungsgesprachen tiberhaupt nicht
prasent ist. Nun sind sozialpddagogische und kindheitspadagogische Ausbildungsgan-
ge eher allgemein auf Jugendhilfe ausgerichtet (und die Heimerziehung ein Feld ne-
ben Kita, Jugendarbeit oder auch Schulsozialarbeit). Daher ist es unrealistisch, dass
alle Absolventen fiir alle Felder spezifische Partizipationskonzepte kennen und kon-
nen. Moglich und unbedingt notwendig ist es aber allen Lernenden (in Fachschulen
und Hochschulen) das Thema Kinderrechte und entsprechende didaktisch-
methodische Kompetenzen zu vermitteln. Dies beinhaltet die Tatsache, dass Partizi-
pation auch dann ein Recht von Kindern ist, wenn Erziehung schwierig wird!

Ich empfehle auch hier mit den jeweiligen Akteuren im Land Gesprache dariber zu
flihren, wie das Recht von Kindern auf demokratische Partizipation und Beschwerde-
verfahren starker in den Ausbildungen verankert werden kann und welche Unterstiit-
zung es hier ggf. braucht.

! Die Ausflihrungen von Prof. Baumann zu den ,Systemsprengern’ haben deutlich gemacht, dass auch schwie-
rigste Verhaltensweisen von Kindern immer wieder auch auf ihre Bedirftigkeit nach ,gesehen werden’ und
,Kontrolle zurick zu erlangen’ verweisen.
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Stellungnahme zur Vorbereitung des 6. Runden Tisches zur Situation der Heimerziehung am
29. September 2016

Wenn es ein Konzept der Weiterentwicklung der Heimerziehung in Schleswig-Holstein
gdbe, wo wiirden Sie als erstes ansetzen? Und was kame an zweiter und an dritter
Stelle?

Vorbemerkung

Fiir ein zukunftsfahiges Konzept ist es notwendig, einen offenen und strukturierten Dialog
zur Bedarfslage, zur Verbesserung der Rahmenbedingungen und der Ausstattung der
Jugendhilfe zu initiieren. Ziel sollte eine wirkungsorientierte Steuerung der Jugendhilfe
sein im Dialog auf Augenhdhe zwischen offentlicher Jugendhilfe und freien Tragern.

Die Grundvoraussetzung fiir eine Weiterentwicklung auf breiter Basis ist ein fachliches
Biindnis aller Beteiligten. Es ist ein gemeinsames Verstdndnis von Qualitdt unter
Beriicksichtigung wissenschaftlicher Erkenntnisse vonnoten.

Die Fachabteilungen in den Kommunen stehen bezogen auf die Ausgaben fiir Hilfen zur
Erziehung unter hohem Rechtfertigungsdruck. Insbesondere die Heimerziehung als
kostenintensivste Hilfe steht hier im Fokus - allerdings eher selten unter inhaltlichen
Gesichtspunkten. Fachargumente haben es angesichts chronisch knapper Kassen oft
schwer, Gehor zu finden. Umso wichtiger ist ein breites Biindnis und eine Verstdndigung
auf professionelle Standards. Desweiteren ist es notwendig, sich miteinander darauf zu
verstandigen, welche Anforderungen zukiinftig an moderne Heimerziehung gestellt
werden.

Moderne Heimerziehung heifit . . .

. . . Komplexitat

Nach unserer Auffassung verbindet moderne Heimerziehung ambulante und stationdre
Betreuungssettings mit einer Beziehungskontinuitdt und beteiligt sich damit offensiv am
gesamten Hilfeprozess. Flexible Ubergdnge fiir eine nachhaltige Wirksamkeit sind zu
gewdhrleisten.

Familienaktivierende und Netzwerkarbeit sind Bestandteile moderner Heimerziehung.
Ausgehend von der Gruppenpddagogik werden individuelle Hilfen gemdR Hilfeplan
entwickelt und umgesetzt. Es wird eine klare Aufgabendefinition und eine transparente
Aufgabenteilung zwischen allen Hilfeinstanzen bendotigt. Hierzu vernetzt sich die
Heimerziehung mit anderen Disziplinen wie Psychiatrie/ Gesundheitswesen, Schule und
Justiz, um eine interdisziplindre Kooperation zu ermdglichen. Eine moderne Heimerziehung
braucht eine offene und kreative Fach- und Konzeptdiskussion mit dem offentlichen Trager
auf gleicher Augenhdhe, um eine losungsorientierte Hilfeerbringung zu befordern.

. . . Vielfalt

Die wachsende Zahl von jungen Menschen mit Migrationshintergrund in der Bevdlkerung
weist auf die Notwendigkeit einer konsequenten interkulturellen Offnung der Hilfen zur
Erziehung/ Heimerziehung hin.
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Neben Genderaspekten ( koedukative Wohngruppen ) und der inklusiven Ausrichtung der
Angebote ist der Ansatz der Diversitdt in den Handlungskonzepten weiterzuentwickeln und
in der Praxis zu implementieren.

Weitere Spezialisierungs- und ProfessionalisierungsmalRnahmen fiir Kinder und
Jugendliche mit besonderem Betreuungsbedarf scheinen notwendig und sinnvoll zu sein.
Sie sollten im Dialog mit allen beteiligten Institutionen entwickelt, Zustdndigkeiten und
Verantwortlichkeiten klar benannt werden. Inwieweit sogenannte Sonder- oder
Intensivgruppen tatsdchlich bendtigt werden oder ob ( zumindest teilweise ) nicht eine
verbesserte Grundausstattung der sogenannten Regelgruppen die bessere Alternative ware,
bleibt einer ausfiihrlichen Diskussion liber ,moderne Heimerziehung' vorbehalten.

Fachkrdfte als Grundvoraussetzung fiir Weiterentwicklung

Das zentrale Thema fiir die zukiinftige Entwicklung der Heimerziehung ist die Frage von gut
ausgebildeten Fachkrdften in ausreichender Zahl. Die Ausweitung und die Heterogenitat
des Arbeitsfeldes der Hilfen zur Erziehung, befdrdert u.a. durch die Unterbringung und
Versorgung von unbegleiteten minderjahrigen Ausldnder_innen und die gewachsene
Sensibilitdt im Bereich des Kinderschutzes haben den bereits vorhandenen
Fachkrdaftemangel zum einen noch verstarkt und zum anderen zu einem Personalzuwachs,
insbesondere durch junge Fachkrdfte und Berufsanfanger_innen gefiihrt.

Damit verbunden sind Herausforderungen im Bereich der Personalentwicklung fiir die
Trdager und Anbieter der Hilfen wie die mangelnde Erfahrung junger Fachkrdfte, der
Wissenstransfer zwischen den Generationen der Mitarbeitenden sowie den Neuaufbau
interner Teamstrukturen.

Daneben ist es notwendig, die Moglichkeiten wund Grenzen der Ausbildung
sozialpdadagogischer Fachkrafte, insbesondere der Fachschulausbildung und hinsichtlich
Quantitat und Qualitat in den Blick zu nehmen.

Es miissen noch mehr Anstrengungen unternommen werden, die Ausbildungskapazitaten,
auch fiir berufsbegleitende Ausbildung auszuweiten. Mittelfristig sollte auch uber eine
veranderte Ausbildungsstruktur — hin zu dualen Ausbildungs- und Studiengdangen -
ernsthaft nachgedacht werden. Ein Modellversuch, beférdert durch das Land wdre hier ein
erster Schritt.

Letztendlich erhohen auch eine leistungsgerechte Bezahlung, ausreichende
organisatorische Ausstattung und oOffentliche Anerkennung die Attraktivitdt eines
Arbeitsplatzes in der Heimerziehung.

Zusammenhang von Qualitat, Wirkung und Ergebnis

Zur Gewahrleistung von Qualitdt in der Heimerziehung braucht es immer auch Zeit. Zeit fir
die oben beschriebenen vielfaltigen Anforderungen bezogen auf Personalgewinnung und -
entwicklung. Es braucht Zeit fiir die kontinuierliche Beratung und Unterstiitzung der
Fachkrdfte, Zeit fiir die individuellen Herausforderungen der jeweiligen
Betreuungssituation, Zeit fiir die Implementierung von qualitdtssteigernden Elementen,
wie z.B. Beteiligungsprozessen.
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Die Erkenntnisse der wirkungsorientierten Forschung geben wichtige Hinweise zur
strukturellen und methodischen Ausrichtung moderner Heimerziehung, die zum Nutzen
aller Beteiligten positive Effekte hervorbringt. Hierzu gehoren u.a.

e Passung der Hilfe

e Beriicksichtigung der Ausgangslagen

e Planvolle, systematische Gestaltung von Hilfeprozessen
e Kontinuierliche Eltern- und Familienarbeit

e Beteiligung der Betroffenen

e Beziehungsqualitdt und -dauer

Dagegen ldsst sich ein Riickgang bei der Aufenthaltsdauer in den Einrichtungen feststellen,
obwohl Wirkungsstudien belegen, dass erst nach zwei Jahre Hilfedauer nachweisbare
Erfolge zu verzeichnen sind. Nach drei Jahren steigen diese noch weiter an.

Mit groRer Sorge nehmen wir in der Praxis der Hilfegewdhrung wahr, dass Jugendlichen in
der Heimerziehung die Zeit fiir notwendige Reifungs- und Entwicklungsprozesse nicht mehr
tiberall zugestanden wird. Wadhrend es gesellschaftlicher Trend ist, dass Kinder
ressourcenstarker Eltern zunehmend ldngere Orientierungsphasen im Ubergang ins
Erwachsenenleben brauchen, werden Kinder in der Jugendhilfe schon ab 16, spdtestens
aber mit 18 Jahren in eigenen Wohnraum ,verselbstdandigt". Es ldsst sich nicht leugnen,
dass dies auch dem zunehmendem Kostendruck geschuldet ist.

Wir plddieren daher dafiir, dass wissenschaftlich bestdtigte Wirkfaktoren stdrker in die
Praxis der Jugenddamter einflieBen und im alltdglichen Handeln sichtbar werden.

Qualitat hat ihren Preis

Unter Beriicksichtigung der Sicherstellung bzw. Weiterentwicklung von Qualitdt und der
beschriebenen Wirkfaktoren im Zusammenhang mit moderner Heimerziehung erscheinen
die jetzigen Finanzierungsbedingungen nahezu anachronistisch. Die Preisbildung fiir die
Ware ,Heimerziehung" erfolgt in einem Rahmen, der die hohen Qualitatsanforderungen
nicht oder nur unzureichend beriicksichtigt.

Finanziert wird die personelle Grundausstattung an Fachkrdften, die fiir die sogenannten
Regelleistungen bendtigt werden. Hierin ist zwar neben der gruppenpddagogischen
Betreuung und Forderung z.B. auch Elternarbeit benannt. Faktisch ermdglicht der zugrunde
gelegte Personalschliissel im wesentlichen die Sicherstellung der Betreuung iliber Tag und
Nacht in der Gruppe. Die intensive Zusammenarbeit mit Eltern und dem Familiensystem
und die Einbindung in den Hilfeprozess ist ein wichtiger ergdnzender Bestandteil der
Regelbetreuung, der einer entsprechenden Ausstattung mit Ressourcen bedarf.

Ausreichende Ressourcen fiir die kontinuierliche Weiterbildung bzw. Nachqualifizierung der
padagogischen Fachkrdfte sowie unterstiitzende MaBnahmen zur Vermeidung von
Uberforderung und Bearbeitung von Krisensituationen bleiben bisher unberiicksichtigt.

Neben der auf den Einzelfall bezogenen Entgeltfinanzierung, die die o.g. Anforderungen
mit berlicksichtigen muss, bendtigen Einrichtungstrager weitere Ressourcen fiir die
Erfillung und Sicherstellung zunehmend umfangreicherer Aufgaben im Zusammenhang mit
Kinderschutz und Partizipation.
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FAZIT

Letztlich fallt es schwer, eine Festlegung und Priorisierung vorzunehmen. Alle benannten
Aspekte wirken aufeinander bzw. stehen im engen Zusammenhang. Im Zentrum aller
Uberlegungen stehen die sozialpddagogischen Fachkrifte, die - mit ausgereifter
Personlichkeit, gut ausgebildet, in ausreichender Zahl, angemessen bezahlt und fachlich
gut begleitet — Kinder und Jugendliche verldsslich und stabil betreuen, begleiten und
fordern sollen.

Darum herum bewegen sich alle anderen genannten Punkte.

Um diese Herausforderung zu bewadltigen, bedarf es eines gemeinsamen Verstandnisses
und dariiber hinausgehend offentlichen Bekenntnisses dariiber, was moderne
Heimerziehung bedeutet und was sie bendtigt.

Dazu sind gemeinsame Anstrengungen aller Beteiligten notig. Das Sozialministerium hat
diesen Weg mit seiner Einladung zum Informationsaustausch mit den Tragern und
Kommunen bereits eingeschlagen.

Wir wiinschen uns weitere Signale, z.B. durch Forderung von Modellprojekten zu den hier
angesprochenen Aspekten.

Wir wiinschen uns daruiber hinaus von den Vertreterinnen und Vertretern der Politik

weiterhin so viel Aufmerksamkeit und Zugewandtheit wie wir sie im Rahmen der
Veranstaltungsreihe ,,Runder Tisch Heimerziehung" erfahren haben.

Eveline Kuring-Arent
Leiterin Jugend- und Familienhilfe
der AWO Schleswig-Holstein
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Eingangsstatement Staatssekretéarin Anette Langner anlasslich der
6. Veranstaltung des Runden Tisches des Landtags Schleswig-Holstein zur
Situation der Heimerziehung am 29. September 2016 im Landeshaus Kiel

Sehr geehrte Abgeordnete,
meine Damen und Herren,

ich bedanke mich herzlich fir die Einladung, mit einem Eingangsstatement aus Sicht
des Sozialministeriums zu diesem abschlieBenden sechsten Runden Tisch
beizutragen.

Es geht heute um ,Strategien der Weiterentwicklung®. Aus Sicht des Ministeriums
betrifft dies zwei Dimensionen.

- Zum einen die Weiterentwicklung der Arbeit des Landesjugendamtes mit
einem ganz klaren Fokus: den Schutz von Kindern und Jugendlichen in
Einrichtungen zu verbessern.

- Die zweite Entwicklungsdimension betrifft die Frage, wie stationére
Jugendhilfe sich entwickeln soll. Und entwickeln muss, angesichts von
veranderten Anforderungen und Bedarfen.

Ich beginne mit der Weiterentwicklung der ,Heimaufsicht®. Diesen Begriff verwende
jetzt der Einfachheit halber, auch wenn der Bundesgesetzgeber ihn bekanntlich gar
nicht mehr vorsieht.

Was die Heimaufsicht in unserem Haus angeht, kann ich zum einen sagen, dass wir
seit inzwischen rund 15 Monaten eine ganz Menge weiterentwickelt haben.

Einerseits aus den Erkenntnissen heraus, die wir selbst bei kritischer Betrachtung der
bisherigen Arbeit gewonnen haben. Andererseits auch durch Impulse von au3en —
und dazu tragt sicher auch das bei, was an diesem Runden Tisch formuliert wird.

Wir haben schon vor 15 Monaten deutlich gemacht, dass die Arbeit der Heimaufsicht
umfassend auf den Prifstand gestellt wird. Dazu haben wir im Ministerium eine Task
Force eingesetzt, um MalBBnahmen zu entwickeln, um Kinder und Jugendliche in
Einrichtungen noch besser schitzen zu kdnnen.

Ich werde hier mit Blick auf die Fragestellung dieser Veranstaltung den Fokus auf
strukturelle, Uber den einzelnen Fall hinausweisende Aspekte legen.
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Mit der im Sommer in Kraft getretenen neuen KJVO machen wir einen Schritt
zur Verbesserung des Kinder- und Jugendschutzes in Einrichtungen mit
wichtigen Konkretisierungen — dies ist aber nur ein Schritt. Mit der KJIVO
werden personelle, raumliche und konzeptionelle Voraussetzungen zum
Betrieb von Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen und dem Erlaubnis- und
Prafungsverfahren der Heimaufsicht konkretisiert und bestehende Regelungen
und Qualitatsstandards verbindlich geregelt, beispielsweise:
Beschwerdeverfahren, personelle Anforderungen fir Einrichtungen, allgemein-
fachliche Anforderungen, Beteiligungsverfahren und rdumliche Anforderungen.
Dabei haben wir sehr viele Stellungnahmen von Verbanden und Kommunen
bericksichtigt. Wir haben hier beim Runden Tisch sehr intensiv dartber
diskutiert und auch danach und wir werden weiter im Gesprach bleiben.

Festzuhalten bleibt allerdings, dass die KJVO bestimmte in § 45 ff. SGB VIII
bundesgesetzlich vorgegebenen Mindeststandards nicht anheben kann.

Dies ist aber teilweise dringend erforderlich. Dazu arbeitet bereits seit
September 2014 bei der der Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesjugend-
und Familienbehérden (AGJF) eine Arbeitsgruppe.

Diese Arbeitsgruppe hat im Auftrag der Jugend- und
Familienministerkonferenz eine Reihe von Vorschlagen zur Novellierung der
§§ 45 ff. SGB VIl vorgelegt.

Wir haben dort u.a. Vorschlage eingebracht zu nicht anlassbezogenen
Prafungen stationarer Einrichtungen sowie zu verbesserten
Handlungsmadglichkeiten bei festgestellten Mangeln. Die Vorschlage
Schleswig-Holsteins sind auf Landerebene einstimmig beschlossen worden.
Wir wirken beim Bund nachdricklich auf ihre Umsetzung hin und ich bin sehr
zuversichtlich, dass es noch in dieser Legislaturperiode zu einer erheblichen
Verscharfung der §§ 45 ff. SGB VIl kommen wird.

. Aus unserer Sicht ist eine weitere entscheidende Aufgabe, die

Zusammenarbeit der unterschiedlichen Behdrden weitgreifend zu verbessern.
Landesjugendamt, értliche und entsendende Jugendamter missen sich
besser vernetzen. Hierzu hat das Landesjugendamt ankntpfend an den
bisherigen Austausch ein erstes Treffen als Auftakt fir den regelmafigen
Austausch der Beteiligten durchgefthrt. Auch der LJHA hat ja beschlossen,
eine Arbeitsgemeinschaft zu diesem Thema einzurichten und Empfehlungen
flr eine Kooperation zu erarbeiten.

DarUber hinaus soll aus Sicht des Ministeriums geprift werden, ob die
6rtlichen Jugendamter die Mdglichkeit einer zusatzlichen Kontrolle im Rahmen
der Verhandlung und Durchsetzung der Entgeltvereinbarungen mit den
Tragern haben bzw. wie eine solche Kontrolle etabliert werden kann.
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4. Im Sozialministerium wurden die Meldewege bei bedeutsamen Vorgangen
noch einmal klargestellt. Wir haben die Aktenfihrung Uberarbeitet und das ist
kein Selbstzweck, sondern die Art der Aktenflihrung schafft auch den
Uberblick fiir ein zielgerichtetes Handeln.

Und nicht zuletzt haben wir die Heimaufsicht noch einmal personell
aufgestockt. Schon 2013 wurde die Personalstarke der Heimaufsicht von 4 auf
6 erhoht. Im vergangenen Jahr wurde sie um zwei weitere Mitarbeiter verstarki.
Aufgrund der Erkenntnisse der Task Force, eines externen Gutachtens [KPMG]
und der zusatzlichen Belastungen im Rahmen der unbegleiteten
minderjahrigen Ausléander wird die Heimaufsicht derzeit um vier weitere Stellen
verstarkt. Ob das ausreichend ist, fir die umfangreichen Aufgaben der
Heimaufsicht, werden wir im nachsten Jahr auch einer weiteren Evaluation
unterziehen miissen auch vor dem Hintergrund der Anderungen des SGB VIIL.

5. Bei der Blrgerbeauftragten ist eine unabhangige Ombudsstelle eingerichtet
worden, die im Januar die Arbeit aufgenommen hat. Das Sozialministerium
wird diese Arbeit und insbesondere eine regionalisierte Vernetzung
unterstitzen. Und in diesem Zusammenhang: Wir erarbeiten derzeit mit der
Birgerbeauftragten ein Infoblatt Gber Rechte und Beschwerdemdglichkeiten
das alle Heimkinder im Land erhalten sollen.

Damit komme ich zur Frage, wie sich die Angebote der Heimerziehung
perspektivisch entwickeln kébnnen und sollen. Dazu ist zunédchst noch einmal daran
zu erinnern, dass nach derzeitiger bundesgesetzlicher Lage — den Vorgaben des
SGB VIl — es sehr weitgehend in der Autonomie von Tragern liegt, wie sie ihre
Einrichtungen konzeptionell ausrichten.

Dass es dennoch Steuerungsmdglichkeiten gibt und wir diese Méglichkeiten
wirksamer machen wollen, hatte ich bereits gesagt.

In diesem Zusammenhang werden wir auch Uber die Rolle des Landesjugendamtes
neu nachdenken und uns dort auch fachkundig extern begleiten lassen. Auch die
beratende Rolle der Heimaufsicht bei der konzeptionellen Aufstellung von Tragern
spielt hier eine wichtige Rolle.

Hier ist es uns ein dringendes Anliegen, einen Dialogprozess zwischen
Landesjugendamt und Tragerverbanden zu etablieren. Also ein Dialog, der Fragen
der Entwicklung und Sicherung von Qualitatsstandards ,auf Dauer stellt. Auch dazu
bereiten wir aktuell

gemeinsam mit den 6ffentlichen und freien Tragern der Jugendhilfe in einer
Unterarbeitsgemeinschaft eine gréBere Veranstaltung derzeit vor, um diesen Prozess
weiter voranzutreiben.
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Ein weiterer wichtiger Punkt nimmt aus meiner Sicht das auf, was auch Gegenstand
des vorherigen flnften Runden Tisches war: Die Frage, wie wir der Gruppe der
sogenannten ,schwierigsten Jugendlichen® gerecht werden. Da mochte ich zum
einen unterstreichen, dass wir aus Sicht von Ministerium und Landesjugendamt nach
wie vor nicht auf ,Spezialeinrichtungen® setzen sondern auf niedrigschwellige
Kooperationen unterschiedlicher Professionen. Dazu ist ja bei der letzten
Veranstaltung das Kooperationsprojekt ,Grenzganger‘ aus dem Handlungsfeld
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendpsychiatrie prasentiert worden, das seit
2014 und noch bis Jahresende mit Landesférdermitteln unterstttzt wird.

Wir streben — wenn die anstehende Auswertung dies hergibt — das Projekt in die
Regelversorgung zu Ubernehmen und damit auch an den anderen Kliniken fir KJP
im Land zu etablieren. Ein wichtiger und erfolgversprechender Punkt ist dabei das
Konzept der Visitenbetreuung in Jugendhilfeeinrichtungen, die konzeptionell
besonders auf die Aufnahme und Betreuung von schwierigen Kindern und
Jugendlichen ausgerichtet sind. Hierbei besuchen Fachkréafte der Kinder- und
Jugendpsychiatrien in Abstédnden von ca. 6 Wochen die Einrichtungen und
besprechen mit dem Erziehungsteam die Vorgehensweise im Umgang mit den
besonders schwierigen Kindern und Jugendlichen.

Ich halte dies fir einen auBerordentlich wichtigen Schritt, der bisher in vielen gerade
kleineren Einrichtungen nicht vorhandener jugendpsychiatrischer Fachlichkeit in die
padagogische Arbeit einbindet und damit sicherlich ganz konkret einen erheblichen

qualitativen Schritt bedeutet.

Auch in diesem Zusammenhang bietet uns die neue KJVO Ansatzpunkte, weil wir
dort festgehalten haben, dass, wenn besonders herausfordernde Jugendliche und
Kinder entsprechend der Konzeption betreut werden sollen, das auch mit der
entsprechenden personellen Ausstattung verknlpft sein muss.

Anrede —

Last but not least: Die Veranstaltung hat begonnen mit der Prasentation dessen, was
Jugendliche aus Einrichtungen vorbereitet haben. Dafiir méchte ich zunachst einmal
ein groBes Dankeschdn loswerten, das hat mich schon beeindruckt. Ihre
Prasentation hat gezeigt: Jugendliche sind Experten ihrer Lebenssituation und
deshalb missen wir sie in die Gestaltung der padagogischen Konzepte einbeziehen.
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Schleswig-Holstein hat diesen Gedanken seit langerem zum Gegenstand einer
Demokratiekampagne fir die Heimerziehung gemacht, an der viele Akteure
mitwirken. Mit Blick auf die Zeit kann ich das nicht vertiefen. Nur so viel: Die
bisherigen Bemihungen werden auch in den kommenden Jahren fortgefiihrt. Die
Verknupfung von Modellprojekten, Fortbildungen, Teamentwicklungen und
Herstellung von Offentlichkeit fiir das Thema Partizipation z. B. auf der
Landesjugendkonferenz ist ein Schllissel zu einer gelingenden Partizipationskultur in
der Jugendhilfe. Und diese ist — daran kann kein Zweifel bestehen — ist eine
wesentliche Basis dafir, dass sich Negativentwicklungen in Einrichtungen nicht
verselbststandigen und dass Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren in der
stationaren Erziehungshilfe tatsachlich die Wirksamkeit entfalten kénnen, die sie
haben missen.

Danke fur den Runden Tisch und die guten fachlichen Anregungen.
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Vorwerker Diakonie gGmbH | Postfach 3232 | 23552 Liibeck

Stellungnahme zur 6. Veranstaltung:
Runder Tisch ,Heimerziehung (...)* am 29. September 2016

Wenn es ein Konzept der Weiterentwicklung der Heimerziehung in
Schleswig-Holstein gébe, wo wiirden Sie als erstes ansetzen? Und
was kdme an zweiter und an dritter Stelle?

1. Qualitétsstandards und -indikatoren in der Jugendhilfe:

> Implementierung traumapadagogischer Konzepte

» Implementierung von Sicherheitskonzepten und
Kriseninterventionsvereinbarungen

> Externe, unabhangige Uberpriifungen der Prozess- und
Ergebnisqualitat

Hierzu folgende erg@nzende Erlduterungen:

Die stationare Jugendhilfe ist befasst mit Kindern und Jugendlichen, die
traumatische Lebenserfahrungen gemacht haben. Uber 60 % der Kinder in Heimen
haben Missbrauchs-, Misshandlungs- oder Vernachl&ssigungserfahrungen (Meltzer
et al. 2003, Bums et al. 2004). Misshandlungen und Vernachlassigungen finden
selten isoliert statt, sondern weisen hin auf ein dysfunktionales Familiensystem
(Nash et al. 1993), so dass sich hier zahlreiche Risikofaktoren addieren (Cicchetti
u. Manly, 2001, Ihle et al. 2002). (zitiert aus: Jérg Michael Fegert , Karol Jaszkowic , Birgit
Lang , Marc Schmid and Dellev Wiesinger (2007). Brauchen wir eine Traumapédagogik? — Ein
Pladoyer fir die Entwicklung und Evaluation von traumapadagogischen Handlungskonzepten in
der stationdren Jugendhilfe. Kontext: Band 38, Ausgabe 4, S. 330-357)
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Dieser besonderen Herausforderung stellt sich die Jugendhilfe. Durch das gestufte Hilfesystem von
familienentlastenden, -stiitzenden iiber ambulante JugendhilfemaBnahmen bis hin zu einer stationaren
Unterbringung als Ultima Ratio, leben in den Einrichtungen mehrheitlich Kinder und Jugendliche, die aufgrund
einer akuten Kindeswohlgefshrdung untergebracht oder nach zahireichen vorhergegangenen (letztlich
erfolglosen) MaRnahmen auRerhalb ihrer Familie untergebracht werden mussten. Neben dieser
Konzentration sehr unterstitzungsbedirftiger Kinder und Jugendlicher spielt eine beachtenswerte Rolle, dass
ein hoher Prozentsatz der Kinder/Jugendlichen Vorkontakte zur Kinder- und Jugendpsychiatrie hatten oder
noch haben: Die EVAS-Untersuchungen (nstitut fir Kinder und Jugendhilfe 2003, 2004) berichten, dass
Kinder mit psychischen Stérungen, die bereits Erfahrungen in der Kinder- und Jugendpsychiatrie haben, ihre
Jugendhilfemalnahmen signifikant haufiger abbrechen bzw. diese von den betreuenden Institutionen
vorzeitig beendet werden.

Die Heimerziehung hat es mit komplexen Multiproblemlagen zu tun. Die daraus entstehenden Anforderungen
an die Fachkrafte sind hoch. Die Rahmenbedingungen fir die stationare Erziehungshilfe miissen sich hieran
ausrichten. Dies gilt fur den Stellenwert der »Heimerziehung", fur die (materielle) Anerkennung der Fachkrafte
und fur die Personalausstattung, die unter den genannten Bedingungen fiir eine Gruppenerziehung
erforderlich ist. Moderne Heimerziehung muss durch leistungs- und aufgabenorientierte Entgelte
gewahrleistet werden und braucht neben der flexiblen, individuellen Finanzierung des Einzelfalles auch
verlassliche Entgeltanteile fur fallunabhangige Netzwerkarbeit, fir den Aufbau neuer Hilfeangebote und
Hilfestrukturen. Hier ist auch von einer strukturierten und verbindlichen Kooperation mit einer Kinder- und
Jugendpsychiatrie die Rede.

Wichtiger Qualitatsstandard aus kinder- und jugendpsychiatrischer Sicht ist die regelhafte Entwicklung
traumapédagogischer Konzepte in der stationsren Jugendhilfe. Hierbei geht es nicht darum,
psychotherapeutische Konzepte in die padagogische Arbeit zu integrieren. Es sollte aber versucht werden,
Verhaltensauffélligkeiten des Kindes/des Jugendlichen als Folgen eines Traumas zu erkennen, zu verstehen
und darauf adaquat zu reagieren. Entsprechende Konzepte lassen sich nur mit intensiver Supervision und
Fortbildungen der Teams realisieren.

Die Entwicklung (einrichtungsspezifischer und —typischer) Sicherheitskonzepte (vergl. 5. Veranstaltung am
8.09.20186, Prof. Baumann) kann aus kinder- und jugendpsychiatrischer Sicht voll unterstiitzt werden. Die
kinder- und jugendpsychiatrischen Kliniken sind aufgrund ihres Versorgungsauftrages schon lange gehalten,
nicht nur Strategien und Techniken zur Deeskalation zu schulen sondern auch MaRnahmen zu entwickeln,
um sowohl Mitarbeitende als auch Patienten bei Eskalationen zu schiitzen. Neben (wiederkehrenden)
Schulungen, baulichen und technischen Maknahmen gehoren dazu auch Supervisionen sowie
Nachbesprechungen von Krisensituationen. Krisenbewéltigung ist personalintensiv.

Krisenvorstellungen in einer Klinik nach Eskalationen in der Einrichtung mit dem Hinweis, man sei ,alleine im
Dienst” und konne eine Beaufsichtigung nicht gewshrleisten, fiihren regelmaiig zu Konflikten zwischen
Vertretern der Einrichtung, ggf. den Mitarbeitenden des Jugendamtes und den diensthabenden
Arzten/Arztinnen/der Klinik, wenn — wie haufig in solchen Situationen — keine arztliche Indikation fiir eine
stationdre Aufnahme festgestellt werden kann. Verbindlichkeit, Rahmung und Struktur sowie die Sicherheit
der Mitarbeitenden und der Mitbewohner (und letztlich des Klienten selber) setzen voraus, dass Einrichtungen
sowohl personell als auch strukturell auf Regeliibertretungen und Eskalationen reagieren kénnen. Soweit die
Krise nicht im engeren Sinne psychiatrisch begrundbar ist, ist eine Vorstellung in einer KJPP nicht
erforderlich. Es miissen in der Jugendhilfe strukturelle und konzeptuelle Voraussetzungen dafiir geschaffen
sein, fakultativ freiheitsbeschrankende MaRnahmen (gem. § 1631b BGB) durchzusetzen. Die Jugendhilfe
muss geeignete Plane und MaBnahmen entwickeln, wie im engeren Sinne nicht-psychiatrisch begrandbare
Krisen/Eskalationen mit den Mitteln der Padagogik bewditigt werden kénnen.
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Uber die Sicherheitskonzepte hinaus sind individualisierte Kriseninterventionsvereinbarungen zwischen
Einrichtungsteam, Jugendlichem und einer Klinik hilfreich, um eine schrittweise und zwischen allen Partnern
konsentierte Abfolge (selbst-) regulierender und deeskalierender MaRnahmen festzuschreiben und
transparent zu machen. Hierbei kann eine Klinik fur Kinder- und Jugendpsychiatrie als entlastender Faktor
und Partner eine wichtige Rolle spielen, um sowoh! dem Jugendlichen selber als auch einem Team der
Jugendhilfe Sicherheit zu geben und Abbriiche zu verhindern.

Einrichtungen, die sich der sogenannten »Grenzganger* annehmen, benétigen eine auskdmmliche finanzielle
Ausstattung, um sowohl die erforderlichen personellen Ressourcen als auch flankierende konzeptuelle
MaRnahmen umsetzen zu kénnen (Schulungen, Supervision/Coaching). Kooperationen mit Kinder- und
Jugendpsychiatrien sind zu férdern (Ressourcen). Externe Qualitatssicherung sowohl im Sinne gegenseitiger
Hospitationen (Einrichtungen untereinander) als auch von Visitationen geben sowohl den Mitarbeitern dieser
Einrichtungen als auch den Klienten Sicherheit im Handeln.

Kliniken fur Kinder- und Jugendpsychiatrie sind befasst mit Familien oder einzelnen Kindern/Jugendlichen, bei
denen z.T. jahrelange Mafnahmen der Jugendhiife (Hilfen zur Erziehung) gescheitert sind. Dabei kann es
sich z.B. um einen mehrjahrigen Einsatz von Sozialpddagogischen Familienhilfen handeln, deren
Ergebnisqualitat weder kritisch Gberpriift noch im Verlauf durch Modifizierungen verbessert wurde.
Pathologische Strukturen werden dadurch bisweilen eher zementiert als positiv verandert. MafRnahmen der
stationéren Jugendhilfe sind aus kinder- und jugendpsychiatrischer Sicht (insofern subjektiv) hinsichtlich einer
Zielgerichtetheit oder Stringenz nicht immer nachvollziehbar. Es entsteht der Eindruck, dass Malnahmen
finanziert werden, ohne dass die Mittel und Konzepte zur Umsetzung der Hilfeplanung oder deren

(Zwischen-) Ergebnisse kritisch gepruft werden.

Die Krankenh&user unterziehen sich sowohl durch die jahrlichen Strukturierten Qualitatsberichte als auch
durch regelmaRige Priifungen des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen (MDK) einer externen,
unabhéngigen Uberpriifung der Notwendigkeit, ZweckmiRigkeit und Wirtschaftlichkeit der
Behandlungen. Angesichts der Tatsache, dass Fehlentwicklungen von Kindern und Jugendlichen trotz
Jugendhiife stattfinden, bedarf es m.E. Indikatoren dafiir, was wie ,hilft“ und v.a. einer externen Begutachtung
der Verlaufe, die im Auftrage des Kostentragers (Jugendamt) aber nicht durch denselben stattfinden sollten.

2. Kooperation zwischen Jugendhilfe und Kinder- und Jugendpsychiatrie:

# Forderung der Kooperation zwischen Jugendhilfe/Heimerziehung und KJPP
»  Verbindlichkeit der Jugendhilfe in der Betreuung von Kindern/Jugendlichen
»  Durchlassigkeit der Finanzierungssysteme SGB V und SGB VI

»  Einrichtung von Clearingstellen

Die Diskussionsbeitrdge der stattgefundenen Sitzungen des ,Runden Tisches® legen nahe, der
Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen der Jugendhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie einen
verbindlichen und strukturierten Rahmen zu geben (z.B. auch Liaison-Dienste (KJPP in JH). Hierfir bedarf es
auf ,beiden Seiten” neben der grundsatzlichen Bereitschaft personeller und somit finanzieller Ressourcen,

Gegenseitige Hospitationen, gemeinsame Fortbildungen und Fallkonferenzen finden auf lokaler Ebene bereits
von je her statt. Sie sind aber stets abhangig von der freiwilligen Bereitstellung der Ressourcen (Personal,
Zeit, Raum), regionalen Begebenheiten (Distanzen) und persénlichen Sympathien. (Versorgungs-) Politischer
Wille wiirde verbindliche(re) Regelungen zwischen Jugendhilfe und Gesundheitssystem fordern und férdern.
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Kliniken far Kinder- und Jugendpsychiatrie machen die Erfahrung, dass Jugendhilfemanahmen wahrend
oder sogar durch die Aufnahme in einem Krankenhaus beendet werden. Was bei Aufnahmen in einer
Kinderklinik oder —chirurgie undenkbar wére, findet bei einer Behandlung in der Psychiatrie statt. Dadurch
scheitern Kinder/Jugendliche nicht nur bereits recht kurz nach Einleitung einer Mafnahme der Jugendhilfe
(.s0 wollen wir Dich nicht!") sondern verlieren manchmal auch nach Monaten oder Jahren eines
Bindungsversuchs ihren Lebensmittelpunkt. Einrichtungen der stationdren Jugendhilfe miissen
verpflichtet werden, wihrend der gesamten Dauer einer Behandlung in ihrer Verantwortung zu
bleiben, den Kontakt zu halten und sich an der weiteren Hilfeplanung aktiv zu beteiligen.

MaRnahmen der Jugendhilfe (ambulant oder stationar) missen auch wahrend einer (teil-) stationsren
Behandlung in einer Klinik weiter finanziert werden, damit der Kontakt zu den Klienten/Patienten gehalten,
Besuche gemacht, Belastungserprobungen in der Einrichtung durchgefuhrt und ggf. auch eine Mitbetreuung
in der Klinik durch Mitarbeiter der Einrichtung méglich sind. Patienten einer Kinder- und Jugendpsychiatrie
sind nicht entweder psychisch krank oder haben einen padagogischen Hilfebedarf | Ebenso wenig sind alle
Patienten mit dem Tag ihrer Entlassung gesund. Der Erziehungsauftrag endet nicht an der Tir zur Kinder-
und Jugendpsychiatrie. SGB VIil-Leistungen miissen daher trotz der Inanspruchnahme von SGB V-
Leistungen (paraliel) durchfiihrbar sein, um psychisch kranken Kindern und Jugendlichen Entwicklung zu
ermdglichen.

Eine Unterbringung von Kindern und Jugendlichen, die einer stationédren KJPP-Behandlung nicht (mehr)
bedurfen, bei denen eine Rickkehr in das Elternhaus nicht mdglich ist, sollte verbindlich geregelt sein. Bereits
gefordert wurden Einrichtungen, die — zumindest fiir einen Ubergang - eine Aufnahmeverpflichtung
haben. Hier ist bisweilen schnelles Reagieren notig. Die Aufnahme in einer Inobhutnahmestelle ist nicht in
jedem Fall eine geeignete Lésung (Betreuungsschlissel, haltgebende, grenzsetzende Angebote fehlen).

Ein politischer Wille zu einer engen Verzahnung arztlich-therapeutischer mit padagogischer Hilfen, sollte auch
die Kliniken fir Kinder- und Jugendpsychiatrie “schiitzen”: der Auftrag der Krankenh#user ist ein kurativer. An
der Schnittstelle zur Jugendhilfe erlebt die KJPP eine hochfrequente Uberpriifung der stationzren
Behandlungsnotwendigkeit durch den Medizinischen Dienst der Krankenkassen {MDK). Es ist eher Regel als
Ausnahme, dass eine ,sekundére Fehlbelegung" und eine daraus resultierende (rickwirkende) Kiirzung von
Entgelten festgestellt wird, sobald seitens der Kliniken mit einer koordinierten Hilfeplanung mit den
Jugend@mtern oder sogar konkreten Jugendhilfeeinrichtungen begonnen und entsprechend koordiniert wird.
Fir die Kliniken birgt diese Praxis mit ihrer Verkennung des hohen koordinativen Aufwandes durch die
Kostentrager/den MDK ein hohes finanzielles Risiko und nicht unerhebliche Verluste.

Die Etablierung von interdisziplindren und —institutionellen Clearingstellen (ahnlich dem ,Grenzganger-
projekt* der HAW, Jugendhilfe und KJPPP Elmshorn) solite regional in Kooperation mit den
Versorgungskliniken gefordert werden. Hier existieren bereits gemeinsame Fallberatungen, die aber eines
Rahmens und einer Verbindlichkeit ahnlich der des Elmshorner Projekts bediirfen.

A

o :
<. Oliver ;Soyka

Liibeck, 14. September 2016

Chefarzt

Facharzt fur Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie
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Du bist es wert ! Dies alles und noch viel mehr...

Du bist es wert, dass ich versuche, Dir einen Weg zu zeigen !

Du bist es wert, dass ich versuche, Dir zu helfen, Deine Fihigkeiten zu
entdecken und zu entwickeln !

Du bist es wert, dass ich Deine Aggressionen und Beschimpfungen
aushalte, solange es notig ist !

Du bist es wert, dass ich manchmal hart bin und Dir Grenzen zeige !

Du bist es wert, dass ich Dich in den Arm nehme, wenn Du es zulassen
kannst !

Du bist es wert, dass ich und andere Dir Anerkennung zeigen, wenn Du
Dich bemiihst !

Du bist es wert, dass ich Deinen Arger auf mich ertrage !

Du bist es wert, dass ich mich freue, wenn Dir etwas gelingt !

Du bist es wert, dass ich mich nicht abweisen lasse, wenn Du auf einem
falschen Weg bist !

Du bist es wert, dass ich Dir Deine negativen Seiten zeige, damit Du sie
erkennst - und dass ich Deine Wut dariiber ertrage !

Du bist es wert, dass ich Dir Deine positiven Seiten zeige und helfe, sie zu
entwickeln !

Du bist es wert, dass ich Dich festhalte, wenn Du vor Deinen Problemen
davonlaufen willst — und vor Dir selbst !

Du bist es wert, dass ich mich Deiner Wut entgegenstelle und Dich davor
schiitze, Dir oder anderen zu schaden !

Du bist es wert, dass ich dabei manches Risiko eingehe !

Du bist es wert, dass ich mich schime, wenn ich einmal ungerecht bin !

Du bist es wert, dass ich mich dann bei Dir entschuldige !

Du bist es wert, dass ich meine Enttiuschung iiberwinde, wenn Du in alte
Verhaltensweisen zuriickfallst !

Du bist es wert, dass ich mich mit Dir iiber Deine Fortschritte freue !

Du bist es wert, dass ich mich klein, unfihig und verzweifelt fiihle, wenn
ich es zeitweise gar nicht schaffe, Dich weiterzubringen !

Du bist es wert, dass ich Dich fordere, auch wenn es Dir manchmal
unangenehm ist und schwer fillt !

Du bist es wert, dass wir beide uns anstrengen !

Du bist es wert, dass ich mich gliicklich fiihle, wenn Du Deine Probleme
gelost hast !

Du bist es wert, dass ich vielleicht viele Jahre warten muss, bis ich Dir
auch etwas wert bin !

Du bist es wert, dass wir beide mit diesen Gedanken einen neuen Anfang
machen - von jetzt an jeden Tag

K.T.
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Fachbereich Jugend Flensburg, 11.10.2016
- Fachbereichsleitung - Welz-Nettlau/Pa, & 23 27

Runder Tisch Heimerziehung am 29.09. , Strategien der Weiterentwicklung*

Statement

Wenn es ein Konzept der Weiterentwicklung der Heimerziehung in Schleswig-
Holstein gabe, wo wiirden Sie als erstes ansetzen? Und was kame an zweiter

und an dritter Stelle?

Die Beantwortung der Frage ist hoch komplex und nicht allein mit drei Prioritaten zu
beantworten. Grundsatzlich méchte ich folgende Thesen und Rahmenbedingungen

voranstellen:

Thesen:

Das SGB VIII formuliert fachliche Standards — sie kbnnen gelebt und umsetzt

werden.

,Wir sind auf dem Weg*“: An vielen Stellen, u. a. auch am Runden Tisch Heimerzie-
hung, wird an der Frage der Fachlichkeit und der Haltung gearbeitet. Dieses ist sinn-
voll und gut. Trotzdem stellt sich die Frage: Wie kann der Prozess / der Runde Tisch
Heimerziehung nachhaltig wirken?

Die Ergebnisse des Prozesses und des Runden Tisches sind in eine landesweite
Diskussion zu Ubertragen. Dafiir erscheint mir der Landesjugendhilfeausschuss als
geeignetes Instrument. Des Weiteren haben die Teilnehmer des Runden Tisches
meines Erachtens die Verantwortung, den weiteren Prozess vor Ort zu gestalten und
die Diskussion in die eigene Kommune zu bringen. Die Ergebnisse werden in
Flensburg sowohl den Mitarbeiterlnnen des Jugendamtes nahegebracht als auch in
der ,AG 78" sowie der Jugendhilfeausschuss diskutiert werden.

Das Landesjugendamt sollte flir den weiteren Prozess zustandig zu sein und soll die
Jugendhilfe z. B. durch Fortbildung unterstiitzen.
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Rahmenbedingungen

Das Konzept zur Weiterentwicklung der Heimerziehung braucht Rahmenbedingun-
gen. Dazu gehdren die Wertschatzung und das Vertrauen zwischen 6ffentlichem und
nicht éffentlichem Trager, dass gemeinsam an Einzelfallen und an tbergreifenden
Themen gearbeitet werden kann. Der Prozess und die Umsetzung brauchen ein
Controlling. Wenn dieses gut funktioniert, kann die Kontrolle auf das minimal Not-
wendigste beschrankt werden. Es braucht weiterhin noch Raum fur fachliche Arbeit.
Nicht ,der Skandal“ soll im Vordergrund stehen, sondern die vielen positiven fachli-
chen Anséatze. In ganz seltenen Einzelféllen wird in den Leistungs- und Entgeltver-
handlungen deutlich, dass es Einrichtungen gibt, die mit uns in der oben genannten
Grundhaltung nicht Gbereinstimmen. Diese machen auch deutlich, dass finanzielle
Interessen im Vordergrund stehen. Dieses sind jedoch seltene Einzelfalle. In der
Regel handelt es sich bei den Tragern um Einrichtungen mit groBem Engagement,
um die Aufgaben gemeinsam mit dem Jugendamt im Sinne der Kinder und Jugendli-

chen und ihren Eltern zu I6sen.

Bei der Betreuung der besonderen Jugendlichen gibt es tUberforderte Erzieherinnen
und Erzieher. Sie geraten in Grenzsituationen. Sie mussen fachlich begleitet werden.
Dazu brauchen sie Unterstlitzung durch kompetente Leitung, Fortbildung und Super-

vision.

Die Finanzierbarkeit der Heimerziehung muss auf Seiten der Trager und auf Seiten
der Kommunen gewahrleistet werden kdnnen. Dabei ist der Spagat hinzubekommen,
dass einerseits die Fachkréfte leistungsgerecht bezahlt werden andererseits die
Kommunen diese finanzielle Belastung bewaltigen kénnen. Die Sozialhaushalte be-
lasten die Kommunen erheblich. Eine Qualitatsentwicklung braucht deshalb in finan-

zieller Sicht die Unterstitzung des Landes.

Der Fachkraftemangel fihrt zu unbesetzten Stellen, so dass die Gefahr besteht, die
Qualitat nicht mehr zu halten. Der Fachkraftemangel ist einerseits durch den zusatz-
lichen Bedarf an Fachkraften andererseits durch die Generationsfrage bedingt. Es
bedarf einer landesweiten Ausbildungsinitiative flr Erzieherlnnen und
Sozialpadagoglnnen. Daflir muss das Land Finanzen zur Verfliigung stellen und
dieses Thema ministeriumsibergreifend annehmen.
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Nach wie vor bleibt die ungeldste Frage, wie Schleswig-Holstein mit den Einrichtun-
gen umgeht, in denen andere Jugendamter auBBerhalb von Schleswig-Holstein die
Platze belegen.

Weiterhin ist die Frage ungeklart, wie mit Jugendlichen umzugehen ist, die sich in
Grenzsituationen befinden. Die Fallzahl dieser besonderen Zielgruppe ist zuneh-
mend. Es gibt meines Erachtens zu wenig Einrichtungen, die ein entsprechendes
Konzept vorhalten. Dieses Thema muss unbedingt angegangen werden.

3) Quintessenz — Prioritat

Als Quintessenz der Runden Tische und der oben genannten Ausfiihrungen méchte

ich vier Punkte herausarbeiten:

= Wir missen uns um die besonderen Jugendlichen kiimmern, weil Schleswig-

Holstein diese ,Krise® klaren missen.

= Den Prozess der Fachlichkeit, der gemeinsamen Haltung und Wertschatzung

voranbringen.

= Den Fachkraftemangel angehen.

= Die Frage der Finanzierung l6sen

Welz-Nettlau
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Sozialausschuss

SCHLESWIG- Peter Eichstadt
HOLSTEINISCHER Vorsitzender
LANDTAG

Landeshaus, Dusternbrooker Weg 70, 24105 Kiel Ihr Zeichen:

Ihre Nachricht vom:

Mein Zeichen: L 212

Meine Nachricht vom:
Bearbeiter/in: Petra Tschanter

Telefon (0431) 988-1144
Telefax (0431) 988-610 1180

Sozialausschuss@Ilandtag.ltsh.de

10. Marz 2016

Runder Tisch zur Situation der Heimerziehung in Schleswig Holstein
Einladung zur ersten Sitzung am 14.4.2016, Landeshaus

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Schleswig-Holsteinische Landtag hat den Sozialausschuss beauftragt, ei-
nen ,Runden Tisch zur Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein®
einzurichten mit dem Ziel, die aktuelle Situation von Kindern und Jugendlichen
in stationaren Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe zu diskutieren. Im Ergeb-
nis sollen mégliche Handlungsfelder fir eine Weiterentwicklung der Heimerzie-
hung aufgezeigt werden. Der Runde Tisch ist als Reihe von sechs Veranstal-
tungen mit Expertinnen und Experten geplant (vgl. Anlage). Die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer werden sich aus ihren unterschiedlichen Verantwortlichkei-
ten heraus mit wichtigen Teilaspekten des Themas befassen und dabei die
jeweiligen Perspektiven der Akteure einbringen.

In den Erérterungen wird es darum gehen, Daten und Fakten, fachliche Positio-
nen und Einschatzungen der Praxis zu debattieren. Dabei sollen die Bereiche
Planung - als Hilfeplanung im Einzelfall und als Einrichtungsplanung mit der
Betriebserlaubnis -, Leistungsgewéahrung, padagogische Standards und ihre
Umsetzung in der Praxis sowie begleitende Unterstlitzung und Qualitatssiche-
rung durch Trager, Jugendamter und Landesjugendamt vertiefend in den Blick
genommen werden.




2.

In jeder Veranstaltung soll es einflihrende Statements von Experten aus dem
Teilnehmerkreis und gegebenenfalls auch den Input eines I&anderlbergreifend
tatigen Sachverstandigen geben. Die wissenschaftliche Begleitung und Modera-
tion der Veranstaltung hat Frau Dr. Vera Birtsch (Hamburg), unterstiitzt durch
das Deutsche Institut fir Sozialwirtschaft (Kiel) Gbernommen.

Zur Erdffnungssitzung mdéchte ich Sie beziehungsweise sachkundige Vertrete-
rinnen und Vertreter aus lhrer Institution/lhrem Verbandsbereich hiermit einla-
den. Diesbeziiglich verweise ich auf die angehangte Liste. Bitte melden Sie die
von lhrer Seite bestimmten Teilnehmerinnen und Teilnehmer - es kénnen auch
mehrere Personen sein - bis zum 1. April 2016 an die oben aufgefiihrte E-Mail-
Adresse.

Termin: 14. April 2016, 14 bis 18 Uhr
Ort: Landeshaus, Diisternbrooker Weg 70, Plenarsaal

Als auswartige Expertin wird zu Beginn Frau Sandra Fendrich, Arbeitsstelle
Kinder- und Jugendhilfestatistik an der Universitdt Dortmund, zu Daten und
Fakten der Heimerziehung in Schleswig-Holstein sprechen.

Wir wirden uns freuen, wenn die von lhnen benannten Personen auch bei der
Schlussveranstaltung und gegebenenfalls einer Themenveranstaltung teilneh-

men wirden. Hierzu erhalten Sie gesonderte Einladungen.

Mit freundlichen GriiBen

pLLS

Vorsitzender des Sozialausschusses

Anlagen
Anhang zum Einladungsschreiben
Einladungsliste



SCHLESWIG-
HOLSTEINISCHER
LANDTAG

Anlage zum Einladungsschreiben Runder Tisch ,,Heimerziehung*

(1) Situation der Heimerziehung in Schleswig-Holstein

Input von Sandra Fendrich, Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik an der Universitat Dort-
mund zu Daten und Fakten.

Statements und Diskussion zu: Zielgruppen und Fallzahlen, Tréager-, Platz- und Angebotsstruktu-
ren. Besonderheiten aus landeribergreifender Sicht, aus der Perspektive der Jugendamter und
der Einrichtungstrager. Starken und Schwéachen des Angebotssystems, Partizipation in Einrich-
tungen.

Termin: 14. April 2016, 14 bis 18 Uhr Ort: Landeshaus, Kiel, Plenarsaal

(2) 'Gesamtverantwortung' der 6ffentlichen Jugendhilfe und Erfahrungen in der Zusam-
menarbeit im 'jugendhilferechtlichen Dreieck’

Statements und Diskussion zu: Rolle und Aufgabe der Jugendamter (u.a. Jugendhilfeplanung,
Finanzierungsverantwortung, Qualitatsentwicklung, Hilfeplanung und Case-Management). Rolle
und Aufgabe des Landesjugendamtes. Erfahrungen in der Zusammenarbeit von Jugendamtern,
Tragern der freien Jugendhilfe, Leistungsberechtigten. Anforderungen nach dem SGB VIII und
Arbeitsrealitat, Personalressourcen der Jugendamter und des Landesjugendamtes.

Termin: 26. Mai 2016, 14 bis 18 Uhr Ort: Landeshaus, Kiel, Konferenzsaal

(3) Leben und Arbeiten in der Heimerziehung I: Angebote und Fachlichkeit

Statements und Diskussion zu: Charakteristischen Merkmalen des Heimplatzangebots in
Schleswig-Holstein im Einzelnen nach Starken und Schwéchen. Zielgruppen (auch minderjahri-
ge unbegleitete Flichtlinge), Fachkonzepte, Betreuungsrelation, Milieundhe/Milieuferne, Sozial-
raumbezug, Personalressourcen. Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren, Stér- und Unterstit-
zungsquellen im padagogischen Alltag.

Termin: 2. Juni 2016, 14 bis 18 Uhr Ort: Landeshaus, Kiel, Plenarsaal



(4) Leben und Arbeiten in der Heimerziehung II: Workshop speziell fiir Jugendliche

Workshop zu den Themen: Alltag der Kinder und Jugendlichen, Beteiligung und Beschwerde-
moglichkeiten, Schule und Ausbildung.

Organisation und Durchfiihrung: Kinderschutzbund Landesverband Schleswig-Holstein e.V.

Termin: September 2016 Ort: wird noch bekannt gegeben

(5) Umgang mit Grenzsituationen und mit besonderen Zielgruppen
Statements und Diskussion u.a. zu: Umgang mit und Angebote fiir ,schwierige Falle“, aktueller
Stand der Fachkonzepte, geschlossene Heimerziehung und Alternativen, Umgang mit Gewalt in

Einrichtungen, mit Risikoverhalten und Drogenkonsum.

Termin: 8. September 2016, 14 bis 18 Uhr Ort: Landeshaus, Kiel, Plenarsaal

(6) Ergebnisse und Handlungsfelder zur Weiterentwicklung der Heimerziehung

Statements und Diskussion zu: Perspektiven der Weiterentwicklung, Erérterung konkreter Emp-
fehlungen, Zusammenfassung der Ergebnisse.

Termin: 29. September 2016 Ort: Landeshaus, Kiel, Plenarsaal



Aufstellung der Teilnehmer vom Runden Tisch ,,Heimerziehung*

in Kiel, Landeshaus, Plenarsaal

Institution

Name

Vorname

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen
Landesverbande; Schleswig-
Holsteinischer Landkreistag

Reimann, Dr.

Johannes

Autonomes Madchenhaus Kiel/Lotta e.V. ,

Anlauf- und Beratungsstelle
Geschaftsfihrung Lotta e.V.

Bendixen

Juliane

AWO Landesverband Schleswig-Holstein
e.V.

Heckert

Jana

AWO Landesverband Schleswig-Holstein
e.V.

Kleinwort

Markus

AWO Landesverband Schleswig-Holstein
e.V.

Kuring-Arent

Eveline

AWO Landesverband Schleswig-Holstein
e.V.

Matthews

Jorg

AWO Landesverband Schleswig-Holstein
e.V.
Geschaftsfuhrer

Selck

Michael

AWO Landesverband Schleswig-Holstein
e.V.

Williams

Duke

Berufliche Schule des Kreises
Nordfriesland in Niebill
Abteilung flir sozialpadagogische Berufe

Friedenberg

Thomas

Berufliche Schule des Kreises
Nordfriesland in Niebull
Abteilung flir sozialpadagogische Berufe

Miuller

Henrik

Berufliche Schule des Kreises
Nordfriesland in Niebll
Abteilung fir sozialpadagogische Berufe

Oelenberg

Julia

Berufsbildungszentrum Dithmarschen
Fachschule Sozialpadagogik

Grimm

Christine

Briicke EImshorn e.V., Wohngruppe
Wilhelm-Busch-Weg
Leitung

Klaewer

Christin
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Institution Name Vorname
Blrgerbeauftragte des Landes Schleswig- | EI Samadoni Samiah
Holstein fur soziale Angelegenheiten

Blrgerbeauftragte

Blrgerbeauftragte fur soziale Kohl Eva
Angelegenheiten des Landes Schleswig-

Holstein

Caritasverband fur Schleswig-Holstein e.V. | Reiche Christiane
Deutscher Kinderschutzbund Barth Marc
Deutscher Kinderschutzbund Kreisverband | Liegmann Martin
Ostholstein e.V.

stellv. Vorsitzender

Deutscher Kinderschutzbund Kreisverband | Tuschewski Rudiger
Ostholstein e.V.

Deutscher Kinderschutzbund Belitz Andrea
Landesverband Schleswig-Holstein e.V.

Deutscher Kinderschutzbund Gunther Susanne
Landesverband Schleswig-Holstein e.V.

Geschaftsfuhrerin

Deutscher Kinderschutzbund Ortsverband | Schmoélz Mia
Heiligenhafen e.V.

Deutscher Kinderschutzbund, Johns Irene
Landesverband Schleswig-Holstein e.V.

Landesvorsitzende

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein Homann Anke
Landesverband der Inneren Mission e.V.

Geschaftsfihrung Leitungsbereich

Soziales

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein Keller Friedrich
Landesverband der Inneren Mission e.V.

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein Langholz Claudia
Landesverband der Inneren Mission e.V.

Geschaftsfuhrung Kinder- und Jugendhilfe,

Kindertagesstatten und Sozialpsychiatrie,

NGD

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein Nass Heiko

Landesverband der Inneren Mission e.V.
Landespastor und Sprecher des
Vorstandes
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Institution

Name

Vorname

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein
Landesverband der Inneren Mission e.V.
Referentin Kinder- und Jugendhilfe DW-
Schleswig-Holstein

Opelt

Petra

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein
Landesverband der Inneren Mission e.V.
Geschaftsbereichsleiter Kinder und
Jugendhilfe, Vorwerker Diakonie

Regenberg

Lutz

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein
Landesverband der Inneren Mission e.V.;
St. Nicolaiheim, Sundsacker
Geschaftsfuhrer

Lenz

Stefan

DRK-Landesverband Schleswig-Holstein
e.V. Sprecher des Vorstandes

Geerdts

Torsten

Elly-Heuss-Knapp Schule

Kohrs

Nick

Elly-Heuss-Knapp Schule
Abteilungsleiter

Stahlmann, Dr.

Martin

Fachhochschule Kiel, Fachbereich Soziale
Arbeit und Gesundheit
Dekanin

Lenz, Dr. Prof.

Gaby

Fachhochschule Kiel, Fachbereich Soziale
Arbeit und Gesundheit

Weiss

Anne

Familiengericht Kiel
Richterin am Amtsgericht

Stover

Anja

Familiengericht Lubeck
Richterin am Amtsgericht

Jacobs

Alexandra

Forum Sozial e.V.
Geschéftsfuhrerin

Holthusen

Anja

Forum Sozial e.V.; Trollkohnskoppel
Kinderhauser und Wohnstatten

Kastl

Michael

Forum Sozial e.V.; Trollkohnskoppel
Kinderh&user und Wohnstatten

Montz-Pltz

Dorette

Forum Sozial e.V.; Trollkohnskoppel
Kinderh&user und Wohnstétten

ter Avest

Artur

Forum Sozial e.V.; Trollkohnskoppel
Kinderhduser und Wohnstatten

Thiele

Carsten
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Institution

Name

Vorname

Hansestadt Lubeck, Bereich
Familienhilfe/Jugendamt

Bereich Qualitatsmanagement,
Fachberatung, Jugendamt Lubeck

Behrmann

Christopher

Hochschule fir Angewandte
Wissenschaften, Hamburg
Fakultat Wirtschaft und Soziales

Jorns-Presentati

Astrid

Helios Klinikum Schleswig Kinder- und
Jugendpsychiatrie und -psychotherapie
Chefarzt

Jung, Dr.

Martin

IKH - Interessengemeinschaft Kleine
Heime & Jugendhilfeprojekte Schleswig-
Holstein e.V.

1. Vorsitzender AKSH, Trager und Leitung
"Alte Schule Bojum"

Brummack

Johannes

IKH - Interessengemeinschaft Kleine
Heime & Jugendhilfeprojekte Schleswig-
Holstein e.V.

Tragerin und Leiterin "Kinderhaus Husby"

Korneffel

Christine

IKH, Innovative & Kreative Hilfen e.V.
Geschéftsfuhrer

Kedves

Albert

Fachhochschule Kiel, Institut fur
Partizipation und Bildung
Vorstand

Knauer, Dr. Prof.

Raingard

Fachhochschule Kiel, Institut fur
Partizipation und Bildung

Aghamiri, Dr.

Kathrin

Ehem. Jugendamt Steinburg
Mitglied Clearinggruppe des Projekts
"Grenzganger"

StroRRner

Harry

Kinder- und Jugendhilfe-Verbund, Kiel
Vorstandsvorsitzender

Roeloffs

Nahmen

Kinder- und Jugendhaus St Josef

Brauer

Birgit

Kinder- und Jugendhaus St Josef

Gotting

Stefan

Kinder- und Jugendhilfe-Verbund

Paterson

Colin

Kinder- und Jugendhilfe-Verbund

Weichert

Ramdas

Kinder- und Jugendhilfe-Verbund Fockbek
Regionalleiter

Neubauer

Karsten
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Institution Name Vorname
Kinder- und Jugendhilfeverbund Lubeck Becker Patrick
Padagogische Leitung

Kinder- und Jugendhilfe-Verbund Libeck | Varner-Tummler Andrea
Geschaftsfihrende Regionalleitung

Kinderheim Erwin Steffen Steffen Heidrun
Kinder-und Jugendhilfeverbund Lubeck Keller Manuela
Kinder- und Jugendhilfeverbund, Kiel Schoof Ute
Kinder- und Jugendhilfeverbund, Kiel Sonnichsen Holger
Regionalleitung

Kinder- und Jugendhilfeverbund, Kiel Tabea Dramm
KJSH, Stiftung fur Kinder-, Jugend- und Facklam Hasko
Soziale Hilfen

Geschaftsfihrung KJSH-Stifung, Bereich

Ambulante Hilfen PI6n

Kreis Dithmarschen, Jugendamt Holtschneider Bernd
Leiter Fachdienst Sozialpadagogische

Hilfen

Kreis Dithmarschen, Borwieck Dethlefs Ute

Jugendhilfeausschuss
Vorsitzende

Kreis Dithmarschen, Kreisjugendamt Dumchen Renate-Agnes
Geschaftsbereichsleiterin

Kreis Herzogtum Lauenburg, Jugendamt Jung Rudiger
und Jugendhilfeausschuss

Leiter Fachbereich Jugend, Familie,

Schulen und Soziales

Kreis Nordfriesland Bonnel3 Sonke
Leitung Allgemeiner Sozialer Dienst

Kreis Nordfriesland, Jugendhilfeausschuss | Matthiesen Birte
Jugendhilfeausschuss Kreis NF

Kreis Ostholstein, Jugendamt Gruter Alfred
Leiter des Fachdienstes Soziale Dienste

Kreis Ostholstein, Badenhop, Dr. Matthias

Jugendhilfeausschuss
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Institution

Name

Vorname

Kreis Pinneberg,

Jugendhilfeausschuss

Staudinger

Amreil

Kreis PI6n, Amt fir Jugend und Sport
Amtsleitung

BréRkamp

Anselm

Kreis PI6n, Amt fir Jugend und Sport
Leiter Allgemeiner Sozialer Dienst

Ruddies

Marc

Kreis Pl6n, Jugendhilfeausschuss
Vorsitzender

Peetz

Tade

Kreis Rendsburg-Eckernférde Jugend- und
Sozialdienst
Fachdienstleitung

Barde

Axel

Kreis Rendsburg-Eckernférde Jugendamt
und Jugendhilfeausschuss
Fachgruppenleitung Wirtschaftliche
Jugendhilfe/Fachberiech Jugend und
Familie

Hofmann

Uwe

Kreis Rendsburg-Eckernférde Jugendamt
und Jugendhilfeausschuss
Fachbereichsleitung/Fachbereich Jugend
und Familie

Schmidt

Norbert

Kreis Rendsburg-Eckernférde Jugendamt
und Jugendhilfeausschuss
Jugendhilfeplanung/Fachbereich Jugend
und Familie

Sorensen

Susanne

Kreis Schleswig-Flensburg, Jugendamt
und Jugendhilfeausschuss

Engelhardt, von

Berndt

Kreis Schleswig-Flensburg, Jugendamt
und Jugendhilfeausschuss
Stabsstelle

Karstens

Glnter

Kreis Schleswig-Flensburg, Jugendamt
und Jugendhilfeausschuss
Fachbereichsleiter Jugend und Familie

Wellenstein, Dr.

Andreas

Landes-Arbeitsgemeinschaft der freien
Wohlfahrtsverbande
Geschaftsfuhrerin

Kitschke

Gesa

Seite 6




Institution

Name

Vorname

Landes-Arbeitsgemeinschaft der privaten
Jugendhilfeverbande Schleswig-Holstein
e.V.

stellvertr. Vorsitzender

Steffen

Pierre

Landes-Arbeitsgemeinschaft der privaten
Jugendhilfeverbénde Schleswig-Holstein
e.V.

Geschaftsfuhrer VPE e.V.

Tischler

Klaus

Landesbeauftragter fur Menschen mit
Behinderung

Braun

Arne

Landeshauptstadt Kiel, Jugendamt
Leiterin

Muerkoster

Marion

Landeshauptstadt Kiel, Jugendamt
Abteilungsleiter des Allgemeinen Sozialen
Dienstes

Voerste

Thomas

Landeshauptstadt Kiel, Jugendamt Kiel

Barfod

Rabea

Landeshauptstadt Kiel, Jugendamt,JMA
Jugendhilfeausschuss

Swoboda, Dr.

Susanna

Landesjugendhilfeausschuss Schleswig-
Holstein
Vorsitzender

Jensen

Jens Peter

Landesjugendhilfeausschuss Schleswig-
Holstein
Leiter JugendhilfeNetzwerk Nord-Ost

Kock

Thomas

Landesjugendring Schleswig-Holstein
Geschaftsfuhrerin

Busch

Anne-Gesa

Landesjugendring Schleswig-Holstein
stv. Vorsitzende

Winter

Verena

Landeskoordinationsstelle der ambulante
Betreuungsdienst Regionalstelle
Hansestadt Libeck Regionalstelle Kreis
Ostholstein

Groth

Solvejg

Ministerium fur Schule und Berufsbildung

Fey

Martina

Ministerium fur Schule und Berufsbildung

Fischenbeck-Ohlsen

Kirsten
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Institution

Name

Vorname

Ministerium fur Schule und Berufsbildung

Schiffler

Claudia

Ministerium fur Soziales, Gesundheit,
Wissenschaft und Gleichstellung
Staatssekretérin

Langner

Anette

Ministerium fUr Soziales, Gesundheit,
Wissenschaft und Gleichstellung
Abteilungsleiterin, Leitung
Landesjugendamt

Duda, Dr.

Silke

Ministerium flr Soziales, Gesundheit,
Wissenschaft und Gleichstellung, Leiter
Referat Heimaufsicht/Heimberatung

Friedrich

Thomas

Ministerium flr Soziales, Gesundheit,
Wissenschaft und Gleichstellung
Referat Heimaufsicht/Heimberatung

Liedtke

Sandra

Ministerium fur Soziales, Gesundheit,
Wissenschaft und Gleichstellung

Mackeprang

Astrid

Ministerium fur Soziales, Gesundheit,
Wissenschaft und Gleichstellung

Referat Rechts-u.Grundsatzangelegenhei-
ten Jugendhilfe, Jugendpolitik, Jugendfor-
derung, Kinder- und Jugendschutz

Meeder

Klaus

Ministerium fur Soziales, Gesundheit,
Wissenschaft und Gleichstellung

Westermann

Mark

Ministerium fir Soziales, Gesundheit,
Wissenschaft und Gleichstellung

Wilke-Wolff

Andrea

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.

Borgward

Matthias

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.
Heimleitung Haus Arild

Bracker

Frank

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.

Christliche Stiftung fur
Sonderpadagogische Forderung Altenhof
(Das Heilpadagogium an der Ostsee)

Brother

Kerstin

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.

Dreckmann

Jan
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Institution

Name

Vorname

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.
Geschéftsfihrender Vorstand

Ernst-Basten

Glnter

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.
Kinderschutz-Zentrum Kiel

Florian

Manuel

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.

Howe

Nicole

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.

Briicke Schleswig-Holstein gGmbH,
Beratung und Information Neumdinster

Isemer

Rebecca

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.
SOS-Kinderdorf e.V., SOS Kinderdorf
Harksheide

Kraft

Jorg

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.

Christliche Stiftung fur
Sonderpédagogische Forderung Altenhof
(Das Heilpadagogium an der Ostsee)

Meier

Oliver

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.

Briicke Schleswig-Holstein gGmbH,
Ambulante Kinder- Jugend- und
Familienhilfe Kiel

Moller

Harald

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.

Moller

Morlin

PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein e.V.
SterniPark GmbH

Moysich

Leila

PETZE Institut fir Gewaltpravention
gGmbH

Schele

Ursula

RBZ I, Kiel

Schartenberg

Marcus
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Institution

Name

Vorname

Regio Kliniken GmbH, Abt. fur Kinder- und
Jugendpsychiatrie und Psychotherapie
Chefarztin, Fachéarztin fur Kinder- und
Jugendpsychiatrie, Psychotraumalogie

Vetter

Anna

Regionales Berufsbildungszentrum
Soziales, Erndhrung und Bau (RBZ1)

Tams

Kerstin

Regionales Berufshildungszentrum
Soziales, Erndhrung und Bau (RBZ1)

Wrage

Gudrun

SOS-Kinderdorf Schleswig-Holstein e.V.
Einrichtungsleiter

Baumann

Dirk

Stadt Flensburg, Jugendamt
Leitung Fachbereich Jugend

Welz-Nettlau

Karen

Stadt Neumunster Jugendamt und
Jugendhilfeausschuss, Fachdienstleiterin
Allgemeiner Sozialer Dienst

Ratjens

Britta

Verband privater Einrichtungen der Kinder-
und Jugendbhilfe in Schleswig-Holstein e.V.
(VPE)

Neugebauer

Dieter

Verband privater Einrichtungen der Kinder-
und Jugendbhilfe in Schleswig-Holstein e.V.
(VPE)

stv. Geschaftsfuhrerin

Rohde

Katharina

Verband privater Einrichtungen der Kinder-
und Jugendbhilfe in Schleswig-Holstein e.V.
(VPE)

Steffen

Erwin

Vorwerker Fachklinik fur Kinder- und
Jugendpschiatrie, - psychosomatik und -
psychotherapie

Chefarzt

Soyka

Oliver

Mitglied des Sozialausschusses des
Schleswig Holsteinschen Landtages

Bohn

Marret

Mitglied des Sozialausschusses des
Schleswig Holsteinschen Landtages

Baasch

Wolfgang

Mitglied des Sozialausschusses des
Schleswig Holsteinschen Landtages-
Vorsitzender-

Eichstadt

Peter

Seite 10




Institution Name Vorname
Mitglied des Sozialausschusses des Dudda, Wolfgang
Schleswig Holsteinschen Landtages-

Stellv. Vorsitzender-

Mitglied des Sozialausschusses des Ratje-Hoffmann Katrin
Schleswig Holsteinschen Landtages

Mitglied des Sozialausschusses des Meyer Flemming
Schleswig Holsteinschen Landtages

Mitglied des Sozialausschusses des Jasper Karsten
Schleswig Holsteinschen Landtages

Mitglied des Sozialausschusses des Klahn Anita
Schleswig Holsteinschen Landtages

Mitglied des Sozialausschusses des Tietze Andreas
Schleswig Holsteinschen Landtages

Mitglied des Sozialausschusses des Neve Hans Hinrich
Schleswig Holsteinschen Landtages

Mitglied des Sozialausschusses des Pauls Birte
Schleswig Holsteinschen Landtages

Teilnehmer des ,,Workshop Moderation

Heimerziehung“

18 Jugendliche und zwei junge
Erwachsene aus verschiedenen Kinder-
und Jugendhilfeeinrichtungen des Landes
Schleswig-Holstein

die Moderationsfachkrafte unter der Regie des
Deutschen Kinderschutzbundes Schleswig-
Holstein:

Angelika Thomsen, Kinder- und Jugendarbeit/
Sozialplanung/ Jugendhilfeplanung Stadt Glinde,
Glinde/ Trittau

Jana Heckert, Multiplikatorin fir Demokratie in
der Heimerziehung, Ellerau

Marc Barth, DKSB Landesverband Schleswig-

Holstein e.V., Kiel
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Referenten

Name

Vorname

Arbeitsstelle Kinder- und
Jugendhilfestatistik an der Universitat
Dortmund, wissenschaftliche Mitarbeiterin

Fendrich

Sandra

Burgerbeauftragte des Landes Schleswig-
Holstein flr soziale Angelegenheiten
Burgerbeauftragte

El Samadoni

Samiah

con_sens Consulting fur Steuerung und
soziale Entwicklung, Hamburg,
wissenschaftlicher Mitarbeiter

Klein

Michael

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein
Landesverband der Inneren Mission e.V.
Landespastor und Sprecher des
Vorstandes

Nass

Heiko

Fachhochschule Kiel, Institut fur
Partizipation und Bildung
Vorstand

Knauer, Dr. Prof.

Raingard

Fachhochschule Kiel, Institut fur
Partizipation und Bildung

Aghamiri, Dr.

Kathrin

Landes-Arbeitsgemeinschaft der privaten
Jugendhilfeverbande Schleswig-Holstein
e.V.,stellvertr. Vorsitzender

Steffen

Pierre

Ministerium fur Schule und Berufsbildung

Schiffler

Claudia

Professor fur Intensivpadagogik an der
Fliedner Fachhochschule Disseldorf,
Bereichsleiter beim Leinerstift e.V.,
Evangelische Kinder-, Jugend- und
Familienhilfe, Grol3efehn

Baumann, Prof.

Benno

Professor fur Psychologie im Studiengang
Soziale Arbeit an der Hochschule fur
Angewandte Wissenschaften, Hamburg
Fakultat Wirtschaft und Soziales

Groen, Dr. Prof.

Gunter

Regio Kliniken GmbH, Abt. fir Kinder- und
Jugendpsychiatrie und Psychotherapie
Chefarztin, Facharztin fur Kinder- und
Jugendpsychiatrie, Psychotraumalogie

Vetter

Anna

Stadt Kiel, Jugendamt, Leiterin

Muerkoster

Marion
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Auf den Podien diskutierten:

(Angaben zur Person sind in der Teilnehmerliste enthalten)

Veranstaltung 26.05.2016

,Gesamtverantwortung' der 6ffentlichen Jugendhilfe und Erfahrungen in der
Zusammenarbeit im 'jugendhilferechtlichen Dreieck'‘: Renate-Agnes Dumchen,
Anja Holthusen, Anette Langner, Nahmen Roeloffs, Karen Welz-Nettlau

Veranstaltung 02.06.2016,,Leben und arbeiten in der Heimerziehung I,
Angebote und Fachlichkeit*: Rudiger Jung, Jorg Kraft, Eveline Kuring-Arent,
Marion Muerkdster, Pierre Steffen

Veranstaltung 08.09.2016,,Umgang mit Grenzsituationen und mit besonderen
Zielgruppen®:

Christopher Behrmann, Alexandra Jacobs, Dr.Martin Jung, Claudia Langholz,
Nahmen Roeloffs , Florian Schlender

Veranstaltung 29.09.2016 ,,Ergebnisse und Handlungsfelder zur
Weiterentwicklung der Heimerziehung*

Marret Bohn, Wolfgang Baasch, Lars Harms, Anja Holthusen, Irene Johns, Prof. Dr.
Raingard Knauer, Eveline Kuring-Arent, Anette Langner, Katja Ratje-Hoffmann, Dr.
Johannes Reimann, Oliver Soyka, Karen Welz-Nettlau
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